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Zu den Beiträgen in diesem Heft 


Dieses Heft der Prokla war zunächst von der Redaktionskonferenz mit dem Schwer- 
punkt ‚Analysen zur politischen Repression in der Bundesrepublik‘ konzipiert. Lei- 
der konnten — bis auf den hier veröffentlichten Artikel zur ökonomischen Repres- 
sion in der Krise („Am Beispiel OSRAM“) — die Diskussionen in der Redaktions- 
konferenz und die Überarbeitung der Artikel nicht mehr rechtzeitig zur Schlußkon- 
ferenz für Heft 23 abgeschlossen werden, so daß diese Artikel erst in den nächsten 
Heften veröffentlicht werden. Wir hoffen, damit dann einen Beitrag zu der insbe- 
sondere vom Sozialistischen Büro getragenen Anti-Repressionskampagne zu leisten 
(vgl. dazu die „links“-Sondernummer vom Januar 1976). 

Allerdings ist der Artikel von Bernhard Blanke, Kritik und Selbstkritik — Be- 
merkungen zu Inhalt und Stil der innerlinken Auseinandersetzung ..., auch im Zu- 
sammenhang der verschärften politischen Repression in der Bundesrepublik zu 
sehen, insofern der Verfasser bestimmte Formen der innerlinken Diskussion, wie 
sie sich in letzter Zeit herausgebildet haben, auf diesen historischen Hintergrund 
bezieht. Zwar gab es für diesen Artikel einige (auf die Prokla bezogene) Anlässe, 
der Artikel ist aber bewußt allgemein gehalten, weil die dort angesprochenen Pro- 
bleme als durchaus typisch für die Situation der ‚Linken‘ in der Bundesrepublik gel- 
ten können. Wir — als Redaktionskonferenz der Prokla — beziehen uns übrigens in 
diese Kritik mit ein, gerade weil wir dazu beitragen wollen, die hergebrachten For- 
men der Auseinandersetzung innerhalb der marxistischen Diskussion aufzubrechen 
und unsere Zeitschrift als ein Diskussionsforum innerhalb dieser wissenschaftlich- 
politischen Auseinandersetzungen verstehen. 

Der Beitrag von M. Massarrat, Linksbürgerliche Analysen der ‚Energie- 
krise‘, setzt sich u.a. mit der Kritik an der in Prokla 11/12 veröffentlichten Analyse 
(‚Energiekrise oder Krise des Kapitalismus‘) auseinander. Der politische Stellenwert 
dieses Artikels besteht darin, daß sich Massarrat am Beispiel der Beiträge von 
B. Tibi und H. Elsenhanns mit Auffassungen über die Energiekrise befaßt, die in 
der Linken weite Verbreitung gefunden haben: Insbesondere der These, daß die In- 
teressen des US-Imperialismus für das Ansteigen des OPEC-Listenpreises für Erdöl 
verantwortlich seien. Der Autor untersucht diese Position ihre innere Logik sowie 
ihre politischen und ideologischen Voraussetzungen und Folgen. 

Der Aufsatz von Birgit Schultz, Ökonomische Voraussetzungen bäuerlicher 
Interessenvertretung in der BRD, ist Fortsetzung und Schluß des in Prokla 22 be- 
gonnenen Artikels, der aufgrund seines Umfanges und wegen technischer Schwie- 
rigkeiten dort nicht mehr vollständig abgedruckt werden konnte. 

„Am Beispiel OSRAM-Westberlin‘‘ werden Erfahrungen aufgezeigt, die 


die Entfaltungsmöglichkeiten betrieblicher Widerstandsperspektiven in der Pro- 
sperität und deren momentanes Zerbrechen unter Bedingungen der Krise doku- 
mentieren. Es werden Grenzen einer Betriebspolitik dargestellt, die „das (in der 
Prosperität gewonnene) Vertrauen der Arbeiter in ihre eigene Kraft“, die Solida- 
rität der Belegschaft einer sozialpartnerschaftlich orientierten Betriebsratspolitik 
entgegenzusetzen sucht. Es wird implizit gezeigt, daß aufgrund des gegenwälti- 
gen Entwicklungsgrades der Arbeiterbewegung (und besonders ihrer Organi- 
sationen) eine Perspektive der Machtentfaltung gegen das Kapital in der Krise 
fehlt und die Arbeiter so aktuell in die Resignation zurückgeworfen werden. Mit 
diesem Artikel wollen wir die in Prokla 19/20/21 begonnene Diskussion um die 
Gewerkschaftspolitik in der Krise fortsetzen. 

Die Taktik- und Organisationsdiskussion in der Bundesrepublik löst sich par- 
tiell von den überbrachten sozialdemokratischen Organisations- und Politikvorstel- 
lungen und bezieht sich mehr auf den Zusammenhang von Politik und Ökonomie, 
auf die Besonderheit der Arbeits- und Lebenssituation der verschiedenen Klassen 
und Klassenfunktionen. In dieser Diskussion wird deshalb die Organisierung nach 
Interessen, Aufgaben und Lebensbereichen betont (vgl. etwa die Beiträge von 
Negt und Kluge). Krisztina Mänicke- -Gyöngyösi kann — auch wenn sie sich in ihrem 
Artikel Kultur und Alltagsleben in der Übergangsgesellschaft auf eine andere 
historische Situation bezieht — in diese Diskussion neue Aspekte einbringen. Sie 
zieht bisher (in Deutschland) unveröffentlichte Texte Trotzkis heran und dis- 
kutiert dessen Kulturbegriff, der zwischen 1923 und 1926 als Gegenposition 
zum ‚Proletkult‘ und zur bürgerlichen Kulturauffassung entwickelt wurde. Damit 
soll zugleich die seit längeren in der Prokla geführte Diskussion um die Analyse der 
Übergangsgesellschaften erweitert werden. 

Nach Redaktionsschluß ging bei uns noch ein Beitrag zu einer gegenwärtig 
eifrig vermarkteten ‚Kritik‘ an der marxistischen Theoriediskussion ein: Kurt Sont- 
heimers „Elend unserer Intellektuellen”. E. Altvater und B. Zeuner versuchen in 
ihrem Beitrag, die politische Funktion eines solchen ‚Linkenverrisses‘ angesichts der 
Radikalenhatz aufzuzeigen. Wenn dieser Beitrag nicht die Form der üblichen wissen- 
schaftlichen Auseinandersetzung hat, dann liegt dies — wie die Autoren herausar- 
beiten -- an dem besprochenen Buch selbst. 

Das Heft 24 der Prokla wird zwei Schwerpunkte enthalten: Einmal soll 
die Diskussion um die in Prokla 13 und 16 veröffentlichte Analyse der Kapital- 
akkumulation in der Bundesrepublik mit zwei Beiträgen begonnen werden; ein 
weiterer Schwerpunkt wird das Verhältnis von Internationalisierung der Produk- 
tion und internationaler Gewerkschaftsbewegung sein. 


Die Redaktionskonferenz 


Bernhard Blanke 

Kritik und Selbstkritik 

Bemerkungen zu Inhalt und Stil der innerlinken Auseinandersetzung 
nicht nur in einer Phase der Stagnation 


Die antikapitalistische Linke in der Bundesrepublik steht mit dem Rücken zur 
Wand. Mit dieser Feststellung ist eine Tendenz ausgedrückt, die geändert werden 
muß. Deshalb kommt es nicht so sehr darauf an, darüber zu diskutieren, wie 
groß der Abstand zur Wand noch ist, obwohl sich viele Debatten zwischen den 
westdeutschen Sozialisten und Kommunisten (wobei die gemeint sind, die über- 
haupt noch mit anderen diskutieren) auf diesen Nenner bringen lassen. Vielmehr 
gilt es zu erkennen, daß sich die Verhältnisse in der Bundesrepublik schon wie- 
der mit dem Marxschen Diktum beschreiben lassen, Deutschland habe von den 
Revolutionen der Nachbarländer immer nur die Reaktionen mitgemacht, an- 
sonsten reduzierte sich der Einfluß der Revolutionen auf Umwälzungen in der 
Theorie. Die gegenwärtige „zweite Restaurationsphase“ in der Bundesrepublik, 
um einen so unklaren wie populären Terminus zu verwenden, wird nicht wenig 
davon bestimmt, was sich in Italien, Frankreich, Portugal oder Spanien tut oder 
getan hat. Ohne an die großen Drahtzieher hinter den Kulissen der Weltpolitik 
zu glauben, läßt sich doch feststellen, daß jeder Fortschritt der linken Bewe- 
gung, sei es der Arbeiterbewegung in Europa, sei es der Befreiungsbewegungen 
in den unterentwickelt gehaltenen Ländern, Reaktionen der Mächtigen in den 
kapitalistischen Ländern nach sich zieht, die sich überall dort negativ auf die 
linke Bewegung auswirken, wo sie noch im Zustand der relativen Stagnation oder 
gar der Schwäche verharrt. Besonders in der Bundesrepublik wo die Sozialdemo- 
kratie in ihrer Mehrheit die Rolle des Grenzträgers kapitalistischer Herrschaft fak- 
tisch oder bewußt übernommen hat, wird der Handlungsspielraum und damit 
auch der Denkspielraum der Linken zunehmend eingeschränkt. Dies reicht von 
den Unvereinbarkeitsbeschlüssen der Gewerkschaften über die Abgrenzungsbe- 
mühungen der Sozialdemokratie gegen die Kommunisten (in ihrer Außenwir- 
kung: Beteiligung der SPD am Berufsverbot, und in ihrer Innenwirkung: Säu- 
berung von allzu radikalen Jungsozialisten) bis zum radikalen Kampf der CSU 
gegen den „Sozialismus“ überhaupt. 

In einer solchen Situation stellt sich leicht die Angst vor geschlossenen 
Räumen ein, die nun mindestens drei Reaktionsmöglichkeiten auf Seiten der 
Linken hervorrufen kann: die Resignation und die Anpassung an die Übermacht 
der Verhältnisse; das trotzige Bekennertum zu Prinzipien, das sich immer mehr 
dogmatisieren muß, wenn es nicht gelingt, die Spannung auszuhalten zwischen 
einer Vergangenheit und Zukunft übergreifenden Theorie und einer auf be- 
schränkte Verhältnisse fixierten Praxis: und schließlich die politische Position 
der „minimalen Differenz‘, die an dieser Spannung und Nicht-Identität von ‚‚Theo- 


rie“ und „Praxis“ ansetzt und sie stets erneut als Anlaß für eine Überprüfung 
bislang festgehaltener und festgefahrener Positionen und Hoffnungen begreift. 


Die bestehende Linke ist ein Produkt der letzten Jahre 


Bestehende Positionen in der Linken verdanken sich heute drei wesentlichen poli- 
tischen Einflüssen: unmittelbar der auf Emanzipation drängenden Studentenbe- 
wegung und der linkssozialistischen APO der sechziger Jahre; vermittelt der Exi- 
stenz des Marxismus-Leninismus in der Tradition der Ill. Internationale, wie er 
sich heute in den sozialistischen Ländern Mittel- und Osteuropas darstellt; und 
noch vermittelter den Fernwirkungen der chinesischen Revolution und der heutigen 
chinesischen Außenpolitik. Bezeichnend ist aber, daß in der Bundesrepublik diese 
Postionen gegenüber der organisierten Arbeiterbewegung allesamt, wenn auch in 
unterschiedlichem Ausmaß, sektenhaft wirken. Einfach deswegen, um den ersten 
Grund zu nennen, weil die bundesrepublikanische Arbeiterbewegung in ihrer 
Gesamtheit sozialdemokratisch und das heißt reformistisch und/oder inte- 
grationistisch orientiert ist, wenn sie nicht in einem bloß faktischen, nicht 
einmal mehr ansatzweise „ideologisch‘‘ ausgerichteten Verhalten innerhalb der 
Logik des Kapitalismus aufgeht. Gegenüber dieser Arbeiterbewegung nimmt sich 
das Häuflein der nicht-integrationistischen sozialistischen und kommunistischen 
Linken in seiner ganzen inneren Zersplitterung hilflos aus. Und aus dieser Hilflosig- 
keit resultiert als weitere Folge die Abkapselung verschiedener Ansätze von Wider- 
standsbewegungen. Wenn in den gesellschaftlichen Verhältnissen, in denen die 
Linke jeweils existieren muß, keine Tendenz mehr zum Sozialismus erkennbar 
scheint, greift die Linke offenbar (und das scheint eine „Lehre der Geschichte“ 
zu sein) zu dem Mittel der Identifikation mit realisierten Formen des Sozialismus, 
sei es mit dem ‚‚realen“ Sozialismus in den Ländern östlich der Staatsgrenze zur 
DDR, sei es mit dem chinesischen Modell, sei es mit Vorstellungen von Sozialis- 
mus, die zwar nicht historisch, d.h. in bestimmten Gesellschaften realisiert sind, 
die aber eine reale Alternative auch in diesen Gesellschaften darzustellen schei- 
nen. So wie sich die nichtbolschewistische Linke ehemals mit dem spanischen 
Anarchosyndikalismus identifizierte, so klammern sich heute wieder einzelne 
Gruppen der sozialistischen Linken an das, was sich in Portugal hätte entwickeln 
können oder was in Spanien möglich zu sein scheint, was in der CSSR unterdrückt 
wurde oder was sich in Italien (und auch in Frankreich) vielleicht durchsetzen 
kann. 

Nicht daß diese Beschäftigung mit dem Spektrum des internationalen So- 
zialismus und Kommunismus müßig wäre im Gegenteil, die notwendige Refle- 
xion dieser Entwicklung wird durch die pure Identifikation in hohem Maße einge- 
schränkt. Und diese Identifikation bringt zusehends Fanatismus in die Auseinan- 
dersetzungen zwischen den linken Gruppen und Positionen in der Bundesrepu- 
blik. 


AN 


Kämpfe um richtige Probleme an der aktuell falschen Front 


Wenn man versucht, sich die Energie auszumalen, die in diesen Kontroversen oft 
investiert wird, dann kann man — ökonomisch gesprochen — nur von einem irr- 
sinnigen Mißverhältnis zwischen Aufwand und Ertrag sprechen. Als Marx sagte, 
die Menschheit stelle sich immer nur Aufgaben, die sie auch lösen Kann, hat er 
einen Teil der Menschheit ausgeklammert, nämlich jene Ideologen, die ständig 
Aufgaben postulieren, die sie nicht lösen können. Das Spektrum der gegenwär- 
tigen theoretischen und politischen Diskussionen zwischen den Linken würde, 
wollte man es phänomenologisch einmal zusammenfassen, das Bild eines riesi- 
gen Haufens ungelöster Fragen ergeben, in dem keinerlei Prioritätenschema in 
bezug auf die Entwicklung in der Bundesrepublik zu erkennen ist. Und mir ist 
klar, daß allein schon die Forderung nach solchen Prioritäten einem Ruf aus der 
Wüste gleichkommt, wenn sie nicht schon vorab mit dem Verdikt des „Pragma- 
tismus“ und dem nächstfolgenden des „Revisionismus“ belegt wird. Aber damit 
wäre das Problem nicht vom Tisch. Nehmen wir ein Beispiel. Mit Vehemenz 
wird unter den Linken darüber diskutiert, ob der „reale“ Sozialismus auch tat- 
sächlich ‚Sozialismus‘ sei, eine Frage, die für eine linke Aktionseinheit sicher 
eine wichtige Rolle spielt. Im Rahmen dieser Diskussion spielen die Ereignisse 
in der CSSR 1968 oder das Schicksal von Sacharow, Biermann und Havemann 
eine gewichtige Rolle. Während diese Diskussion lief und mitunter eine welt- 
historische Dimension angenommen hatte, standen im deutschen Bundestag 
und Bundesrat die Verträge mit Polen zu Debatte. Während die Strategie der 
Rechten nicht so sehr auf diese bestimmten Verträge, sondern auf eine „Kurs- 
Korrektur“ der gesamten offiziellen bundesdeutschen Außenpolitik (unter 
dem Schlagwort vom „Ende der Entspannung“) abzielt, beschäftigt sich die 
Linke primär mit welthistorischen Fragen allererster (logischer) Ordnung und ver- 
nachlässigt die weltpolitischen Veränderungen dieser Zeit, die ja doch die Linke 
betreffen, indern sie ihren Handlungsspielraum tangieren. Diese Veränderungen 
laufen nicht entlang der Frontlinie zwischen „wahrem“ und „realem Sozialis- 
mus“, sondern reflektieren die Tatsache, daß es nicht mehr nur den Kapitalis- 
mus gibt, sondern die weltpolitischen Konstellationen von anderen Gesell- 
schaftformationen mitgestaltet werden, deren reales Agieren — und weniger 
ihr jeweiliger ideologischer Anspruch — die Prozesse bestimmt, mit denen die 
Linke konfrontiert ist. Geht man von diesen Konstellationen und ihrer Wirkungs- 
weise in der Bundesrepublik aus, dann stellt sich bei den Verträgen mit Polen 
formelhaft die Frage nach der Alternative: Faschismus ja oder nein? Jedes 
Nein zu den Verträgen mit Polen, auch wenn es aus pragmatischen Gründen letzt- 
lich nicht geäußert wird, ist eine (vergangenheits- und auch zukunftsbezogenes) 
Legitmierung des Faschismus, auch wenn sie aus taktischen Gründen nicht 
deutlich ausgedrückt wird. Und jedes eindeutige Ja zu den Polenverträgen ist 
ein ebensolches Nein zum Faschismus. Hier ist ein Frontverlauf sichtbar ge- 
worden, an dem die Linke Aktivitäten hätte entwickeln müssen, weil die Faschis- 
musgefahr in dieser bürgerlichen Gesellschaft uns politisch allemal noch näher 


ist als das Problem der Herrschaft im ‚realen Sozialismus‘. Dies soll ausdrücken, 
daß es ein undialektisches Mißverständnis der Totalität der gesellschaftlichen Ent- 
wicklung und Probleme ist, wenn die Linke prioritätenlos meint, sie hätte wirk- 
lich die Freiheit die zu diskutierenden Probieme voluntaristisch-beliebig zu wäh- 
len. Es ist richtig, und wichtig, aufgeworfene Fragen innerhalb der Tradition und 
Gegenwart der sozialistischen und kommunistischen Bewegung nicht immer wieder 
durch parteilichen Dogmatismus verdrängen zu lassen. Der Horizont der offenen 
Fragen muß offen bleiben. Aber es ist gerade ein schwerwiegender Mangel der 
linken Diskussion, daß sie die allgemeinen Fragen der sozialistischen und kommu- 
nistischen Politik abstrakt angeht, sei es in der Rezeption bestimmter „Linien“ in 
der internationalen Bewegung, sei es in den fast schon wieder utopisch anmuten- 
den Diskussionen um den Sozialismusbegriff. Die Kehrseite hiervon ist nämlich, 
daß die Linke in bezug auf die Situation in der Bundesrepublik in einen, allein 
der Logik der faktischen, von den Linken nicht bestimmten Entwicklung folgen- 
den Konkretismus verfällt, sich die Probleme und Kämpfe vom Gegner vorgeben 
läßt — und wohl auch aufgrund ihres derzeitigen Zustandes vorgeben lassen muß. 
(Eklatantes Beispiel für diesen Widerspruch von abstrakter Allgemeinheit und Kon- 
kretismus ist die Diskrepanz zwischen dem sich an der KPdSU orientierenden Inter- 
nationalismus der DKP und ihrer dadurch politisch ‚neutral‘ werdenden geweık- 
schaftsorientierten Betriebsarbeit.) Will man sich nicht Selbsttäuschungen hinge- 
ben und diesen Konkretismus durch allgemein-kommunistische Phrasen zu ver- 
decken suchen, wird man sich wohl der Erkenntnis nicht verschließen können, 
daß genau diese Probleme Ausdruck der Defensivsituation der Linken sind — 
und es für die Linke tödlich werden kann, wenn sie es nicht schafft, die wenige 
Energie und das wenige Potential, das ihr zur Verfügung steht, auf die Fragen 
und Probleme zu konzentrieren, welche die Situation in der Bundesrepublik — 
und damit ihre eigene Existenz — zum gegebenen Zeitpunkt betreffen. 


Stilfragen sind keine Formfragen, 
sondern reflektieren inhaltliche Fragen 


Man könnte verlockt sein, die Form der Auseinandersetzung zwischen den Linken 
zum Hauptproblem zu machen. So unbefriedigend dieser Stil der Auseinander- 
setzung ist, so zweitrangig ist er zunächst. Wenn es richtig ist, das sektenhafte Ver- 
halten der Linken zueinander als Resultat unentwickelter Klassenkämpfe und als 
Folge nur identifikatorischer Lösungsversuche der theoretischen und organisa- 
torischen Probleme der linken Bewegung zu erklären, dann wird deutlich, daß 
dieser Inhalt jene Form produziert. Dann wird aber auch deutlich, daß der bloße 
Appell an die Vernunft oder an die doch im allgemeinen bestehenden Gemein- 
samkeiten nichts hilft. Gegenüber dem Trennenden, was seinen Grund in wirk- 
lichen Verhältnissen hat, wenn auch in deren ideologischer Reflexion (aber Ideo- 
logie ist nicht nur ein bloßes Ideengespinst, sondern aus den Verhältnissen ent- 
stammende und mit ihnen verflochtene wirkliche Denkstruktur), könnte das Ge- 


meinsame, sofern man es an scheinbar unmittelbar einleuchtenden Grundtatsachen 
festmacht, die eben gleichwohl das allerproblematischste sind (wie z.B. der „Sozia- 
lismus‘“), immer nur als Abstraktion existieren. Und damit wäre die Diskussion 
auf einer Ebene angesiedelt, die zwangsläufig die sektenhafte Form der Ausein- 
andersetzung reproduzieren muß. Innerhalb beschränkter Verhältnisse und inner- 
halb eines sich langsam verengenden Handlungsspielraumes nıuß die Debatte 
um den Sozialismus als solchen eine Frage von „Weltanschauungen“ werden. 
Nur wenn die Linke sich in ihrer gemeinsamen Diskussion endlich auf jene Fragen 
konzentriert, von denen mit einer gewissen Sicherheit gesagt werden kann, daß 
sie im real existierenden Handlungsspielraum gelöst werden müssen und können, 
d.h. daß durch die Auseinandersetzung um diese Probleme erst ein Stück Gemein- 
samkeit produziert werden kann, in einem gemeinsamen Arbeits- und Lernpro- 
zeß, erst dann kann sie das Problem des ‚Stils‘ der Auseinandersetzung mitlösen. 
Gleichwohl kann man die Aufmerksamkeit nicht nur auf den Inhalt der Ausein- 
andersetzungen konzentrieren und hoffen, mit der Wahl des richtigen Problems 
würden sich auch schon die Stilfragen von selbst erledigen. Denn die Vorausset- 
zung, daß überhaupt das richtige Problem erkannt wird, ist ja doch, daß man 
prinzipiell die Bereitschaft zur Diskussion hat und diese auch erklärt. Und hier 
zeigt die Erfahrung der letzten Jahre, daß Ansätze zu solchen Diskussionen 
schon oft daran scheitern, daß die Bereitschaft zur Auseinandersetzung davon 
abhängig gemacht wird, ob sich der jeweilige Kontrahent im Rahmen eines be- 
stimmten, schon eingegrenzten „Basiskonsens“ bewegt. Wer erinnert sich nicht 
an jene Formel aus der ML-Bewegung: „Erst Klarheit, dann Einheit“? 

Reproduziert diese Forderung einmal nur das Sektenproblem, diesmal 
als Immunisierungsstrategie, so meine ich doch, daß man hier schon Stil-, d.h. 
Formfragen als solche lösen kann, um überhaupt erst zum zu diskutierenden 
Inhalt zu kommen. Wird etwa die Kritik an anderen linken Gruppen oder theore- 
tischen Ansätzen stets nur in den geliehenen polemischen Formeln der Klassi- 
ker geführt, so daß der Kontrahent X zum Herrn Grün metamorphiert oder der 
Kontrahent Y zu irgendeinem preußischen Junker, den sich Engels weiland 
aufs Korn genommen hat, so ist von vornherein klar: hier will jemand partout 
Sieger bleiben. Er beginnt die Diskussion nicht nur von einem Standpunkt aus, 
was ja notwendig ist, um überhaupt zu diskutieren, er will diesen Standpunkt 
auch behalten, um seine „Identität“ zu wahren. Daß diese Identität nur eine 
scheinbare, auf sich selbst bezogene, unreflektierte sein kann, kommt meistens 
nicht zum Bewußtsein, weil eine ganz entscheidende Dimension verdrängt 
wurde: die Möglichkeit des Irrtums. Aber wie Hegel wußte, geht der Weg zur 
Wahrheit über den Zweifel, mit anderen Worten über die Möglichkeit und Fähig- 
keit zur Selbstkritik. 


Selbstkritik und nichtrepressive Toleranz 


Manchmal möchte man glauben, die Linke habe auch dort, wo sie sich verbal 
von der stalinistischen Tradition abgrenzt, dennoch von diesem ein schlechtes 
Erbe übernommen, indem sie sich unter Selbstkritik allenfalls die ritualisierte 
Form der Selbstaufgabe, d.h. der völligen Abschwörung von ehemals vertre- 
tenen Positionen vorstellen kann. Dagegen entwickeln sich dann Abwehrme- 
chanismen, die Selbstkritik nur noch als Tausch von Äquivalenten zulassen 
möchten, gewissermaßen als "heruntergekommener kategorischer Imperativ, 
der nur noch heißt: ich verhalte mich erst dann so oder so, wenn ich sicher 
bin, daß die anderen sich auch so verhalten. Selbstkritik denaturiert dann zur 
Sicherheitsparole und wird letztlich affirmativ. Denn es ist bequem, sich wech- 
selseitig Fehler zuzugestehen, wenn sich die Einsichten gleichmäßig verteilen 
und letztlich keiner lernen muß. Lernprozesse verlaufen dagegen grundsätzlich 
asymmetrisch, es gibt keine Garantie dafür, daß man in dem einen Fall tat- 
sächlich den Schmerz auf sich nehmen muß, nicht Recht gehabt zu haben, 
und in dem anderen Falle dafür einem anderen Fehler nachweisen kann. Die Pa- 
role: Freiheit der Kritik! — bedeutet wenig, wenn sie nur bedeutet: wir kritisieren 
alle, nur uns selbst nicht. Die Angst vor asymmetrischen Lernprozessen sitzt 
aber tiefer als die linke Bewußtseinsebene reicht. Hier liegen reale Erfahrungen 
innerhalb herrschaftlich organisierter Verhältnisse zugrunde. Wenn Adorno 
einmal gesagt hat, daß Liebe oder Solidarität eine Situation beschreibt, in der 
man Schwäche zeigen kann, ohne Stärke zu provozieren, so drückte er damit 
eines der Haupthindernisse für die Entwicklung einer breiten Selbstkritik auch 
unter den Linken aus. Es ist die alltägliche Erfahrung herrschaftlicher Lebens- 
organisation, welche allgemeine Krisen dadurch verarbeitet, daß sie personali- 
siert werden. Individuen werden für strukturelle Entwicklungen verantwortlich 
gemacht, zu einer uneinsichtigen „Selbstkritik“ gezwungen, die nur noch einen 
Modus der Bestätigung von Herrschaft darstellt. Als Ausweichstrategie bleibt 
dann meist nur der Versuch, die ‚Verantwortung‘ abzuwälzen, sei es in der 
Konkurrenz der Individuen, sei es in der Auseinandersetzung zwischen den 
Gruppen. 

Die gegenwärtige antikapitalistische Linke ist von diesen Prozessen in ei- 
nem besonderen Maße bestimmt. Von ihrer sozialen Zusammensetzung her ist 
sie in weiten Teilen eine „intellektuelle“ Linke. Die Spanne zwischen ‚Theorie‘ 
und „Praxis‘“ wirkt bei diesen Gruppen in potenziertem Maße, weil der Inhalt 
ihrer Ausbildung oder ihrer Arbeit in einem abstrakten Sinne einen hohen 
Grad von Vergesellschaftung aufweist (nämlich die Möglichkeit, über die ganze 
Menschheitsgeschichte nachzudenken), während ihr Arbeitsprozeß in einem ho- 
hen Maße ungesellschaftlich, individualistisch organisiert ist. Diese individuali- 
stische, konkurrenzhafte Form des intellektuellen Produktionsprozesses findet 
man im Reputationssystem von Wissenschaft und Berufsausbildung ebenso wie 
in den vorgeschriebenen Aufstiegsmustern industrieller Arbeitsorganisation 
oder den Karrieren in etablierten Organisationen der Arbeiterbewegung, z.B. der 


Gewerkschaften. Hatte die Protestbewegung der 60er Jahre versucht, in ihren Or- 
ganisationsformen eine Art „Gegenmilieu“ gegen diese Lebens- und Produktions- 
formen auszubilden, so presst die gegenwärtige Entwicklung die intellektuelle 
Linke wieder- in diese Formen. Der Linken wurde brutal deutlich gemacht, daß 
ihre alten Hoffnungen angesichts der Krise zum Scheitern verurteilt zu sein schei- 
nen, daß das „intellektuelle“ Dasein meist nur eine Übergangserscheinung war, 
während der Kampf um die materielle Existenz unter den Bedingungen von 
numerus clausus und Arbeitslosigkeit das „eigentliche“ Dasein ausmacht. Der 
stumme Zwang der ökonomischen Verhältnisse scheint diese Linke derart unvor- 
bereitet zu treffen, daß sie auch politisch in traditionelle Reaktionsweisen zurück- 
fällt: einerseits in die — nun in den Kampf um Begriffe transponierte — Kon- 
kurrenz, andererseits in Anlehnung an eine „Lagermentalität“, wie sie die Arbeiter- 
bewegung in Zeiten der Krise und des verschärften Klassenkampfes schon immer 
entwickelt hat (und wie sie heute wieder in der DKP repräsentiert ist). Unabhän- 
gig von den zu erklärenden Gründen einer solchen Reaktionsweise muß aber daran 
festgehalten werden, daß sie politisch falsch sind: sie reproduziert nur die von 
außen aufgezwungenen Denk- und Handlungsverbote, sie stellt die „Organisa- 
tionsfrage““ falsch, denn diese müßte gerade in der Krise so gelöst werden, daß 
die Linke in den Stand versetzt wird, die Verhältnisse zu reflektieren, die Stra- 
tegie des Gegners genauestens zu untersuchen, die eigenen Möglichkeiten ohne 
Illusionen aber auch ohne Resignation abzustecken. Kritik und Selbstkritik sind 
das Lebenselixier solcher Organisationsformen, die die bürgerlichen Produktions- 
und Lebensformen wenigsten partiell durchbrechen. 

Vor allem aber Selbstkritik ist erst in einer politischen Umwelt möglich, wo 
so etwas wie eine linke, nichtrepressive Toleranz herrscht. Erst wenn abweichende 
Positionen offen vertreten werden können, ohne der permanenten Diskriminie- 
rungs-, Diffamierungs- oder Ausschlußdrohung zu unterliegen, erst dann kann 
auch fundierte Kritik und Selbstkritik entwickelt werden, die allerdings am 
Ende einer Diskussion, welche die sachlichen Differenzen wirklich klar hat wer- 
den lassen, organisatorische oder auch nur theoretische Trennungen möglich 
machen. Hier muß die Linke offensichtlich noch am meisten lernen, vor allem 
einige Traumata ihrer Geschichte überwinden; einer Geschichte, die voll ist von 
rein machtpolitischen Trennungsschichten (bis zur Liquidierung), die man nun 
einmal nicht vergessen kann und darf, solange sie nicht aufgearbeitet sind. 


Linker Pluralismus und rechte ‚Einheitsfront“ 


Als besonderes Hemmnis für die Entwicklung eines solchen linken Pluralismus stellt 
sich in der Bundesrepublik heute die Berufsverbotsdrohung und andere Formen 
der Repression dar. Denn diese Bedrohung kann zu der fatalen Entwicklung führen, 
daß sich „linker Pluralismus‘“ in der verkehrten Form der wechselseitigen Ab- 
grenzungen zwecks Überleben im Rahmen bürgerlicher Legalität und Legitimität 
verfestigt. Jeder, der sich einer „Anhörung“ unterziehen mußte, konnte dieses 


Problem am eigenen Leib miterleben. Der — in sich zwar nicht homogene — Geg- 
ner hat sich unter dem scheinpluralistischen Sigum der freiheitlichen demokra- 
tischen Grundordnung gegen uns formiert. Während die Linke im Saft ihrer 
Querelen schmort, ist die Reaktion ganz und gar nicht ungeschickt in der Tak- 
tik, demjenigen, der potentiell mit dem Berufsverbot bestraft werden kann, 
nach Art eines Ablasses vorzuschlagen, sich doch von dieser oder jener Orga- 
nisation eindeutig abzugrenzen oder loszusagen. Nur wenn es ein Moment der 
persönlichen Identität geworden ist (und nicht nur der Identifikation), daß man 
zwar einer linken Richtung zuneigt, aber die anderen ebenfalls als legitim erach- 
tet, besteht eine Chance, sich ohne Anpassung seinen — noch — legitimen Platz 
in der Verfassungsordnung der Bundesrepublik erkämpfen, ohne dabei die linken 
politischen Kontrahenten ans Messer zu liefern. Leider zeigt die Erfahrung, daß 
viele linke Organisationen derart unter dem Druck der Illegalisierungsdrohung 
stehen, daß sie die Feindbilderklärung des Gegners auf andere überwälzen. 

Bei den einen kann man das nur noch mit Kategorien der Pathologie er- 
klären (will man nicht zu schnell auf die Figur des agent provocateur zurück- 
greifen), wenn z.B. die DKP als fünfte Kolonne Breschnews deklariert wird. Bei 
den anderen steht die reale Erfahrung des Antikommunismus in der Zeit des 
Kalten Krieges im Hintergrund. Wie berechtigt hier Vorsicht auch immer sein 
mag, der Vorwurf des Antikommunismus, zumal des „linken“, wird allzu 
schnell zur Keule, mit der jede Form von Kritik erschlagen werden kann. Vor 
allem aber entwertet ein nur noch formelhaft und als Moment einer Immuni- 
sierungsstrategie verwendeter Antikommunismusvorwurf das Argument selbst. 
Der von zehn Malen achtmal falsch behauptete „linke Antikommunismus“ ent- 
fremdet das Mittel seinem Zweck, nämlich auf reale, geschichtliche Erfahrung 
und aktuelle, politische Möglichkeit zu verweisen. „Antikommunismus“ als 
Argument der Kritik hat ja zu allererst eine analytische Funktion, auch und 
gerade in der Polemik. 

Wenn man die analytische Funktion klären will, muß man sie aus der Ver- 
mischung unterschiedlicher Dimensionen des Begriffes Antikommunismus her- 
auslösen. Da ist zum einen der traditionelle bürgerliche Antikommunismus, 
unter dessen Flagge die europäische Konterrevolution die Pariser Kommune 
niederschlug, und der die polemische Bedeutung des Begriffs voll umfaßt, weil 
er sich gegen jede linke Alternative zur bürgerlichen Gesellschaft wendet. Da 
ist zum zweiten der traditionelle sozialdemokratische Antibolschewismus, der sich 
heute in seinen intelligenten Varianten vom Kalten Krieg abgrenzt und mit ei- 
ner verschwommenen Vorstellung vom „demokratischen Sozialismus“ gegen 
den Kommunismus zu Felde zieht, wobei seine Intention gegen jede linke Alter- 
native zur Sozialdemokratie gerichtet ist. Diese Spielart der Kommunismuskritik 
vermischt sich selbst gerne mit den aufgegriffenen Momenten linker Selbstkritik 
oder auch Selbstdenunziation. Eine adäquate Abgrenzung von dieser Eingemein- 
dung kann der Verzicht auf eine linke Kritik am Kommunismus jedoch nicht 
sein, weil der historische Materialismus nicht darauf verzichten kann, sich selbst, 
d.h. auch die Gesellschaftssysteme des ‚‚realen‘“ Sozialismus nach der Spanne 


10 


von Anspruch und Wirklichkeit zu befragen. Gerade deren Selbstdarstellung als die 
einzig mögliche Form von Sozialismus oder Kommunismus kann nicht vorab vom 
Ideologieverdacht freigestellt werden. 


Formeln des Sektenkampfes: 
„Revisionismus‘“, „subjektiver“ oder ‚„objektiver Antikommunismus“ 


Nun hat sich in den letzten Jahren in den Auseinandersetzungen zwischen Kom- 
munisten und ihren linken Kritikern eine Art spiegelbildlicher Denunziation als 
Kritikform festgesetzt, die wenig — wenn nicht nichts — geklärt, dafür aber umso 
stärker zur Stagnation der Linken in der Bundesrepublik beigetragen hat. Denn 
eine ‚„illusionslose“ Kritik am „realen“ Sozialismus einerseits wird immer eine 
Selbsttäuschung bleiben, solange nicht geklärt ist, welche Vorurteile aus den 
Verhältnissen, in denen der Kritiker lebt, in die schönen Abstrakta von der wah- 
ren sozialistischen Gesellschaft mit einfließen. Der „Revisionismus“-Vorwurf an 
die Adresse des sozialistischen Lagers war demnach auch oft genug ein Produkt 
des intellektuellen Idealismus; und die Momente einer materialistischen Kritik, 
die er enthielt, können nur durch eine materialistische Kritik der Kritiker heraus- 
geschält werden. Eine Entmystifizierung der linken Kommunismuskritik wird 
aber andererseits blockiert, wenn dieser nur immer wieder der plumpe Vorwurf 
des „linken Antikommunismus‘“ gemacht wird. Selbst wenn differenziert wird, 
diese oder jene Kritik sei „subjektiv“ vielleicht nicht so gemeint, sie wirke aber 
„objektiv“ so, dann behauptet eine solche Differenzierung doch das Interpre- 
tationsmonopol über zwei entscheidende Fragen: einmal, ob am bestehenden 
Kommunismus im Prinzip nichts mehr zu kritisieren sei (eine Ansicht, die den 
Spielraum der Kritik auf die jeweils parteilich zugelassene Marge beschränkt und 
dabei noch, wie bei der DKP, nationale Unterschiede solcher Margen — nichtein- 
sichtig — in Kauf nehmen muß); zum andern die Frage, auf welche Faktoren der 
real existierende Antikommunismus in den westlichen Ländern zurückzuführen 
sei (wobei im Vorwurf des „objektiven“ Antikommunismus die Unterstellung 
steckt, es handele sich primär um ein Phänomen des manipulierten Bewußtseins, 
und jeder linke Kommunismuskritiker gieße Wasser auf die Propagandamühlen 
des Gegners). Damit aber wird das entscheidende Problem verdrängt: die Art 
und Weise, wie der Sozialismus als Möglichkeit von der Arbeiterklasse — und um 
diese alleine geht es — der westlichen Länder gebrochen durch zwei wesentliche 
Einflüsse wahrgenommen wird, den gegenwärtigen Verhältnissen sowohl im Ka- 
pitalismus als auch im ‚realen‘ Sozialismus in ihrer realen wie ideologisch verar- 
beiteten Form. Die Ursachen für das weitläufig antikommunistische Bewußtsein 
in der Arbeiterklasse der entwickelten kapitalistischen Länder erschließen 
sich demnach nur einer materialistischen Kritik beider Gesellschaftsformationen 
in ihrer Wechselbeziehung seit 1917. Und für die Entfaltung einer solchen Analyse 
bedarf es des linken Pluralismus, d.h. der Auflösung der gegenseitigen abstrak- 
ten Negationen. 
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Innerhalb der hier notwendigen Kontroversen muß eine solidarische Kritik, die 
die abweichende Meinung, Interpretation oder Handlung ernst nimmt, schon 
um des eigenen Lernprozesses willen den genauen Nachweis führen, was an dieser 
oder jener Position antikommunistisch oder revisionistisch sein soll. Und 
dieser Nachweis ist nur von der objektiven Wirkung in materialistisch analy- 
sierten Verhältnissen zu führen; die subjektive Motivation ist wissenschaftlich 
relativ uninteressant. Damit ergeben sich erhebliche Schwierigkeiten der Kritik. 
Denn läßt sich für historische Entwicklungen, die zu toten Fakten geworden 
sind und an denen es nur noch einen engen und dann auch wissenschaftlich be- 
gründbaren Rahmen der Interpretation gibt, schon eher nachweisen, was revi- 
diert worden ist oder wo eine Position oder Handlung der kommunistischen und 
sozialistischen Bewegung geschadet hat, so ist dieser Nachweis für kommende 
Entwicklungen nur hypothetisch zu führen. Das bedeutet nicht, daß man auf 
den Aufweis von Gefahren verzichten soll, aber es bedeutet, daß man nicht den 
Schein des Beweises zu erwecken suchen sollte. Dieser Schein des Beweises wird zu- 
meist mittels historischer Analogien erschlichen der dieser Theorie und dieser realen 
Bewegung in ihren Grundprinzipien völlig widerspricht. Formeln wie „Die Geschichte 
hat bewiesen ...“ dürfen im Rahmen des historischen Materialismus, für den die Ge- 
schichte als Vergangenheit Entwicklungen der Zukunft nicht beweisen kann, nicht zur 
dogmatischen Legitimation von theoretischen und politischen Positionen verwendet 
werden. 


Die Geschichte ist nicht nur als Geschichte der Sieger zu begreifen 


Daß die Geschichte als Vergangenheit wenig für die Zukunft beweist, ergibt sich 
daraus, daß es nach der historisch-materialistischen Erkenntnis die Differenz 
von Möglichkeit und Wirklichkeit gibt. Wie der Kapitalismus als historische 
Gesellschaftsformation schon mit den ersten Formen der Warenproduktion 
möglich ist,.es aber erst wirklich wird ab einem bestimmten Grad der Entwick- 
lung dieser Form der Produktivkräfte, so können sozialistische oder kommu- 
nistische Positionen im Rahmen bestimmter Verhältnisse schon als Möglich- 
keit angelegt sein, ohne Wirklichkeit zu werden. Das bedeutet aber auch, daß 
sie als Möglichkeit programmatisch artikuliert werden — und dennoch in der 
Geschichte unterliegen. Man denke an die Pariser Kommune. Deshalb kann die 
Geschichte der Arbeiterbewegung, die ja mindestens ebenso eine Geschichte 
der Niederlagen wie der Siege ist, niemals beweisen, daß diese oder jene Position, so- 
fern sie nicht historisch singulär ist endgültig ad acta gelegt werden muß, auch wenn sie 
historisch immer wieder unterlegen ist. Gerade die bürgerliche Geschichtsschreibung 
versucht uns ja z.B. weis zu machen, das Rätesystem sei keine Alternative, weileshi- 
storisch sich nicht durchgesetzt hat. Man muß kein Anhänger des Rätesystems sein, 
um.dem entgegenzuhalten, daß Rätesysteme aber dennoch immer wieder in bestimm- 
ten Situationen auftreten, also einen bestimmten Grund in der Arbeiterbe- 
wegung hatten, der theoretisch nicht wegdefiniert werden kann, sondern der 
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erklärt werden muß. Die materialistische Erklärung dafür, daß etwas immer wieder 
auftaucht, sich reproduziert, ist aber nur die eine Seite. Die andere Seite ist die Prü- 
fung, ob die realisierten Formen von Sozialismus schon alles in sich beinhalten, was 
mit dem Begriff Sozialismus gemeint sein Könnte, oder ob nicht gerade in den opposi- 
tionellen Formen von Sozialismus oder Kommunismus, in den unterdrückten Alterna- 
tiven, Möglichkeiten enthalten waren und sind, die nur noch nicht realisierbar sind. 
Würde man die Form der Kritik, die heute unter den Linken oft üblich ist, auf frühere 
Sozialisten übertragen, dann wäre nicht mehr zu erklären, was und daß Marx vonihnen 
gelernt hat. Oder anders gesagt: würde man diese Form des auf „die Geschichte‘ fi- 
xierten Traditionalismus in seinen gefährlichen Konsequenzen nicht bekämpfen, dann 
hätte man sich jeglichen Arguments gegen die bürgerliche Behauptung begeben, daß 
die sozialistische Revolution in entwickelten kapitalistischen Ländern nicht möglich 
sei — denn hier hat noch keine stattgefunden. 


Marxismus, die gemeinsame Basis 


Nach ‚innen‘ gewendet soll dies heißen, daß der Marxismus die gemeinsame Basis 
für die Linken aller Schattierungen sein kann, weil die materialistische Dialektik 
die einzige Theorie ist, die kritisch auf sich selbst angewendet werden muß. Und 
damit verengt sich zugleich der Horizont des linken Pluralismus. Marxismus ver- 
standen als Theorie über den Gegner, das heißt Theorie über die Grundstruktur 
und die Entwicklungstendenzen des Kapitalismus, bietet bei aller Variations- 
breite der Interpretation und der Analyse, vor allem in bezug auf die Realgeschichte 
und Enwicklungstendenz der kapitalistischen Gesellschaftsformation, immer 
noch die Kriterien, an denen eine „antikommunistische“ oder ‚„revisionistische“ 
Position begründbar und rational nachvollziehbar kritisiert werden kann. Dies 
bedeutet nicht, daß die jeweilige Kritik auch schon ein für allemal richtig ist. Auch 
hier gilt, was über die Differenz von Möglichkeit und Wirklichkeit in der Ge- 
schichte gesagt wurde. Aber durch den Zwang zur Begründung gemäß nachprüfbarer 
gemeinsamer Kriterien kann der sektenhaft-dogmatisierte Charakter der inner- 
linken Auseinandersetzung überwunden werden. Marxismus — andererseits — als 
reale Geschichte der Arbeiterbewegung und ihrer Organisationen und Fraktio- 
nen scheint die Basis für eine fruchtbare Auseinandersetzung eher zu verunmög- 
lichen als zu verbessern. Versteht man diese Geschichte jedoch nicht im traditio- 
nalistischen Sinne, sondern als zu reflektierende Erfahrung, dann kann auch sie 
Kriterien einer Diskussion abgeben, die gerade nicht die historischen Fraktionen 
bloß nachspielt. Dieses Kostümfest der auf der Bühne der Gegenwart auftreten- 
den toten Generationen und Kämpfer muß und kann man sich sparen, wenn man 
Geschichte der Arbeiterbewegung in Verbindung mit der marxistischen Analyse 
des Gegners, der bürgerlichen Gesellschaft, in bezug auf die gegenwärtigen Ver- 
hältnisse und die Handlungsmöglichkeiten in diesen Verhältnissen untersucht. 
Ist die Gegenwart mit ihren Möglichkeiten der Ausgangspunkt der Debatte, dann 
relativiert sich Geschichte materialistisch zur Tendenz, die es zu analysieren gilt. 
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Um Tendenzen zu analysieren, muß man sich aber einerseits von jedem Legitima- 
tionsdruck für vergangene Fakten freimachen und andererseits nicht nur den 
zur „allgemeinen Theorie“ hochstilisiertten Marxismus fortschreiben. Und 
hierin hat es die Linke in der Bundesrepublik paradoxerweise, d.h. gerade weil 
sie in einem tragischen Sinne geschichtslos ist (der Faschismus hat ihre möglichen 
positiven Traditionen zerschlagen), leichter, als wenn sie — etwa als „realer“ So- 
zialismus — an der Macht wäre und die Verantwortung der Vergangenheit stän- 
dig mit sich herumschleppen müßte. Diese Linke steht an der Schwelle zwischen 
dem „nicht mehr“ und dem „noch nicht“. Und weil die Tendenzwende für die 
Linke noch nicht in Sicht ist, anders als in Italien oder Frankreich die kapitali- 
stische Krise nicht oder nur subversiv nach links wirkt, ist jede Hektik und jedes 
Theaterspiel gefährlich. Eine solche Tendenzwende nach links zaubert man nicht 
per Identifikation mit allem Variationen von realem Sozialismus oder historischen 
Positionen aus dem Hut. Hier stehen die Verhältnisse in Westdeutschland zur De- 
batte. Ihre Analyse und der Versuch, ihre realen Möglichkeiten herauszufinden, 
muß im Zentrum einer linken Diskussion stehen, einer Diskussion, die, weil es 
keine fertigen Antworten gibt, den linken Pluralismus braucht. Es behaupte 
keiner, hier werde der Liberalismus im Mantel des Marxismus gepredigt. Der 
linke Pluralismus reklamiert nicht eine gemeinsame Basis, um jede Position 
unkritisiert im Rahmen formaler, inhaltlich nicht verpflichtender Spielregeln 
zuzulassen. Der linke Pluralismus hat als Basis die Erkenntnis von der Notwen- 
digkeit und Möglichkeit der sozialistischen Umwälzung der kapitalistischen 
Verhältnisse; in seinem Rahmen wird nicht um der Diskussion und des punk- 
tuellen Kompromisses willen diskutiert, sondern um der jeweiligen Entschei- 
dung innerhalb eines kontinuierlichen Prozesses zu einer klassenlosen, huma- 
nen Gesellschaft willen. Und der linke Pluralismus muß, um jeden machtpoli- 
tischen Dezisionismus zu vermeiden, eben wahrer Pluralismus sein, abwei- 
chende Meinungen, Theorien und Handlungen durch Kritik und Selbstkritik 
wirklich „aufheben“. 


Linker Pluralismus und Bündnispolitik 


Dabei würde der linke Pluralismus, der im historischen Materialismus seine 
kritikfähige Gemeinsamkeit, gewissermaßen seine Aktionseinheit, besitzt, 
sich selbst wieder einschränken und gefährden, würde er meinen, er könnte 
die Grenzen zum „bürgerlichen Lager‘ ein für allemal absolut dicht machen. 
Der Marxismus ist nämlich in seinen jeweiligen historischen Erscheinungs- 
formen nicht die einzige aktuell ' mögliche kapitalistismuskritische Theorie 
und Politik, auch wenn er der Ansicht ist, die einzige Theorie zu sein, auf 
deren Basis sich eine wirkliche Umwälzung der kapitalistischen Verhältnisse 
mit der Aussicht auf eine humane Gesellschaft durchführen läßt, und die 
ohne Illusionen die letzte trennende Linie im Klassenkampf, die Grenze 
zwischen Sozialismus oder Barbarei, bestimmen kann. Aber schon um diese 
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Ansicht auch realisierbar zu machen, braucht der Marxismus die kritische Aus- 
einandersetzung mit bürgerlichen Positionen, vor allem jenen, die aus den im- 
manenten Widersprüchen der bürgerlichen Gesellschaft nicht fliehen, sondern 
versuchen, sie zu artikulieren. Das sektenhafte Verhalten der heutigen Linken 
stellt deshalb nicht nur eine Gefahr nach innen dar, sondern vor allem nach 
außen, wobei sich innen und außen wechselseitig beeinflussen. Die Angst vor 
den „Verrätern in den eigenen Reihen“ resultiert zumeist aus der Unkenntnis 
über bürgerliche Theorie und Politik oder aus dem Unwillen, sie zur Kenntnis 
zu nehmen. Umgekehrt hat die Angst vor dem Bündnis, ausgedrückt in der 
„Angst vor dem Kompromiß‘“, meist die Unsicherheit über die eigene Position 
zur Ursache. 

Gerade in einer Zeit der Stagnation und der existenziellen Gefährdung muß 
der Linken wieder klar werden, daß sie über Bündnispolitik „nach außen“ nicht 
nur unter dem Aspekt der einseitigen Hilfe von „Liberalen“ nachdenken kann, 
will sie sich nicht wundern, wenn diese Hilfe nicht mehr kommt. Daß diese Hilfe 
heute schwer erreichbar ist, hat seinen Grund nicht zuletzt in der Tatsache, 
daß gerade die kritischen „Bürger“ die Trennung zwischen dem Innen und 
Außen der Linken nicht mitmachen: sie erleben die Formen der Auseinander- 
setzung zwischen den Linken und riechen mit Recht den Braten, den sie selbst 
abgeben sollen, nämlich ihre punktuelle Funktionalisierung. Wenn der Sozialis- 
mus von der Minderheit zur Mehrheit werden soll — und anders hat er in ent- 
wickelten kapitalistischen Gesellschaften keine Chance, dann muß er das Prin- 
zip der kritischen Solidarität auch nach außen bis an die — noch auszumachende — 
Grenze zum Klassengegner, durchhalten. Denn auch hier gilt die Differenz von 
Möglichkeit und Wirklichkeit als die Spanne, innerhalb derer sich Lernprozesse 
abspielen. Formelhaft und „‚klassenanalytisch“ ausgedrückt: den Bauern, 
der zum Sozialisten werden soll, kann man nicht übers Ohr hauen (dazu sind 
Bauern ohnehin zu schlau); ihn muß man überzeugen können. Da der Sozia- 
lismus nicht auf den Kategorien der privaten Freiheit und Gleichheit aufge- 
baut wird, sondern diese Kategorien als kollektive versteht und praktiziert, 
muß er dies schon auf dem Weg und in seiner eigenen und in der bündnispoli- 
tischen Organisation praktizieren. Sonst reproduziert sich, wie Marx es un- 
übertrefflich formuliert hat, nur die alte Scheiße. 
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M. Massarrat 
Linksbürgerliche Analysen der „Energiekrise“ 
Versuch einer Wissenschafts- und Ideologiekritik (1) 


1. Vorbemerkung 


Die sprunghafte Anhebung des Ölpreises um die Jahreswende 1973/74 hatte nicht 
nur die Profitproduktion des Kapitals, sondern auch die Lebensbedingungen der 
breiten Bevölkerungsschichten, vor allem aber die lohnabhängigen Massen, un- 
mittelbar tangiert. Nicht nur restriktive Maßnahmen wie das Fahrverbot, sondern 
auch die drastische Erhöhung des Benzin- und Heizölpreises haben bei der Masse 
der Bevölkerung in allen Teilen der Welt berechtigte Empörung ausgelöst. Hier- 
auf und auf die durch die Ölpreissteigerung hervorgerufene „Energiekrise“ (2) 
reagierten die bürgerlichen Massenmedien durchaus unterschiedlich. 

Kamen die konservativ reaktionären Massenmedien mit ihrem Versuch, 
die „‚Energiekrise‘“ schlicht auf einen Racheakt der „Unzivilisierten‘“ gegen die 
„zivilisierte Menschheit“ zurückzuführen, nur partiell zum Zuge, so konnte die 
vor allem in den bürgerlichen liberalen und bürgerlich reformistischen Massenme- 
dien vertretene These, daß die multinationalen Ölkonzerne die „Energiekrise“ 
initiiert hätten, innerhalb breiter Bevölkerungsschichten große Verbreitung fin- 
den. Dies besonders auch deswegen, weil die Ölkonzerne die durch den arabischen 
Ölboykott hervorgerufene allgemeine Verwirrung auch tatsächlich dazu benutz- 
ten, um über ihre ungewöhnlich hohen Profite hinaus durch eine vorübergehende 
künstliche Verknappung des Angebots an Rohöl zusätzlich und zu Lasten der 
werktätigen Bevölkerung Spekulationsgewinne einzustreichen. 

So berechtigt die Empörung der Bevölkerung gegen die multinationalen 
Konzerne in dem konkreten Zusammenhang, so verkürzt und illusionär wirkt 
aber die Aufklärung über den Charakter der „Energiekrise“, würde sie sich an 
dieser bestimmten Organisationsform kapitalistischer Produktion auf dem Welt- 
markt festmachen, ausgehend von der bloßen Form, zu den dahinterliegenden 
Produktionsverhältnissen also nicht vordringen. Indes ist das gegen bestimmte 
Formen kapitalistischer Produktion, nicht aber gegen das Kapitalverhältnis 
selbst gerichtete Bewußtsein breiter Bevölkerungsschichten einschließlich der 
Masse der Lohnabhängigen in der BRD gegenwärtig noch typisch. Genau des- 


1 Der vorliegende Aufsatz ist innerhalb der Prokla diskutiert worden. Zahlreiche und wich- 
tige Anregungen sind bei der Überarbeitung in den Aufsatz aufgenommen worden. 

2 Der Begriff „Energiekrise“ ist insofern irreführend, als er vom kapitalistischen Charakter 
der Krise der Energieproduktion in der Weltwirtschaft ablenkt. Wir verwenden ihn den- 
noch wegen seiner praktischen Bedeutung, allerdings aus dem obengenannten Grunde in 
Anführungsstrichen. 
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halb können auch bürgerlich reformistische bzw. linksbürgerliche (3) Erklärun- 
gen der Krisenerscheinungen der kapitalistischen Produktionsweise einsichtig er- 
scheinen und auch schnell verbreitet werden. So auch die Erklärung der „Ener- 
giekrise‘‘ wie z.B. durch H. Elsenhans (4), die in der liberalen und linksliberalen 
Öffentlichkeit, ja selbst innerhalb der Linken in der BRD die weitaus größte Ver- 
breitung gefunden hat. 

Eine kritische Auseinandersetzung mit den linksbürgerlichen Analysen der 
Krisenerscheinungen kapitalistischer Produktion halten wir aber für besonders 
wichtig, weil: 

Erstens diese im großen und ganzen Formanalysen sind und die Widersprüche 
der kapitalistischen Produktions- und Klassenverhältnisse, die die Krisenerschei- 
nungen letztlich hervorrufen, gänzlich außer Acht lassen. 

Zweitens sie auch gerade deshalb insofern illusionär sind, als sie nicht die Auf- 
hebung des Kapitalverhältnisses, sondern neue Methoden, neue Organisationsfor- 
men kapitalistischer Produktion als Alternative der Überwindung der Krisen er- 
scheinen lassen. 

Drittens die illusionären Alternativen der Überwindung der Krisen ange- 
sichts der oben erwähnten Bewußtseinsstruktur innerhalb der werktätigen Schich- 
ten der Bevölkerung, aber auch innerhalb der intellektuellen Linken, rasch verbrei- 
tet werden können. 

In diesem Beitrag wollen wir aus diesen Gründen den Versuch unternehmen, 
uns wissenschaftstheoretisch und ideologiekritisch mit der Erklärung der „Energie- 
krise“ durch H. Elsenhans und B. Tibi (5) auseinanderzusetzen. Die bereits an 
anderer Stelle geleistete ausführliche Analyse der „Energiekrise“ als eine beson- 
dere Krisenerscheinung des kapitalistischen Weltmarktes (6) gestattet uns, unser 


3 Der Begriff „‚Linksbürger‘‘ soll jene gesellschaftliche Gruppen näher beschreiben, deren 
wissenschaftliches Selbstverständnis und deren politische Praxis mit der bürgerlichen Wis- 
senschaft bzw. der bürgerlichen politischen Praxis zutiefst verbunden ist, die sich aber 
ideologisch durch verbalen bzw. moralischen Antikapitalismus und Antiimperialismus 
vom Bürgertum abgrenzen. 

4 Elsenhans hat zu diesem Thema zahlreiche Beiträge veröffentlicht. Diese unterscheiden 
sich inhaltlich kaum. Seine Hauptthesen, Argumentationsstränge und das dazu ange- 
wandte empirische Material gibt er in einem von ihm herausgegebenen Buch in vollem 
Umfang wieder. Daher stützen wir uns im folgenden im wesentlichen auf seinen wichtig- 
sten Beitrag in: Elsenhans, Hartmut (Hrsg. —: Erdöl für Europa, Hamburg 1974 

5 Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peripherie-Länder und der Reproduktionsprozeß der 
Metropolen: Das Beispiel Erdöl, in: Handbuch 1, Perspektiven des Kapitalismus, Frank- 

“ furt/M. 1974. Diesen Beitrag berücksichtigen wir deshalb, weil der Autor gerade 
auf der Basis der Elkenhans’schen Erklärung der „EnergieKrise‘‘ versucht, die weitläu- 
figen Auffassungen über den Charakter der Staaten der „Dritten Welt“ und über das 
Verhältnis der rohstoffproduzierenden unterentwickelten zu den entwickelten Kapitali- 
stischen Staaten am Beispiel der OPEC-Staaten seinem Anspruch nach wissenschaftlich 
zu begründen. 

6 Vgl. dazu: Massarrat, M.: Energiekrise oder die Krise des Kapitalismus, in: Prokla Nr. 
11/12, und Massarrat, M.: Die „Energiekrise‘‘ und die Neuordnung der kapitalistischen 
Weltwirtschaft (erscheint demnächst). Gegenstand des letztgenannten Beitrages ist eine 
marxistische Begründung der gegenwärtigen Neuordnung der kapitalistischen Weltwirt- 
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Augenmerk in diesem Beitrag in der Hauptsache auf die empirische und logische 
Überprüfung der von den oben erwähnten Autoren geleisteten Analysen der „Ener- 
giekrise“ zu richten und ihre Positionen wissenschaftstheoretisch und ideologisch 
zu kritisieren (7). 


2. Ursachen der ‚„Engergiekrise“ nach Elsenhans und Tibi 


Elsenhans Analyse der Ursachen der „Energiekrise‘‘ beginnt mit der Beschrei- 
bung der Konkurrenz, der internationalen Expansion und der Konzentration 
und Zentralisation der euroamerikanischen ölproduzierenden Kapitale vor 1945. 
Gestützt auf die Analyse des britischen Journalisten Christopher Tugendhat (8), 
beschreibt Elsenhans schließlich die Herausbildung jenes Ölkartells, mit dessen 
Hilfe die größten Ölunternehmen der Welt, die ‚Seven Majors“, gemeinsam 
sowohl bei der Produktion von Erdöl im Nahen Osten wie bei dessen Verarbei- 
tung und Absatz in Westeuropa die Verwertungsmöglichkeiten ihrer Kapitale 
auf ein Höchstmaß zu steigern jahrzehntelang erfolgreich in der Lage waren (9). 
Kontrollierten die „Seven Majors“ vor 1945 auf der einen Seite die interna- 
tionalen Ölquellen, vor allem aber im Nahen und Mittleren Osten, und auf 
der anderen Seite die Märkte in Westeuropa, so änderte sich die Situation nach 
Elsenhans in der Periode nach 1945 grundlegend: 

Zum einen treten die „unabhängigen“ bis nach 1945 ausschließlich in den 
USA ölproduzierenden Gesellschaften auf den Plan und erwerben zwischen 
1950 und 1955 im Nahen Osten und in Libyen Konzessionen (10). Dies hatte 
zur Folge, daß nunmehr den Öleigentümerstaaten nicht nur die im Ölkartell 
organisierten „Seven Majors“, sondern eine zweite Kategorie von „unabhängi- 
gen“ Ölgesellschaften gegenüberstanden, die mit den „Seven Majors‘‘ um den 
Erwerb von Konzessionen im Nahen und Mittleren Osten konkurrierten: 


„so wurde das Prinzip der Gewinnteilung von jenen Konzernen angeboten, die sich erst 
in Konzessionen in Nahost einkaufen wollten“ (11) 


Und zum anderen bricht ab 1955: „der protektoratsähnliche Einfluß der kapi- 
talistischen Industrieländer im Nahen Osten langsam zusammen: 1955 nahm 
Ägypten sowjetische Waffenlieferungen, ab 1956 entließ sogar der König von Jor- 


schaft an Hand der Realanalyse der geschichtlichen Entwicklung der kapitalistischen 
Energieproduktion im Prozeß der Herausbildung und Weiterentwicklung der kapitalisti- 
schen Weltwirtschaft. 

7 Um dennoch den Lesern die Möglichkeit der Verfolgung kontroverser Positionen zu ge- 
währleisten, werden wir in diesem Beitrag die Resultate unserer Analyse mit kurzer Be- 
gründung widergeben. Vgl. vor allem unter 2.2 

8 Tugendhat, Christopher: Erdt Treibstoff der Weltwirtschaft — Sprengstoff der Welt- 
Fig Hamburg 1972 (Origin. usgabe mit den Titel “Oil — the Biggest Business“, 

9 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.O., S. 11ff 

10 Ebenda, S. 16 
11 Ebenda, S. 15 
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danien den britischen Befehlshaber der arabischen Legion, die als einzige modern 
ausgerüstete Armee im Nahen Osten als potentielle Einsatztruppe zum Schutz 
der Verbindungswege zum Öl von den Konzernen angesehen wurde, und 1956 
verstaatlichte Nasser mit Erfolg den Suez-Kanal“ (12) 

Diese beiden Momente verschafften den ölproduzierenden Staaten nach 
Elsenhans günstigere Positionen, ihre Interessen stärker als bisher durchzuset- 
zen. Wenn auch Elsenhans die bereits in den nach 1950 begonnenen Auseinan- 
dersetzungen um Extraprofit und Grundrente zwischen Ölkonzernen und ölpro- 
duzierenden Staaten richtig als erste Etappe und als geschichtlichen Ausgang der 
erst Ende 1973 eingetretenen internationalen „Energiekrise‘“ berücksichtigt, so 
präjudiziert er bereits im hier kurz wiedergegebenen geschichtlichen Teil seiner 
Analyse durch seine Vorgehensweise tatsächlich jene noch im einzelnen zu kriti- 
sierenden verwirrenden Resultate, zu denen er schließlich bei der Einschätzung 
und Analyse der Ursache der ‚,‚Energiekrise‘“ gelangt: 

Erstens ist es verkürzt, die Verstärkung der Positionen der ölproduzieren- 
den Staaten bei dem Kampf um die Verteilung der bei der Ölproduktion erziel- 
ten Extraprofite im wesentlichen auf den sinkenden politischen Einfluß der 
USA und Großbritanniens und den gleichzeitigen wachsenden politischen Ein- 
fluß der Sowjetunion im Nahen und Mittleren Osten zurückzuführen. So und 
durch die Verallgemeinerung und Verabsolutierung der einzelnen politischen 
Ereignisse übersieht Elsenhans, wie in Abschnitt 2.1. ausführlich dargelegt wird, 
die für die Analyse wichtige und tatsächliche Bedeutung der sich in den Öleigen- 
tümerstaaten selbst vollziehenden Veränderung der gesellschaftlichen Strukturen. 

Zweitens leitet Elsenhans die Konzentration und Zentralisation der öl- 
produzierenden Kapitale, ihre Expansion in den Nahen und Mittleren Osten, 
die Herausbildung des Ölkartells und das faktische Auseinanderbrechen dessel- 
ben durch die Aktivität und Expansion der „unabhängigen“ Ölgesellschaften, 
damit schließlich also die Verschärfung der Konkurrenz der ölproduzierenden 
Kapitale, keineswegs aus den Verwertungsbedingungen der in der Branche täti- 
gen Einzelkapitale ab, sondern er beschreibt lediglich die sichtbaren und histo- 
risch schon eingetretenen, damit also von jedermann feststellbaren Tendenzen. 
Eine in der Tendenz auch richtige bloße Beschreibung der zeitlich zurückliegenden 
Entwicklungen ist in der Tat möglich. Anders allerdings, wenn es darum geht, 
die gegenwärtig sich vollziehenden Prozesse und Entwicklungen zu erklären. 
Ohne von den verborgenen Bewegungsmomenten und Gesetzmäßigkeiten aus- 
zugehen, ist man hier, wie z.B. Elsenhans bei der Erklärung der Rückbewegung 
der ölproduzierenden Kapitale in die entwickelten kapitalistischen Länder, der 
Gefahr ausgesetzt, die Kausalzusammenhänge verschiedener Prozesse, wie in 
Abschnitt 2.3 zu zeigen sein wird, zu verkennen und von daher auch zu falschen 
Resultaten zu gelangen. 

Drittens und schließlich beschränkt 'Elsenhans die Beschreibung der Ent- 
wicklungstendenzen lediglich auf die ölproduzierenden Kapitale innerhalb des 


12 Ebenda 
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Weltenergiemarktes. Die Konkurrenz zwischen diesen und den kohleproduzieren- 
den Kapitalen bleibt bei seiner Analyse im wesentlichen außer Acht. So ist er auch 
nicht in der Lage, den Preisbildungsprozeß auf dem Weltenergiesektor in seiner 
Gesamtheit zu erfassen und von daher auch verschiedene Energiepreisniveaus zu 
unterscheiden. Auf der Verwechslung verschiedener Energiepreisniveaus beruht 
aber gerade die Begründung einer der wichtigsten Ursachen der „Energiekrise“ 
in seiner Analyse, die er, wie in Abschnitt 2.4. dargestellt wird, in der Konkur- 
renz zwischen USA und Westeuropa sieht. 

Doch soll im folgenden Elsenhans Analyse der ‚„Energiekrise“* vor dem 
Hintergrund der hier kurz wiedergegebenen Beschreibung der geschichtlichen 
Oberflächentendenzen auf dem Welterdölmarkt in seinem Beitrag ausführlich und 
im einzelnen kritisiert werden. Tibis Beitrag wird insofern berücksichtigt, als er 
sich die Resultate der Analyse von Elsenhans zu eigen macht und diese in ihren 
Konsequenzen weiter ausführt. 


2.1 Die Öleigentümerstaaten und die „‚Energiekrise“ 


Elsenhans muß zugute gehalten werden, daß er in seinem Beitrag den realen 
Kampf der Öleigentümerstaaten mit den Ölkonzernen keineswegs abstreitet und 
ihn klar erkennt: 


„Die Aufteilung des Renteneinkommens in die Grundrente der Förderländer und den Extra- 
profit der Konzerne war der zentrale Streitpunkt zwischen den Konzernen und den Förder- 
ländern.“ (13) 

Abgesehen davon, daß die Bedeutung des Kampfes um die „Aufteilung des Ren- 
teneinkommens“ für die Erklärung der ‚Energiekrise“ in seinem Beitrag in dem 
Maße schwindet, wie er darin von der Geschichte zur Gegenwart vordringt, be- 
gründet Elsenhans den fortschreitenden Erfolg der Öleigentümerstaaten im we- 
sentlichen durch politische Beweggründe, und zwar einerseits durch Veränderun- 
gen des politischen Verhältnisses dieser Staaten zu den entwickelten kapitalisti- 
schen Gesellschaften und zum anderen durch die politischen Veränderungen 
innerhalb der ölproduzierenden Staaten selbst (14). Die international bedingten 
Ursachen der Erweiterung der „Handlungsspielräume“ der Öleigentümerstaaten 
bei ihrer Auseinandersetzung mit den Ölkonzernen um „die Aufteilung des Ren- 
teneinkommens“ begründet Elsenhans wie folgt: 


„Die Konzerne konnten diese Auseinandersetzung nicht mehr eindeutig für sich entschei- 
den, als der Zusammenbruch des faktischen Protektorats Großbritanniens und der USA der 
Ausübung politischen Drucks von seiten der Regierungen der Heimatländer der Konzerne 


13 Ebenda, S. 17 

14 Soweit ökonomische Momente bei Elsenhans überhaupt eine Rolle spielen, handelt es 
sich um jene, die außerhalb der Öleigentümerstaaten angelegt sind und auch wie die 
Konkurrenz der Ölkonzerne untereinander dort wirksam werden, keineswegs aber 
um die ökonomischen Verhältnisse in diesen Staaten selbst. 


21 


engere Grenzen setzten und die zunehmende Konkurrenz kleiner Ölkompanien die wirtschaft- 
lichen Druckmittel der Majors beschränkten.‘ Von daher mußte „die Erweiterung des Hand- 
lungsspielraums der ölfördernden Länder, sowohl politisch wie wirtschaftlich dazu führen, 
daß deren Regierungen, welcher politischen Ausrichtung auch immer, von den Konzernen 
einen erhöhten Anteil am Extraprofit, der auf der Grundlage des Nahostöls erzielt wurde, 
forderten‘. (15) 


So richtig es ist, daß die Konkurrenz unter den Ölkonzernen, verschärft durch die 
Ausdehnung der Tätigkeit der „unabhängigen“ ölproduzierenden Unternehmen 
auch im Nahen und Mittleren Osten, den „Handlungsspielraum“ der Öleigentümer- 
staaten bei ihrem Kampf um die „Aufteilung des Renteneinkommens“ vergrö- 
ßerte, so falsch ist aber, das veränderte Verhältnis dieser Staaten zu den USA und 
Großbritannien lediglich als politische Veränderung aufzufassen und darüber hin- 
aus noch damit die veränderten Machtverhältnisse um die Aufteilung der Grund- 
rente zu begründen. 

Vom politisch militärischen Einfluß der entwickelten kapitalistischen Staa- 
ten im Nahen Osten ausgehend, müßte man nach der Argumentation Elsenhans 
behaupten, daß der „Handlungsspielraum‘ der Ölproduzierenden Staaten bei 
ihrem Kampf um die „Aufteilung des Renteneinkommens“ in der Gegenwart 
wesentlich geringer geworden ist als in den fünfziger und sechziger Jahren. Denn 
noch nie waren die Nahost-Staaten so stark in die politischen und militärischen Ein- 
flußsphären der entwickelten kapitalistischen Staaten strukturell integriert wie 
gerade in der Gegenwart. Der Iran, trotz seiner immer stärker werdenden ökono- 
mischen Autonomie dem politisch militärischen Einflußbereich der entwickelten 
kapitalistischen Staaten untergeordnet, ist potentiell zur stärksten militärischen 
Macht der Region mit einem „Verteidigungsradius“ von 2500 km verwandelt 
worden (16). Ebenso sind Saudi-Arabien und die arabischen Emirate, mit mo- 
dernsten Waffen ausgerüstet, politisch und militärisch stärker denn je in den 
Einflußbereich der kapitalistischen Staaten einbezogen. Ägypten, dessen poli- 
tische und militärische Zuwendung zur Sowjetunion nach Elsenhans gerade 
nach 1955 jene politischen Voraussetzungen herbeigeführt hatte, aufgrund derer 
der „Handlungsspielraum“ der ölproduzierenden Staaten des Nahen und Mittle- 
ren Ostens vergrößert werden Konnte, hat heute schon längst den Rückzug ange- 
treten. Der immer stärker werdende politische und militärische Einfluß der 
entwickelten kapitalistischen Staaten, vor allem der USA, in Ägypten ist unver- 
kennbar. Auch im Irak sind ähnliche Tendenzen sichtbar. 

Hat aber die Tendenzwende in den politisch militärischen Beziehungen der 
Staaten des Nahen Ostens zugunsten der entwickelten kapitalistischen Staaten 
auch tatsächlich, wie aus der Elsenhansschen Argumentation zu folgern wäre, 
den „Handlungsspielraum‘‘ der ölproduzierenden Staaten bei ihrem Kampf um 
= die „Aufteilung des Renteneinkommens“ wieder eingeschränkt? Die reale Ent- 
wicklung beweist jedenfalls das Gegenteil. Die wirkliche Macht der ölproduzie- 


15 Ebenda 
16 Stern, Nr. 11/1975 
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renden Staaten, einen möglichst hohen Anteil an dem bei der Ölproduktion erziel- 
ten Extraprofit als Grundrente für sich abzuzweigen, ist nach der sprunghaften 
Anhebung des Öllistenpreises Ende 1973 im Vergleich zu dem Jahrzehnt zuvor 
erheblich gestiegen. Gerade diese Realität zeigt äber, daß die Veränderung der 
wirklichen Machtverhältnisse um die Aufteilung des Extraprofits zwischen den 
ölproduzierenden Staaten und den Ölkonzernen keineswegs aus den politisch 
militärischen Beziehungen dieser Staaten zu den entwickelten kapitalistischen 
Staaten abgeleitet werden kann. Elsenhans führt die Erweiterung des „Handlungs- 
spielraums“ der Ölproduzierenden Staaten allerdings auch auf einen zweiten 
Aspekt, nämlich auf die innenpolitischen Bedingungen der Öleigentümerstaaten 
zurück, 


„Zum anderen zwang und zwingt die wachsende antikolonialistische bzw. antiimperialistische 
Ausrichtung der Massen in den unterentwickelten Förderländern auch jene politischen Füh- 
rungsgruppen in den Förderländern, die an einem gesellschaftlichen Status quo und an der 
Kooperation mit den Konzernen interessiert sind, die Forderungen an die Konzerne zu erhö- 
hen — und sei es allein zu ihrer politischen Absicherung”. (17) 


Und an einer anderen Stelle behauptet Elsenhans: 


„Die gegenwärtige Krise ist nach unserer Auffassung nur ein Aspekt der ungleichen Entwick- 
lung im Weltmaßstab und der durch sie verursachten politischen Prozesse in den Förderlän- 
dern: Die Unterprivilegierung der Massen in der Dritten Welt zwingt die Regierungen dieser 
Länder, unbeschadet ihrer politischen Ausrichtung, die Deviseneinkommen aus dem Eıdöl- 
export zu steigern und mit Hilfe dieser Einkommen über Investitionen zum „Wirtschafts- 
wachstum‘‘ beizutragen, um sich vor der eigenen Bevölkerung zu legitimieren”. (18) 


Die innenpolitische Absicherung der Regierungen der ölproduzierenden Staaten 
und deren Legitimation vor „der eigenen Bevölkerung“ bilden nach Elsenhans 
die innenpolitisch bedingten Beweggründe der Öleigentümerstaaten, die sie zur 
Erweiterung ihres „Handlungsspielraumes“ und zur Anhebung ihrer Forderungen 
gegenüber den Ölkonzernen getrieben hat und immer noch treibt. Die innenpoli- 
tische Absicherung bzw. der Legitimationsaspekt etc. können alle hier und da 
sicherlich in den Auseinandersetzungen mit den Ölkonzernen eine Rolle gespielt 
haben. Das Legitimationsbedürfnis der Regierungen der Öleigentümerstaaten, und 
damit das subjektive Verhältnis der „unterprivilegierten Massen“ und der „Herr- 
schaft“ in diesen Ländern zueinander, ist ein Aspekt der Analyse. 

Dieser Aspekt allein kann nicht die Handlungen und Entscheidungen der 
Regierung eines Landes und schon gar nicht das gemeinsame Verhalten der Re- 
gierungen einer Gruppe von Öleigentümerstaaten mit durchaus unterschiedlichen 
ökonomischen und politischen Bedingungen ausreichend erklären, solange die 
materiellen Grundverhältnisse dieser Länder, die das Bewußtsein eben der „unter- 
privilegierten Massen“, ihr Verhalten und ihr Verhältnis zur Herrschaft und 
umgekehrt bestimmen, gänzlich unberücksichtigt bleiben. Wie sehr diese Fest- 
stellung zutrifft und wie sehr damit das subjektive Verhältnis der Regierungen 
zu den „unterprivilegierten Massen‘ der Öleigentümerstaaten der „Dritten Welt“ 


17 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.2.0., S. 17 
18 Ebenda, S. 8 
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als Bestimmungsgrund für deren Politik gegenüber den Ölkonzernen und den ent- 
wickelten kapitalistischen Staaten fragwürdig ist, beweist auch hier die tatsäch- 
liche Entwicklung in einigen dieser Länder selbst: 

Das radikaldemokratische nationale Bürgertum Persiens unter Mossadegh 
hat bereits 1951 die Massen der Stadtbevölkerung (Kleinbürgertum und Arbeiter) 
mit der Forderung nach Verstaatlichung der British Petroleum durchaus mobili- 
sieren und die Regierung (keineswegs aber die wirkliche Macht) mit dem Ziel 
erobern können, den Prozeß im Verhältnis zu den Ölkonzernen einzuleiten, 
der erst über zwanzig Jahre später von den OPEC-Staaten auch wirklich her- 
beigeführt wurde. Die historisch bedingte Schwäche dieser bürgerlichen Bewe- 
gung einerseits und das geschmiedete Bündnis der damals auf vorkapitalistischen 
Verhältnissen beruhenden herrschenden Grundeigentümerklassen mit dem US- 
Imperialismus andererseits sowie das Fehlen einer Organisation wie der OPEC, 
deren Aufbau zehn Jahre später überhaupt erst begonnen wurde, um die Kon- 
kurrenz der anderen Öleigentümerstaaten zu verhindern, alle diese Bedingungen 
haben das radikaldemokratische Bürgertum Persiens scheitern lassen, den von 
den OPEC-Staaten erfüllten historischen Auftrag schon damals auszuführen. 
Die herrschende Grundeigentümerklasse Persiens hat nicht nach den Erwartun- 
gen der breiten Masse der Bevölkerung, auch nicht nach ihrem von Elsenhans 
betonten Legitimationsbedürfnis vor den „unterprivilegierten Massen“ gehandelt, 
sondern 1953 die Regierung gewaltsam zurückerobert und die radikaldemokra- 
tisch bürgerliche Bewegung blutig niedergeschlagen. Ebenso hat die faschistisch 
intendierte Militärdiktatur des Schah-Regimes es immer noch nicht vermocht, 
seine Massenbasis erheblich zu erweitern, obwohl es heute in der OPEC keines- 
wegs mehr die radikalen Forderungen Algeriens abblockt, sondern selbst bei 
der Durchsetzung radikaler Forderungen eine führende Rolle spielt. 

In Algerien, dessen politische Verhältnisse Elsenhans offenbar auf alle 
OPEC-Länder verallgemeinert, scheint allerdings ein unmittelbares Verhältnis 
zwischen den Erwartungen der breiten Masse der Bevölkerung und den Hand- 
lungen der Regierung eher zu bestehen. Doch ist dieses Verhältnis aus den spe- 
zifisch historischen Bedingungen der algerischen Gesellschaft zu erklären. Alge- 
rien hat einen antikolonialen Befreiungskampf erfolgreich durchgeführt. Dieser 
Kampf ging nicht nur mit der Mobilisierung der Massen, sondern auch mit der Auf- 
hebung der vorkapitalistischen Produktionsverhältnisse einher. In dem Stadium 
des keineswegs typischen Übergangs zur kapitalistischen Produktionsweise, in 
dem sich Algerien u.E. befindet, besteht zwischen der breiten Masse der Be- 
völkerung und dem Staat noch eine weitgehende, allerdings aus den spezifi- 
schen Bedingungen des antikolonialen Befreiungskrieges des algerischen Volkes 
herrührende Identität, die nicht einseitig ist und freilich daher auch die Regie- 
rung zwingt, die Erwartungen der Massen zu berücksichtigen. Daß die breite 
Masse der algerischen Bevölkerung, im "Gegensatz zu der Bevölkerung Abu 
Dabis bzw. Saudi-Arabiens, in ihrer Gesamtheit ein anderes Verhältnis zu den 
entwickelten kapitalistischen Gesellschaften und zu den Ölkonzernen herbei- 
geführt hat, ist im wesentlichen auf ihre unmittelbaren Erfahrungen im antikolo- 
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nialen Befreiungskampf zurückzuführen. Diese wenigen Beispiele mögen verdeut- 
lichen, daß die kollektive Entscheidung der OPEC-Staaten, den Ölpreis sprung- 
haft anzuheben, keineswegs durch die Legitimation ihrer Regierungen vor der 
eigenen Bevölkerung begründet werden kann. Diese Begründung gilt weder für 
alle OPEC-Länder, noch kann sie selbst einen Hinweis darauf geben, warum 
sie für Algerien zutrifft und für alle anderen OPEC-Länder nicht. 

Die oben im einzelnen wie in ihrem Zusammenhang wiedergegebenen 
wichtigsten Argumente von Elsenhans reichen für die Erklärung der Rolle der Öl- 
eigentümerstaaten in ihrer Auseinandersetzung mit den Ölkonzernen und den 
entwickelten Kapitalistischen Staaten nicht nur nicht aus, sondern sie sind auch, 
wie oben exemplarisch gezeigt wurde, nicht schlüssig. Nicht ausreichend deshalb, 
weil Elsenhans, ausschließlich von den außen- bzw. innenpolitischen, also nur von 
den politischen Beziehungen ausgehend, das Verhältnis der Öleigentümerstaaten 
zu den Ölkonzernen etc. einzuschätzen und zu beurteilen versucht. Und nicht 
schlüssig deshalb, weil er schon auf dieser methodischen Ebene keineswegs im- 
manent vorgeht, sondern einzelne innen- bzw. außenpolitische Momente geschicht- 
lich extrapoliert bzw. auf alle Öleigentümerstaaten verallgemeinert. 

Selbst bei einer auf politischer Ebene angesiedelten immanenten Vorgehens- 
weise hätten weder die politisch militärischen Beziehungen der entwickelten kapi- 
talistischen Staaten zu den ölproduzierenden Staaten noch die politischen Be- 
ziehungen der Regierungen der letztgenannten Staaten zu ihren „unterprivile- 
gierten Massen“ die geschichtliche Funktion der Öleigentümerstaaten wissen- 
schaftlich begründen können. :Die Einbeziehung der politischen Ebene in jede 
gesellschaftliche Analyse ist nicht nur wichtig, sondern unerläßlich, weil 
gerade auf dieser Ebene das Verborgene, empirisch also nicht Faßbare, offen 
in Erscheinung tritt. Von daher kann diese Ebene auch durchaus der Ausgangs- 
punkt jeder gesellschaftlichen Analyse sein, wenn, davon ausgehend, in das innere 
Geheimnis, in die verborgene Grundlage der Gesellschaft vorgedrungen und 
schließlich der Prozeß erfaßt wird, der sich hinter dem Rücken aller Beteilig- 
ten durchsetzt. Anders allerdings, wenn die ‚letztgenannte Ebene der Analyse 
gänzlich außer Acht gelassen und die Ebene der Erscheinungen die ausschließ- 
liche Gruridlage der Betrachtung wird. Hier ist die erste Gefahr der Tautologie 
und damit der Erkenntnislosigkeit insofern bereits methodisch angelegt, als die 
Ebene der Erscheinungen nicht im Kontext von deren materiellen Grundlage, 
sondern von der letzteren abgehoben im Mittelpunkt der Betrachtung steht. 
Die eine Erscheinung wird durch die andere erklärt. So ist es auch nichts 
anderes als eine Tautologie, wenn Elsenhans die veränderte Rolle der Öleigen- 
tümerstaaten aus der Veränderung der außen- bzw. innenpolitischen Rolle 
dieser Staaten selbst ableiten will. Die eigentlichen Ursachen der außen- 
wie innenpolitischen Veränderungen eben dieser Staaten müssen zwangs- 
läufig entweder gänzlich im Dunkeln bleiben oder aber aus sich selbst er- 
klärt werden. Die zweite Gefahr der Vernachlässigung der Ebene der materiellen 
Basis der Gesellschaft und deren Veränderung besteht darin, daß die Erschei- 
nungen ahistorisch, weil abgehoben von ihrer materiellen, damit also geschicht- 
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lichen Basis, in die Analyse mit einbezogen werden. So muß z.B. die in einem 
geschichtlichen Kontext nach 1955 notwendig gewordene außenpolitische 
Zuwendung Ägyptens zur Sowjetunion in der Konsequenz der Elsenhansschen 
Analyse als ausreichender Grund dafür herhalten, daß der außenpolitische „‚Hand- 
lungsspielraum” der ölproduzierenden Staaten gerade in unserer Epoche grund- 
legend erweitert werden konnte, während Ägypten in der Gegenwart gerade 
wegen der Veränderungen der materiellen Basis der Gesellschaft den umgekehr- 
ten Weg einer außenpolitischen Orientierung schon längst eingeschlagen hat. 

Die wisenschaftliche Alternative zu dem hier kritisierten Ansatz in 
dem hier behandelten konkreten Zusammenhang muß also auf jeden Fall die 
materielle Basis, d.h. also die Produktions- und Klassenverhältnisse der Öleigen- 
tümerstaaten und deren Veränderung, in die Analyse mit einbeziehen. Nur so 
ist es auch möglich, nicht nur die einzeinen Erscheinungen, wie z.B. die Grün- 
dung der OPEC, die unterschiedlichen Interessen und die Politik von deren 
Mitgliedsstaaten, und schließlich die kollektive Entscheidung der letzteren, den 
Öllistenpreis sprunghaft anzuheben, wissenschaftlich zu erklären und deren 
Zusammenhänge zu verdeutlichen, sondern auch die Bedeutung der OPEC- 
Staaten im Entwicklungsprozeß des Weltenergiemarktes der letzten Jahre ein- 
schließlich der Entstehung der internationalen „Energiekrise“ in ihrem wirk- 
lichen Ausmaß zu begreifen. Zur Vervollständigung sollen im folgenden die 
Resultate der mit diesem oben angedeuteten wissenschaftlichen Ansatz durch- 
geführten Untersuchungen zusammengefaßt wiedergegeben werden. 


2.2 Exkurs zum Verhältnis der Öleigentümerstaaten zu den Ölkonzernen. 
Eine zusammenfassende Erklärung der ‚‚Energiekrise‘“ 
aus marxisitischer Sicht 


Die sprunghafte Anhebung des Ölpreises auf dem Weltmarkt hat die „Energie- 
Krise‘ im internationalen Umfang eingeleitet. Die eigentliche Frage ist allerdings, 
welche Bedingungen und Momente die so drastische Steigerung des Ölpreises 
verursacht haben. Waren es veränderte Bedingungen der Produktion oder viel- 
mehr der Distribution auf dem Weltenergiesektor, die letztlich zur sprunghaf- 
ten Anhebung des Ölpreises führten. Eine Antwort auf diese Frage setzt zu- 
nächst voraus, daß bei der Forschung wie in der Darstellung die Ebene des 
Arbeits- und Verwertungsprozesses auf dem Weltenergiemarkt von der Ebene 
der Distribution, d.h. also von der Ebene der Aufteilung der bei der Ölproduk- 
tion produzierten ungeheuren Extraprofitmasse zwischen den Öleigentümer- 
staaten, Ölkonzernen und ölverbrauchenden entwickelten kapitalistischen Län- 
dern, getrennt wird. 

Vollzieht sich die Verwertung der energieträgerproduzierenden Kapitale 
und der Wert- und Preisbildungsprozeß im 19. Jahrhundert im wesentlichen 
auf nationaler Ebene, so bilden sich in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
in Europa und in Amerika kontinentale Märkte heraus. Die Herausbildung des 
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Weltenergiemarktes vollzieht sich allerdings erst nach dem zweiten Weltkrieg. Auf 
den kontinentalen Energiemärkten wie auch auf dem Weltenergiemarkt in der 
Gegenwart stehen vor allem die kohle- und erdölproduzierenden Kapitale in 
einem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis zueinander. Die kohleproduzieren- 
den Kapitale in Westeuropa konkurrieren miteinander. Diese stehen anderer- 
seits mit den Kohleproduzenten in den USA in einem Konkurrenzverhältnis. 
Die US-Kohleproduzenten müssen aber ihrerseits mit den US-Ölproduzenten 
konkurrieren. Die in Venezuela, im Nahen und Mittleren Osten ölproduzieren- 
den Kapitale konkurrieren wiederum sowohl mit den kohleproduzierenden 
Kapitalen in Europa wie mit den ölproduzierenden Kapitalen in den Vereinig- 
ten Staaten. 

Die Kohle- und ölproduzierenden Kapitale konkurrieren miteinander, ihre 
Verwertung ist also eine wechselseitig bedingte Verwertung, weil zwischen 
Kohle und Erdöl ein Gebrauchswertzusammenhang besteht und von daher 
beide Gebrauchswertformen im wesentlichen durch einander substituiert 
werden könne. Gerade deshalb ist der Wert- und Preisbildungsprozeß für die 
Produktion von verschiedenen Energieträgern, wenn auch noch nicht inter- 
national, so doch zumindest kontinental, ein einheitlicher Prozeß. Der Wert, 
richtiger der Marktwert, und daher der Marktpreis der Energieträger wird im 
Gegensatz zur Sphäre der Industrie und wie in allen unmittelbar von der Natur 
abhängigen Sphären nicht durch die von den durchschnittlichen Kapitalen der 
Sphäre angewandte Arbeit, sondern durch die von den unproduktivsten Kapi- 
talen angewandte Arbeit geregelt und bestimmt. Die unproduktivsten Kapi- 
tale in den unmittelbar von der Natur abhängigen Sphären sind in der Regel 
jene, die die ungünstigste Naturbasis der Produktion in der Sphäre anwen- 
den (19). In der Sphäre der Energieproduktion sind gegenwärtig ‘in der Regel 
die europäischen Kohlevorkommen die ungünstigsten Naturbasen der Pro- 
duktion und das Erdöl im Nahen und Mittleren Osten ist der günstigste 
Energieträger. Dazwischen liegen die US-Kohle, das US-Erdöl und das vene- 
zuelanische Erdöl (20). 

Da nun das Energiewert- bzw. Preisniveau in Europa durch den Wert 
bzw. den Preis der europäischen Kohle und in Amerika durch den Wert bzw. 
den Preis der US-Kohle reguliert und bestimmt wird, die von den Ölkonzer- 
nen in Venezuela, im Nahen und Mittleren Osten angewandte Arbeit wegen 
der besonderen Produktvität der Naturbasen vergleichsweise um ein Viel- 
faches geringer, damit auch die Produktionskosten bzw. der Kostpreis (variab- 


19 Die spezifischen Gesetzmäßigkeiten der Verwertungsbedingungen des Kapitals, des 
Wert- und Preisbildungsprozesses in den unmittelbar von der Natur abhängigen Sphä- 
ren hat Marx am Beispiel der agrikolen Sphäre abgeleitet und ausführlich dargestellt. 
Vgl. Marx, Karl: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie. Bd. IH, Berlin (DDR) 
1969, S. 627-821 (Sechster Abschnitt) 

20 Zur Anwendung der im Kapital III (sechster Abschnitt) dargelegten besonderen Ge- 
setzmäßigkeiten der Produktion in den unmittelbar von der Natur abhängigen Sphä- 
ren auf die internationale Sphäre der Energieproduktion, vgl. Massarrat, M.: Energie- 
krise oder die Krise des Kapitalismus ... a.a.0., S. 219 ff. 
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les plus konstantes Kapital) und der ‚individuelle Wert‘ (Kostpreis plus Durch- 
schnittsprofit) des hier produzierten Erdöls um ein Vielfaches niedriger ist, wer- 
den in diesen letztgenannten Ländern neben den normalen Durchschnittspro- 
fiten gewaltige Extraprofitmassen produziert (21). Ist es selbstverständlich, daß 
in der Gegenwart die Produktion von Energieträgern von verschiedenen For- 
men innerhalb der kapitalistischen Weltwirtschaft, also auch in den ölprodu- 
zierenden Ländern der „Dritten Welt“, unter das Kapitalverhältnis subsumiert 
ist und vollzieht sich der Verwertungsprozeß auch bei der Produktion von Erd- 
öl in den Öleigentümerstaaten der „Dritten Welt“ unabhängig von den in diesen 
Ländern vorherrschenden Produktions- und Klassenverhältnissen, so ist für die 
Aufteilung der bei der Erdölproduktion erzielten Extraprofitmasse gerade die 
Vorherrschaft der vorkapitalistischen bzw. der kapitalistischen Produktions- 
weise von ausschlaggebender Bedeutung. Damit gelangen wir zu der zweiten 
Ebene der Analyse, zu der Ebene der Aufteilung des Mehrwertes in Profit 
(der Ölkonzerne) und Grundrente (der Öleigentümerstaaten). 

Bis zum Ende der fünfziger Jahre waren die multinationalen Ölkonzerne in 
der Lage, in allen Öleigentümerstaaten der „Dritten Welt“ fast mühelos gegen 
geringfügige „Steuern“ Konzessionen zur Erdölgewinnung und -vermarktung zu 
erhalten. Den Ölkonzernen, den ‚Seven Majors“, standen die zahllosen, mitein- 
ander um die Vergabe von Konzessionen konkurrierenden Ölgrundeigentümer- 
staaten der „Dritten Welt‘ gegenüber. So waren die Ölkonzerne auch in der Lage, 
diesen Ölgrundeigentümerstaaten einen Öllistenpreis als Grundlage der Auftei- 
lung des Extraprofits zu diktieren, der um ein Vielfaches niedriger war als der tat- 
sächliche, auf den Weltmärkten auch wirklich realisierte Marktwert des Erdöls. 
Die Ölgrundeigentümerstaaten waren zwar juristisch aber keineswegs faktisch 
Grundeigentümer ihrer Ölquellen. Im internationalen Maßstab beherrschten die 
entwickelten kapitalistischen Staaten die Ölgrundeigentümerstaaten der „Dritten 
Welt‘ nicht nur politisch, sondern auch ökonomisch. Das Grundeigentum dieser 
Staaten war sozusagen unter das internationale Kapital subsumiert. Mäterialistisch 
kann dieses historische Verhältnis der entwickelten kapitalistischen Staaten zu den 
Öleigentümerstaaten der „Dritten Welt“ (und zu allen rohstoffproduzierenden 
Staaten der „Dritten Welt“ überhaupt) durch die Herrschaft der historisch ent- 
wickelten kapitalistischen Verhältnisse über die unentwickelten, sprich vorkapi- 
talistischen, Verhältnisse begründet und erklärt werden. Die politisch militäri- 
sche Abhängigkeit der herrschenden Klassen der vorkapitalistischen Öleigentümer- 
staaten vom Imperialismus ist die Erscheinung, der empirisch erfaßbare Ausdruck 
und die besondere Form der Vermittlung der Herrschaft der geschichtlich entwik- 


21 Logische Begründung und ausführliche empirische Darstellung der obigen Ausführun- 
gen vgl. ebenda und vor allem Massarrat, M.: „‚Energiekrise“ und die Neuordnung der 
kapitalistischen Weltwirtschaft ... a.a.O. In der oben formulierten Zusammenfassung 
können freilich die notwendigen, in den hier angegebenen Schriften aber berücksich- 
tigten, Differenzierungen nicht vorgenommen werden, soll diese Zusammenfassung 
lediglich gewährleisten, daß der Diskussionsstand und die alternativen wissenschaftlichen 
Ansätze zu der Fragestellung auch von jenen Lesern verfolgt werden kann, denen die Ori- 
ginalbeiträge unbekannt sind. 
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kelten Verhältnisse des letzteren über jene unentwickelten Verhältnisse der ersteren. 
Als vorkapitalistische Gesamtgrundeigentümer der Ölquellen erschien den herrschen- 
den Klassen dieser Staaten der Bruchteil der Extraprofitmasse, der ihnen von den Öl- 
konzernen zugestanden wurde, als Tribut (22), auf dem ihre Macht seit eh und je be- 
ruhte. Die Tributmasse kann von der Sicht der vorkapitalistischen Grundeigentümer- 
klasse nicht durch die qualitative Veränderung der Produktionsweise, sondern durch 
die quantitative Ausdehnung ihres Machtbereiches, also durch die Expansion, erwei- 
tert werden. So auch hier im Zusammenhang mit der Tributmasse bei der Ölproduk- 
tion, die nicht durch die Erhöhung des eigenen Anteils an der produzierten Extra- 
profitmasse, sondern nur durch die weitere Vergabe der Konzession für die weitere 
Ausbeutung der Ölvorkommen an das Kapital erweitert werden konnte. Die 
Folge war die Verschärfung der Konkurrenz unter den Ölgrundeigentümer- 
staaten und die bis in die sechziger Jahre anhaltende relative Senkung ihrer 
Tributmasse bzw. ihrer Grundrente. 

Der Kampf um die Aufteilung der in den Öleigentümerstaaten der „Dritten 
Welt‘ produzierten Extraprofitmasse zwischen diesen und den Ölkonzernen er- 
hält in dem Maße neue Akzente, wie die kapitalistischen Verhältnisse beginnen, 
sich in einigen wichtigen Öleigentümerstaaten der „Dritten Welt“, wie Iran, 
Venezuela, Irak, Saudi-Arabien, durchzusetzen. Die Veränderung der geschicht- 
lich materiellen Verhältnisse dieser Länder mußte längerfristig notwendig auch 
zur Veränderung ihres Verhältnisses zu den entwickelten kapitalistischen Staa- 
ten führen. Die herrschenden Klassen der ölproduzierenden Staaten hören mit 
der dort eingeleiteten kapitalistischen Entwicklung einerseits auf, die Ölein- 
nahmen wie bisher als bloßen Reichtum, als bloßes Revenue, zu betrachten 
und sie auch als solches zu verausgaben, gehen also allmählich dazu über, 
die Einnahmen in Kapital zu verwandeln (23). Das Bewußtsein darüber, 
daß sie andererseits als Grundeigentümer der Ölquellen das Monopol der gün- 
stigsten Naturbasen der für den Produktionsprozeß® auf dem Weltmarkt ins- 
gesamt so wichtigen Energieträger besitzen, wächst in dem Maße, wie sie 
einen Einblick in die Zusammenhänge der Kapitalverwertung im allgemeinen 
und bei der Ölproduktion im besonderen erhalten, sich also gemäß ihrem ge- 
wandelten Bewußtsein auch als bürgerliche Grundeigentümer verhalten. 

Die kapitalistische Entwicklung in den wichtigsten Öleigentümerstaaten 
der „Dritten Welt“ verändert zugleich auch den vorkapitalistischen Charakter 
ihres Grundeigentums an den Ölquellen und versetzt ihre herrschenden Klassen 
in die Lage, ihr Eigentumsmonopol an den Ölquellen faktisch als ökonomischen 
Hebel der Aneignung eines immer größer werdenden Teils der bei der Ölpro- 
duktion erzielten Extraprofitmasse gegenüber den internationalen Einzelkapita- 


22 Tribut ist eine spezifische, für die „asiatischen“ Gesellschaften typische Form der vor- 
kapitalistischen Grundrente. 

23 Ernest Mandel hat zu Recht in diesem Zusammenhang auf die Entstehung eines neuen 
und selbständigen arabisch-iranischen Finanzkapitals hingewiesen. Vgl. dazu: Mandel, 
Ernest: An Arab and Iranian Finance Capital Emerges, in: International Press Correspon- 
dence, No 10, Oct. 1974, S.12 
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len oder schließlich gar die gesamte Extraprofitmasse in Grundrente zu verwan- 
deln und diese anzueignen (24). Doch Konnte die kapitalistische Entwicklung in 
den genannten Staaten keineswegs automatisch dazu führen, das Eigentumsmo- 
nopol an Ölquellen als ökonomischen Hebel der Umverteilung des Extraprofits 
voll einzusetzen, berücksichtigt man auf der anderen Seite, daß den Ölgrund- 
eigentümerstaaten die ölproduzierenden internationalen Einzelkapitale (die 
Ölkonzerne) fast geschlossen gegenüberstanden und über entwickelte insti- 
tutionelle Voraussetzungen und ausreichende politische Macht verfügten, 
auf die sie sich jederzeit zu stützen in der Lage waren. Um ihr Eigentumsmono- 
pol an Ölquellen als solches zu verwirklichen, die zwischen ihnen tatsächlich 
vorhanden gewesene Konkurrenz als Grundeigentümer also auszuschalten, 
mußten die Öleigentümerstaaten ihrerseits die notwendigen institutionellen 
Voraussetzungen herstellen, sich also in der OPEC zusammenschließen, :um so 
der schon längst bewährten Monopolmacht der Ölkonzerne ihre ökonomisch 
entwickelte und politisch institutionalisierte eigene Monopolmacht entgegen- 
zusetzen. Darin besteht auch in der Tat die historisch objektive Funktion der 
Gründung der OPEC im Jahre 1960 (25), die sich auch tatsächlich als die 
unerläßliche institutionelle Voraussetzung dafür erwiesen hat, durch die sprung- 
hafte Anhebung des Öllistenpreises gegen Ende 1973 eine grundlegende Ver- 
änderung im Verhältnis der Öleigentümerstaaten der „Dritten Welt“ zu den 
entwickelten kapitalistischen Staaten und der Ölkonzerne zugunsten der erste- 
ren herbeizuführen. 

Um Mißverständnissen vorzubeugen, soll hier auf den Stellenwert einiger 
empirischer Abweichungen von unserer oben angeführten Begründung hinge- 
wiesen werden. Man könnte mit Recht gegen unsere Analyse argumentieren, 
daß keineswegs in allen in der OPEC organisierten Staaten, wie z.B. in den 
arabischen Emiraten, in Libyen und in Algerien, bereits kapitalistische Pro- 
duktionsverhältnisse vorherrschen. Aus der Mitgliedschaft dieser Staaten 
in der OPEC kann auch in der Tat nicht geschlossen werden, daß in allen diesen 
Staaten die Produktion in gesellschaftlichem Maßstab bereits unter das Kapital- 
verhältnis subsumiert ist. Entscheidend in unserer Analyse sind auch daher 


24 Damit ist aber jenes Verhältnis zwischen Kapital und Grundeigentum (zumindest par- 
tiell) im Weltmaßstab reproduziert, das Marx auf nationaler Ebene der europäischen Län- 
der des 19. Jahrhunderts als Verhältnis von Kapital und bürgerlichem Grundeigentum, in 
dem das Grundeigentum als Gegensatz und Schranke des Kapitals erscheint, konstatierte. 
Vgl. dazu: Marx, Karl: Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie, Berlin (DDR) 
1953, S. 187 ff. Ferner: Das Kapital, Bd. III ... a.2.0. (Sechster Abschnitt). Zur logi- 
schen Begründung und Darstellung der Reproduktion des Gegensatzes von Grundeigen- 
tum und Kapital auf dem Weltmarkt vgl.: Massarrat, M.: Hauptentwicklungsstadien der 
kapitalistischen Weltwirtschaft. Erscheint 1976 bei Verlag Andreas Achenbach. Hierzu 
insbesondere Zweiter Teil, Abschnitt IV. 

25 Das von Elsenhans angeführte „Abbröckeln der Weltmarktpreise (gemeint sind Öllisten- 
preise) 1956/1960‘ als die eigentliche Ursache der Gründung der OPEC, vgl. Elsenhans, 
Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.O., S. 21, mag allenfalls der Anlaß gewesen sein, kei- 
neswegs aber die eigentliche Ursache. 
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keineswegs die Produktionsverhältnisse in jedem einzelnen OPEC-Land, sondern 
vielmehr der bürgerliche Charakter der OPEC, deren wirklich materielle Basis 
nicht die arabischen Emirate, sondern gerade die entwickeltsten Öleigentümer- 
staaten sind und deren Funktion darin besteht, das Eigentumsmonopol aller Öl- 
eigentümerstaaten als Hebel der Verwandlung der produzierten gewaltigen Extra- 
profitmasse in die kapitalistische Grundrente anzuwenden. Daß die arabischen 
Emirate, in denen heute noch unentwickelte vorkapitalistische Verhältnisse 
vorhertschen, sich dennoch der OPEC anschließen und einer Entwicklung fol- 
gen, die nicht von ihnen eingeleitet wurde, ist für sie zwangsläufig. 

Algerien und Libyen, wo kapitalistische Produktionsverhältnisse noch 
keineswegs vorherrschen, stellten innerhalb der Öleigentümerstaaten nicht nur 
aus politischen Gründen, sondern — zumindest im Falle Algeriens — durchaus 
aus ökonomischer Einsicht schon immer (Libyen nach dem Putsch der jungen 
Offiziere unter Ghadafi) radikale Forderungen. Sie waren allerdings isoliert 
und ihre radikalen Forderungen gegen die Ölkonzerne blieben erfolglos, solange 
in den übrigen und sehr wichtigen Öleigentümerstaaten die Entwicklung der 
materiellen Verhältnisse und der diesen adäquaten Bewußtseinsformen den 
qualitativen Sprung noch nicht herbeigeführt hatte. Die historischen Parallele 
für die objektive Funktion von Algerien und Libyen in noch deutlicherer Er- 
scheinungsform ist die bürgerlich radikale Regierung Irans unter Mossadegh, 
die schon 1951 nicht nur radikale Forderungen stellte, sondern die radikal- 
sten Maßnahmen gegen die Ölkonzerne, nämlich die Verstaatlichung der ge- 
samten Ölindustrie, durchführte. Gerade weil aber die übrigen Öleigentümer- 
staaten der „Dritten Welt“ sich ihrer wirklichen Macht als Ölgrundeigentümer 
noch weitgehend nicht bewußt. waren, sich von daher nicht einmal aus ihrem 
eigenen Interesse heraus mit den Maßnahmen der iranischen Regierung solidari- 
sierten, mit dem Iran als Ölgrundeigentümer eher konkurrierten, indem sie 
den Ölkonzernen noch günstigere Konzessionen als der Iran anboten, hatten 
die Ölkonzerne ein ziemlich leichtes Spiel, durch den Abnahmeboykott des 
iranischen Erdöls einerseits eine Finanzkrise der iranischen Regierung her- 
aufzubeschwören und andererseits durch den Komplott mit der inneren Re- 
aktion die Regierung Mossadeghs zu stürzen und die alten politischen Verhält- 
nisse in ihrem Sinne wiederherzustellen. 

Weder kann die kapitalistische Entwicklung in einem einzigen Öleigen- 
tümerland eine Organisation wie die OPEC hervorrufen, die auch in der Lage 
ist, die bei der Ölproduktion in allen Staaten produzierten Extraprofite in die 
kapitalistische Grundrente zu verwandeln, noch müssen alle in einer solch 
erfolgreichen Organisation zusammengeschlossenen Länder kapitalistisch sein. 
Wichtig für die Erfüllung des historischen Auftrags der OPEC ist, daß sie der 
institutionelle Ausdruck jener kapitalistischen Entwicklung ist, die sich in 
einer immer größeren Anzahl von OPEC-Staaten durchsetzt (26). Nur die Verän- 


26 Diese Differenzierung scheint uns insofern unerläßlich, als man sonst annehmen könnte, 
daß, mit einzelnen Beispielen von Öleigentümerstaaten, in denen kapitalistische Verhält- 
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derung der materiellen Verhältnisse ihrer Gesellschaften kann auch erklären, wes- 
halb das saudi-arabische Regime als Promotor der OPEC fungiert und das reak- 
tionäre iranische Regime bei dem Kampf um die Aufteilung der Extraprofitmasse 
und deren Verwandlung in Grundrente sogar in die vorderste Front rückt. Kei- 
neswegs kann jedoch die Rolle der letztgenannten Regime auf deren Rücksicht- 
nahme auf die „unterprivilegierten Massen“ ihrer Länder zurückgeführt werden. 

Von der Veränderung der materiellen Verhältnisse der Gesellschaften der 
Öleigentümerstaaten und von dem Bewußtseinswandel der herrschenden Klassen 
dieser Staaten ausgehend, kann der tatsächliche Stellenwert der von Elsenhans 
erwähnten Einzelbeispiele für die Erklärung der „Erweiterung der Handlungs- 
spielräume“ der Öleigentümerstaaten erst ins rechte Licht gerückt werden. So 
mögen dann Erscheinungen wie die Zuwendung Ägyptens zur Sowjetunion, die 
Verstaatlichung des Suez-Kanals, die Verschärfung der Konkurrenz unter den 
Ölkonzernen durch die „unabhängigen Ölgesellschaften“, das Abbröckeln der 
Öllistenpreise etc. den von uns analysierten Wandel im Verhältnis der Öleigen- 
tümerstaaten (des Grundeigentums) zu den Ölkonzernen (zum Kapital) im Welt- 
maßstab allenfalls beschleunigt haben. Von dem tatsächlich sich vollziehenden 
Prozeß abgehoben, erscheinen diese von Elsenhans zur Begründung aufgeführten 
einzelnen Momente notwendig als willkürlich aufgegriffene, denen man ebenso 
willkürlich andere, die gegenläufige Tendenz aufweisende entgegensetzen könnte. 

Doch nicht nur das. Da die Veränderung der Produktions- und Klassen- 
verhältnisse in den Öleigentümerstaaten als die eigentliche Ursache des Wandels 
des Verhältnisses dieser Staaten zu den Ölkonzernen und zu den entwickelten 
kapitalistischen Staaten gänzlich unberücksichtigt bleibt, wird bei Elsenhans 
weder die eigentliche Bedeutung der Funktion der OPEC-Staaten bei der inter- 
nationalen „Energiekrise“ klar, noch kann er erkennen und begründen, daß 
gerade die OPEC-Staaten es sind, die mit der längerfristigen Zielsetzung der Ver- 
wandlung der gesamten bei der Ölproduktion produzierten Extraprofitmasse 
in Grundrente durch schrittweise Erhöhung ihres formal festgelegten Gewinn- 
anteils, durch weitere Erhöhung des Listenpreises, durch Konzessionsentzug 
und schließlich durch Verstaatlichung der Ölproduktion die Ölkonzemne jeg- 
lichen Anreizes berauben und sie zur Rückverlagerung der Energieproduktion 
in die entwickelten Kapitalistischen Länder zwingen. So ist es auch keineswegs 
verwunderlich, daß Elsenhans und auch Tibi: der ‚„Rückverlagerungsstrategie‘“ 
der Ölkonzerne, als zwangsläufige Folge der wachsenden Macht der Öleigen- 
tümerstaaten, bei ihrer Analyse der „Energiekrise‘‘ eine wesentlich größere 
Bedeutung beimessen als den OPEC-Staaten selbst. 


nisse noch nicht vorherrschen, die von uns konstatierte und bei der Analyse als die 
eigentliche Ursache der „Energiekrise‘‘ zugrundegelegte allgemeine Tendenz der kapitali- 
stischen Entwicklung in den OPEC-Staaten in Frage gestellt würde. 
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2.3 Die „Rückverlagerungsstrategie“ der Ölkonzerne 
und die „Energiekrise“ 


Die Rückverlagerung der Produktion von einigen Rohstoffen, einschließlich 
Energieträgern, in die entwickelten kapitalistischen Länder, in denen diese auch 
vorkommen, hat tatsächlich nach dem zweiten Weltkrieg und vor allem in den 
sechziger Jahren stark zugenommen (27). Eine Beschäftigung mit der realen 
Entwicklung der Rückverlagerung der Energieproduktion in die entwickelten 
kapitalistischen Länder an dieser Stelle ist insofern unvermeidlich, als Elsen- 
hans und Tibi davon ausgehen, daß die Ölkonzerne, von ihren „strategischen“ 
Zielsetzungen ausgehend, diese Entwicklung überhaupt eingeleitet hätten. 
Die Strategie der Ölkonzerne begründet Elsenhans wie folgt: 


„Die zunehmende Einigkeit der Förderländer, insbesondere jedoch die Einsicht, daß sich 
unter dem Gesichtspunkt der von den Konzernen innerhalb der kapitalistischen Industrie- 
länder zu befolgenden Regeln der Akkumulation in jedem unterentwickelten Förderland 
von neuem die gleiche Konfliktkonstellation ergeben müsse, hat die Konzerne auf die Po- 
litik der Rückverlagerung der Ölsuche in die kapitalistischen Metropolen orientiert.” (28) 


Diese Strategie der Ölkonzerne war allerdings mit zwei wichtigen Problemen 
verbunden, deren Lösung die notwendige Bedingung ihrer erfolgreichen Durch- 
führung bildete. Auf der einen Seite erfordert ‚die Tendenz zur Rückverlagerung 
der Rohstoffproduktion auf dem Energiesektor in die Metropolen (...) zunächst 
einen hohen Kapitalbedarf, so daß die Konzerne ihren "Akkumulationsfonds 
vergrößern mußten“ und auf der anderen Seite können „fast alle alternativen 
Öle und Energieträger (...) zumindest kurz- und mittelfristig nur mit höheren 
Betriebskosten für die Konzerne profitabel gefördert werden.“ (29) 

Diese beiden Probleme konnten gelöst und die notwendigen Bedingun- 
gen erfüllt werden, indem der Öllistenpreis stark angehoben wurde. Denn 
durch die sprunghafte Erhöhung des Öllistenpreises waren die. Ölkonzerne auf 
der einen Seite in der Lage, die Differenz zwischen den im Nahen und Mittle- 
ren Osten produzierten Produktionskosten des Erdöls und dem Listenpreis 
desselben auf dem Weltenergiemarkt, und damit den Anteil ihres Extraprofits, 
erheblich steigern und so die für die Vorfinanzierung der „Rückverlagerungs- 
strategie“ der Energieproduktion in die „Metropolen“ notwendige „Kapital- 
masse‘“ bereitstellen. Und auf der anderen Seite war es den Ölkonzernen erst 


27 Auf diese Tendenz weist bereits Ernest Mandel: Der Spätkapitalismus, Frankfurt/M. 
1972, S. 59 £. hin. Mandel begründet allerdings diese Entwicklung mit steigendem Lohn- 
anteil bei der Rohstoffproduktion in den Ländern der „‚Dritten Welt‘ und dem durch die 
Anwendung von teurer Maschinerie verursachten wachsenden Risiko. Eine Auseinander- 
setzung mit dieser These Mandels, vgl.: Massarrat, M.: Crise de l’energie ou crise du mar- 
che mondial capitaliste (Suite), in: Critiques de l’economie politique, Paris 1976, Nr. 22 

28 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.O., S. 18 

29 Ebenda, S. 19 
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auf der Grundlage eines wesentlich höheren Ölpreises möglich, bei der Anwendung 
der in den „Metropolen“ vorkommenden ungünstigsten Naturbasen der Energie- 
träger und bei den deswegen um ein Vielfaches höheren Produktionskosten über- 
haupt einen Profit zu erzielen. 

Elsenhans läßt vor dem Hintergrund des oben angeführten Argumentations- 
zusammenhanges keinen Zweifel daran, daß die Erhöhung des Öllistenpreises 
in der strategischen Konzeption der Ölkonzerne angelegt war und daß sie auch 
von diesen schließlich durchgesetzt wurde, um so die Rückverlagerung der Produk- 
tion von Energieträgern in die „Metropolen“ zu ermöglichen: 

„Wenn die Preise im Interesse einer langfristigen Rückverlagerung der Rohstoffquellen in die 
kapitalistischen Industrieländer steigen sollten, so mußten die USA und die Konzerne versu- 


chen, in diesem Prozeß politisch jene Regime zu stärken, die in der Phase bis zum Ausbau der 
Förderung in den kapitalistischen Industrieländern zur Kooperation bereit waren.‘ (30) 


Obwohl aus den Ausführungen Elsenhans partiell gefolgert werden kann, daß die 
Ölpreiserhöhung keineswegs die geeignete Lösung für die Durchführung der „Rück- 
verlagerungsstrategie‘“ der Ölkonzerne ist (31), ist seine Begründung der Ölpreis- 
erhöhung als notwendiger ökonomischer Hebel für die Durchführung der „Rück- 
verlagerungsstrategie“ der Konzerne die absolut dominierende These (32). So wird 
diese seine Begründung der Ölpreissteigerung auch von Tibi verstanden: 


„Man kann das Maß an Zynismus dieser Erdölindustrie-Propaganda (gegen die OPEC-Länder, 
M.M.) erkennen, wenn man weiß, daß die Peripherie-Länder selbst bei ihrem Verlangen nach 
höheren Abgaben von den Erdölkonzernen nur Schachfiguren der von den amerikanischen Kon- 
zeınen betriebenen Strategie der Steigerung des Erdölmarktpreises waren. Denn diese Verteue- 
rung ist die wichtigste Voraussetzung der langfristigen amerikanischen Strategie einer Rückver- 
lagerung der Energiequellen in die kapitalistische Metropole: die USA.” (33) 


Tibi, dem es in seinem Beitrag im wesentlichen darum geht, die „Dreiecksbezie- 
hungen‘ zwischen den „vorwiegend amerikanisch beherrschten Internationalen 
Mineralölkonzernen; (...) die Metropolen: (...) und drittens die Förderländer“ 
politökonomisch zu analysieren (34), begründet die „Rückverlagerungsstrategie“ 
der Ölkonzerne mit der Notwendigkeit, die immer stärker werdende Abhängig- 
keit der Energieversorgung der USA vom nahöstlichen Erdöl zu verhindern. Denn 
die USA, so Tibi, könnten ihrer größeren Abhängigkeit von den Nahoststaaten 
nicht durch die stärkere Anwendung der alternativen Energieträger, auch nicht 
durch die Erschließung der Ölfunde in Alaska und im Nordpolargebiet, entge- 
genwirken, da die Produktionskosten des Erdöls bzw. der alternativen Energie- 
träger in den „Metropolen“ in jedem Falle im Vergleich zu den Förderkosten des 


30 Ebenda, S. 23 

31 So z.B. an folgender Stelle: „Würde die politische Entscheidung, teureres, aber politisch 
sicheres Erdöl zu erschließen, über die Erhöhung der Gewinnspannen der Konzerne 
finanziert, hätte dies zur Folge, daß ein Teil der zusätzlichen Gewinne den OPEC-Län- 
dern überlassen werden muß.” Ebenda, S. 24 

32 So z.B. ebenda, S. 18, 19 und 87. Ferner Elsenhans, Hartmut: Aus der Ölkrise zu einer 
europäischen Entwicklungspolitik, in: Leviathan, Bd. 2 (1974) Heft 1,S. 14 f. und 17. 

33 Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peripherie-Länder ... a.a.O., S. 135 f. 

34 Ebenda, S. 125 ff. 
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nahöstlichen Erdöls zu hoch seien (35). Ihre tendenziell stärker werdende Abhän- 
gigkeit könnten die USA allerdings nur dann aufhalten: 


„wenn die Weltmarktpreise für Erdöl künstlich in die Höhe getrieben werden. Dies ist allerdings 
eine sehr langfristige Perspektive. Jedenfalls haben die Ölkonzerne und die Herkunftsmetro- 
pole, die USA, diese Perspektive entwickelt und damit begonnen, sie zu praktizieren.” (36) 


Einige Erscheinungen scheinen in der Tat dieser von Elsenhans und Tibi formulier- 
ten und in der linksbürgerlichen Öffentlichkeit sehr weit verbreiteten Begründung 
(37) Recht zu geben. Denn erstens stiegen die Profite der Ölkonzerne nach der Er- 
höhung des Öllistenpreises tatsächlich um ein Vielfaches (38), die Ölkonzerne er- 
hielten zweitens in der Tat dadurch kräftige Finanzspritzen, um die Produktion von 
Erdöl auf der Basis von wesentlich ungünstigeren Ölquellen in der Nordsee, in den 
USA etc. vorzufinanzieren, und drittens sind die Ölkonzerne durch die Anhebung 
des Öllistenpreises auf ca. 11 8 pro Barrel auch wirklich in die Lage versetzt worden, 
Energieträger auch aus den ungünstigsten Naturbasen in den entwickelten Kapitali- 
stischen Ländern, z.B. in der Nordsee, profitabel zu produzieren (39). Doch stellt 
sich hier die Frage, ob aus diesen Tatsachen, wie Elsenhans und Tibi es tun, der 
Schluß gezogen werden kann, daß die Ölkonzerne es waren, die, mit der „Rückver- 
lagerung“ der Produktion von Energieträgern in die „Metropolen“, den Ölpreis 
künstlich erhöht haben, um eben diese oben geschilderte Entwicklung einzuleiten. 
Bei aller scheinbaren Logik, die sich nur aus dem additiven Nebeneinandersetzen 
der oben aufgezählten Erscheinungen ergibt, kann ein solcher Schluß wissenschaft- 
lich nicht begründet werden. 

Weder kann die Rückverlagerung der Ölkonzerne in die entwickelten kapitali- 
stischen Länder mit der Absicht, die dort vorhandenen ungünstigsten Naturbasen 
für die Produktion von Energieträgern anzuwenden, aus der Logik der Kapitalver- 
wertung und der Eigendynamik der Einzelkapitale abgeleitet werden, noch Kann die 
sprunghafte Anhebung des Öllistenpreises mit den Interessen der nationalen Gesamt- 
kapitale der entwickelten kapitalistischen Länder in Einklang gebracht werden (40). 


— 


35 Ebenda, S. 142 

36 Ebenda 

37 Ähnlich begründete die Ölpreissteigerung auch Gerhard Bott in einer am 10.4.1974 aus- 
gestrahlten ARD-Sendung: Die Sieben Schwestern beherrschen die Welt. 

38 Die Ölkonzerne konnten z.B. ihren Gewinnanteil von 1,04 (Juni 1973) auf 4,28 $/Barrel 
(Januar 1974) erhöhen. Vgl. dazu: Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.0., S. 38 
Detaillierte Angaben über die Entwicklung der Netto-Einkommen der Ölkonzerne vgl. 
auch: Annual Statistical Bulletin 1974, herausgegeben von OPEC, Wien 1975, S. 162 £. 
Von daher folgert auch B. Tibi: „Die großen Gewinner der ‚Energiekrise‘ waren die 
Großen Sieben, die eine Gewinnexplosion verzeichnen konnten: einen Gewinnzuwachs 
zwischen 23% und 91%”, Tibi, Bassam: Rohstoffe der Peripherie-Länder ... a.a.0., S. 146 

39 So können die allerdings beschränkten Ölquellen in der Nordsee bei einem Weltmarkt- 
preis von 10-11 8/Barrel auf der Grundlage der gegenwärtigen Berechnungen voraus- 
sichtlich sogar mit Extraprofiten von 3-5 $/Barrel produziert werden. Vgl. dazu: Die 
Zeit vom 15.8.1975. 

40 Eine solche Begründung setzt allerdings zunächst einmal voraus, daß zwischen Einzel- 
kapital und Gesamtkapital präzise unterschieden wird. Diese notwendige Differenzie- 
rung wird jedoch weder von Elsenhans noch von Tibi unternommen. 
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Dies soll auf den beiden Ebenen der Einzel- wie der Gesamtkapitale im folgenden 
näher begründet werden: 

Unbestreitbar ist die Tatsache, daß die ölproduzierenden Einzelkapitale 
in den Öleigentümerstaaten des Nahen und Mittleren Osten jahrzehntelang unver- 
gleichbar hohe Extraprofite erzielt haben. Die „Rendite“ des auf dem Ölsektor 
in den Ländern der „Dritten Welt‘ investierten US-Kapitals ist zwischen 1950- 
1970 um ein Fünf- bis Zehnfaches höher als die des auf demselben Sektor in den 
entwickelten kapitalistischen Ländern investierten US-Kapitals (41). Die Ölkon- 
zerne waren auch deshalb in der Lage, in den Öleigentümerstaaten der „Dritten 
Welt‘ hohe Extraprofite einzuheimsen, da in diesen Staaten die Produktions- 
kosten (der Kostpreis) des Erdöls im Vergleich zu jenen in den entwickelten kapi- 
talistischen Ländern um ein Vielfaches niedriger waren, der Weltmarktpreis des- 
selben aber, wie in Abschnitt 2.2 begründet wurde, ein einheitlicher Preis war 
— und immer noch ist — (42). Die beachtliche Differenz zwischen den Produktions- 
kosten des Erdöls in den Öeigentümerstaaten der „Dritten Welt“ und dessen Welt- 
marktlistenpreis (Preisgrundlage der Extraprofitaufteilung) wurde zum Teil von 
den Ölkonzernen als Extraprofit und zum Teil von den Öleigentümerstaaten als 
Grundrente angeeignet. Die zu erwartenden hohen Extraprofite in Venezuela, 
Mexiko und vor allem in den Ländern des Nahen und Mittleren Ostens waren auch 
historisch die eigentliche Ursache der internationalen Bewegung der öl- bzw. 
energieträgerproduzierenden US-amerikanischen und europäischen Einzelkapi- 
tale und die Ursache der hierdurch hervorgerufenen Verlagerung der Energieträ- 
gerproduktion in die obengenannten Länder der „Dritten Welt”. 

Nun würde die „Rückverlagerungsstrategie“‘ der Ölkonzerne offensichtlich 
der längerfristigen Verwertung von deren Kapitalen und damit der Logik ihrer Be- 
wegung gänzlich widersprechen, würde man den Ölkonzernen unterstellen, die 
Rückverlagerung freiwillig betrieben zu haben. Denn die freiwillige Rückverlage- 
rung der Produktion von den besonders günstigen Naturbasen der Energieproduk- 
tion in den Öleigentümerstaaten der „Dritten Welt“ nach Europa (Nordsee), Kanada 
und den USA, wo also nur die weniger günstigen bzw. die ungünstigsten Naturbasen 
der Energieproduktion vorkommen, bedeutet für die Einzelkapitale bzw. Ölkon- 
zerne der freiwillige Verzicht auf die immensen in den OPEC-Staaten angeeigneten 
Extraprofite und es bedeutet ferner einen Rückgriff auf die Naturbasen, bei deren 
Anwendung die Einzelkapitale, wenn überhaupt, in der Regel gerade einen Durch- 
schnittsprofit produzieren und realisieren können. Von der Logik der Kapitalver- 
wertung ausgehend, haben die Ölkonzerne keinen Anlaß, freiwillig auf die Ausbeu- 
tung der besonders günstigen Ölquellen zu verzichten. Ganz im Gegenteil. Sie wür- 
den alles daran setzen müssen, den Rückzug so lange wie möglich zu verschieben, 
falls sie seitens der Öleigentümerstaaten dazu gezwungen würden. Nicht an der 
Rückverlagerung der Produktion von Energieträgern in die „Metropolen“, sondern 


41 nr Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Wochenbericht 22/72, 


42 Vgl. dazu die Tabelle 3 in Abschnitt 2.4. 
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an der Anhebung des Ölpreises haben die ölproduzierenden Einzelkapitale ein un- 
mittelbares Interesse, solange diese an der bei der Produktion von Erdöl in den 
Ländern der „Dritten Welt“ anfallenden Extraprofitmasse partizipieren können. 
Und sind sie tatsächlich auch in der Lage, autonom den Ölpreis drastisch an- 
zuheben, dann haben sie aber auch nicht den geringsten Anlaß, die Strategie der 
Rückverlagerung der Energieproduktion in die „Metropolen“ anzustreben. 

In ihren Beiträgen erklären Elsenhans und Tibi die sprunghafte Ölpreisstei- 
gerung keineswegs ausgehend von der Verwertungslogik der Einzelkapitale (der 
Ölkonzerne), sondern sie erklären umgekehrt die Ölpreissteigerung aus der Not- 
wendigkeit der „Rückverlagerungsstrategie‘“‘ der Ölkonzerne. 

Indem Elsenhans die Ölpreissteigerung durch die Notwendigkeit der Fi- 
nanzierung der „Rückverlagerungsstrategie“ erklärt (43), erscheint nicht mehr 
die höchstmögliche Kapitalverwertung, sondern die Rückverlagerung der Produk- 
tion selbst als gegenwärtiger Zweck der Produktion von Energieträgern durch die 
Ölkonzerne. 

Ebenso ist die Politik der Ölkonzerne nach Tibi nicht durch die Verwer- 
tungsbedingungen ihrer Kapitale bestimmt, sondern sie orientiert sich daran, wie 
die USA ihre Abhängigkeit vom Nahostöl verringern können (44). 

Nun könnte man argumentieren, daß die Bewegung der Einzelkapitale — 
und in diesem konkreten Zusammenhang damit die Politik der Ölkonzerne — 
nicht unbedingt und ausschließlich aus den spezifischen Verwertungsbedingungen 
ihrer selbst, sondern durch die Verwertungsbedingungen des Gesamtkapitals zu 
erklären sei. Der Nationalstaat ist auch in der Tat in der Lage, unter bestimmten 
Bedingungen die Bewegung und die Politik der Einzelkapitale im Interesse des 
nationalen Gesamtkapitals zu regulieren und zu verändern. Die Frage ist aller- 
dings, welches nun die wirklichen Interessen der nationalen Gesamtkapitale, 
insbesondere des US-Gesamtkapitals, sind, die eine Rückverlagerung der Pro- 
duktion von Energieträgern in die „Metropolen“ und die für diese Strategie not- 
wendige gewaltige Anhebung des Ölpreises erforderlich machen? Entweder die un- 
mittelbar ökonomischen oder aber politischen Interessen der nationalen Gesamt- 
kapitale der entwickelten kapitalistischen Länder müssen die Notwendigkeit der 
Anhebung und die, wie auch immer geartete, Durchsetzung des Öllistenpreises 
begründen. Die reale Entwicklung nach der sprunghaften Anhebung des Öllisten- 
preises beweist ganz deutlich, daß die nationalen Gesamtkapitale der entwickel- 
ten kapitalistischen Länder alles andere als unmittelbare ökonomische Interessen 
an der Anhebung des Öllistenpreises haben konnten. Denn gerade durch die An- 
hebung des Öllistenpreises waren die OPEC-Staaten, ausgehend von diesem an- 
gehobenen Preisniveau, in der Lage, eine in der Geschichte so einmalige Umver- 
teilung der auf dem Weltenergiesektor produzierten Extraprofitmasse mit einem 
Schlage zu ihren Gunsten herbeizuführen. Die unmittelbare Folge der Umvertei- 
lung dieser Extraprofitmasse für die entwickelten kapitalistischen Staaten waren 


43 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.0., S. 18 u. 23 
44 Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peripherie-Länder ... 2.2.0., S. 142 


Währungskrisen und Leistungsbilanzdefizite (45). Eine nähere Betrachtung beweist, 
daß gerade das US-Gesamtkapital, nach Tibi als die „Hauptmetropole“ der Öl- 
konzerne (46) und folglich als Hauptinitiator, damit also auch als Hauptnutz- 
nießer der Ölpreissteierungen von der Umverteilung zugunsten der OPEC-Staa- 
ten keineswegs weniger betroffen ist als die übrigen OECD-Länder (47). 

Können die Interessen der nationalen Gesamtkapitale der entwickelten 
kapitalistischen Länder nicht ökonomisch begründet gewesen sein, so müssen 
ihre politischen Interessen derart überwogen haben, daß es sich für sie lohnte, 
selbst eine durch die Anhebung des Öllistenpreises hervorgerufene erhebliche 
Beschneidung ihres nationalen Akkumulationsfonds, daher der entsprechenden 
Senkung der Durchschnittsprofitrate ihrer nationalen Gesamtkapitale in Kauf 
zu nehmen. Diese politischen Interessen sind nach Elsenhans die Anwendung der 
Ölvorkommen, die „im Bereich der politischen Souveränität der kapitalistischen 
Länder“ liegen (48), und nach Tibi die Verhinderung der stärkeren Abhängig- 
keit der USA von den Ölquellen der Länder der „Dritten Welt‘ (49). Die Rück- 
verlagerung der Energieproduktion in die „Metropolen“ sollte im Dienste eben 
dieser politischen Interessen der entwickelten kapitalistischen Staaten erfolgen. 
Hier drängt sich aber unweigerlich die Frage auf, weshalb diese „Rückverlage- 
rungsstrategie‘“ über einen Umweg und vermittels Anhebung des Öllistenpreises 
durchgesetzt werden mußte, die zunächst und auf jeden Fall eine Umverteilung 
der auf dem Weltenergiesektor produzierten Extraprofitmasse zugunsten der 
Öleigentümerstaaten der „Dritten Welt“ zur Folge hatte. Denn mit der unmittel- 
baren Subventionierung der Ölkonzerne zwecks Vorfinanzierung hätten die ent- 
wickelten kapitalistischen Staaten ebenso die Rückverlagerung der Energiepro- 
duktion in den „Bereich der eigenen politischen Souveränität‘ erreichen Kön- 
nen, wie die westeuropäischen Gesamtkapitale durch die Subventionierung ihrer 
Kohlenproduktion bisher auch tatsächlich verhindern Konnten, daß diese Sphäre 
der Produktion aus dem Bereich ihrer politischen Souveränität gänzlich verschwin- 
det (50). Mit der unmittelbaren Subventionierung der Rückverlagerung der Ener- 


45 Für das Jahr 1974 allein haben die Mehrausgaben von 59 Mrd. $ für die OECD-Länder 
insges. einen Leistungsbilanzdefizit von -37,50 entstehen lassen. „Die Zeit“ vom 10.1. 
1975. Vgl. auch Rummert, Hans-Joachim: Die Ölpreiserhöhungen 1973/74 in ihren Aus- 
wirkungen auf die Einkünfte der Förderländer und den Devisenbedarf der Verbraucher- 
länder, in: Glückauf 110 (1974) Nr 10, S. 406 ff. Ferner eine ausführliche und kritische 
Analyse des währungsproblematischen Aspektes der „Energiekrise“ von Busch, Klaus: 
EG-Integrationsprozeß in der Krise, in: Links Nr 66, Mai 1975, S. 14 £. 

46 Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peripherie-Länder ... a.a.O., S. 129 

47 Die Mehrausgaben der USA für importiertes Öl nach der „Energiekrise“ betrugen allein 
für das Jahr 1974 fast 15 Mrd. und damit 25% der von den OECD-Ländern insgesamt 
zu tragenden Mehrkosten. Vgl. dazu: Die Zeit vom 10.1.1975. 

. 48 _ Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... .4.0.,S. 18 

49 Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peripherie-Länder ... a.a.0., S. 142 

50 Tatsächlich haben die westeuropäischen Nationalstaaten Großbritannien, Frankreich 
und BRD nicht nur durch direkte Subventionierung bzw. durch Verstaatlichung ihrer 
nationalen Basen der Energieproduktion diese vor der Konkurrenz des Erdöls auf dem 
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gieproduktion in die „Metropolen“ durch die Nationalstaaten, die „Heimatländer 
der Ölkonzerne“, hätte zwar eine nationale Umverteilung der produzierten Wert- 
masse zugunsten der nationalen Energiesphäre stattgefunden, zugleich aber ver- 
mieden werden können, daß deswegen eine internationale Umverteilung der auf 
dem Energiesektor produzierten Wertmasse zugunsten der OPEC-Staaten statt- 
findet. Es zeigt sich also, daß die Nationalstaaten der entwickelten Kapitalisti- 
schen Staaten über ganz andere, für sie noch bedeutend bessere und zum Teil 
auch in Westeuropa praktizierte Möglichkeiten verfügen, um die Energiepro- 
duktion in den Bereich ihrer politischen Souveränität zurückzuverlagern, als 
gerade über die Ölpreissteigerung. Hinzu kommt noch, daß das, was Elsenhans, 
und insbesondere Tibi, als politische Ziele der „Metropolen“ für die Begründung 
der Ölpreissteigerung vorgeben, nach der Ölpreissteigerung gar nicht eingetre- 
ten ist. Die Abhängigkeit der westeuropäischen Staaten sowie der USA vom 
OPEC-Öl ist nach der Ölpreissteigerung und nach der so verursachten inter- 
nationalen „Energiekrise‘“‘ sogar noch gestiegen, obgleich die USA selbst damals 
noch der größte Energieträgerproduzent der Welt waren (51). Die Anhebung 
des Öllistenpreises kann also weder logisch noch historisch aus den ökonomischen 
bzw. politischen Interessen der nationalen Gesamtkapitale der „Metropolen“ 
abgeleitet werden. Wenn Elsenhans und Tibi dies dennoch tun, so muß zu- 
mindest erwartet werden, daß sie im Sinne der immanenten Logik der eige- 
nen Argumentation in ihren Beiträgen davon ausgehen, daß die im wesentli- 
chen amerikanischen Ölkonzerne in ihrer Politik und in ihren Handlungen 
dem US-Staat untergeordnet sind. Sonst wäre ja unerklärlich, wie dann das 
US-Gesamtkapital seine längerfristigen politischen Interessen offensichtlich 
auf dem Rücken der Ölkonzerne und gegen die, wie oben erläutert, länger- 
fristigen Kapitalverwertungsinteressen derselben durchsetzen konnte. Doch 
wiedersprechen Elsenhans und Tibi der eigenen Logik, indem sie in ihrer 
Argumentation das Gegenteil von dem behaupten, was sie bei ihrer Analyse 
hätten eigentlich voraussetzen müssen. So geht Elsenhans davon aus, daß die 
Ölkonzerne schon Anfang 1973 in den USA eine Versorgungskrise mit der 
Absicht erfolgreich provoziert hätten, die bestehenden Umweltschutzbestim- 
mungen rückgängig zu machen (52). Ebenso behauptet Tibi: 


„Die Konzerne sind durch ihre Lobby stets über die Handlungen des metropolitani- 
schen Staates informiert, ja dieser Staat kann seine Pläne und Strategien ohne die 
SenuliDnnE der Großkonzerne nicht entwickeln. Dagegen ist der metropolitanische Staat 


Weltmarkt geschützt, sondern darüber hinaus auch durch starke Belastung des impor- 

tierten Öls mit Steuern bzw. Zöllen ein Steigen des Öllistenpreises und die daraus un- 

vermeidlich hervorgehende Erhöhung des Grundrentenanteils der Öleigentümerstaaten 

der „Dritten Welt‘ jahrzehntelang erfolgreich verhindert. Näheres vgl. dazu: Massarrat, 

M.: Energiekrise oder die Krise des Kapitalismus ... a.a.O., S. 240 ff. und Massarrat, M.: 

„Energiekrise“ und die Neuordnung der kapitalistischen Weltwirtschaft ... a.a.O. 

51 Deckten die USA kurz vor der „‚Energiekrise‘‘ (Ende 1973) 28% ihres Ölbedarfs aus dem 
Ausland, so mußten sie im Januar 1976 ca. 40% ihres Ölverbrauchs importieren. Vgl. 
dazu Frankfurter Rundschau vom 14.1.1976. 

52 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.O., S. 24 
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über die Politik der Großkonzerne nicht informiert, zumal sie im Ausland selbständig han- 
deln.“ (53) 


So sind also nach Elsenhans und Tibi nicht die Politik und die Handiungen der 
Ölkonzerne dem US-Nationalstaat, sondern umgekehrt die Politik und die Hand- 
lungen des letzteren den Interessen der Ölkonzerne untergeordnet. Wie hier, 
argumentieren Elsenhans und Tibi in ihren hier von uns kritisierten Beiträgen 
weder immanent logisch noch adäquat empirisch. Zum einen wird zwischen Ein- 
zelkapital und Gesamtkapital nicht differenziert und zum anderen wird die An- 
hebung des Öllistenpreises völlig willkürlich, einmal für die Durchführung 
der Rückverlagerung der Energieproduktion in die „Metropolen“ aus politischen 
Gründen als notwendige Maßnahme, also aus der Interessenlage der nationalen 
Gesamtkapitale, abgeleitet und ein anderes Mal wird die Anhebung des Öl- 
preises und die „Rückverlagerungsstrategie“‘ durch die Interessen der Ölkon- 
zerne (der Einzelkapitale) selbst begründet (54). Und wir haben oben nachge- 
wiesen, daß diese beiden Erklärungen der Anhebung des Öllistenpreises sowohl 
logisch wie auch historisch falsch sind. 

Der Versuch, die Anhebung des Öllistenpreises, und damit die „Energie- 
krise“, durch die Interessenlagen der Ölkonzerne bzw. den „Metropolen“ zu 
begründen und dafür historisch falsche und logisch unhaltbare Erklärungen zu 
konstruieren, ist nicht von ungefähr. Es liegt daran, daß die wirkliche, auf 
veränderten materiellen und politischen Machtverhältnissen beruhende beson- 
dere Rolle der Öleigentümerstaaten bei der Anhebung des Ölpreises in der Argu- 
mentation Elsenhans faktisch und in der Analyse Tibis von vornherein und 
gänzlich übersehen wird. Gerade aber von der veränderten materiellen Grund- 
lage der OPEC-Staaten und ihrer darauf beruhenden und historisch gewonne- 
nen Monopolmacht ausgehend, kann, wie unter 2.2 kurz begründet, sowohl 
die sprunghafte Anhebung des Ölpreises wie der Rückzug der Ölkonzerne 
in die entwickelten kapitalistischen Staaten, historisch und immanent logisch 


53 Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peripherie-Länder ... a.a.0., $. 134 

54 In diesem Sinne schließt Tibi sich Elsenhans und Junne an, indem er diese an folgender 
Stelle ausführlich zitiert und darüber hinaus seine eigene Interpretation hinzufügt: „In 
den Planungsstäben der sieben ‚Majors‘ herrschte der Konsens, daß nur eine künstlich 
ausgelöste ‚Energiekrise‘ diese Situation ändern könne und daß sie zugleich den lang- 
fristigen Strategien, die nur durch höhere Weltmarktpreise praktikabel werden, tenden- 
ziell zur Realität verhelfe. Elsenhans, der zu den ersten Sozialwissenschaftlern gehört, 
die die ‚Energiekrise‘ auf ihren Begriff brachten, schreibt mit Gerd Junne: ‚Um die US- 
Regierung zu einer entsprechenden Politik zu bewegen, lösten die Ölkonzerne in den 
USA Mitte 1973 eine Energiekrise aus, noch bevor ernsthaft mit einem Erdölboykott 
der arabischen Staaten gerechnet werden konnte. Von den mit dieser künstlichen Krise 
verfolgten Zielen , höhere staatliche Zuwendungen für die Erschließung alternativer. Öl- 
quellen sowie anderer Primärenergiequellen zu erhalten; die Einführung bestimmter 
Umweltschutzbestimmungen zu verhindern, hinauszuzögern, zu umgehen oder rück- 
gängig zu machen; die Öffentlichkeit zur Hinnahme höherer Gewinnspannen der Erd- 
Ölkonzerne zu bewegen; die unabhängigen Ölproduzenten, Raffinerien und Vertriebs- 
netze vom Markt zu verdrängen, verhilft die Drosselung der Erdölförderung in den 


arabischen Ländern den Ölkonzernen zumindest, die ersten drei zu verwirklichen.” 
Ebenda, S. 144 


erklärt werden. Durch die ausschließlich auf ihre Initiative zurückzuführende 
sprunghafte Anhebung des Öllistenpreises haben die OPEC-Staaten ihren Anteil 
an der in ihren Ländern produzierten Extraprofitmasse als Grundrente drastisch 
erhöhen wollen und sie haben dies auch tatsächlich durchsetzen können. Gerade 
weil aber der Öllistenpreis schon immer die Berechnungsgrundlage der Extra- 
profitaufteilung zwischen den Öleigentümerstaaten und den Ölkonzernen war, ist es 
logisch, daß durch seine Anhebung nicht nur der Grundrentenanteil der OPEC-Staa- 
ten, sondern auch der Extraprofitanteil der Ölkonzeme zunächst gewaltig ansteigt. 
Dennoch sind die Ölkonzerne gezwungen, ihre Tätigkeit im Produktionsprozeß von 
den OPEC-Staaten in den Bereich der entwickelten kapitalistischen Staaten zu verla- 
gern, da sich die wachsende reale Macht der OPEC-Staaten, auch auf deren Verhält- 
nis zu den Ölkonzernen, drastisch auswirkt. Die OPEC-Staaten! haben schon längst be- 
gonnen, z.B. durch die Anhebung ihres Anteils an der Differenz zwischen dem für den 
Weltmarkt gültigen Öllistenpreis und dem Ölkostpreis (-produktionskosten) in ihren 
Ländern ihren Grundrentenanteil anzuheben, als deren Folge der Anreiz für 
die weitere Tätigkeit der Ölkonzerne in ihren Ländern erheblich verringert 
wird (55). Längerfristig wird es sogar unvermeidlich, daß die OPEC-Staaten 
durch die Verstaatlichung der Ölproduktion den Ölkonzernen jegliche Mög- 
lichkeit ihrer Tätigkeit im Produktionsprozeß ihrer Länder insgesamt entziehen. 
Gerade dieser schon längst in den OPEC-Staaten eingeleitete Prozeß ist es 
auch, der die Ölkonzerne zwingt, ihre Produktion längerfristig in die Regionen 
zu verlagern, wo sie zumindest den normalen Profit produzieren und sich 
auch aneignen können. 

Wenn Elsenhans und Tibi die so gravierende Bedeutung der OPEC-Staa- 
ten bei der Anhebung des Öllistenpreises vernachlässigen, differenzieren sie doch 
die gegensätzlichen Interessenlagen der nationalen Gesamtkapitale der „Metro- 
polen“. Die Anhebung des Öllistenpreises berücksichtigt nicht die Interessen 
aller entwickelten kapitalistischen Staaten, sondern nur die der USA. Diese sind 
durch die Anhebung des Öllistenpreises über die Rückverlagerung der Ölkonzerne 
in die „Metropolen“ hinaus sogar in der Lage, den westeuropäischen und japa- 
nischen Konkurrenten ihrer eigenen Exportindustrie einen empfindlichen Schlag 
zu versetzen. Unsere Kritik wäre unvollständig, würden wir diesen für die Argu- 
mentation der Autoren sehr wichtigen Aspekt außer Acht lassen. 


2.4 Die Konkurrenz USA-Westeuropa und die ‚„Energiekrise“ 
Mit der Ölpreissteigerung konnten die USA nach Elsenhans gleich zwei Fliegen 
mit einer Klappe schlagen. Auf der einen Seite ermöglichten sie den Ölkonzer- 


nen ihre Rückverlagerung in die „Metropolen“ und auf der anderen Seite konnten 
sie damit die Bedingungen dafür schaffen, daß die US-Exportindustrie ihre Konkur- 


55 Näheres dazu Massarrat, M.: „Energiekrise‘“ und die Neuordnung der kapitalistischen 
Weltwirtschaft ... a.a.O. 


41 


renznachteile gegenüber den westeuropäischen und japanischen Konkurrenten 
auf dem Weltmarkt wettmachte: 


„Unter den Bedingungen des bestehenden Weltmarktpreises für Erdöl konnte die Wettbewerbs- 
fähigkeit der amerikanischen Exportindustrie auf dem Weltmarkt nur durch eine Senkung des 
amerikanischen Energiepreisniveaus und damit des Selbstversorgungsgrades erreicht werden. 
.„. Konnten die USA nicht im eigenen Land billige Energie fördern, so war ein Ausgleich der 
westeuropäischen und der japanischen Konkurtenzvorteile möglich, wenn der Weltmarktpreis 
für Erdöl kräftig angehoben wurde.“ (56) 


Auch hier schließt sich Tibi der Argumentation von Elsenhans an, indem er behaup- 
tet: 


„Wir haben aber hervorgehoben, daß das amerikanische Erdöl teuer erschlossen wird, während 
das „nahöstliche‘‘ Erdöl mit einem weit geringeren Kostenaufwand gefördert wird. Das hatte 
bislang zur Folge, daß die amerikanische Exportindustrie im Gegensatz zur westeuropäischen 
eine teuere Energieversorgung hat”. Eine künstliche Anhebung des Ölpreises ändere aber die 
Situation: „Denn durch die Erhöhung des Weltmarktpreises für Erdöl wird (...) die westeuropäi- 
sche und die japanische Exportindustrie, bedingt durch die teure Energieversorgung, weniger 
konkurrenzfähig gegenüber der amerikanischen.” (57). 


Die für Elsenhans offenbar wichtigste Begründung der Ölpreiserhöhung könnte in 
der Tat die USA als den eigentlichen Initiator der Ölpreiserhöhung verdächtigen. 
Leider ist aber auch diese Begründung der Ölpreiserhöhung weder logisch, noch 
empirisch richtig. Logisch ist die Begründung falsch, weil die Anhebung des Ölwelt- 
marktpreises für die Aufhebung der Konkurrenznachteile der amerikanische Ex- 
portindustrie auf dem Weltmarkt die denkbar schlechteste Lösung wäre. Selbst, 
wenn man unterstellt, daß das Energiepreisniveau in Westeuropa niedriger war 
als in den USA und daß daher die westeuropäischen Kapitale auf dem Weltmarkt 
gegenüber den US-Kapitalen deswegen über Konkurrenzvorteile verfügten, so 
stellt sich doch die Frage, weshalb die US-Regierung die wegen des höheren Ener- 
giepreisniveaus entstandenen Konkurrenznachteile der in den Exportbranchen 
fungierenden Kapitalen nicht durch Subventionierung auffing, statt diesen großen 
Umweg, also die Anhebung des in der Hauptsache angeblich Westeuropa und 
Japan treffenden Weltenergiepreisniveaus durch die OPEC, mit dem Eıfolg ein- 
zuschlagen, daß letztlich nicht nur die Länder der OPEC, sondern darüber hin- 
aus auch die Sowjetunion als Ölexporteur auf dem kapitalistischen Weltmarkt 
sich gewaltige Mehreinnahmen einheimsen können, die sonst als Wertmasse in 
den Volkswirtschaften der OECD-Länder insgesamt geblieben wären. Weiter 
könnte man fragen, weshalb dann die westeuropäischen Regierungen diese 
Herausforderung der USA, die ja eindeutig zum Schaden der übrigen in der 
OECD organisierten kapitalistischen. Länder erfolgte, nicht mit der Senkung 
der Mineralölsteuer, d.h. also mit der Senkung der nationalen Energiepreisniveaus 
oder aber mit der Subventionierung der für den Weltmarkt produzierenden Ka- 
pitale hätten beantworten können, um wieder den alten Konkurrenzvorsprung 
gegenüber den USA-Exportkapitalen zu erreichen. Die der Elsenhans’schen Be- 


56 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.0.,S. 22 
57 Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peripherie-Länder ... 2.2.0., 5. 142. 
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gründung zugrundeliegende Annahme ist auch empirisch falsch. Man braucht 
keineswegs ein Energiespezialist zu sein um zu wissen, daß das reale Energie- 
preisniveau in den USA schon immer und auch vor der „Energiekrise‘“ niedri- 
ger als das Weltmarktenergiepreisniveau war. Von der „Entdeckung“ eines so 
krassen Konflikts zwischen Westeuropa und den USA offenbar fasziniert, über- 
sieht aber Elsenhans die im OPEC Annual Statistical Bulletin (58) detailliert 
aufgeführte Empirie, das er sonst als Quelle für die Zusammenstellung eines 
tabellarischen Anhanges des von ihm herausgegebenen Buches großzügig zu- 
grundelegt (59). Die aus der obengenannten Quelle in der folgenden Tabelle 1 
zusammengestellten Endverbraucherpreise, also einschließlich Zoll und Mineral- 
ölsteuer, für einige Raffinerieprodukte in den USA, Japan und den wichtigsten 
Ländern Westeuropas für Juli 1973, also vor der „Eneıgiekrise“, zeigt ganz ein- 
deutig, daß das reale Energiepreisniveau in den USA nicht höher, sondern sogar 
teilweise erheblich niedriger ist als das in Japan und in Westeuropa. Der Fehler 


Tabelle 1 Preise der Raffinerieprodukte in verschiedenen Ländern am 31. Juli 1973 (60) 


Normalbenzin Heizöl 

Cents/Gallon* Cents/Barrel** 
Land 

Einzelhandels- Zoll Mineralöl- Einzelhandels- Zoll Mineralöl- 
preis steuer preis steuer 
USA 
New York, N.Y. 41,9 1,3 13,0 360 _ _ 
San Francisco, 38,9 1,3 11,0 427 - _ 
California 
Frankreich 
Paris 106,2 - 81,7 410,0 _ _ 
BRD 
Bonn 118,0 6% 715 + 592,2 3,5% 92,4 + 
11% 11% 

Italien 
Rom 98,8 6% 76,1 414,5 3,5% 84,6 
Großbritannien 
London 78,0 = 48,0 470,4 84,0 _ 
Japan 
Tokio 83,2 _ 41,6 473,9 40,2 _ 


* Gallon= 3.787 Liter 
**Barrel = 158.8 Liter 


58 OPEC Annual Statistical Bulletin 1972, Wien 1973 
59 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.O., S. 307 ff. 
60 OPEC Annual Statistical Bulletin 1973, Wien 1974, Tabelle 92, S. 132 ff. 
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Elsenhans scheint in einer Verwechslung von verschiedenen Preisebenen zu liegen. 
Er vergleicht nämlich den Ölmarktpreis in den USA von 3,30 $®/Barrel vor der 
„Energiekrise“ mit dem Öllistenpreis (posted price) auf dem Weltmarkt (61), 
der zwar vor der „Energiekrise‘“ tatsächlich niedriger war als der USA-Ölpreis, 
der aber zugleich weit davon enfernt war, mit dem realen Ölpreisniveau in 
Japan und in Westeuropa identisch zu sein. Wie die Tabelle 2 zeigt, ist der Öllisten- 
preis aller OPEC-Staaten vor der „Energiekrise“ niedriger als der Ölmarktpreis 
in den USA von ca. 20 $/t (= 3,30 $/Bartel). 


Tabelle 2 Entwicklung der Öllistenpreise in $/t (62) 


Jahr 
Region 1950 1953 1957 1960 1965 1970 1973 1974 
Okt. Jan. 


Naher Osten* 11,9 12,5 13,3 11,9 12,6 13,1 35,6 81,6 
Afrika** 15,4 16,1 18,2 63,7 112 
Venezuela _ 12,6 15,4 13,3 _ 11,9 42,0 79,1 


*Iran, Irak, Kuwait und Saudi-Arabien mit Ausnahme von 1950 nur Saudi-Arabien und 1965 
nur Iran. 


** Algerien und Lybien. 1960 nur Lybien und 1965 nur Algerien. 


Tabelle 3 Der Marktwert bzw. der tatsächliche Marktpreis für Energieträger auf dem westeuro- 
päischen Energiemarkt vor der „Energiekrise‘“ (63) 


Naher Osten Afrika Venzuela USA Westeuropa 


Rohöl Rohöl Rohöl Kohle Kohle 
Produktion bzw. Mio.t 308,2 229,2 21,7 12,7 265,3 
Import von Eneigie- 
trägeın 
Produktionskosten 8/t 0,54 2,16 4,21 7,4 15 
der Energieträger 
Transportkosten gt 9,91 3,82 4,28 3,44 —_ 
Einfuhr-(cif) st 17,68 18,50 16,50 13,28 15,58* 
Preis 
Zoll bzw. Steuern st 39,20 39,20 39,20 ? _ 
Marktwert bzw. 
tatsächL Markt- st 56,88 57,70 55,70 13,28 15,58 
preis 
Gesamtprotit = 
Marktpreis — Pro- st 46,43 51,72 47,21 2,34 0,58 
duktions- u. Trans- 
portkosten 
*Inlandspreis 
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Aus der Tabelle 3 geht aber hervor, daß der tatsächliche Marktpreis für Erdöl 
auf dem europäischen Energiemarkt den Listenpreis vor der „Energiekrise“ um 
ein Mehrfaches übersteigt. 

Im Gegensatz zu Elsenhans, der durchaus von einem einheitlichen Welt- 
marktpreis für Öle trotz deren unterschiedlicher Produktions- und Transport- 
kosten ausgeht (64), schließt Tibi bereits von den unterschiedlichen Produk- 
tionskosten des amerikanischen und des nahöstlichen Erdöls auf unterschied- 
liche Preisniveaus (65). Obwohl Elsenhans an einer anderen Stelle auf den Un- 
terschied der verschiedenen Energiepreisebenen verweist (66), scheint er bei der 
Annahme eines für Europa gültigen niedrigeren Energiepreisniveaus als in den 
USA vor der „Energiekrise“ den Listenpreis mit dem tatsächlichen Marktpreis 
(Marktwert) des Erdöls auf den europäischen Märkten zu identifizieren. Doch 
auch dieser grundlegende Fehler Elsenhans ist keineswegs zufällig. Er ist darauf 
zurückzuführen, daß Elsenhans bei seiner Analyse auf der Preis- (Erscheinungs-) 
ebene steckenbleibt und nicht in der Lage ist, in den tatsächlichen Wert- und 
Preisbildungsprozeß auf dem Weltenergiesektor vorzudringen. Vom Wert- und 
Preisbildungsprozeß in der Sphäre der Energieproduktion in ihrer Gesamtheit 
ausgehend, läßt sich nicht nur empirisch, wie oben, sondern auch logisch be- 
gründen, daß erstens der Listenpreis und der Marktpreis des Erdöls nicht iden- 
tisch sind und zweitens daß das Energiepreisniveau in den USA nicht höher, wie 
Elsenhans behauptet, sondern niedriger ist als jenes in Westeuropa. Der Markt- 
preis des Erdöls auf dem US-amerikanischen Energiemarkt wird durch den Markt- 
preis der US-amerikanischen Kohle reguliert, während das in die westeuropäi- 
schen Energiemärkte importierte Öl mit der westeuropäischen Kohle, als ver- 
gleichsweise bedeutend ungünstigerer Energieträger, Konkurrieren muß, dessen 
Marktpreis also auf der Basis des Marktpreises der westeuropäischen Kohle ge- 
bildet wird. Und da die US-Kohlevorkommen gegenüber den europäischen Kohle- 
vorkommen erhebliche von der Natur vorgegebene Vorteile aufweisen, ist die dort an- 
gewandte Produktivkraft der Arbeit gegenüber der in Europa bei der Kohleproduktion 
angewandten Produktivkraft schon allein deswegen höher (67), der Marktwert und da- 
her der Marktpreis der US-Kohle und damit das gesamte amerikanische Energiepreis- 
niveau niedriger als in Europa (vgl. Tabelle 3). Und gerade weil das Energiepreis- 
niveau in Westeuropa auf der Basis des Marktpreises der westeuropäischen Kohle 
gebildet wird, waren und sind westeuropäische Nationalstaaten auch in der Lage, 


61 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.O., S. 21 
62 Eigene Berechnungen nach: OPEC Annual Statistical Bulletin, Wien 1974, S. 109-123 
63 Quelle und ausführliche Darstellung der Bestimmungsmomente der Marktpreisbildung 


vgl. Massarrat, M.: „Energiekrise“ und die Neuordnung der kapitalistischen Weltwirt- 
schaft ... a.a.O. 


64 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.O., S. 85 

65 Vgl. Zitat Anm. 57 : 

66 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.0., S. 37 (Anm. 55) 

67 Von den technologisch bedingten Produktivitätsvorteilen der US-Kohlenindustrie gegen- 
über der europäischen Kohlenindustrie wird hier abgesehen. 
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das importierte Öl bei dem vergleichsweise niedrigen Listenpreis mit hohen Steuern 
bzw. Zöllen zu belasten (68). Es zeigt sich also, daß auch die Elsenhans’sche Be- 
gründung der Ölpreissteigerung durch die Konkurrenz USA — Westeuropa weder 
logisch abgeleitet noch empirisch belegt werden kann. Die einzige „Empirie“, 
auf die Elsenhans sich stützt, ist der dem „Petroleum Press Service‘ entnommene 
Hinweis, daß ‚in den letzten Jahren (...y es in der BRD der chemischen, der 
eisenschaffenden und der Buntmetallindustrie gelungen (ist), ihre Brennstoff- 
kosten erheblich zu senken, und es (...) sicherlich kein Zufall (ist), daß gerade 
diese Industrien erhebliche Exporterfolge haben.“ (69) Doch auch dieser Hinweis 
vermag keineswegs auf das niedrigere Energiepreisniveau in der BRD bzw. in 
Europa gegenüber dem der USA zu deuten. Vielmehr besagt dieser Hinweis, gerade 
weil er sich nicht auf alle, sondern nur auf einige Branchen bezieht, nicht mehr 
und nicht weniger, als daß vermutlich durch Rationalisierung im Brennstoffver- 
brauch eben die Brennstoffkosten in den genannten Branchen erheblich gesenkt 
werden konnten. Nicht nur vor der Ölpreiserhöhung war das Energiepreisniveau in 
den USA, im Gegensatz zur Elsenhansschen Behauptung, niedriger als in Europa, 
sondern auch danach blieb dieses Verhältnis bestehen. Das US-amerikanische Ener- 
giepreisniveau ist nach der „Energiekrise‘“ sogar stärker gestiegen als z.B. in der 
BRD (70). Die BRD-Exportindustrie, als der wichtigste westeuropäische Konkurrent 
der US-Exportindustrie auf dem Weltmarkt, müßte ihre Konkurrenzvorteile auch 
die Ölpreiserhöhung gegenüber der USA-Exportindustrie demnach sogar noch aus- 
gebaut haben. 


3. _ Wissenschafts- und Ideologiekritik linksbürgerlicher 
Analysen der „Energiekrise“. Resultate. 


In unseren obigen Ausführungen haben wir eine partielle Wissenschaftskritik an 
Hand von einzelnen Fragestellungen und Argumentationszusammenhängen der 
Analysen von Elsenhans und Tibi bereits geleistet. Einer ausführlicheren und 
zusammenfassenderen Wissenschafts- und Methodenkritik soll in diesem Ab- 
schnitt auch eine Ideologiekritik ihrer Beiträge folgen. 

Ziel jeder Analyse der konkreten gesellschaftiichen Prozesse ist letztlich 
die Erklärung der Erscheinungen. Darüber besteht zwischen den verschiedenen 
wissenschaftstheoretischen Richtungen möglicherweise sogar Einigkeit. Kritisch 
wird es allerdings, und hier scheiden sich die Geister, wenn es darum geht, wie und 
mit welcher Methode die Analyse wissenschaftlich geleistet werden soll. Denn 
die Wissenschaftlichkeit, d.h. die umfassende und immanente logische Erklärung 


68 Vgl. dazu die Tabelle 3. Ferner ausführliche empirische Darstellung: Massarrat, M.: 
„Energiekrise“ und die Neuordnung der kapitalistischen Weltwirtschaft ... a.a.O. 

69 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.O., S. 20 

70 So ist z.B. der Einzelhandelspreis des Heizöls in New York von 360 Cents/Barrel am 
31. Juli 73 (vgl. Tabelle 1) auf 1075 Cents/Barrel am 31. Juli 1974, also um fast das 
dreifache gestiegen, während der Heizöleinzelhandelspreis im selben Zeitraum sich 
in Bonn von 592,2 auf 1 193 Cents/Barrtel, also nur um das 2fache erhöhte. Vgl.: OPEC- 
Annual Statistical Bulletin 1974, Wien 1975, $. 136 ff. 
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von an der Oberfläche sichtbaren Prozessen ist nicht zuletzt davon abhängig, 
welche Methoden der Analyse zugrundeliegt. In ihren Analysen der „Energie- 
krise“ bzw. der „Dreiecksbeziehungen“ zwischen OPEC-Staaten, Ölkonzernen 
und den entwickelten kapitalistischen Staaten erklären Elsenhans und Tibi 
“ die Phänomene keineswegs aus den tatsächlich sich vollziehenden und vielfältig 
gestalteten gesellschaftlichen Prozessen und ihren Wesenszusammehängen, sondern 
tautologisch aus den Oberflächenerscheinungen selbst, indem sie im wesentlichen 
zahlreiche Einzelerscheinungen additiv aneinanderreihen. So versucht Elsenhans 
z.B. die veränderte Rolle der OPEC-Staaten durch die Aufzählung einer Reihe 
von Ereignissen und Einzelerscheinungen zu begründen. Auf die Gefahr, daß 
die Einzelerscheinungen ahistorisch und völlig willkürlich miteinander in Be- 
ziehung gesetzt werden können, haben wir bereits in Abschnitt 2.1 hingewiesen. 
Schließlich kann auch Elsenhans die veränderte Rolle der OPEC-Staaten und der 
„Kräftekonstellation“ auf dem Energiemarkt auf nichts anderes als auf die 
sozialpsychologischen Bedingungen in den OPEC-Staaten und auf die außen- 
politische Orientierung dieser Staaten zurückführen. Ebenso kann Elsenhans 
die sprunghafte Ölpreissteigerung u.a. aus der Notwendigkeit der „Rückverlage- 
rungsstrategie‘“ der Konzerne ableiten, weil er offensichtlich auch hier die Ein- 
zelerscheinungen, wie in Abschnitt 2.3 gezeigt, abgehoben von den diese tat- 
sächlich hervorrufenden, aber nicht sichtbaren Prozessen, zur Grundlage seiner 
Analyse macht. Auch erscheint die Konkurrenz USA — Westeuropa als eine 
andere Erklärung der Ölpreissteigerung und der „Energiekrise“ nur dann lo- 
gisch, wenn, wie bei Elsenhans, vom Wertbildungsprozeß auf dem Weltenergie- 
markt selbst gänzlich abstrahiert und dadurch auch übersehen wird, daß der 
Öllistenpreis der OPEC-Staaten in Westeuropa mit dem Ölmarktpreis in den 
USA, damit also Einzelerscheinungen miteinander in Beziehung gesetzt und 
verglichen werden, die aus ihrer Funktion heraus miteinander gar nicht ver- 
gleichbar sind. Auch Tibi erklärt in seinem Beitrag die „Dreiecksbeziehung“ 
der OPEC-Staaten, der Ölkonzerne und der entwickelten kapitalistischen Staa- 
ten durch die Aufzählung von Einzelerscheinungen, keineswegs aber aus den 
zwischen ihnen wirklich herrschenden Verhältnissen. So sind die USA von 
der Erdölförderung in den „Peripherie-Ländern“ abhängig, weil: „die ent- 
scheidenden Gewinne amerikanischer Auslandsinvestitionen aus dem Erd- 
ölsektor stammen“ (71). Nachdem Tibi aus dem Anteil des Erdöls am Gesamt- 
export der Öleigentümerstaaten keine eindeutige „Abhängigkeitsbeziehung“ 
für diese Staaten ableiten kann (72), scheint er in dem Anteil der Erdölein- 
nahmen an den gesamten Staatseinnahmen „in den wichtigsten arabischen 
Förderländern“, der zwischen 63 und 89% beträgt, den Nachweis für die Ab- 
hängigkeit dieser Staaten von den Ölkonzernen entdeckt zu haben: 


„Die Abhängigkeit der Förderländer besteht also zum größten Teil in der Abhängigkeit von 
den Abgaben der Erdölkonzerne an die Regierungen der Peripherie-Länder.“ (73) 


qı Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peripherie Länder ... 2.2.0., S. 126 
72 Ebenda, S. 136 ff. 
73 Ebenda, S. 138 
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Diese auf der Aufzählung von Einzelerscheinungen beruhende und auf die bloßen 
Öleinnahmen reduzierte Analyse der einseitigen Abhängigkeit der Öleigentümer- 
staaten von den Ölkonzernen läßt Tibi keine andere Möglichkeit, als die Regie- 
rungen dieser Staaten zu bloßen „Schachfiguren der Ölkonzerne“ zu degradieren 
und zu folgern, daß 


„die ‚Energiekrise‘ von 1973/74 nicht auf das Konto der arabischen Förderländer und der 
OPEC und OAPEC (geht), in denen die Länder organisiert sind, sonder sie (...), wie Eisenhans 
nachgewiesen hat, von den Konzernen initiiert (wurde), die glaubten, mit dieser ‚Energiekrise‘ 
die strukturelle Krise der amerikanisch dominierten internationalen Erdölindustrie tenden- 
ziell zu lösen.‘ (74) 


Eine solche Schlußfolgerung ist in der Tat auch vom Standpunkt des Elsenhans- 
schen Ansatzes die einzig konsequente, auch wenn Elsenhans diese Konsequenz 
Tibi überläßt. Denn sonst wäre es unverständlich, weshalb die OPEC-Staaten von 
sich aus und freiwillig durch die sprunghafte Anhebung des Ölpreises eine Maß- 
nahme durchführen sollten, die nur im Interesse der „Rückverlagerungsstrategie“ 
der Ölkonzerne und der USA-Exportindustrie sein und sie obendrein in eine noch 
größere Abhängigkeit von den Ölkonzemen bringen soll. So kann auch Tibi, ge- 
stützt auf die Erkenntnisse Elsenhans, getrost und zuversichtlich die Ergebnisse 
seiner Analyse in folgenden Sätzen zusammenfassen: 


„Die ‚Energiekrise‘ war ein komplettes Spiel, an dem alle Partner der Dreiecksbeziehung: die 
sieben ‚Majors‘, die USA und die OPEC-Länder partizipierten. Dabei waren jene OPEC-Län- 
der wie Lybien und Algerien, denen auf keinen Fall eine bewußte Teilnahme an dem Spiel 
unterstellt werden kann — anders als Kuwait und Saudi-Arabien —, Opfer des Spiels. ... Die 
‚Ölscheichs‘ sind nicht die ‚Gewaltigen‘ sondern ‚Theaterpuppen‘, die nicht nur 
mit sich spielen lassen, sondern die mit ihrem Reichtum sogar ihre eigene Entmachtung 
mitfinanzieren, die in der von den Konzernen verfolgten Rückverlagerungsstrategie ent- 
halten ist.“ (75) 


Vor dem Hintergrund der, wie oben nachgewiesen, empirisch wie logisch grund- 
legend falschen Analyse Tibis, der ihr zugrundeliegenden Methode und deren 
so simplen wie absurden Resultate, erscheint es als äußerst geschmacklos, wenn 
Tibi es für erforderlich hält, unseren Versuch, die „Energiekrise“ mit marxisti- 
schem Ansatz zu erklären (76), als „aufwendig, aber höchst fragwürdig‘ abzu- 
qualifizieren: 


„In dem oben beschriebenen (auch von uns oben ausführlich wiedergegebenen, M.M.) Kon- 
text ist die Erklärung für die künstlich geplante ‚Energiekrise‘ zu suchen und nicht, wie 
manche Begriffsiogik-Marxisten behaupten, in den von ihnen ontologisierten Widersprüchen 
des kapitalistischen Systems, die angeblich die ‚Energiekrise‘ determinieren.“ (77) 


74 Ebenda, S. 141. Ein Ölpreissteigerung wäre nach Tibis Analyse der Abhängigkeit der Öl- 
eigentümerstaaten von den Ölkonzernen auch in der Tat nicht im Interesse der Öleigen- 
tümerstaaten, da als deren Folge die Einnahmen dieser Staaten aus dem Ölexport im Ver- 
hältnis zu den gesamten Staätseinnahmen noch weiter ansteigen und ihre Abhängigkeit 
von den Ölkonzernen noch größer werden würde. 

75  Ebenda,S. 146 f. 

76 Massarrat, M.: Energiekrise oder die Krise des Kapitalismus ... a.a.O. 

77 Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peripherie-Länder ... a.a.O., S. 142 £. In der Fußnote 


Es wäre sicherlich überflüssig, unsren Beitrag in Prokla 11/12 vor dieser von Tibi 
keineswegs näher begründeten, eher einfach gesetzten, Kritik zu rechtfertigen. 
Erwähnenswert scheint sie uns dennoch, weil ihr der alte Vorwurf der ‚‚Empirie- 
feindlichkeit“ zugrundeliegt, den die verschiedenen Varianten der bürgerlichen 
Apologie gegen die Marxisten erheben (78). Im Geiste der bürgerlichen Apologie 
Tibis, die ja in dem konkreten Zusammenhang hier eine schlechte Variante dieser 
Apologie ist, stellen sich Theorie und Empirie als Alternative zueinander. Anson- 
sten hätte er uns allein aufgrund unseres im wesentlichen theoretischen Aufsatzes 
nicht „Empiriefeindlichkeit“ vorgeworfen (79). Für eine marxistische Analyse aber 
ist die Ableitung der Gesetzmäßigkeit, des inneren Bandes des Stoffes,die Voraus- 
setzung einer adäquaten Darstellung desselben. Bereits auf der Ebene der begriff- 
lichen Klärung, wenn sie selbstverständlich, umfassend und wissenschaftlich be- 
trieben wird, können zutreffende und ziemlich genaue Aussagen über die Ent- 
wicklung der realen Prozesse gemacht werden (80). Ganz im Gegensatz dazu der 
weitverbreitete wilde und chaotische Empirismus, der — wenn er auch von noch 
so eingefleischten Empirikern betrieben wird — letzlich für nichts anderes als für 
die unsinnigsten und absurdesten Aussagen mißbraucht werden kann. Den Beweis 
dafür liefert durch seinen Beitrag Tibi selbst, der letztlich die falschen Thesen 
Elsenhans reproduziert, aber gleichzeitig. glaubt, letzteren in der „Wissenschaft- 
lichkeit“ zu übertreffen, indem er der von Elsenhans angehäuften Empirie 
einen Haufen hinzufügt. Was und wem nützt diese wild und zusammenhanglos 
aneinandergereihte Empirie, wenn dabei die einfachste, für die Fragestellung aber 
wichtigste Empirie — in dem konkreten Zusammenhang z.B. das real höhere 
Energiepreisniveau in Europa als in den USA — , wenn also vor lauter Bäumen 
der Wald nicht gesehen wird. 

Zu dem den Charakter ihrer Analysen bestimmenden Empirismus kommt 
hinzu, daß Elsenhans und Tibi ausschließlich politologisch vorgehen. So führt 
Elsenhans nicht nur die Entscheidung der OPEC-Regierungen, den Ölpreis drastisch 


fährt er weiter fort: „Eine solche rein begriffliche, also empirie- und somit:blutlose Inter- 
pretation findet man in dem aufwendigen, aber höchst fragwürdigen Aufsatz von M. 
Massarrat, „Energiekrise oder die Krise.des Kapitalismus.“ (...) Freilich ist die von Mas- 
sarrat betriebene Verabsolutierung des Wertgesetzes zum allgültigen Erklärungsmuster, 
also auch für wirkliche Krisen, hier die Energiekrise, und die dabei an den Tag gelegte 
Empirie-Feindlichkeit nicht im Sinne von Marx der betonte, daß alle realen Krisen auch 
aus der realen Bewegung des Kapitals und nicht aus dem abstrakten Wertschema erklärt 
werden müssen.‘ Ebenda (Anm. 103), S. 143 . j 

78 So z.B. Kurt Sontheimer, der in seinem am 29. Nov. 75 in der FAZ erschienenen Pam- 
phlet „Unter den Fittichen abstrakter Theorie“ in gleicher Riehtung u.a. Elmar Altvater 
kritisiert: „Die Konzentration auf die abstrakte Darstellung der Theorie und ihrer Va- 
rianten wird immer erkauft durch den Verzicht auf empirisch verläßliche, historische 
Konkretisierung, wiewohl gerade diese Theorie so pathetisch für sich in Anspruch nimmt, 
eine historische zu sein.“ 

79 Vgl. hierzu das Zitat in Anm. 77 

80 Die reale Entwicklung auf dem Weltenergiesektor nach der „Eneigiekrise“ hat z.B. die in 
unserem, im wesentlichen begrifflich abgehandelten Beitrag in Prokla 11/12 vor allem 
auf S. 246 ff. gemachten Aussagen vollends bestätigt. 
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zu erhöhen, auf politische Beweggründe zurück (81), er begründet nicht nur die 
„Rückverlagerungsstrategie‘“ der Ölkonzerne mit deren politischen Motiven (82), 
sondern er geht davon aus, daß auch der Marktpreis für Erdöl aus Gründen der 
„Sicherheit“ durch einen politischen Akt, also letztlich voluntaristisch, bestimmt 
ist (83). Der für die Erklärung der Erscheinungen, also auch der Krise, maßgeb- 
liche Prozeß, der ja trotz seiner politischen Implikationen ein ökonomischer 
Prozeß ist, bleibt bei Elsenhans und auch bei Tibi gänzlich außer Acht. Hier- 
über können auch die halbwegs aus der bürgerlichen Volkswirtschaftslehre und 
halbwegs ‘aus der marxistischen Kritik der politischen Ökonomie übernommenen, 
eklektisch‘ aneinandergereihten und sich widersprechenden Bemerkungen nicht 
hinwegtäuschen. Während Elsenhans z.B. bei der Analyse der Tendenzen auf dem 
Welterdölmarkt ab 1945 'zu Recht, wenn auch ungenau, auf die Konkurrenz der 
Kapitale innerhalb der Sphäre als Ursache des ständigen Herabsinkens des Welt- 
energiepreisniveaus hinweist (84), spielt diese bei seiner Analyse der Ursachen 
der Ölpreissteigerung und der „Energiekrise‘““ überhaupt keine Rolle. Während 
Elsenhans den Begriff ‚„Produktionspreis“ schlicht und falsch mit der Summe 
von „Förder- und Suchkosten‘ definiert (85), legt er eine Definition der 
„Grundrente“ zugrunde, die eine ganz andere Definition des Produktionspreises 
impliziert (86). Widerspricht auch diese Definition und die ihr zugrundeliegende 
Theorie diametral der Analyse Elsenhans, so ist sie doch für den Eklektizismus 
typisch, der seine Analyse insgesamt kennzeichnet. Diese von Elsenhans ange- 
führte Definition der (die absolute und die Differentialrente umfassende) Grund- 
rente beruht, welcher Quelle er sie auch entnommen haben mag, auf der „Marx- 
schen Rententheorie“ (87). Dennoch hindert dies Elsenhans nicht daran, die 
Gültigkeit des „Begriffs der absoluten Grundrente‘“ und damit notwendigerweise 
insgesamt der „Marxschen Rententheorie‘“ für die Analyse der Energiesphäre in 
der Gegenwart mit einem Schlage in Frage zu stellen, indem er behauptet: 


„Der Begriff der ‚absoluten Grundrente‘ ist für eine konkurrenzkapitalistische Wirtschaft ab- 
geleitet worden. Unter den gegenwärtigen Bedingungen des Staatsinterventionismus variiert 


8 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.0.,S. 8 u. 17 

8 Ebenda, S. 18 £. 

83 „Der Marktpreis wäre der Preis, der zu bezahlen ist, damit auch die teuerste Tonne, die 
zur Befriedigung der Nachfrage, die wieder vom Erdölpreisniveau abhängig ist, mit Profit 
gefördert wird. Da aber aus Gründen der Sicherheit der Versorgung die Entscheidung, 
welche Regionen welche Mengen produzieren, nicht allein von der natürlichen Zugäng- 
lichkeit der Reserven abhängt, ist dieser Grenzkostenpreis der Tonne Erdöl wieder poli- 
tisch bestimmt.” Ebenda (Anm. 55), S. 37 

84 Ebenda, S. 14 

85 Ebenda 

86 „Grundrente: Einkommen, das der Besitzer eines natürlichen Produktionsfaktors, der 
nicht unbegrenzt reproduziert werden kann, wie Boden und Bodenschätze, dadurch er- 
hält, daß zwischen der Summe aus Produktionskosten + Durchschnittsprofit und dem 
Marktpreis für alle Eigentümer von Rohstoffen mit günstigen natürlichen Bedingungen 
der Produktion eine Differenz entsteht.‘ Ebenda, (Anm. 58), S. 39, 

87 vgl. Massarrat, M.: Eneigiekrise oder die Krise des Kapitalismus ... a.a.O., S. 220 ff, hier- 
zu insbesondere S. 225. 
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aber der Weltmarktpreis für Erdöl, wenn z.B. Kosten der Suche und Erschließung von Öl- 
feldern vom Staatsapparat übernommen werden.“ (88) 


Wie Elsenhans hier, macht auch Tibi deutlich, wie fremd ihm eigentlich das 
System der „Kritik der politischen Ökonomie“ ist. An einer einzigen Stelle 
seines Beitrages, wo er sich offenbar als marxistischer Politökonom auszu- 
geben versucht, bemerkt Tibi: 


„Wir wollen uns im folgenden auf einen mineralischen Rohstoff, das Erdöl, konzentrieren, 
das nach Übereinstimmung aller Autoren einen hohen Gebrauchswert im Reproduktions- 
prozeß der Metropolen hat. Auch der Tauschwert des Erdöls ist, wie die bereits zitierten 
Profitraten zeigen, sehr hoch (hervorg. von M.M.). Sowohl von seinem Gebrauchs- als 
auch vom Tauschwert her scheint Erdöl gegenwärtig der wichtigste Rohstoff zu sein.‘ (89) 


Insgesamt läßt die Wissenschaftlichkeit von Elsenhans und Tibi in ihren. von uns 
hier kritisierten Beiträgen zu wünschen übrig. Die Deduktion in der Methode, 
der chaotische Empirismus bei der Verarbeitung des Stoffes, der politologische 
Ansatz für die Erklärung von politökonomischen Prozessen und der wissenschafts- 
theoretische Eklektizismus machen ihr Wissenschaftsverständnis deutlich: mög- 
lichst viele Einzeldaten, auch wenn diese für die Erklärung von Zusammenhängen 
nicht ausreichen, möglichst viele Anmerkungen, die auch für die Analyse belang- 
los sind, möglichst viele Definitionen, auch wenn diesen unterschiedliche wissen- 
schaftstheoretische Methoden zugrundeliegen. Dann ist sicherlich der Anspruch 
auf „Wissenschaftlichkeit“ erfüllt. Elsenhans und Tibi stehen dabei keineswegs 
allein. Sie sind vielmehr exemplarisch für eine ganze Richtung in den Sozial- und 
Gesellschaftswissenschaften, die sich von den traditionell bürgerlichen Sozial- 
und Gesellschaftswissenschaften im wesentlichen durch ihren emanzipatorischen 
Anspruch abgrenzt, ideologisch der letzteren aber zutiefst verbunden ist. 

Ihr Wissenschaftsverständnis und ihre hierauf beruhende totale Fehlein- 
schätzung der wirklichen Ursachen der „Energiekrise“ verdanken Elsenhans und 
Tibi nicht zuletzt ihrer Ideologie. Nicht die materiellen Grundverhältnisse der 
Gesellschaft und nicht die darauf beruhenden Klassenverhältnisse, sondern die 
äußerlichen Beziehungen und Gegensätze der Staaten bilden Ausgang und Ende 
ihrer Analysen. Wird das Verhältnis des Kapitals der Ölkonzerne zum Grundeigen- 
tumsverhältnis der Öleigentümerstaaten nicht als Verhältnis der internationalen 
Bourgeoisie zur herrschenden (Grundeigentümer-) Klasse dieser Staaten, sondern 


88 Elsenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.a.O. (Anm. 5), S. 86 £. 

89 Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peripherie-Länder ... a.a.O., S. 112. Hätte Tibi seine 
Entdeckung, daß die Profitrate des Kapitals mit dem Tauschwert der von diesem produ- 
zierten Ware (vermutlich auf Mengeneinheit bezogen) proportional steigt, schon einige 
Jahre zuvor gemacht, so wären die multinationalen Ölkonzerne vielleicht auf die Idee ge- 
kommen, statt Erdöl Uran, Diamant, Gold etc. zu produzieren, deren Tauschwert unver- 
gleichbar höher liegen als der des Erdöls. Dann wäre auch sicherlich die von ihnen ‚,initi- 
ierte Energiekrise“ der ganzen Menschheit und die Entdeckung dieser durch Tibi uns er- 
spart geblieben. Es kann nur von einer mit nichts zu rechtfertigenden Arroganz Tibis zeu- 
gen, wenn er vor dem Hintergrund seiner Kenntnislosigkeit in der Politischen Ökonomie 


darüber ein Urteil fällt, wo und wann das Wertgesetz zu gelten habe (vgl. Zitat in Anm. 
m. 
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als Beziehung der Ölgesellschaften zu den Regierungen der Öleigentümerstaaten 
begriffen, die hier „progressiv“, da konservativ, sein können, so ist es klar, daß 
auch . die Charakterveränderung der herrschenden Klassen dieser Staaten und 
damit die Neuregelung ihres Verhältnisses zur internationalen Bourgeoisie nicht 
begriffen werden kann. Diese die Existenz von Klassenverhältnissen ver- 
schleiernde bürgerliche Ideologie ist es auch, die Tibi dazu verleitet, in den 
von ihm analysierten „Dreiecksbeziehungen‘“ auf der einen Seite die alles be- 
herrschenden mächtigen Ölkonzerne und auf der anderen Seite „Schachfi- 
guren“, „Theaterpuppen“ etc. zu entdecken. So kann er dann auch der allmäch- 
tigen USA unterstellen, mit ihrer geheimnisvollen und teuflischen Macht in der 
Lage zu sein, die Bahn der Geschichte durch ständige Verschwörungen gegen 
die Öleigentümerstaaten und gegen die westeuropäischen Staaten bewußt zu 
lenken. Indem Elsenhans wie Tibi von Klassenverhältnissen und vom Klassenge- 
gensatz abstrahieren, können sie ideell einen Gegensatz zwischen Westeuropa 
und den USA konstruieren, in dem sie auch die eigentlichen Ursachen der vor 
allem zu Lasten Westeuropas herbeigeführten „Energiekrise‘“ glauben suchen 
zu müssen, 

Mit seiner Analyse der „Energiekrise‘“ und mit dem von ihm herausgegebenen 
Buch: „Erdöl für Europa“ verfolgt Elsenhans auch offenbar das Ziel, gerade diesen 
„Gegensatz“ zugunsten des freilich konkreten, d.h. also des kapitalistischen, 
Westeuropas aufzulösen bzw. zu mildern: 


„Ziel des hier vorgelegten Buches ist, über die Entwicklungstendenzen der Welterdölindu- 
strie zu informieren und dabei aufzuzeigen, unter welchen politischen und wirtschaftlichen 
Bedingungen die Erdölversorgung Westeuropas gesichert werden kann.” (90) 


Die an einem kapitalistischen Westeuropa orientierte‘ Ideologie Elsenhans hat eine 
zweite Komponente, die deutlich wird, wenn er die Möglichkeiten und Wege auf- 
zeigt, wie nun die Versorgung Westeuropas mit Erdöl am besten gewährleistet wer- 
den kann: 


„Die Politik des ‚teile und herrsche‘ der europäischen Kolonialmächte ist für Westeuropas 
Gesamtkapitale heute dysfunktional geworden: Die Öölreichen und bevölkerungsarmen Ge- 
biete unter Konservativen und reaktionären Herrscherfamilien stellen keine Garantie für eine 
langfristige sichere Ölversorgung dar, weil sie, um sich politisch abzusichern, Zugeständnisse 
an den arabischen Nationalismus machen müssen, ohne jedoch dessen sozialrevolutionäre 
Komponente zu übernehmen.“ (91) „Nur wenn die Deviseneinkommen der Förderländer 
für Investitionsgüter im Rahmen einer gesamtwirtschaftlichen Strategie der Überwindung 
von Unterentwicklung eingesetzt werden, kann Westeuropa seine Erdölimporte aus dem 
Nahen und Mittleren Osten bezahlen. Jede Erdölpolitik westeuropäischer Regierungen 
muß eingebettet sein in eine Strategie zur Überwindung von Unterentwicklung in den 
Förderländern.” (92) 


Daß „Erdöl für Europa“ das eigentliche Ziel und die „‚Strategie der Überwindung 
der Unterentwicklung‘, statt wie bisher die ‚Politik teile und herrsche“ das Mittel 


90 _ Eisenhans, Hartmut: Erdöl für Europa ... a.2.0., S. 7 
91 Ebenda, S. 28 
92 Ebenda, S. 8 
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sein soll, sagt Elsenhans so deutlich, daß es nicht einmal interpretiert zu werden 
braucht. Auch wenn er glaubt, mit der Forderung der „privilegierten Kooperation 
mit den progressiven Regimen‘“ (93) den konkreten Weg zur „Überwindung 
der Unterentwicklung‘‘ gezeigt zu haben, so dient die Forderung der „Überwin- 
dung der Unterentwicklung“ in der Tat der ideologischen und moralischen Legi- 
timation zur Erfüllung des eigentlichen Zieles, der Versorgung des kapitalistischen 
Westeuropas mit Erdöl, auch dann, wenn Elsenhans selbst dieses noch nicht klar 
ist. So gesehen, ist die Forderung Elsenhans eine neue Variante der so alten und 
schon längst entschleierten „Entwicklungshilfeideologie“. Denn wie soll diese 
Kooperation des kapitalistischen Westeuropas mit den Erdölförderländern sonst 
aussehen, als daß durch verstärkten Handel und verstärkten Kapitalexport lang- 
fristig die kapitalistische Entwicklung in diesen Ländern forciert wird und diese 
Länder, statt wie bisher an die USA, nunmehr an die kapitalistische EG gebunden 
werden. Was Elsenhans bewußt oder unbewußt glaubt, als eine neue Alternative 
für die unterentwickelten Ölförderländer zur Aufhebung der „Unterentwicklung 
und der Unterprivilegierung“ ausgeben zu können, entpuppt sich in Wirklichkeit 
als eine Alternative für die westeuropäischen Gesamtkapitale, die auch in der 
Tat dabei sind, dem US-Gesamtkapital die ökonomische und politische Allein- 
herrschaft in den Ölförderländern und in den Ländern der „Dritten Welt“ über- 
haupt streitig zu machen. 

Die gegenwärtige Unterentwicklung und die „Unterprivilegierung der Massen“ 
in den kapitalistischen Ländern der „Dritten Welt‘ entspringt aus der Logik des 
Kapitals, nicht aber aus dem Charakter von dessen Herkunftsland. Die dem Kapital 
auch in den Ländern der „Dritten Welt“ immanenten Gesetzmäßigkeiten der Zen- 
tralisation und Konzentration, der Ungleichmäßigkeit der Entwicklung, der Unter- 
privilegierung der Massen etc. bleiben auch dann wirksam, wenn das in den Län- 
dern der „Dritten Welt“ vorherrschenden US-Kapital durch das westeuropäische 
Kapital ersetzt wird. Ebenso können die „progressiven Regime“ dieser Länder 
kaum zur Aufhebung dieser Gesetzmäßigkeiten des Kapitals beitragen. Vielmehr 
werden längerfristig auch sie sich diesen Gesetzmäßigkeiten unterordnen müssen. 
Eine wissenschaftliche Auseinandersetzung mit linksbürgerlichen Analysen ist 
nicht nur im Hinblick auf ihre falschen Resultate, sondern auch, und nicht zu- 
letzt, im Hinblick auf ihre, weil auf reformistisch-emanzipatorischem Anspruch 
beruhenden, mit Illusionen verbundenen politischen Konsequenzen erforderlich. 
Die Ölpreissteigerung und die „Energiekrise‘“ hat zweifellos und zunächst den 
Lebensstandard breiter Bevölkerungssichten, insbesondere aber den der Arbeiter- 
klasse, tangiert und zu einer realen Verschlechterung von deren Lebensbedin- 
gungen geführt. Die Gewerkschaften müßten nach der Elsenhans’schen Erklä- 
rung der Ölpreissteigerung in ihrem tagespolitischen Kampf gegen die „Rück- 
verlagerungsstrategie“ der Ölkonzerne, also für den Verbleib der letzteren in den 
OPEC-Staaten, eintreten, gegen die multinationalen Ölkonzerne und die USA 
als „Hauptinitiatoren‘‘ der Ölpreissteigerung und schließlich dafür eintreten, daß 


93 Ebenda, S. 28 
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die OPEC-Staaten, statt wie bisher an die USA, nunmehr an Westeuropa ange- 
bunden werden. Das allerdings auch noch mit der Illusion, auf diese Weise 
die Unterentwicklung in diesen Staaten zu überwinden. Wie groß die Anfällig- 
keit für die linksbürgerlichen Einschätzungen und die daraus zu folgernden 
politischen Konsequenzen innerhalb der Arbeiterbewegung der BRD tatsäch- 
lich ist, beweist der nach der ‚‚Energiekrise‘“‘ gerade von Jungsozialisten und 
von linken Gewerkschaftlern mit starkem moralischem Beigeschmack gegen 
die multinationalen Konzerne geführte Kampf und der gleichzeitige verbal 
betriebene Antiamerikanismus. Abgehoben von der materiellen Grundlage 
der Gesellschaft und vom Klassengegensatz zwischen Lohnarbeit und 
Kapital im Weltmaßstab, erscheinen die USA und die multinationalen Kon- 
zerne lediglich als die Schuldigen und die Sündenböcke, deren objektive 
Funktion darin besteht, eben von diesem Klassengegensatz und von den nun 
entfalteten Schranken der Produktion und Reproduktion in der kapitalistischen 
Weltwirtschaft als den wirklichen Ursachen der „Energiekrise‘‘ abzulenken (94). 
Dies ist die eine reformistisch und moralisch geprägte Variante bürgerlicher 
Ideologie. Die andere, dieselbe Funktion erfüllende Variante ist die offen 
reaktionäre, die in einer großangelegten rassistischen Propaganda die „arabi- 
schen Wüstlinge“ und die „Ölscheichs“ für die Energiekrise verantwortlich 
macht. Der emanzipatorische, wenn auch moralische, Anspruch der Links- 
bürger, der — wenn er mit Überzeugung erhoben wird — bei Sozialisten Respekt 
und Anerkennung findet, grenzt sie politisch vom reaktionären Bürgertum ab. 
Wenn im praktischen Tageskampf von daher diese beiden Lager des Bürger- 
tums durchaus voneinander zu unterscheiden sind, so muß eine gegen ihre 
Kapitalbefangenheit gerichtete Ideologiekritik beide Lager doch notwendig 
gleichermaßen treffen. 


94 Vor diesem Hintergrund ist es beispielsweise auch verständlich, weshalb Tibi uns vor- 
wirft, die „‚Energiekrise“ nicht wie er selber auf die Sindenböcke, sondern auf die „Wi- 
dersprüche des kapitalistischen Systems, die angeblich (hervorgehoben von M.M.) die 
‚Energiekrise‘ determinierten‘“, zurückzuführen. Tibi, Bassam: Die Rohstoffe der Peri- 
pherie-Länder ... a.a.0.,$. 142 £. 
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Birgit Schultz 
Ökonomische Voraussetzungen bäuerlicher Interessenvertretung 
in der BRD (2. Teil) 


(Der 1. Teil dieser Arbeit wurde in ‚Prokla 22‘, Seite 175-189, abgedruckt) 


2.3.1  Preisbildung agrarischer Produkte 


Der folgende Versuch, auf Basis der Marx’schen Wertiehre Bestimmungsmomente 
für die Preisbildung agrarischer Produkte auf einer ganz allgemeinen Ebene zu 
entwickeln (66), impliziert zugleich eine Kritik an dem’ m.E. analytisch untaug- 
lichen Instrument der sogenannten „‚Agrarpreisschere‘“‘ (67), die sowohl beim DBV 
(68) als auch bei bürgerlichen und marxistischen Ökonomen eine gleichermaßen 
beliebte Kategorie ist, die Einkommensdisparität zwischen landwirtschaftlichem 
und gewerblichem Sektor zu erklären. J. Kleinsorge führt dazu aus: „Die für die 
Landwirtschaft Produktionsmittel liefernden Konzerne ..., realisieren ihre riesigen 
Profite auf Kosten der Bauern, indem sie deren Betriebsmittelausgaben vergrößern, 
während die Bauern ihre Erlöse nur durch höchste Leistungssteigerung verbessern 
können. Von 1949 bis 1970 wurden den Bauern der BRD über die Preisschere mehr 
als 60 Mrd. DM entzogen“ (69). 

Die folgenden bereits erörterten historisch-konkreten Bedingungen des 
BRD-Agrarmarktes gehen als Voraussetzung in die Analyse ein: 


66 Um den durch das Thema gebotenen Rahmen nicht zu sprengen, muß ich die Kenntnis 
der grundlegenden kategorialen Bestimmungen unterstellen — u.U. auf die Gefahr hin, 
daß einige Ableitungszusammenhänge verkürzt erscheinen können. 

67 E. Rechtziegier macht zum Beweis der „Ausplünderung der Landwirtschaft durch die 
Monopolbourgeoisie‘‘ folgende Rechnung auf: „Geht man davon aus, daß die west- 
deutschen Bauern an der allgemeinen Preisentwicklung hätten teilnehmen können, die 
Agrarpreise also im gleichen Tempo gewachsen wären wie die landwirtschaftlichen 
Betriebsmittelpreise, dann hätte die Summe der Verkaufserlöse der Landwirtschaft 
zwischen 1950/51 und 1967/68 nicht 341,8 Mrd. DM, sondern 394,2 Mrd. betragen... 
Die Differenz, also 52,3 Mrd. DM, wurde den westdeutschen Bauern seit der Gründung 
der Bundesrepublik entzogen und zugunsten des Monopolkapitals umverteilt“. ders., 
Westdt. Landwirtschaft... a.2.0., S. 29 

68 „Nach dem Abschluß des Wiederaufbaus der Industrie... war der Zeitpunkt gekommen, 
zu dem die Industrie ohne Gefahr für ihre Leistungsfähigkeit auf einen Teil ihrer 
Gewinne verzichten und diesen zu Preissenkungen verwenden konnte“, dieses habe sie 
nicht getan, auch die Agrarpolitik trüge nicht dazu bei, ‚daß durch das Zusammenwirken 
eines systematischen Preisaufbaus der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise mit 
Senkungen der überhöhten Preise im industriellen Sektor die westdeutsche Landwirt- 
schaft der erstrebten Beseitigung der Disparität sehr viel näher gebracht werden 
könnte...“ Edmund Rehwinkel, Gegenwartsfragen ..., a.2.0., S. 383 u. 387. 

69 Johann Kleinsorge, Steigende Lebensmittelpreise bei sinkenden Erlösen der Bauern. In: 
DWI-Berichte, Heft 3, Berlin 1971, S. 15 
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a) Der überwiegende Teil der Gesamtmenge agrarischer Produkte wird unter nicht 
kapitalistischen Aneignungsverhältnissen hergestellt. 

b) Der Masse unabhängig voneinander produzierender bäuerlicher Warenproduzen- 
ten stehen nur wenige Käufer der nachgelagerten und wenige Verkäufer der 
vorgelagerten Sektoren gegenüber. 

c) Es besteht ein relativ konstantes Übergewicht des Angebots über die Nachfrage 
bei der Hauptmasse der Agrarerzeugnisse (70). 

Modifizierende Elemente wie die Preisfixierung durch die EWG-Agrarmarktordnung 

und Einfluß der Weltmarktpreise bleiben auf dieser allgemeinen Ebene außer acht 

und werden in Punkt 2.3.2. eingeführt. 

Der Einfachheit halber sei angenommen die Produktion einer Warensorte, 
Weizen, und zwar handle es sich um ein Überschußprodukt. 

Die Realisierung der Warenwerte ist gebunden an die Zirkulation als äußere 
Bedingung, in der sich die privat verausgabten Arbeitsquanta als gesellschaftlich 
notwendige bewähren müssen. Der Verkauf der Waren zu ihrem Wert ist dem 
Wertgesetz zufolge an zwei Bedingungen geknüpft: ‚‚Wie es die Bestimmung für die 
Waren, daß sie zu ihrem Wert verkauft werden, daß nur die gesellschaftlich 
notwendige Arbeitszeit in ihnen enthalten, so für die ganze Produktionssphäre des 
Kapitals, daß von der Gesamtarbeitszeit der Gesellschaft nur der notwendige Teil 
auf diese besondere Sphäre verteilt sei, nur die Arbeitszeit, die zur Befriedigung des 
gesellschaftlichen Bedürfnisses (demand) erheischt sei“ (71). Ohne an dieser Stelle 
die theoretische Ableitung des Marktwertes und des Marktpreises, wie sie Marx im 
10. Kap. des 3. Bd. „Kapital“ gibt, aufzurollen, ist für das hypothetische Über- 
schußprodukt Weizen der Fall anzunehmen, daß, ob das größte Warenkontingent 
nun unter den normalen, besseren oder schlechteren gesellschaftlichen Bedingungen 
in dieser Sphäre produziert ist, der Marktwert von der unter den besten Bedingun- 
gen produzierten Warenmasse reguliert wird (72), da das angebotene Warengquantum 
den Umfang des durch das betreffende Produkt zu befriedigenden gesellschaftlichen 
Bedürfnisses übersteigt. (Der Marktpreis schwankt jeweils den zufälligen Marktver- 
hältnissen entsprechend um den Marktwert als Gravitationszentrum). Infolge der 
zweiten Bestimmung der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit als ihre proportio- 
nelle Verteilung unter die verschiedenen Sphären entsprechend den ges. Bedürf- 
nissen „wird ein Teil der gesellschaftlichen Arbeitszeit vergeudet, und die 
Warenmasse repräsentiert dann auf dem Markt ein viel kleineres Quantum gesell- 
schaftlicher Arbeit als wirklich in ihr enthalten ist...“ (73). Von hier aus lassen 
sich verschiedene Problemstellungen entwickeln: 

1. Was Marx hier vergeudete Arbeit nennt, und er an anderer Stelle bezüglich der 

bäuerlichen Parzellenbewirtschaftung näher ausführt: „Ein Teil der Mehrarbeit der 


70 Vgl. Fußn. 134. Der Selbstversorgungsgrad in der BRD beträgt zwar nur 70%, durch die 
Erweiterung des Binnenmarktes auf die Länder der EWG wird die BRD-Produktion 
jedoch dem Angebot-Überhang dieses Marktes ausgesetzt. 

71 MEW 26.2.,5. 521 

72 Vgl. MEW 25, 5.175 

73 MEW 25, 5.197 
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Bauern, die unter den ungünstigsten Bedingungen arbeiten, wird der Gesellschaft 
umsonst geschenkt und geht nicht in die Regelung der Produktionspreise oder in die 
Wertbildung überhaupt ein“ (74), bedeutet nun für die bäuerlichen Weizenprodu- 
zenten, deren individueller Warenwert (75) über dem Marktwert, bzw. -preis liegt, 
daß sie einen Teil der in ihren Waren vergegenständlichten Arbeit nicht realisieren 
können. Eine verdinglichte Auffassung des Wertgesetzes läge vor, wollte man schon 
auf der Ebene der Herausbildung des Marktwertes von Werttransfer über die 
Zirkulation an die Kapitale auf der Käuferseite sprechen (vorausgesetzt, daß kein 
Monopol vorliegt), denn „das Wertgesetz (drückt) gesellschaftliche Beziehungen 
zwischen Privatproduzenten aus, so daß nur diejenige privat verausgabte Arbeit 
Wert bildet, die sich als gesellschaftlich notwendige Arbeit bewährt“ (76). Die den 
Weizen verarbeitende Industrie oder der Zwischenhandel hat durch den zufälligen 
oder permanenten Überhang des Angebots zwar einen geringeren Kostpreis für den 
Ankauf von Rohmaterial erzielt als bestünde dieses Übergewicht nicht, aber 
Nachfrage und Zufuhr als Phänomene der Zirkulation sind nicht wertbildend, 
vielmehr die Form, in der sich die zweite Bestimmung des Wertgesetzes geltend 
macht (77). Niedrige Erzeugerpreise sind angesichts der EWG-Überschußproduktion 
nicht prima facie aus Monopolprofiten zu erklären, sondern zunächst als Folge eben 
der Überproduktion, d.h. es besteht kein gesellschaftliches Bedürfnis nach Waren zu 
dem Preis, der den individuellen Werten der Waren entspräche, die, wenn auch 
massenweise, zu schlechteren Bedingungen produziert werden. 

2. Um ein Äquivalent für Kostpreis und neu zugesetzte Arbeit zu erhalten, müßten 
sich die unter mittleren ünd schlechteren Bedingungen produzierenden Weizen- 
erzeuger „marktkonform‘ verhalten, d.h. „fällt die Nachfrage und daher der 
Marktpreis, so kann das dazu führen, daß Kapital entzogen und so die Zufuhr 
vermindert wird. Es kann aber auch dazu führen, daß der Marktwert selbst durch 
Erfindungen, die die notwendige Arbeitszeit verkürzen, erniedrigt und dadurch mit 
dem Marktpreis ausgeglichen wird“ (78). Der bäuerliche Warenproduzent reagiert 
aufgrund seiner beschränkten Produktionsweise (s.o.) nur im schlimmsten Fall mit 
„Entzug von Kapital‘, das für ihn bedeuten würde Betriebsaufgabe oder Produktion 
einer anderen Warenart, die erhebliche Betriebsumstellungskosten erfordern würde, 


74  MEW25,S.814 

75 Die begriffliche Differenz von individuellem und gesellschaftlichem Wert gibt Anlaß zu 
folgenschweren Mißverständnissen (siehe Fußnote 81, betr. Werttransfer innerhalb einer 
Branche). Marx faßt den Wert klar als gesellschaftlich bestimmt: „Der wirkliche Wert 
einer Ware ist aber nicht ihr individueller, sondern ihr gesellschaftlicher Wert, d.h. er wird 
nicht durch die Arbeit gemessen, die sie im einzelnen Fall dem Produzenten tatsächlich 
kostet, sondern durch die gesellschaftlich zu ihrer Produktion erheischte Arbeitszeit“. 
MEW 23,S. 336 

76 Busch/Schöller/Seeiow, Weltmarkt und Weltwährungskrise. (Hg. Gruppe Arbeiter- 
politik). Bremen 1971, S. 21 (Hervorhebungen vom Verf.) 

77 „Um die Erscheinungen in ihrer gesetzmäßigen, ihrem Begriff entsprechenden Gestalt zu 
betrachten, d.h., sie zu betrachten unabhängig von dem durch die Bewegung von Nach- 
frage und Zufuhr hervorgebrachten Schein“. MEW 25, S. 199 

78  MEW 25, S. 200 
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sondern eher mit Steigerung der Produktivkraft seiner Arbeit, wodurch sich die 
individuellen Warenwerte verringern und u.U. sich an den Marktwert angleichen. Bei 
gleichbleibender Arbeitszeit vergrößert sich aber notwendig das Produktenquantum 
(79) mit dem „Erfolg“ eines erneuten Preisfalls (80), so daß der Gesamterlös der 
gleiche bleiben kann. 

3. Eine Variation des eingangs konstruierten Falls dahingehend, daß der Marktwert 
bzw. -preis reguliert wird durch den individuellen Wert der Waren, die unter gesell- 
schaftlich durchschnittlichen Bedingungen dieser Branche produziert wurden (d.h. 
Nachfrage = Zufuhr), zielt auf das Problem des Extramehrwerts, bzw. Surplus- 
profits, den die Produzenten erhalten, deren individueller Warenwert niedriger ist 
als der gesellschaftliche, der Marktwert (81). Was die technisch bedingte gesell- 
schaftlich überdurchschnittliche Produktionsbedingung angeht, so kann diese auf 
diversen Faktoren beruhen: Anwendung besserer Maschinen, optimale Ausnutzung 
ihrer Kapazitäten, höhere Bodenfruchtbarkeit oder bessere Lage der Grundstücke 
untereinander oder zum Markt intensivere Kultivierung des Bodens, Spezialisierung, 
Kooperation etc. (82). Die Verringerung des Wertes der Ware durch Steigerung der 


79 Vgl. Andreas Müller-Armack zum sogenannten „anomalen Marktverhalten“ der Land- 
wirte: „Besser wäre es wohl vom ‚hauswirtschaftlichen‘ Verhalten zu sprechen, wenn bei 
sinkendem Realeinkommen nicht weniger, sondern mehr erzeugt wird, um das be- 
stehende Anspruchsniveau weiterhin befriedigen zu können“. ders., Die Dauerkrise der 
europäischen Agrarpolitik. In: Beilage zur Wochenzeitung das parlament. B 17/70. 
25. April 1970, S. 26 

80 Die besonderen Naturbedingungen agrarischer Produktion unterwerfen die Erlöse der 
Landwirte periodisch dem gleichen Phänomen: „Was ehedem ein Segen für ihn gewesen, 
wurde nun zum Fluch für ihn: eine gute Ernte“. Karl Kautsky, a.a.O., S. 10 

8 Es ist mir nicht möglich und hier auch nicht der Ort, eine Lösung in der Kontroverse 
zwischen Mandel und Busch/Schöller/Seelow über die Möglichkeit des Werttransfers 
innerhalb einer Branche anzubieten, d.h. die Herkunft des Extramehrwerts zu erklären. 
Letztere behaupten unter Berufung auf die Stelle im „Kapital I“, S. 337 (‚Die Arbeit 
von ausnahmsweiser Produktivkraft wirkt als potenzierte Arbeit oder schafft in gleichen 
Zeiträumen höhere Werte als die gesellschaftliche Durchschnittsarbeit derselben Art‘), 
daß „der Extramehrwert bei dem Kapitalisten, der mit erhöhter Produktivkraft arbeitet, 
selber produziert wurde und nicht etwa durch einen Abzug von Mehrwertmassen ent- 
steht, die andere Kapitalisten produziert haben“. dies., a.a.0., S. 22. — Mandel hingegen 
nimmt an, daß „jeder Surplusprofit von den mit überdurchschnittlicher Arbeits- 
produktivität arbeitenden Firmen nur aus einem Werttransfer auf Kosten der mit unter- 
durchschnittlicher Arbeitsproduktivität arbeitenden Firmen erklärt werden“ kann. 
(E. Mandel, Der Spätkapitalismus, a.a.O., S. 95. Die Auseinandersetzung mit B./Sch./S. 
89-100). Die Konfusion beruht auf der schwierigen Unterscheidung zwischen den 
Bestimmungen einfacher und kapitalistischer Warenproduktion (d.h. dem Dazwischen- 
treten der Produktionspreise). M.E. können die von Mandel beigebrachten Belege nur 
einen Werttransfer zwischen den Branchen aufgrund der Transformation der Werte in 
Produktionspreise durch den Fluß der Kapitale zwischen den Sphären beweisen, wobei 
die Frage nach der Herkunft von Surplusprofiten, die nicht auf dieser Transformation 
beruhen, ungelöst bleibt. Denn diese aus der vergeudeten, nicht-wertbildenden Arbeit der 
gleichen Branche zu erklären (a.a.0., S. 94 f), heißt das Wertgesetz infragestellen. 

82 Aus diesen jeweils besseren Bedingungen entspringen die Differentialrenten I und II, 
deren Existenz nicht an eine bestimmte Produktionsweise gebunden ist. Vgl. MEW 25, 
S. 813 
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Produktivität der Arbeit, ist an die Bedingung geknüpft, daß „alle Wertzuschläge 
(durch Vermehrung der vergangenen Arbeit, d. Verf.) mehr als aufgewogen werden 
durch die Wertminderung, die aus Verringerung der lebendigen Arbeit entsteht“ 
(83). 

4. Wird unter dem Druck der Konkurrenz innerhalb der Branche, insbesondere bei 
Angebotsüberhang, die billigere Produktionsmethode verallgemeinert und damit die 
gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit auf ein geringeres Maß reduziert, sinkt der 
gesellschaftliche Wert der Ware, bei anhaltendem Angebotsdruck der Preis. Die 
organische Zusammensetzung des „agrikolen Kapitals‘ (84) hat sich erhöht, d.h. 
weniger lebendige Arbeit schafft ein gleich großes Produktenquantum. Bei gleich- 
bleibendem Produktionsausstoß und Verkauf der Waren zu ihrem geringeren Wert 
reduziert sich der Wertteil des Produkts, der -—- realisiert in einem Geld-Äquivalent — 
zur Deckung der Reproduktionskosten der Arbeitskraft oder zur erweiterten 
Reproduktion des Betriebes über die Deckung des Kostpreises hinaus nötig wäre. 
Die bisherige relative Unterentwicklung der Landwirtschaft gegenüber der Industrie 
hat Raum zur Steigerung der Produktivität eröffnet, deren relatives Wachstum das 
des industriellen Sektors deutlich übersteigt (85). „Der rapide Rückgang der 
relativen Landwirtschaftspreise‘“ (86) ist — in dieser Allgemeinheit zunächst — 
logische Folge des Wertgesetzes. Die Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen 
Produktionsweise vorausgesetzt, ist es daher barer Unsinn zu klagen, ‚‚daß selbst 


83 MEW 25, S. 271 

84 Um Mißverständnissen vorzubeugen, verweise ich noch einmal auf meine Ausführungen 
zum Gebrauch der Terminologie, die einer andern Produktionsweise entlehnt ist, vgl. Teil 
2.2. 

85 E. Mandel gibt in: Der Spätkapitalismus, a.a.0., S. 345 Berechnungen wieder, die zeigen, 
daß sich die Netto- und Bruttoarbeitsproduktivität und die Wertschöpfung pro Arbeits- 
kraft in der Landwirtschaft der BRD von 1950 bis 1970 vervierfacht haben. 

Laut Angaben in: Informationsgemeinschaft für Meinungspflege und Aufklärung 
(IMA), Agrimente ’73. Hannover 1973, (im weiteren zitiert als: Agrimente) S. 50, ist die 
durchschnittliche Arbeitsproduktivität je landwirtschaftlicher Voll-AK von 1960 bis 
1970 im Durchschnitt um 5,4% pro Jahr gewachsen, bei den „Erwerbstätigen im 
produzierenden Gewerbe‘ waren es 4,9% (berechnet auf der Basis von DM). Die absolute 
Arbeitsproduktivität ist nach wie vor in der Industrie doppelt so hoch. 

Diese Angaben, die auf volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen beruhen, haben 
m.E. nur beschränkte Aussagekraft, als sie mit in DM ausgedrückten Einkommens- und 
Preiskategorien operieren, d.h. nicht die Steigerung der Produktivität der Arbeit auszu- 
drücken vermögen, sondern nur ihre vielfach vermittelte Entlohnung in Erlösen, bzw. 
Preisen. 

Vgl. auch den jährlichen Anstieg der Nahrungsmittelproduktion je Voll-AK in to 
Getreideeinheiten (GE): 


1935/38 1954/55 1964/65 1968/69 


8,6 12,0 28,0 36,0 


Vgl. Hermann Priebe, Landwirtschaft in der Welt von morgen. Düss./Wien 1970, S. 431, 
Tab. 3, Spalte 16 
86 E. Mandel, Der Spätkapitalismus, a.a.O., S. 348 


eine Steigerung der landwirtschaftlichen Arbeitsproduktivität aus den genannten 
Ursachen (Preisschere, Handelsspanne) nicht zu entsprechenden Einkommens- 
verbesserungen führen kann“ (87), oder wie der DBV höhere Einkommen zu 
fordern mit der Begründung: „Die deutschen Landwirte haben in einem beispiel- 
losen Rationalisierungs- und Anpassungsprozeß ihre Produktionsmethoden und 
Betriebe verbessert... .‘‘ (88). 

Auf eine starke Erhöhung der organischen Zusammensetzung des Kapitals in 
der Landwirtschaft läßt die anteilige Zunahme der Vorleistungen am Produktions- 
wert der landwirtschaftlichen Erzeugung schließen (89). Sie ist in der BRD höher 
im Vergleich zu fast allen EWG-Ländern (90). In welchem Verhältnis sie zu der im 
industriellen Sektor steht, ist empirisch schwer zu ermitteln. 

5. Allerdings ist folgende methodische Einschränkung angezeigt: Die unten genann- 
ten Zahlen lassen nur auf die wertmäßige und nur bedingt auf die organische 
Zusammensetzung des Kapitals schließen. „Der bloße Umstand also, daß der 
Wertzusammensetzung nach das agrikole Kapital auf dem allgemeinen Niveau 
stünde, würde nicht beweisen, daß die gesellschaftliche Produktivkraft der Arbeit 


87 Hans Jürgen Tauscher, Die staatsmonopolistische Regulierung des EWG-Agrarmarktes. 
In: DWI-Berichte, Heft 6, Berlin 1970, S. 22 

88 Erklärung zur Agrarpolitik der Mitgliederversammlung des DBV am 5.7.73 anläßlich des 
Dt. Bauerntages, in: dbk Nr. 7, 1973, S. 197 

89 Angaben in: Agrarbericht 73, 7/147, Tab 17, S. 31 stiegen jeweils in Preisen von 63/64 
(in Mill. DM): 


von 1962/63 bis 1972/73 
Vorleistungen 11862 15660 
Beitrag zum Brutto- 
inlandsprodukt 16420 20834 
Wertschöpfung (in 
jeweiligem Preis) 14574 19695 


Das Verhältnis der Vorleistungen zur Wertschöpfung läßt in etwa auf die (wertmäßige) 
organische Zusammensetzung des Kapitals in der Landwirtschaft schließen (c + v + (p)). 
Allerdings kann dieses Verhältnis nur als ungenauer Indikator interpretiert werden, da 
die Daten im Preisausdruck vorliegen und daher verzerrt sind. E. Rechtziegler gibt einen 
ähnlichen Anhaltspunkt durch den Vergleich der Bruttoanlageinvestitionen von 1950/51 
und 1964/65 (in Mill. DM zu Preisen von 1950): 


Gebäude von 153 auf 583 Mill. DM 
Maschinen von 718 auf 1907 Mill. DM 
insgesamt von 871 auf 2490 Mill. DM 


ders., Neue Entwicklungstendenzen in der Landwirtschaft der kapitalistischen Staaten. 
Berlin 1968, S. 55 
90 Anteil der Vorleistungen in % am Produktionswert der Landwirtschaft 1967: 


BRD Fr It NL E EWG 

42,4 32,0 22,0 46,8 37,3 33,6 

Vgl. Günther Schmitt, Die Landwirtschaft in der volkswirtschaftlichen Entwicklung der 
Bundesrepublik, der EWG und einer erweiterten EWG. In: Deutscher Bundestag (Hg.), 
Zur Sache 2/71: Landwirtschaft 1980. Bonn 1971, S. 15 
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gleich hoch bei ihm entwickelt ist. Sie könnte nur zeigen, daß sein eigenes Produkt, 
welches wieder einen Teil seiner Produktionsbedingungen bildet, teurer ist...“ 
(91). Das gleiche gilt für alle Vorleistungen. Wenn auch der Kapitaleinsatz je 
Arbeitskraft einen Umfang erreicht, der das Niveau vieler Zweige der Industrie 
übertrifft, hängen Produktionskosten und Arbeitsproduktivität jedoch in ent- 
scheidendem Maße von der effektiven Nutzung der Kapitalanlagen ab (92). Sie ist 
Bedingung der Wertminderung der Ware. Dies stellt in der Landwirtschaft insofern 
ein besonderes Problem dar, als die Nutzung vieler Maschinen nur während kurzer 
Zeit möglich ist und ein hoher Anteil von Antriebsmaschinen den fixen Kapitalteil 
verhältnismäßig stark erhöht (der überdies eventuell noch belastet ist durch den 
„falschen“ Kostpreis für den Ankauf des Bodens).. Als gravierender Faktor für die 
kleinbäuerliche Produktionsweise in der BRD kommt hinzu, daß in Betrieben mit 
höherem Produktionsausstoß ein „geringerer zusätzlicher Wertteil für Verschleiß 
von fixem Kapital übertragen“ (93) wird als in Kleinbetrieben, die dennoch auf eine 
bestimmte maschinelle Grundausstattung angewiesen sind (94). 


Erweckte die Analyse bisher den Anschein, aus der quantitativen Wertbestimmung 
der Waren die Unmöglichkeit der Ausplünderung der Agrarproduzenten beweisen zu 
wollen, so darum, weil sie sich aus darstellungslogischen Gründen zunächst auf die 
kategorialen Bedingungen der einfachen Warenproduktion beschränkte, denn die 
zweifache Bestimmung des gesellschaftlichen Werts einer Ware wie die Bedingungen 
der Steigerung der Produktivität der Arbeit bleiben Basis bei der Verwandlung der 
Werte in Produktionspreise (95). Auf der Ebene dieser Transformation, von der im 
folgenden die Rede ist, ist immer schon vorausgesetzt, daß der Wert, der Marktwert, 
der Waren ein gesellschaftlicher ist, d.h. die in diesem Kapitel entwickelte ‚‚ver- 
geudete Arbeitszeit‘ kommt auf der folgenden Stufe der Analyse gar nicht mehr in 
Betracht. Es geht auf der Ebene der Verwandlung der Werte in Produktionspreise 


9 MEW 25, S. 774 f 

92 E. Rechtziegler, Westdt. Landw., a.a.O., S. 7 

93 MEW 25, S. 271 

94 _ Einen Hinweis auf die mögliche Produktivitätssteigerung bei Kapazitätsauslastung gibt 
die Höhe der sogenannten Grenzkosten: „In der Landwirtschaft (sind) ‚die Grenzkosten 
der Ausnutzung vorhandener Kapazitäten ... unter dem Einfluß technischer Fortschritte 
erheblich unter die Durchschnittskosten der landwirtschaftlichen Produktion gesunken‘, 
also die zusätzlichen Kosten (‚Grenzkosten‘) für eine Ausdehnung der Produktion bis zur 
Kapazitätsgrenze relativ niedrig... im Vergleich zu den durchschnittlichen Stückkosten, 
in denen die Abschreibung für Maschinen und Gebäude und die Verzinsung des einge- 
setzten Geld- und Bodenkapitals enthalten sind‘. A. Müller-Armack, a.a.O., S. 26 

95 „Der Durchschnittsprofit, also auch die Kostpreise, wären bloß imaginär und haltlos, 
nähmen wir nicht die Wertbestimmung als Grundlage... Die Bestimmung dieses 
Mehrwerts selbst aber geht nur aus der Bestimmung des Werts durch die Arbeitszeit 
hervor. Ohne diese ist der Durchschnittsprofit Durchschnitt von nichts, bloße fancy“. 
MEW 26.2., S. 187 f 
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um die Verteilung der Mehrwertmasse, in die die sog. vergeudete Arbeit der 
Produzenten, die unter schlechteren Bedingungen produzieren als die, deren 
individueller Warenwert den Marktwert bestimmt, gar nicht eingegangen ist (96). 

Es sind zwei Varianten von Werttransfer in der Zirkulationssphäre zu unter- 
scheiden: 
a) der normale bei Transformation der Werte in Produktionspreise 
b) bei Monopolen unter Verletzung des Wertgesetzes. 
Zu a): Diese Möglichkeit ist gegeben, wenn die organische Zusammensetzung des 
Kapitals in der Weizenbranche (als Beispiel für die gesamte agrarische Produktion) 
niedriger ist als die gesellschaftlich durchschnittliche. In diesem Fall steht aufgrund 
des relativ höheren Anteils der lebendigen Arbeit der Marktwert (der gesellschaft- 
liche Wert) der Ware über dem den Marktpreis regulierenden Produktionspreis (97), 
da dieser bestimmt ist durch den Kostpreis plus dem Durchschnittsprofit, dieser 
aber nicht nach dem erzeugten Mehrwert, sondern auf die Größe des vorge- 
schoßenen Kapitals berechnet ist (98). Der Werttransfer beruht hier auf „un- 
gleichem Tausch“ (99), d.h. der Weizenproduzent erhält im Preis für seine Ware 
kein Äquivalent (100). Es wird „ein Teil des Mehrwerts (die Differenz zwischen 
gesellschaftlichem Wert und Marktpreis, d. Verf.) einer Ware auf eine andere 
übertragen“ (101). | 

Die Überschußproduktion in der BRD (bzw. EWG) wie die Einkommens- 
disparität zum sog. Vergleichslohn legen die Annahme nahe, daß der Marktwert, 
(der unter kapitalistischen Distributionsverhältnissen nur eine rechnerisch analy- 
tische Größe darstellt), bestimmt ist durch den individuellen Wert der Waren, die 


96 In dieser Frage liegt m.E. ein Fehler oder eine Unklarheit bei Mandel vor, als er diese 
beiden Ebenen wohi unterscheidet (ders., Der Spätkapitalismus, a.a.0., S. 91, Anm. 43), 
im weiteren Gang der Argumentation aber die Herausbildung des Wertes mit der Bildung 
der Produktionspreise identifiziert. Zur Stützung meiner abweichenden Argumentation 
zitiere ich noch einmal MEW 25, S. 814: „Ein Teil der Mehrarbeit der Bauern, die unter 
den ungünstigsten Bedingungen arbeiten, wird der Gesellschaft umsonst geschenkt und 
geht nicht in die Regelung der Produktionspreise oder in die Wertbildung überhaupt ein“. 
Mandel hingegen: Die „Formel der vergeudeten Arbeit‘ bedeute nur, ‚‚daß der von ihren 
Arbeitern tatsächlich produzierte Wert, bzw. Mehrwert auf dem Markt durch besser 
arbeitende Firmen angeeignet wird... .“, ibid, S. 94. Das Marx-Zitat beschränkt sich m.E. 
nicht auf den Agrarsektor, sondern gilt für alle Produzenten unter den genannten 


Bedingungen. 

97 Vgl. MEW 25, S. 653 f 

98 „Das Verhältnis des Produktionspreises einer Ware zu ihrem Wert ist ausschließlich 
bestimmt durch das Verhältnis, worin der variable Teil des Kapitals... zu seinem 


konstanten steht, oder durch die organische Zusammensetzung des sie produzierenden 
Kapitals“. MEW 25, S. 767 

99 Vgl. E. Mandel, Der Spätkapitalismus, a.a.O., S. 83 

100 Vgl. Grundrisse, S. 646. Betreffend den Überschuß des Preises über den Wert: „(Das 
einzelne Kapital) kann mehr als ein Äquivalent austauschen, und dann ist der Profit 

. größer. als sein Mehrwert. Es kann dies nur der Fall sein, soweit der andere Austauschen- 

de nicht ein Äquivalent erhält“. 

101 K.Marx, Theorien über den Mehrwert. Bd. II, 1. Teil, S. 188 (zitiert nach E. Mandel, Der 
Spätkapitalismus.a.a.O., S. 91, Anm. 41) 
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unter den günstigsten Bedingungen in dieser Sphäre produziert sind. Während diesen 
der Marktpreis sowohl die sachlichen Auslagen wie die Reproduktionskosten ihrer 
Arbeitskraft deckt und einen Profit enthält, der zwar kleiner ist als der wirklich 
erzeugte Mehrwert, erzielen die unter schlechteren Bedingungen Produzierenden 
u.U. nur den Arbeitslohn — „bis zum physischen Minimum“ (102). Da in die 
umzuverteilende Mehrwertmasse nur die gesellschaftlichen Werte eingehen (103), ist 
ein Teil der Mehrarbeit, der für die Waren aufgewandt wurde, deren individueller 
Wert über dem Marktwert liegt, ‚vergeudet“, kann also nicht zugunsten anderer 
Sektoren transferiert werden. — Surplusprofite sind bei den Agrarproduzenten 
möglich, die aufgrund besonderer Arbeitsproduktivität ihren individuellen Produk- 
tionspreis unter den den Marktpreis regulierenden senken können. 

Aufgrund der Bodenabhängigkeit agrarischer Produktion und der kleinbäuer- 
lichen Wirtschaftsweise, d.h. fehlender Kapitalliquidität und daher beschränkter 
-mobilität, bleibt der Fluß der Kapitale „zwischen den verschiedenen Sphären, je 
nachdem die Profitrate hier sinkt, dort steigt,‘“ und dadurch ein solches Verhältnis 
der Zufuhr zur Nachfrage bewirkt, „daß der Durchschnittsprofit in den verschiede- 
nen Produktionssphären derselbe wird und daher die Werte sich in Produktions- 
preise verwandeln“ (104), auf den agrarischen Sektor beschränkt, da sich dem 
bäuerlichen Warenproduzenten zwar die Alternative der Betriebsumstellung auf ein 
anderes pflanzliches oder tierisches Produkt stellt, in den meisten Fällen — und 
gerade bei den betreffenden „unprofitablen‘“ Betrieben nicht — nicht aber die der 
Anlage seines Kapitals in einem industriellen Sektor. Notwendige Konsequenz der 
sektoral beschränkten Konkurrenz zwischen den Agrarbranchen, die die Voraus- 
setzung einheitlicher Produktionspreise schafft, ist eine „‚agrarische Profitrate‘‘, die 
von der nationalen (industriellen) Profitrate unterschieden ist (105). Und zwar 
dürfte sie niedriger sein als die industrielle (106), da empirisch kein Kapitalfluß aus 
dem industriellen in den kleinbäuerlichen agrarischen Sektor zu beobachten ist. 
Dem widerspricht nicht das Phänomen der kapitalistisch betriebenen Geflügel- und 
Eierproduktion etc., da es sich hier um Waren handelt, die, „wenn sie zuerst 
kapitalistisch produziert werden und in den kapitalistischen Handel kommen, ... 
und in Konkurrenz (treten) mit Waren gleicher Art, die nach vorkapitalistischen 
Methoden fabriziert, (also) teurer sind“ (107). Die hier zunächst zu erzielenden 
Surplusprofite aus der Differenz zwischen dem individuellen Produktionspreis und 


102 MEW 25, S. 814 

103  E. Mandel nimmt hingegen an, daß die Gesamtmasse des Mehrwerts bestimmt ist durch 
die Gesamtzahl der geleisteten Arbeitsstunden (abzüglich v), also daß von einer einmal 
produzierten Wertmasse in der Zirkulation nichts verloren gehen kann (ibid., S. 93). 

104 MEW 25, S. 206 

105 Vgl. MEW 25, S. 206: Eine einheitliche Profitrate besteht nur der Tendenz nach, -,,je 
mehr die Zustände des betreffenden Landes der kapitalistischen Produktionsweise 
angepaßt sind“. 

106 Die niedrigere Profitrate ist auch ableitbar aus der geringeren organischen Zusammen- 
setzung des Kapitals im Agrarsektor, hier ist die Größe des vorgeschoßnen Kapitals pro 
Produkteinheit im Vergleich zum industriellen Sektor geringer, daher auch der Profit. 

107 MEW 25, S. 916 
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dem Marktpreis werden tendenziell abgebaut durch Zuströmen weiterer Kapitale 
(angesichts der kurzfristig erheblichen Surplusprofite), bis aufgrund der Überp- 
roduktion der Marktpreis auf den durchschnittlichen Produktionspreis der Innova- 
tionsbetriebe fällt (108). Die kleinbäuerliche Produktion ist dann nicht mehr 
konkurrenzfähig (109). 

Die eben entwickelte Form des Wertabzugs von in der Landwirtschaft 

erzeugtem Mehrprodukt hat ebenso statt im Verhältnis zu den vorgelagerten 
Sektoren, wenn aufgrund höherer organischer Zusammensetzung des Kapitals dort 
die Produktionsmittel zu Preisen verkauft werden können, die den (industriellen) 
Durchschnittsprofit abwerfen, obgleich der Warenwert unter dem Marktproduk- 
tionspreis liegt. Das Procuktivitätsgefälle zwischen kleinbäuerlicher Warenproduk- 
tion im Agrarsektor und industrieller Produktion ist eine Quelle permanten 
„normalen“ Wertabzugs, der die Akkumulationsfähigkeit der landwirtschaftlichen 
Betriebe beschränkt und die industrielle Profitrate erhöht. 
Zu b): Diese Form des Wertabzugs ist begrifflich — empirisch schwierig — zu unter- 
scheiden von Werttransfers über Surplusprofite bei einem Monopolpreis, ‚‚der über 
den Produktionspreis und über den Wert der Waren stiege, auf die das Monopol 
wirkt... Der Monopolpreis gewissser Waren würde nur einen Teil des Profits der 
anderen Warenproduzenten auf die Waren mit dem Monopolpreis übertragen“ 
(110). Vorausgesetzt wäre eine beschränkte Kapitalmobilität im betreffenden 
Sektor, „der infolge einer Kombination von Absprachen zwischen den wichtigsten 
Kapitalbesitzern einerseits, von gewaltigen Gründungskosten andererseits‘ (111) die 
Reduktion des Marktpreises auf den Produktionspreis verhindert. 

Surplusprofite im vorgelagerten Sektor beruhen nicht unbedingt auf einem 
„Abzug vom bäuerlichen Mehrprodukt“ — wie in der einschlägigen Literatur häufig 
behauptet wird —, vielmehr können sie Abzug sein vom Profit oder Konsumtions- 
fond der Käufer agrarischer Produkte, wenn der volle Kostpreis (plus Reproduk- 
tionskosten der Arbeitskraft und Durchschnittsprofit) vom Bauern auf den Waren- 
preis abgewälzt werden kann. Ist das nicht der Fall, liegt der Wertabzug darin 
begründet, daß dem Wertgesetz zufolge kein zahlungsfähiges Bedürfnis für diese 
bestimmte Menge Waren besteht zu dem Preis, der den überhöhten Kostpreis 
enthält. 

Auf der empirischen Ebene nun z.B. den „Monopolisierungsgrad in der 
Landmaschinenindustrie‘ an der geringen Zahl der anbietenden Firmen abzulesen, 
wie dies M. Baumgartner tut (112), ist ebenso methodisch unzulässig wie 


108 Vgl. MEW 23, S. 474. Einen historisch analogen Prozeß bildete die „Sturm- und Drang- 
Periode des Kapitais‘‘, als durch Einführung der Maschinerie außerordentliche Profite 
erzielt werden konnten — und so der Handwerksbetrieb verdrängt wurde. 

109 Vgl. ein Beispiel, das M. Baumgartner, a.a.O., S. 97 nennt: „So fiel z.B. der Erzeugerpreis 
für Eier, der 1966 zwischen 17,1 und 18,9 Pf. pro Ei lag, kontinuierlich bis 1970 auf 
11,9 Pf., wovon der Verbraucher übrigens nichts merkte“. 

110 MEW 25, S 868 f 

111  E. Mandel, Der Spätkapitalismus.a.a.O., S. 87 

112 M. Baumgartner, a.a.0.,S. 81 f 
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E. Rechtzieglers Versuch, eben diesen aus der Tatsache zu beweisen, daß die „Preise 
für Landmaschinen in Westdeutschland ... schneller wachsen als die der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse“ (113). Unter den wenigen Anbietern könnte ebenso 
Konkurrenz herrschen, während der einfache Erzeuger-Produktionsmittelpreis- 
Vergleich die Produktivitätsentwicklung in den betreffenden Sektoren unberück- 
sichtigt läßt (114). Monopolprofite (115), d.h. Aneignung von Surplusprofiten 
unter Verletzung des Wertgesetzes, lassen sich nur je im Einzelfall durch empirische 
Recherchen beweisen (116). Die nachlassende Investitionstätigkeit auf dem Agrar- 
sektor und die Kapitalverschiebungen in der Landmaschinenindustrie (117) z.B. 
verbieten es, die relativ hohen Auslagen der landwirtschaftlichen Betriebe für 
Produktionsmittel global mit Monopolprofiten zu begründen (118). 


2.3.2, Integration in den EWG-Agrarmarkt 


Trotz binnenmarktähnlicher Verhältnisse auf dem EWG-Agrarmarkt ist dem 
ungehinderten Wirken des Wertgesetzes (119) durch suprastaatlichen Eingriff eine 
zweifache Schranke gesetzt: 


113 E. Rechtziegler, Westdt. Landw. . .a.a.O., S. 76 

114 Wächst die Produktivität der Arbeit im Agrarsektor (wie oben angenommen) nämlich 
schneller als in den vor- und nachgelagerten Sektoren, muß sich der durch Einsparung 
gesellschaftlicher Arbeit verringerte Warenwert in einem relativ stärkeren Sinken des 
Marktpreises ausdrücken, vor allem, wenn die Erhöhung der Produktivkraft zu erhöhtem 
Produktenquantum mit Tendenz zur latenten Überproduktion führt. Den monopolisier- 
ten Sektoren ist es allerdings möglich, einen Preisfall in solchem Fall zu verhindern — 
insofern auch keine Überproduktionstendenz. Vgl. zu diesem und anderen Aspekten der 
Kritik an der Agrarpreisscherentheorie: H.-O. Poppinga, Zur Bauernfrage in Westdeutsch- 
land, a.a.O., S. 9 ff. 

115 Monopolprofit als exakt bestimmbare ökonomische Katagorie (methodologisch eine 
Realabstraktion) beruht in erster Linie auf partieller Ausschaltung der Konkurrenz der 
Kapitale innerhalb oder zwischen den Branchen. „Die schwache ökonomische Stellung 
der ländlichen Produzenten‘ (M. Baumgartner, a.a.O., S. 84) ist eine nicht-hinreichende 
Bedingung, denn „hat eine Seite die Oberhand, so gewinnt jeder, der ihr angehört; es ist, 
als hätten sie ein gemeinschaftliches Monopol geltend zu machen“. MEW 25, S. 204 

116 Vgl. dazu als Beispiel: D. Guerin/M. Mandel, Einführung in die Geschichte des amerikani- 
schen Monopolkapitals. Berlin 1972, Kap. I, 3, S. 40 — 45 ; 

117 Vgl. Agrarbericht 73, 7/146, S.49, Punkt 92: ‚Der Strukturwandel der deutschen 
Landmaschinenindustrie, der durch Firmenzusammenschlüsse, Produktionsverlage- 
rungen, Spezialisierung oder Betriebsaufgabe gekennzeichnet ist, hat sich auch unter dem 
Einfluß zunehmender ausländischer Konkurrenz weiter fortgesetzt!“ 

118 Echte Monopolpreise scheinen z.B. bei Kali-Düngemitteln vorzuliegen, da seit 1971 die 
Kali+Salz AG (Zweig des BASF) der einzige Anbieter auf dem Markt ist — bei geringer 
Importquote. Die Europäische Kommission verbot jüngst die zugrundeliegende Fusion, 
da „praktisch jeder Wettbewerb auf dem deutschen Markt ausgeschlossen‘ sei. Bericht 
der FAZ vom 27.12.73 — Die Kalipreise wurden am 1. Mai 1972 erstmals seit 1959 
erhöht (um 7%). Laut Agrarbericht 73, a.a.0., S. 48, Punkt 88 

119 Vgl. MEW 23, 20. Kap. und Grundrisse, S. 811 f. Die Modifikation des Wertgesetzes auf 
dem Weltmarkt, die über den Währungsmechanismus den weniger entwickelten Ländern 
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a) Die Marktorganisationen, die 90% der EWG- und Weltmarkt-Agrarprodukte 
abdecken (120), schirmen — in unterschiedlicher Weise für die einzelnen Produkte 
— durch ein System von Abschöpfungen, Erstattungen und Interventionen das 
gemeinsame Agrarpreisniveau gegen billigere Importe aus Drittländern ab. 

b) Durch gemeinsame Interventions- und Garantiepreise, die im Rahmen der 
produktbezogenen Marktordnungen periodisch vom Rat neu fixiert werden (121), 
ist eine „Senkung der Preise... im Falle einer nicht mehr absetzbaren Über- 
produktion regelmäßig ausgeschlosssen“ (122). 

Die dem EWG-Vertrag (EWGV) zugrundeliegende Konzeption (123) sah „eine 
Verschmelzung der nationalen Agrarwirtschaften zu einem gemeinsamen Agrar- 
markt (vor), auf dem ein gemeinsamer Agrarpreis die Abstimmung der Produktion 
auf die Nachfrage gewährleisten soll“ (124). Bei weiterhin autonomer nationaler 
Währungs-, Struktur- und Wirtschaftspolitik führte die Fixierung der gemeinsamen 
Preise in der Europäischen Rechnungseinheit (RE) trotz Ausgleichszahlungen bei 
Wechselkursänderungen weder zu einheitlichen Marktpreisen, die nur so die ihnen 
zugedachte Steuerungsfunktion für die Angebot-Nachfrage-Relation erfüllt hätten 
(125), noch zu einer „gebietsmäßigen Standortorientierung, die in jedem Gebiet nur 
die dem betreffenden Gebiet und dem Markt am besten angepaßte Spezialerzeugung 
begünstigt‘‘ (126). Die Folge ist ein Gefälle innerhalb der EWG-Länder von national 
besseren bis schlechteren Produktionsbedingungen. 

Die jährlich ‚„administrierten“ Preise für agrarische Rohprodukte und 
Produkte der ersten Verarbeitungsstufe (Käse, Zucker etc.) sind (in den unter a) 
und b) genannten Grenzen) keineswegs marktimmun, denn zum einen werden sie in 
Höhe und Relation gegeneinander am Parameter des Marktes ausgerichtet, wie die 
globalen Kriterien der Kommission bei ihren Preisvorschlägen an den Rat zeigen: 

1. das Einkommen der Landwirte, 2. die Anpassung der Produktion an die Nach- 


erlaubt, einen günstigeren Preisausdruck auf dem Weltmarkt zu erzielen, obwohl sie 
absolut in der Entwicklung der Produktivkraft zurückliegen, hat auf dem gemeinsamen 
Agrarmarkt grundsätzlich keine Gültigkeit. Die Folgen von Wechselkursänderungen 
innerhalb der EWG und dem Dollar gegenüber müßten als besondere Bedingungen unter- 
sucht werden. 

120 IMA (Hg.) Landwirtschaft in Europa. Hannover 1970, S. 42 

121 Vor dem 1.8. jeden Jahres setzt der Ministerrat auf Grundlage eines Berichts der 
Kommission sämtliche Preise fest, die zugleich als Orientierungsdaten (forward-Preise) 
für die Anbauplanung (Aussaat im Herbst) fungieren sollen. 

122 Andreas Leitolf, Das Einwirken der Wirtschaftsverbände auf die Agrarmarktordnung der 
EWG. Baden Baden 1971, S. 48. In der Praxis allerdings greifen die Interventionsstellen 
nur bedingt ein, bei „hochelastischen‘‘ oder „wenig stapelfähigen“ Erzeugnissen wie Obst 
oder Gemüse wird auf staatlichen Ankauf gänzlich verzichtet. 

123 Auf die ökonomischen und politischen Motive des EWGV kann an dieser Stelle nicht 
näher eingegangen werden. 

124 A. Müller-Armack, a.a.O., S. 19 

125  ibid., S. 24 
„Die grundlegenden Tatsachen der Landwirtschaft der Sechs‘‘, S. 2 (im weiteren zitiert 
als Europ. Dok...). 

126 Europäische Dokumentation. Schriftenreihe Landwirtschaft. Nr. 1, Bonn 1968, Artikel 
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frage und 3. Entwicklung der Gesamtwirtschaft (129). Zum andern enthält die 
Preissystematik der Marktordnungen bedeutende Schwankungsbreiten (130). Und 
zum dritten kommt der Erzeuger nur beschränkt in den Genuß von Interventions-, 
d.h. Garantiepreisen, da die Intervention auf Großbandelsstufe erfolgt. Die folgende 
Übersicht 3 zeigt die nach wie vor erhebliche Flexibilität der Preise 
a) inbezug auf die Differenz zwischen Marktpreis (Börsenpreis), Marktordnung- 

spreis als Richtgröße und Erzeugerpreis, 
b) inbezug auf die jährlichen Veränderungen. 
Übersicht 2: Marktpreise, Marktordnungspreise und Erzeugerpreise für ausgewählte 
Produkte (bei Getreide in DM/100kg, bei Vieh in DM/100 kg Lebendgewicht) 
(131) 

1966/67  1968/69* 1970/71 1971/72 


Roggen 

Marktpreis 42,72 38,21 35,85 35,93 
Grundinter- 

ventionspreis 40,25 36,40 33,31 33,97 
Erzeugerpreis 38,60 36,40 35,60 35,80 
Weizen 

Markt-Preis . 46,99 40,71 39,35 38,75 
Erzeugerpreis 43,00 39,10 38,70 38,50 
Rinder 

Markt-Preis 246,1 255,2 240,7 269,5 
Orientierungs-Preis 253,0 272,0 248,9 263,5 
Erzeuger-Preis 231,1 251,5 244,2 271,6 
Schweine 

Markt-Preis 288,3 257,3 238,7 253,4 
Grundinter- 

ventionspreis - 300,0 282,7 301,9 
Erzeuger-Preis 267,5 250,1 238,1 253,4 


* (ab 68/69 enthält nicht mehr der Marktpreis, sondern der Erzeugerpreis die 
Mehrwertsteuer). 


129 Europ. Dok. 2/1968, Art. „Auf dem Weg zu einer gemeinsamen Landwirtschaft‘. S. 3 

130  Z.B. beträgt der Ankaufspreis für Tomaten nur 40 — 45% des Grundpreises, der seiner- 
seits als „einkommenssichernd‘‘ angesehen wird. Agrarbericht 73, 7/147, S. 333 

131 Zusammengestellt aus Daten in Agrarbericht 73, 7/147, Tab. 3 (S. 15), Tab. 64 (S. 163) 
und Tab. 66 (S. 167). 
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Mit der Erweiterung des Marktes, d.h. der Schaffung binnenmarktähnlicher 
Verhältnisse verändert sich die Wertbestiinmung agrarischer Produkte, denn 
„jenachdem sich die Beziehungen zwischen den Privatproduzenten national oder 
international gestalten, ändert sich der Bezugsranmen für die Bestimmung von 
gesellschaftlich notwendiger Arbeitszeit“ (132). Nach Abbau aller Zollschranken, 
Abschöpfungen etc. zwischen den Mitgliedsländern (1.7.1968) sind die deutschen 
Agrarprodukte der direkten Konkurrenz vor allem französischer Waren ausgesetzt, 
die unter bedeutend günstigeren Bedingungen hergestellt, daher billiger sind. Als 
gravierender Faktor, der sich in der Bestimmung des Werts durch die gesellschaftlich 
vorhandenen quantitativen Bedürfnisse niederschlägt, kommt hinzu, daß „im 
gemeinsamen Markt der Selbstversorgungsgrad höher und das agrare Produktions- 
potential im Verhältnis zur Nachfrage beträchtlich größer ist als in der BRD“ (133) 
(134). Die Fixierung der gemeinsamen Agrarpreise über dem ehemaligen französi- 
schen, dänischen und italienischen, aber unter dem deutschen Niveau führte — wie 
beabsichtigt — zu erneuter Produktionsausweitung in den betreffenden Ländern. 

Ein Vergleich der eingesetzten Produktionsmittel, der landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfte und der Erträge bestimmter Produkte verweist auf eine niedrige 
organische Zusammensetzung des „agrikolen Kapitals“ bei relativ hoher realer 
Produktivität der französischen Agrarproduktion gegenüber der bundesrepublikani- 
schen: 

Übersicht 3: Vergleich von Produktionsmittel-, Arbeitskräftebesatz und ha-Erträgen 
in Frankreich und der BRD 1969 und 1970 (135). 


Pr. BRD 
a) Schlepper/1000 ha LN 32 94 
Mähdrescher/1000 ha Getreidefl. 15 28 
Melkmaschinen/1000 Kühe 25 78 
Düngemittel in kg/ha 115 183 
b) ha LF/landw. Erwerbstätiger 11 5,6 
c) ha-Erträge in dz: 
Weizen 34,4 37,9 
Futtergetreide 33,3 31,7 
Kartoffeln 214 272 
Zuckerrüben 426 440 
kg Milch/Kuh/Jahr 3000 3800 


132 Busch/Schöller/Seelow, a.a.O., S. 24 

133 P. Kuhlmann, Die Wirksamkeit agrarpolitischer Maßnahmen in einer wachsenden Wirt- 
schaft in sektoraler und regionaler Sicht, Diss., Gießen 1968, S. 60 (dort auch als Zitat 
aus einem Agrargutachten von Plate/Woermann/Grupe in: Agrarwirtschaft, Sonderheft 
14, 1962) 

134 Der Selbstversorgungsgrad lag in der BRD 70/71 etwa bei 80%, Fr. 120%, NL 160%, 
Dän. 250%. Agrimente 73, S. 55 

135 Daten unter a) in: IMA (Hg.), Landwirtschaft in..., a.a.0., S. 44 f 
b) Agrimente 73, S. 57 
c) Agrimente 72, S. 49 (außer Milch in IMA, ibid.) — a) für 1969, b) u. c) für 1970 
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Frankreich wurde als Beispiel für alle agrar-exportorientierten Mitgliedstaaten 
gewählt, obwohl seine Bedingungen nicht repräsentativ, sondern eher extrem 
günstig sind (136). Die besseren Produktionsbedingungen in Frankreich dürften von 
der „naturwüchsigen Produktivität der Arbeit, die von den Naturbedingungen der 
Arbeit abhängt“ (137), herrühren (138), die in der BRD durch hohen Einsatz von 
Maschinen und chemischen Hilfsmitteln kompensiert werden muß. Daß ein relativ 
starker Anstieg der Produktionsmittelpreise in Frankreich unter diesen Bedingungen 
relativ schwächer als in der BRD zu Buche schlägt, zeigt ein (preismäßiger) Ver- 
gleich des Anteils der Vorleistungen am Produktionswert für 1971: 

Fr. 33,2% BRD 48,3% (139). 

Die ungünstige Position der westdeutschen Agrarproduzenten innerhalb der 
EWG, die fast 70% der französischen Produktion erbringen, jedoch nur eine Wert- 
schöpfung von ca. 50% der französischen Wertschöpfung erreichen (140), ist den 
relativ schlechten Produktionsbedingungen geschuldet (141), die im Falle einer 
totalen Liberalisierung des EWG-Agrarmarktes (142) sehr bald zu einer „rationel- 
len“ europäischen Arbeitsteilung führen würden. Denn „unter dem System voll- 
ständiger Handelsfreiheit devouiert jedes Land sein Kapital und seine Arbeit solchen 
Beschäftigungen, die jedem derselben am vorteilhaftesten sind“ (143). Wenn es 
auch „schlechterdings eine Tatsachenverdrehung wäre... alle bisherigen Agrar- 
beschlüsse der Gemeinschaft... als eine rationale oder gar für (West-)Deutschland 


136 F.Baade schreibt schon 1958, daß im Falle von nur geringen Produktionsanreizen 
„Frankreich durch eine solche Entwicklung im Rahmen des Gemeinsamen Marktes ein 
ausgesprochenes Überschußland an Agrarprodukten, insbesondere an Getreide, werden 
würde“. ders., Die Deutsche Landwirtschaft im Gemeinsamen Markt. Baden Baden 1958, 
5.122 

137 MEW 25, S. 775 : 

138 „Dieses Land (Frankreich, d. Verf.) verfügt... über die größten Produktionsreserven der 
Sechs“. S. Hausberger, Die gemeinsame Agrarpolitik der EWG und ihre Ausstrahlungen. 
In: Gerhardt/Kuhlmann a.a.O., S. 414 
„Der französiche landwirtschaftliche Boden ist der billigste in der Gemeinschaft, aber in 
seiner natürlichen Gestaltung auch der beste‘. Vgl. „Die grundlegenden Tatsachen .. .“, 
in: Europ. Dok. 1968, S. 2 

139  Agrimente 73, S.65 
Agrimente 74, S. 62 wird die Zunahme der Betriebsmittelpreise von 1966 — 1971 für die 
BRD mit 15,6%, für Fr. mit 23,9% angegeben. 

140  Agrimente 73, S. 65 

141 Frankreich hat allerdings auch im Hinblick auf die Branche, die einen bedeutenden Teil 
des Außenhandelsvolumens ausmacht, auf den Fr. angewiesen ist, ca. 2,4 Mrd. DM mehr 
aus dem EWG-Agrarfond erhalten, als es aufgebracht hat. (BRD: — 1,9 Mrd. DM, In: 
Agrimente 73, S. 67) 

142 vgl. A. Leitolf, a.a.0., S.53 f: „Eine sofortige Auslieferung der Landwirtschaft an das 
Gesetz von Angebot und Nachfrage und die freie Preisbildung hätte die Verelendung 
eines großen Teils der Bauern zur Folge. Daher sieht der EWGV für die Landwirtsc- 
haft... das vom Begriff der Agrarmarktorganisation umfaßte markt-, preis- und handels- 
politische Schutzinstrumentarium für die Anpassungsphase vor, um die agrarpolitischen 
Ziele des Art. 39 EWGV zu erreichen“. 

143 Grundrisse, $S. 811. Von Marx formuliert in Anlehnung an Ricardos Theorie der 
Komparativen Kosten. 
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optimale Agrarpolitik zu bezeichnen“ (144), stellt das protektionistische EWG- 
Marktordnungssystem (insbesondere die zusätzlichen Stützungsmaßnahmen aus 
dem EWG-Fond und dem BRD-Agrarhaushalt) noch eine Schranke dar für einen 
forcierten „Gesundschrumpfungsprozeß‘‘durch marktgesteuerte Verlagerung der 
agrarischen Produktion in billiger produzierende Gebiete. Dies wäre sowohl im 
Interesse der bundesrepublikanischen Exportindustrie als auch im Interesse des 
Gesamtkapitals an geringen Reproduktionskosten der Ware Arbeitskraft. 


2.4 Die Inter- und intrasektorale Einkommensdisparität 


Das Interesse des bäuerlichen Warenproduzenten an hoher Revenue macht sich fest 
am Erlös, d.h. an dem Preis, den er für die Summe seiner Produkte am Markt erzielt. 
Als Orientierungsdatum hat sich seit den 20er Jahren (145) das Revenuequantum 
herausgebildet, das qualitativ ganz anders bestimmt ist: der Lohn eines gewerbli- 
chen Arbeiters, der Resultat ist der Distributionskonkurrenz um den gesellschaft- 
lichen Neuwert — konkret das Ergebnis von Klassenauseinandersetzungen. Da dieser 
vom durchschnittlichen bäuerlichen Einkommen nie erreicht wurde, wundert es 
nicht, daß der Zinsertrag des eingesetzten Eigenkapitals als Minimum des Unter- 
nehmer-Profits weniger deutlich gefordert wird, obwohl zum einen Einkommen in 
dieser Höhe und darüber in landwirtschaftlichen Betrieben vorkommen, und zum 
anderen eine entsprechende Einkommenszusammensetzung der bürgerlichen 
(national-ökonomischen) Logik entspricht, den bäuerlichen Warenproduzenten als 
Unternehmer zu kategorisieren (146). Die intersektorale Einkommensdisparität 
errechnet sich aus einem Vergleich des jährlichen durchschnittlichen gewerblichen 
Vergleichslohns mit dem Reineinkommen je Familien-Arbeitskraft in Betrieben 
über einem bestimmten objektiven Ertragsminimum (147). 


144 Hermann Höcherl 1969 vor dem Dt. Bundestag. Zitiert bei: E. Rechtziegler, Die Agrar- 
politik der EWG und der Mansholt-Plan. In: Deutsche Außenpolitik. Heft 8, Berlin 1969, 


S.851 
145  Repräsentativ für die Standardklage deutscher Landwirte und ihrer Vertreter ist das Fazit 
von Heinrich Niehaus (1948), „...daß es den Bauern weder in der besonderen Form der 


Marktwirtschaft der Jahre vor der großen Weltwirtschaftskrise noch in den Jahren der 
agrarischen Planwirtschaft nachher gelungen ist, eine paritätische Einkommensverteilung 
mit sozial vergleichbaren Gruppen in der Stadt zu erreichen“ (gemeint sind Facharbeiter, 
d. Verf.). ders., Der Bauer in der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung — Versuch einer 
agrarpolitischen Orientierung. Köln/Opladen 1948, S. 14 

146 Folgerichtig definiert der Agrarbericht 73 das landwirtschaftliche Reineinkommen als 
den Betrag, „der dem Unternehmer und seiner Familie als Entgelt der Arbeitsleistung 
einschließlich dispositiver Tätigkeit und des Kapitaleinsatzes und als Unternehmergewinn 
zufließt“. ibid., 7/146, S. 111. Im Reineinkommen ist der ohnehin geringe Eigenver- 
brauch enthalten. Aus den empirischen Daten im Text oben geht hervor, daß es sich 
hier um eine Fraktion besonders bescheidener Unternehmer handeln muß. 

147 Dieses Ertragsminimum, das „die wirtschaftliche Existenz einer bäuerlichen Familie 
nachhaltig gewährleisten‘ soll (84 des Landwirtschaftsgesetzes (LwG) vom 5.9.1955), 
wird im Moment durch das Standardbetriebseinkommen ausgedrückt. Das Standard- 
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Übersicht 4: Reineinkommen je Familien-Arbeitskraft (Fam.-AK) (1), gewerblicher 
Vergleichslohn (2), „Konsumtionsfond“ (3) (in DM pro Jahr) und Konsumtions- 
fond in % des Vergleichslohns (4) (148). 


Jahr (1) (2) (3) (4) 

1966/67 8880 10 274 7104 69,1% 
1968/69 11 018 11 689 8815 75,4% 
1971/72 15 455 16 239 12 354 76,0% 


Spalte 3 gibt die Höhe des Einkommens an, die nach Abzug des durchschnittlichen 

Aufwands für Nettoinvestitionen als reale Größe für die Konsumtion der Bauern- 

familie bleibt, Spalte 4 den prozentualen Anteil dieses „bereinigten“ Einkommens 

am gewerblichen Vergleichslohn. Die reale Disparität ist größer als im amtlichen 

Vergleich (s. Spalte (1) und (2), Übersicht 4) angegeben, da die Kategorie des 

Reineinkommens 

a) den Fond für Nettoinvestitionen enthält, die laut Agrarbericht 73 im Jahr 
1971/72 ca. 22% des Reineinkommens erforderten (149), und 

b) berechnet ist für eine Voll-AK, die sich als statistische Größe u.U. aus drei 
Betriebsinhabern über 65 Jahre zusammensetzt, d.h. das Reineinkommen müßte 
in diesem Fall die Reproduktionskosten für drei Familien decken (150). 


Die kumulierten Daten des intersektoralen Vergleichs täuschen über die 
eigentliche Einkommensdisparität hinweg, die sich innerhalb des agrarischen 
Sektors findet. Die Aufschlüsselung der Einkommen (151) nach produktivitäts- 


betriebseinkommen ist eine kalkulatorische Größe, die angibt, welches Betriebsein- 
kommen im Durchschnitt der Betriebe bei ordnungsgemäßer und standortgerechter 
Bewirtschaftung erzielt werden könnte. (Vgl. Agrarbericht 1974, 7/1650, S. 24.) Es 
betrug 1970/71 11 000 DM. Agrarbericht 73, 7/146, S. 19. Da verschiedene Berechnun- 
gen der Agrarberichte — insbesondere die Einkommensanalyse — nur auf die landwirt- 
schaftlichen Betriebe „über der Grenze nach $ 4 des LwG‘ Bezug nehmen, d.h. diejeni- 
gen, die das jeweilige Standardbetriebseinkommen und mehr erreichen, ist auf die 
verzerrende Vorauswahl der erfaßten Betriebe hinzuweisen. 1971 entfielen nur 36,5% 
der landwirtschaftlichen Betriebe auf das Standardbetriebseinkommen von 12 000 DM 
und mehr, das damals als „Grenze nach $ 4 des LwG“ galt. Vgl. Agrarbericht 74, 7/1650, 
S. 25. . 

148  Agrarbericht 73, 7/146, Übersicht 6, S. 25 und Punkt 22, S. 28. Die Daten in Spalte 3 
sind von mir berechnet durch einen Abzug von 20% für Investitionen, Spalte 4 beruht 
ebenso auf eigener Berechnung. 

149 ibid., Punkt 16. S. 26. Aus dem Reineinkommen müssen ferner Einkommenssteuer, 
Erbabfindungen und Altenteillasten gezahlt werden, nicht aber Zinsen für Fremdkapital, 
Pachten und Betriebssteuern. 

150 Im Betrieb beschäftigte Jugendliche von 14 — 16 Jahren gelten als 1/2 AK, Personen 
über 65 Jahre als 0,3 AK. 

151 Der hier gebotenen Einfachheit halber verwende ich die Kategorie des „Reinein- 
kommens“ aus den diversen Kategorien der „Betrieblichen Einkommensrechnung‘‘, da 
diese dem realen Konsumtionsfond der bäuerlichen Familie am nächsten kommt (s.o.). 
Zur Definition der Begriffe siehe Agrarbericht 73, 7/146, S. 110 — 112 
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relevanten Faktoren der individuellen Produktionsbedingungen gibt Aufschluß über 
das Ausmaß der Differentialrenten im Agrarsektor und umgekehrt über die 
Betriebe, die kaum die einfache Reproduktion der Bauernfamilie abwerfen: 

a) Übersicht 5 zeigt die Einkommensunterschiede innerhalb der gleichen Betriebs- 
größenklasse und die Steigerung des Einkommens bei zunehmender Betriebsfläche: 
Übersicht 5: Streuung des Reineinkommens je Fam.-AK in Hackfruchtbaubetrieben 
(in DM/Fam.-AK/Jahr) (152). 


Betriebsfläche Durchschnitt des unteres Viertel 
oberen unteren in % des 
Viertels Viertels oberen 

unter 20 ha 26506 4841 18 

20 —-50ha 36218 6581 18 

50 u. mehr ha 74524 22256 30 


30Bodennutzungssystem: 
b) Steigerung des Einkommens inbezug auf den Faktor Bodennutzungssystem: 
Übersicht 6: Durchschnittliches Reineinkommen bei Hackfrucht-, Getreide- und 
Futterbaubetrieben (153) (in DM/Fam.-AK/Jahr) 


Betriebsfläche Hackfrucht- Getreide- Futterbau- 
betriebe betriebe betriebe 

unter 20 ha LF 13260 12298 12916 

20 — 50 ha 20536 15984 15782 

50 u. mehr ha 49568 32945 21865 


c) Faktor Bodenqualität: Im Rahmen einer Untersuchung regionaler Entwicklungs- 
bedingungen stellt P. Kuhlmann bezüglich zweier extremer Bodenlagen fest: „Um 
die Wertschöpfung um eine Werteinheit zu steigern, müssen die schlechteren Lagen 
22, die guten Lagen 6 Werteinheiten an Kapital einsetzen... Da die Qualität der 
natürlichen Resourcen bei dem derzeitigen Stand der Technik eine dominierende 
Rolle spielt, treten diese divergierenden Entwicklungen schwerpunktmäßig regional 
in Erscheinung‘ (154). Auch die Nähe zu Großmärkten, Flurbereinigung etc. 
spielen eine Rolle für die Höhe des Betriebsertrags. 

Die Reihe der die Betriebsertragshöhe, damit das bäuerliche Einkommen 
beeinflussenden Variablen ließe sich beliebig verlängern. Die Betriebsleiterqualität, 
(155), die von Agrarpolitik und -theorie in den letzten Jahren als determinierender 


152 ibid., S. 25, Übersicht 7 
153  ibid. 
154 P. Kuhlmann, a.a.O., S. 114 
155 Vgl. Josef Ertl in der Einbringungsrede des Agrarberichts 73 vor dem Deutschen 
Bundestag am 16.2.73: „Die Ursachen für diese große Einkommensstreuung liegen nur 
- teilweise bei den natürlichen und wirtschaftlichen Standortbedingungen. Besonders groß 
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Faktor herausgestellt wird, dürfte eine Umschreibung für die Erwartung sein, die 
Landwirte mögen bei ungünstigen Produktionsbedingungen den Betrieb aufgeben. 
Die Bedeutung der intrasektoralen Einkommendisparität für Preis- und Struktur- 
politik und die Interessenartikulation der Bauern, die an diese anknüpft, erhellt aus 
einer Modellrechnung, die H. Priebe für die „Wirkung einer zehnprozentigen Preis- 
erhöhung auf Betriebe mit unterschiedlicher Leistungsfähigkeit“ aufstellt: 


Übersicht 7: (156) 


Betrieb I Betrieb II 
Arbeitseinkommen je AK in DM 4041 16732 
Rohertrag des Betriebes 38243 158319 
Mehrerlös bei 10% Preiserhöhung 3824 15832 
erhöhtes Arbeitseinkommen/AK 6075 21790 
erhöhtes Arbeitseinkommen in % des Vergleichslohn 60% 215% 


Die intrasektorale Einkommensdisparität, deren Dimension die Disparität 
zwischen landwirtschaftlichem Reineinkommen und gewerblichem Vergleichslohn 
bei weitem überschreitet, macht augenscheinlich, „daß es falsch ist, zu behaupten, 
die Landwirtschaft befände sich in einer schwierigen wirtschaftlichen Situation. 
Richtig dagegen ist, daß die Masse vor allem der kleinen Bauern sich in bedrücken- 
den wirtschaftlichen Verhältnissen befindet, ... daß es aber auch eine Minderheit 
von Bauern gibt, die mehr Angst vor dem Steuerprüfer als vor dem Gerichtsvoll- 
zieher haben müssen“ (157). : 


2.5 Soziale Differenzierungsprozesse im Agrarsektor — Ansätze zu einer Klassen- 
analyse der Bauern 


Das Eindringen des Kapitals in eine „‚aus untergegangenen Gesellschaftsformen über- 
kommenen Produktionsweise“ (158) setzt einen sozialen Differenzierungsprozeß in 
Gang, der mit der Annahme, daß „für alle bäuerlichen Schichten .. . ein allgemeiner 
sozialer Abstieg symptomatisch sein“ (159) nur unzureichend charakterisiert ist, 
d.h. eine Tendenz, die der Proletarisierung, verabsolutiert und sich damit einer 
Analyse der gegenwärtigen Struktur der heterogenen Produktionsweisen enthebt. 
Eine Klassenanalyse der ländlichen Produzenten, die sich nicht festmacht an 
sozioökonomischen Charakteristika wie Bodenfläche, Viehbesatz, Maschinenaus- 
rüstung und Einkommenshöhe als Klassenkriterien, wie sie bei Scheringer/Sprenger 


ist der Einfluß der unternehmerischen Fähigkeiten des Betriebsleiters“ (Ziel: ‚‚Ver- 
besserung des Faktors ‚Betriebsleiterqualität‘ “). Veröffentlicht in: Bulletin des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 21 vom 21.2.73. 

156 Hermann Priebe, a.a.O., S. 178 

157  H.O. Poppinga, Zur Bauernfrage in Westdeutschland, a.a.O., S. 12 

158 MEW 25, S. 820 

159 R. Scheringer/W. Sprenger, a.2.0., S. 66 
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zu finden sind (160), und die „Klassenwidersprüche in der westdeutschen Landwirt- 
schaft“ infolge Verwechslung der Begriffe Ausbeutung und Ausplünderung auch 
nicht zwischen „Bauernschaft und Monopolkapital‘“ (161) ansiedelt, hat ihren 
Ausgang zu nehmen von einem kontinuierlichen Differenzierungsprozeß, der sich in 
der BRD in drei Richtungen abzeichnet: 

a) der Prozeß der Proletarisierung bei Betriebsaufgabe oder Bewirtschaftung eines 
Neben- oder Zuerwerbsbetriebes 

b) Herstellung des Verhältnisses von Lohnarbeit und Kapital i» der Landwirtschaft 
c) Konsolidierung von Formen einfacher Warenproduktion 

Zu a): Die Proletarisierung der agrarischen Produzenten als ihre Expropriation von 
Boden und Produktionsmitteln setzt sich in der BRD zum einen in Form der 
Abwanderung der Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft durch, zum andern, — meist 
als Vorstufe zur endgültigen Betriebsaufgabe —, durch den Verkauf eines Teils ihrer 
Arbeitskraft an einen industriellen Kapitalisten oder durch Aufnahme anderer 
Tätigkeiten (162) neben der Bewirtschaftung des landwirtschaftlichen Betriebs, 
wenn dieser die Reproduktion der Bauernfamilie nicht mehr gewährleistet. Dem 
Bauern verbleibt, ob der Betrieb als Nebenerwerbs- oder Zuerwerbsbetrieb bewirt- 
schaftet wird, eine Revenuequelle aus der Arbeit mit Produktionsmitteln, die in 
seinem eigenen Besitz sind, (d.h. er bleibt selbständiger Warenproduzent), zieht aber 
zusätzlich einen größeren oder kleineren Teil seiner Reproduktionskosten aus dem 
Verkauf seiner Arbeitskraft (163). Als Besitzer seiner Arbeitsmittel einerseits und 


160 R. Scheringer/W. Sprenger, a.a.O., S. 66. Auf S. 157 tritt noch das Kriterium der Fähig- 
keit zur erweiterten Reproduktion hinzu, das ebenso falsch ist (zur Erklärung siehe 
Punkt2.2). 

161  E. Rechtziegler, Westdt. Landw...., a.a.O., S. 36. Vgl. auch Scheringer/Sprenger, S. 159 

162 Für eine eingehendere Klassenbestimmung ist es nicht unerheblich, ob der Landwirt den 
andern Teil seines Einkommens aus industrieller Lohnarbeit, anderer abhängiger Arbeit 
oder Vermietung und Verpachtung etc. zieht. Der Agrarbericht 73 gibt die Ergebnisse 
einer Repräsentativ-Untersuchung von 1972 wieder, wonach sich die Zweitberufe der 
Nebenberufslandwirte wie folgt verteilen: 


1) Selbständige Erwerbstätigkeit 13 % 
2) Nichtselbständige Erwerbstätigkeit: 
a) -d) Gewerbe 57% 
e) Dienstleistungen 17% 
f) öffentl. Dienst 3% 
g) Hilfsarbeiter 10% 


(zusammengefaßt nach: ibid., 7/146, S. 35, Pünkt 39). 

Die staatlich forcierte Industrialisierung ländlicher Gebiete weist auf eine relativ unge- 
brochene Tendenz der Proletarisierung durch Abwanderung sowie Zuerwerbs- und 
Nebenerwerbsbewirtschaftung. ibid., S. 82, Punkt 254 „Regionale Wirtschaftsförde- 
rung“. 

163 Die fatale Situation der Nebenerwerbslandwirte, die aufgrund ihres materiellen Rückhalts 
in Zeiten von Arbeitslosigkeit besonders geeignet sind, als Teil der industriellen Reserve- 
armee zu fungieren, zeigt einer der wissenschaftlichen Apologeten der Kapitalinteressen 
deutlich auf: „Andererseits stellen die nebenberuflichen Kleinlandwirte für die gewerb- 
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von seinen Produktionsmitteln getrennter Lohnarbeiter andererseits ist der Neben- 
und Zuerwerbslandwirt logisch Träger zweier verschiedener Interessen, die aus dem 
jeweiligen Fungieren seiner Revenuequelle im gesellschaftlichen Produktionsprozeß 
resultieren; diese Dopplung verwehrt dem „Arbeiter-Bauern“ erst recht Einsicht in 
seine Klassenlage: ‚Er ist mit den Händen Lohnarbeiter, mit dem Herzen Bauer‘ 
(164). 

Übersicht 8 soll einen Überblick über die Entwicklung der Betriebsaufgaben von 
1965 bis 72 und den Anteil der Zu- und Nebenerwerbs- an den Vollerwerbsbetrie- 
ben vermitteln: 

Übersicht 8: Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetriebe, ihre absolute Zahl und Häufig- 
keitsverteilung in der Gesamtheit der Betriebe und an der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche für die Jahre 1965 und 72 (Zahl der Betriebe in 1 000) (165). 


Zahl der Betriebe in % aller Betriebe 
1965 1972 . 1965 1972 
Vollerwerb i 511,8 444,7 35 39 
Zuerwerb 322,9 184,7 22 16 
Nebenerwerb 616,9 510,7 43 45 
1451,6 1140,1 100 100 
Anteil an der gesamten LN in % 
1965 1972 
Vollerwerb 72 75 
Zuerweıb 16 13 
Nebenerwerb 12 12 
100 100 


Zu b): Die kapitalistische Produktionsweise in der agrarischen Produktion selbst, 
damit das Verhältnis von Lohnarbeit und Kapital, setzt sich in der BRD auf dreier- 
lei Weise durch: in der Anwendung von Lohnarbeit in traditionellen landwirtschaft- 
lichen Betrieben, in der Übernahme agrarischer Produktion durch ursprünglich 
industrielles Kapital und mehr oder weniger vollendet in den Formen vertikaler 
Integration. Der relativ geringe und rückläufige Anteil von Lohnarbeitskräften in 
der BRD läßt darauf schließen, daß der kapitalistische Bauernbetrieb für die BRD 
atypisch ist und auch bleiben wird (166). Hingegen ist eine beachtliche Tendenz zur 
Vergabe kurzfristiger Lohnarbeiten (Mähdrusch etc.) zu beobachten, die statistisch 
noch kaum erfaßbar ist (167). Allerdings gewinnen die Agrarkapitalisten, obwohl 


liche Wirtschaft vieler ländlicher Regionen die Masse der Arbeitnehmer... Vom 
volkswirtschaftlichen Standpunkt aus ist es vorteilhaft, daß hier ein mobiler Puffer- 
bereich besteht... .‘“. Hermann Priebe, 2.a.0., S. 403 (Hervorhebung von mir). 


164 H.-O. Poppinga, Zur Bauernfrage ... 2.2.0., S. 23/24. 
165  Agrarbericht 73, 7/147, Tab. 109, S. 226f 
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zahlenmäßig gering, auf der Ebene der Artikulation von Interessen an Bedeutung, 
bilden sie doch die einzige landwirtschaftliche, nicht gewerbliche Kapitalfraktion in 
der BRD. 
Mit der Form der Vertikalen Integration oder Verbundwirtschaft als partielle 
Lösung der Kapitalverwertungsschwierigkeiten der Ernährungsindustrie bildet sich 
tendenziell die Tauschbeziebung von Verkäufern und Käufern landwirtschaftlicher 
Rohprodukte zu einem Produktionsverhältnis (168) um, als „die Verfügungsgewalt 
über die landwirtschaftlichen Produktionsmittel und die Organisation ihrer Verwen- 
dung“ (169) auf die Nahrungsmittelkonzerne, die Integratoren übergeht. Die diver- 
sen Formen und der Grad der Abhängigkeit (von vertraglich gesicherten Lieferver- 
einbarungen bezüglich Menge, Qualität und Preis über Kreditierung von 
Investitionen bis zur Stellung von Produktionsmitteln durch den Integrator) erlau- 
ben nur im Einzelfall die exakte Bestimmung, ob es sich bei den ‚ungleichen 
Marktpartnern“ (170) noch um Mehrwerttransfer innerhalb der Zirkulationssphäre, 
also Ausplünderung durch die nachgelagerten Konzerne oder de facto das Verhältnis 
von Lohnarbeit und Kapital handelt. Unter Ausschaltung des Marktes (171) nimmt 
das industrielle Kapital hier die Funktion an, die historisch das Kaufmannskapital 
hatte, das Marx als „Neben- und Übergangsform(en) innerhalb der kapitalistischen 
Produktionsweise‘“ bestimmt: „So weit es (das Kaufmannskapital, d. Verf.) einer 
Anzahl unmittelbarer Produzenten Aufträge gibt, dann ihre Produkte sammelt und 
sie verkäuft, wobei es auch Rohmaterial etc. vorschießen mag oder auch Geldvor- 
schüsse machen usw. Es ist diese Form, woraus sich zum Teil das moderne Kapital- 
verhältnis entwickelt hat, und die hier und da noch immer den Übergang zum 
eigentlichen Kapitalverhältnis bildet. Auch hier findet noch keine formelle Subsum- 


166 Vgl. Agrimente 73, S.19: Verhältnis von landwirtschaftlichen Vollarbeitskräften zu 
Lohn AK in den Jahren 1960 und 1970: 


1960 1970 proz. Veränder. 
Landw. Voll-AK 2400 1428 —40 
-davon Lohn-AK- 332 130 —61 
Anteil in % 13 9 


167 Hinweise in: Agrarsoziale Gesellschaft (ASG, Hg.), Beabsichtigte Strukturveränderungen 
in der Landwirtschaft. Göttingen 1970, S. 65, Punkt 3.223 „Lohnunternehmen‘“. 

168 Vgl. E. Rechtziegler, Westdt. Landw.,... 2.2.0., S. 87 

169  ibid., S. 86 

170 Daß leoninische Verträge hier das Übliche sind, erhellt aus einer Bemerkung im Agrar- 
bericht 73, die angesichts staatlicher Förderung der Verbundwirtschaft umso erstaun- 
licher ist: „Das Problem des Übergewichts, das der nichtlandwirtschaftliche Integrator 
vielfach gerade bei vertikalen Zusammenschlüssen gewinnen kann ...‘. ibid., 7/146, 
S. 51, Punkt 104 

171 „Bei straffen Formen der vertikalen monopolkapitalistischen Kooperation tritt der 
Marktpreis ganz in den Hintergrund. Seine Stelle nimmt ein ‚Verrechnungspreis‘ ein, der 
unabhängig vom Marktpreis gebildet wird‘‘. E. Rechtziegler, Westdt. Landw, .. a.a.O., 
S.85 
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tion der Arbeit unter das Kapital statt. Der unmittelbare Produzent bleibt immer 
noch zugleich der Warenverkäufer und Anwender seiner eigenen Arbeit‘ (172). 
Weder die Beschränkung auf die einfache Reproduktion (173), die hier Folge der 
Mehrarbeit ist, die in Form des Monopolprofits den Nahrungsmittelkonzernen 
zugutekommt, noch Vereinbarungen über Produktion und Absatz, die zwischen 
Warenproduzenten üblich sind, degradieren den selbständigen Landwirt zum 
„De-facto-Lohnarbeiter“ (174) oder „landwirtschaftlichen Heimarbeiter‘‘ (175), 
sondern die prozessuale Expropriation von seinen Produktionsmitteln hat als 
Klassenkriterium zu gelten. Erst wenn der ehemalige Bauer, seiner Arbeitsrgittel 
ledig, nur über seine Arbeitskraft als verkäufliche Ware verfügt, damit auch a 
Mobilität der landwirtschaftlichen Arbeiter erreicht ist, hat sich das kapitalistische 
Produktionsverhältnis über die Form der Verbundswirtschaft herausgebildet. Auf- 
grund der zwiespältigen Situation der Nebenerwerbslandwirte wie der Vertrags- 
bauern, — „im besten Fall Juniorpartner des Großkapitalisten..... im schlechtesten 
Fall Heimarbeiter‘“ (176) — zugleich Lohnarbeiter und Besitzer eigener Produk- 
tionsmittel zu sein, haben sie objektiv nicht die gleichen Interessen mit den 
Besitzern von Arbeitskraft als einziger Revenuequelle. Denn wenn auch „der 
Eigentumstitel des Bauern... der Talisman (ist), womit das Kapital ihn bisher 
bannte“ (177), verbleibt ihnen eine oft erhebliche materielle Reserve. 

Die industrielle Produktion agrarischer Güter in gewerblichen Betrieben ist 
„naturgemäß“ kapitalistische Warenproduktion — die dritte Form der Durchsetzung 
von Lohnarbeit in der agrarischen Produktion. 

Zu c): Die verzögerte Integration der landwirtschaftlichen Betriebe in die ent- 
wickelte kapitalistische Gesellschaft vollzieht sich in erster Linie auf der Ebene der 
Zirkulation (s.o.) „auf der Basis und unter Beibehaltung der spezifisch bäuerlichen 
Verhältnisse. Der bäuerliche Charakter der Landwirtschaft blieb in wesentlichen 
Grundzügen erhalten“ (178). Die vielfältigen Formen der Ausplünderung der Agrar- 
produzenten (auch der kapitalistischen) (179) durch die, hochkonzentrierten 


172 Karl Marx, Resultate... a.a.O., S. 49 

173 Neben Scheringer/Sprenger benutzt auch M. Baumgartner das Kriterium der einfachen 
Reproduktion offenbar zur Bestimmung des Vertragslandwirts als Lohnarbeiter. dies., 
a.a.0., S. 94 

174 Diesen Begriff verwenden u.a. M. Baumgartner, E. Rechtziegler und Scheringer/Sprenger. 

175 Vom „Heimarbeiter‘ sprechen Lambert, Poppinga und Baumgärtner, um die 
nicht-vollendete Proletarisierung und das Verlags-Verhältnis exakter zu kennzeichnen. — 
Hinzuweisen ist auf retardierende Momente, die die Integratoren an einer beschleunigten 
Enteignung im eigenen Interesse hindern: der Heimarbeiter trägt a) das Produktions- 
risiko, b) einen Teil der Produktionskosten (vorallem für das fixe Kapital) und c) erspart 
er dem Integrator die Auslage von Kapital für den Kauf von Boden. 

176 U. Baumgärtner, Anmerkungen ..., 2.2.0., S. 187 

177 Karl Marx, Die Klassenkämpfe in Frankreich. In: MEW 7, S. 84 

178  E. Rechtziegler, Westdt. Landw..., a.a.0., S. 15 

179 _B. Lambert weist auf die gleichartige Ausplünderung auch der kap. Landwirte, z.B. der 
Zuckerrübenbauern durch die Zuckerrübenindustrie, hin: „Natürlich ist auch der 
kapitalistische Landwirt nicht vor dieser Infiltration geschützt... Es handelt sich um 
normale Beziehungen zwischen Kapitalisten unterschiedlicher Stärke“. ders...., a.a.O., 
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Kapitale verleitet zu der Auffassung, der Proletarisierungsprozeß — nicht als 
Einkommenskategorie, sondern als Veränderung des Produktionsverhältnisses — sei 
bereits vollzogen: „Arbeiter und Bauern werden durch das Monopolkapital aus- 
gebeutet“ (180). Vielmehr ist nach wie vor die „nicht-kapitalistische Warenproduk- 
tion‘ „die vorherrschende Form, in der sich die landwirtschaftliche Produktion in 
der BRD vollzieht“ (181). 

Da in Punkt 2.2. bereits die kategoriale Bestimmung dieser Produktionsweise 
als nicht-kapitalistische erfolgte, sei noch auf eine besondere Fehleinschätzung hin- 
gewiesen, den einfachen Warenproduzerten aufgrund von Hypothekarverschuldung 
oder Pachtkontrakten dem „kapitalistischen Ausbeutungsverhältnis“ (182) zu sub- 
sumieren. Pacht wie Hypothekenzinsen (183) und Zinsen für die Aufnahme von 
Fremdkapital, die der Bauer an den Grundeigentümer des von ihm bewirtschafteten 
Landes oder an Kreditinstitute zu zahlen hat, werden abgezogen von dem Teil der 
Mehrarbeit, die bei kapitalistischer Produktionsweise den Profit bilden würde oder 
sogar vom „Arbeitslohn“, d.h. den Reproduktionskosten der Arbeitskraft. Es 
handelt sich um Abpressung unbezahlter Arbeit, nicht aber um unmittelbare 
Aneignung fremder Arbeit wie im kapitalistischen Produktionsprozeß. Der hohe 
Verschuldungsgrad des selbständigen Landwirts ist eine Bedingung, die seine 
Expropriation erleichtert, er bleibt aber Anwender seiner eigenen Arbeit. Die 
Trennung von Bodeneigentum und Bodenbewirtschaftung (184) bei Pacht als 
nomineller Grundrente „ändert an der Bewirtschaftung des verpachteten Landguts: 
an sich nichts‘ (185), denn aufgrund der Besonderheit des „Produktionsmittels‘ 
Boden — Element des Kostpreises für den Produzenten und Nichtelement des 
Produktionspreises für das Produkt zu sein (186) — ist die Ausgabe von Geldkapital 
für Kauf des Bodens oder Pacht ‚eine Verminderung des Kapitals, über das die 
Kleinbauern in ihrer Produktionssphäre selbst verfügen können... Sie unterwirft 


S. 43 — Falsch ist, nicht nur bei den Kleinbauern, sondern auch den kap. Großbauern aus 
diesem Grund einen objektiven Interessengegensatz zum Kapital gemeinsam mit der 
Arbeiterklasse zu sehen, wie das Scheringer/Sprenger tun. dies. ..,, a.2.0., S. 79 und 159 

180  E. Rechtziegler, Westdt. Landw..., a.2.0., S. 108 

181 _M. Baumgartner... ., a.2.0., S. 71 und 68 

182 So bei Scheringer/Sprenger .. ., a.2.0., S. 52 

183 „Die Grundrente, die beim Pachtsystem dem Grundeigentümer zufließt, fällt beim 
Hypothekarsystem dem Hypothekengläubiger anheim...“, so daß letzterem dieselbe 
ökonomische Rolle zukommt, die im Pachtsystem der Grundbesitzer spielt. Karl 
Kautsky, a.2.0., S. 86 f 

184  Rechtziegler stellt klar heraus, daß die Pacht „Eigentum und Verfügung über Grund und 
Boden‘ voneinander trennt, aber eben nur eine erste Stufe der Expropriation darstellt. 
ders., Westdt. Landw..., a.a.0., S.46 — Zur zunehmenden Bedeutung der Pacht siehe 
G. Weinschenk/K. Meinhold, Landwirtschaft im nächsten Jahrzehnt. Stuttgart 1969, 
S.67: „Selbst bei vorsichtigen Schätzungen kann man davon ausgehen, daß bis 1980 
mindestens die Hälfte der landwirtsehaftlichen Nutzfläche über Pacht bewirtschaftet 
wird.‘ 

185 MEW 25, S. 819 

186 Zur Ableitung des Bodenpreises als ‚irrationeller Ausdruck, hinter dem sich ein reelles 
ökonomisches Verhältnis versteckt“, siehe MEW 25, S. 627ff. 
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den Kleinbauer dem Wucher... .““ (187) Er gerät an die Grenze seiner Reproduk- 
tionsfähigkeit, doch die Form der Exploitation unterscheidet ihn nach wie vor vom 
Lohnarbeiter (188). 


Die Nicht-Zugehörigkeit der selbständigen Bauern als einfache Warenprodu- 
zenten zu den drei Klassen der kapitalistischen Gesellschaft, die sich aus der 
Dieselbigkeit der Revenuen und ihrer Quellen herleiten (189), fordert, den mittel- 
baren Bezug auf die scheinbaren Quellen des Reichtums als Bestimmung ihrer Inter- 
esseninhalte aufzuzeigen. Als Produktionsagenten einer von der kapitalistischen 
Warenproduktion notwendig überlebten und — der Tendenz nach — liquidierten 
Produktionsweise nehmen die einfachen Warenproduzenten in der entwickelten 
kapitalistischen Gesellschaft teil an der Oberflächenvorstellung der in dieser 
Produktionsweise befangenen Agenten, daß die von den jeweiligen 
Produktionsfaktoren (Boden, Arbeit, Kapital), also den drei Revenuequellen, 
erbrachte Leistung eine funktionsgerechte Beteiligung am Ertrag der Produktion zur 
Folge haben müsse. In der einfachen Warenproduktion, in der die Trennung des 
lebendigen Arbeitsvermögens von den gegenständlichen Produktionselementen — als 
„geschichtlich-soziale Bestimmtheit‘ (190) der kapitalistischen Produktionsweise — 
objektiv noch nicht erfolgt ist, bildet der Arbeitsprozeß noch die naturwüchsige 
Einheit von Arbeiter und Arbeitsbedingungen. Er unterliegt als Produktion von 
Waren aber der Mystifikation der sozialen Verhältnisse der isolierten Produzenten 
als sachliche, wie sie im Doppelcharakter der Ware begründet ist. Reklamiert also 
der selbständige Bauer eine angemessene „Entlohnung“ der von ihm eingesetzten 
Produktionsfaktoren Ärbeit, Boden und Kapital (191), bezieht er sich subjektiv auf 
die verdinglichte Form der Distributionsverhältnisse, die in der trinitarischen 
Formel Kapital — Profit (Zins), Boden — Grundrente, Arbeit — Arbeitslohn er- 
scheint und ihren vom kapitalistischen Produktionsprozeß bestimmten sozialen 
Charakter zu einem naturgemäßen, sachlich gegründeten macht. Objektiv nicht in 
den kapitalistischen Produktionsprozeß involviert, vertritt er Interessen als Besitzer 
dreier Revenuequellen, kann er sich doch in seiner Singularität dem realen Schein 
nicht entziehen, den das Kapital als herrschendes Verhältnis an der Oberfläche der 
Gesellschaft produziert. 

Es würde den Rahmen dieses Aufsatzes sprengen, die heterogenen Produk- 


187 MEW 25, S. 818 

188 Vgl. Max Kemper, a.a.0.,S. 37 

189 MEW 25,5. 893 

190  MEW 25, S. 838 

191 Für das gewöhnliche Bewußtsein des Bauern dürfte der Teil seines Einkommens, der dem 
Lohn entspricht, und der Teil, der zur Reproduktion seines Betriebes zur Verfügung 
steht, eine untrennbare Einheit darstellen. Vgl. dazu M. Baumgartner, a.a.O., S. 71. — 
Die bürgerliche Agrarökonomie als wissenschaftlicher Repräsentant der Produktions- 
agenten (zumeist nicht der agrarischen) spricht hingegen explizit von der ‚„Wert- 
schöpfung des gesamten Faktoreinsatzes in der Landwirtschaft‘, den ‚in der Landwirt- 
schaft eingesetzten Produktionsfaktoren Arbeit, Boden und Kapital“. Günther Schmitt, 
Die Landwirtschaft in der volkswirtschaftlichen Entwicklung... ., a.2.0.,$.9 f 
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tionsweisen in ihrer ganzen Vielfalt auf die Heraussetzung des Verhältnisses von 
Lohnarbeit und Kapital zu untersuchen, wie es auch vor allem bei den — dieses 
Verhältnis in komplizierter Weise kaschierenden — Formen horizontaler Koopera- 
tion (192) angezeigt wäre, doch sei abschließend auch auf Tendenzen partieller 
Restauration hingewiesen, da „vermutlich noch sehr lange Sektoren mit einfacher 
Warenproduktion überleben, deren Übernahme sich für das Kapital nicht lohnt“ 
(193). 


3. Probleme der Durchsetzung bäuerlicher Interessen in einer kapitalistischen 
Gesellschaft (194) 


Der bürgerliche Staat, unabhängig von seiner formalen verfassungsrechtlichen 

Organisation, hat für den Sektor agrarischer Produktion — soweit er bestimmt ist 

durch die Verhältnisse nicht-kapitalistischer Warenproduktion — eine doppelte 

Funktion: 

a) seine allgemeine Funktion der Zusammenfassung der bürgerlichen Gesellschaft in 
einer von ihr abgehobenen Form 

b) eine besondere Funktion als direkter Adressat ökonomischer Forderungen der 
bäuerlichen Warenproduzenten. 

Daraus resultiert eine verschärfte Fixierung der bäuerlichen Warenproduzenten auf 

den Staat als scheinbar neutrale Verteilungs- und Vermittlungsinstanz zwischen den 

gesellschaftlichen Gruppen, der für den Bauern im Sinne des Ständestaates eher 

„paternalistisch mystifiziert“ (195) ist, und auf Seiten des Staates eine gewisse 

Hypertrophie der Tätigkeiten, die sich auf den Agrarsektor beziehen. Beides ist 


192 Als Beispiel seien die sog. Maschinenringe genannt, die in einigen Fällen auch in der 
Form eines haupt- oder nebenberuflichen Lohnunternehmens geführt werden, das im 
Auftrag maschinelle Feldarbeiten ausführt. Siehe dazu: Günter Hoell, Zur Rolle der 
überbetrieblichen Maschinenhaltung in der westdeutschen Landwirtschaft. In: Wissen- 
schaftliche Zeitschrift der Hochschule für Ökonomik, Heft 1, Berlin 1969, S. 82. 

193 U. Baumgärtner, Anmerkungen ..., 2.2.0., S. 166 

194 Die folgenden Ausführungen über die Artikulation von Interessen in der bürgerlichen 
Gesellschaft orientieren sich an einem Verständnis des ‚Verhältnisses von Staat und bür- 
gerlicher Gesellschaft‘, wie es von v.Flatow/Huisken, Zum Problem der Ableitung des 
bürgerlichen Staates, in: Probleme des Klassenkampfs Nr. 7, S. 83ff, entwickelt wird und 
an dieser Stelle nicht näher dargestellt werden soll. Diese theoretischen Überlegungen 
entwickeln die logische Möglichkeit und Notwendigkeit der Institution des bürgerlichen 
Staates von der Oberfläche der Gesellschaft her, die begrifflich bereits alle Mystifizierun- 
gen der Eigentums- und Aneignungsverhältnisse enthält, und leiten „Freiheit, Gleichheit 
und Unabhängigkeit“ nicht aus den Verhältnissen der einfachen Zirkulation im 
Tauschakt her (so Projekt Klassenanalyse, Zur Taktik der Proletarischen Partei. Berlin 
1972 und andere), sondern aus der vermeintlichen Gleichrangigkeit der Revenuequellen- 
besitzer. 

195 U. Baumgärtner, Anmerkungen ..., a.a.0., S. 175 (Hervorhebung von mir) 
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Ausdruck der problematischen Verflechtung nicht-kapitalistischer Produktions- 
weisen in eine hochentwickelte kapitalistische Gesellschaft, die sich auf der Ebene 
der staatlichen Interessenverwaltung reproduziert. Die Erfolgsaussichten agrarpoliti- 
schen „‚Krisenmanagements‘“ durch den Staat im allgemeinen und die Möglichkeit 
der Regulierung im Sinne der spezifischen Interessen der Agrarproduzenten im 
besonderen sind nicht zu beurteilen aus einem begriffslosen Konspekt der äußerst 
heterogenen Ansammlung von Regulierungs- und Interventionsinstrumentarien und 
ihrer oft widersprüchlichen und willkürlichen Anwendung in den konkreten politi- 
schen Auseinandersetzungen, vielmehr setzt die Formbestimmtheit des Staates 
durch die bürgerliche Produktionsweise bereits die Bedingungen, unter denen der 
Staat — wenn auch in der Realität modifiziert und gebrochen — tätig werden kann. 


Wie der Begriff der Oberfläche der bürgerlichen Gesellschaft logische Voraus- 
setzungen der Genese des Staates ist, ist die Öffentlichkeit als Sphäre der Interessen- 
artikulation der Privateigentümer historisch-Konkrete Voraussetzung, den Staat als 
Garanten der Reproduktion des Gesamtkapitals „in Kenntnis zu setzen‘ über 
Kapitalverwertungsschwierigkeiten, d.h. über die Gefahr von Krisen (196). In der 
Partikularität der Interessen ist zugleich eine beschränkte Autonomie des Staates in 
der Mittelwahl sowie die Begünstigung einer Gruppe und eine notwendige Inkonsi- 
stenz der Maßnahmen angelegt, da das sogenannte Kapitalverwertungsinteresse die 
Realabstraktion eines in sich widersprüchlichen Konglomerats von Einzelinteressen 
ist (197). Ist nun die allgemeinste Funktion des bürgerlichen Staates die, die 
Reproduktion des Kapitals, das seinem Bewegungsgesetz zufolge permanentes Un- 
gleichgewicht hervortreibt, zu sichern und damit eo ipso die Reproduktion des 
Klassenverhältnisses, muß er gleichermaßen die Einbeziehung aller Privateigentümer 
von Revenuequellen in die Konkurrenz garantieren. 

Die bürgerliche Theorie der ‚„intermediären Gruppen“ bezeichnet die 
Verbandspolitik als „Fortsetzung des Konkurrenzkampfes mit andern Mitteln“ 
(198): „Schließen sich die Wirtschaftssubjekte zu Verbänden zusammen, so liegt 
nämlich eine Form der Marktwirtschaft vor, in welcher die reine Konkurrenz nicht 
mehr voll verwirklicht ist“ (199). Dies ist soweit richtig, als soziale Disparitäten die 
automatische Harmonie des freien Spiels der Kräfte, wie sie auch das neoliberale 
Konkurrenzmodell (Eucken) noch postuliert, in Frage stellen und seit Mitte des 
19. Jahrhunderts zu Verbandsgründungen der benachteiligten Wirtschaftsgruppen 


196 Die logische Differenz zwischen Bewußtsein der bürgerlichen Subjekte und ökono- 
mischen Gesetzmäßigkeiten macht die Analyse der politischen Durchsetzungsformen 
zwingend notwendig, um nicht jede Aktion des Staates für einen adäquaten Ausdruck 
objektiver Anforderungen des Kapitalverwertungsprozesses zu halten. 

197 M. Wirth, Zur Kritik..., a.a.O., S. 38. Da auch die Richtung der Gesamtreproduktion 
unbekannt sei, könnten die staatlichen Maßnahmen immer nur reaktiv, im trial-und- 
error-Verfahren erfolgen. \ 

198 Günter Petzold, Der Wettbewerb der Verbände um die Mitwirkung an der Wirtschafts- 
politik. Diss. Köln 1963, S. 201 

199  ibid., S. 6. Dort auch Zitat aus: Josua Werner, Die Wirtschaftsverbände in der Marktwirt- 
schaft. Zürich/St. Gallen 1957, S. 8 : 
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führte (zunächst Arbeiter-, Bauern- und Handwerksvereine) (200). Der Zusammen- 
schluß von Produktionsagenten zu Interessengruppen hebt jedoch die faktische 
Konkurrenz nicht auf, — wie dies bei Trusts, Monopolen etc. der Fall ist —, noch 
zielt er geradewegs auf die Mobilisierung staatlicher Regulierungsmaßnahmen ab, 
vielmehr können diese Zusammenschlüsse gleichermaßen den Charakter von Selbst- 
hilfeeinrichtungen und Koordinationsinstanzen tragen (201), denn die Sphäre der 
Öffentlichkeit (bzw. „Staatlichkeit“ (202)) an der Oberfläche der bürgerlichen 
Gesellschaft ist nur logische Voraussetzung für die Ausbildung der Form des 
Staates, und weder ist dieser unabdingbare Folge noch identisch mit ihr. 

Die Analyse der unmittelbar agrarischen Interessen und derer, die sich auf den 
Agrarsektor beziehen, muß sich beschränken auf eine Skizze der beteiligten Inter- 
essengruppen, ohne im Einzelnen auf die durch die Kapitalverwertung (bei den 
Bauern: „Kapitalverwertung‘“) geforderte Konditionierung der jeweiligen Revenue- 
quellen und ihre gegenseitige Verletzung eingehen zu können. Wie oben ausgeführt, 
bezieht sich das Interesse der agrarischen Produzenten — soweit sie einfache Waren- 
produzenten sind — sowohl auf die Revenuequelle „Kapital“ in Form von Boden, 
Produktionsmitteln und Gebäuden als auch auf ihre Arbeitskraft und die der mit- 
helfenden Familienangehörigen als Revenuequelle. Ihre Reproduktionsmöglichkeit 
ist vorrangig gebunden an die Erhaltung der beiden Revenuequellen und an eine 
ausreichende Höhe der Revenue, die abhängen von einem entsprechenden 
Marktpreis agrarischer Produkte. Ein Mittel a) den Kostpreis der Ware zu senken 
und b) eine ruinöse Konkurrenz untereinander partiell auszuschalten, ist der 
Zusammenschluß der vereinzelten Agrarproduzenten zu Genossenschaften, Er- 
zeugerringen etc. und darüberhinaus zu Interessengruppen einer Sphäre (Winzer, 
Zuckerrüben-, Getreideproduzenten) und des ganzen Agrarsektors, wenn die 
Schaffung der Konkurrenzvoraussetzungen (Flurbereinigung, Steuerregelung etc.) 
die Möglichkeit der Selbsthilfeeinrichtungen überschreitet und Maßnahmen des 
Staates erfordert. Staatliche Interventionen zur Optimierung der „Marktstruktur“ 
(204) sind jedoch grundsätzlich nicht in der Lage, aufgrund der Verbesserung der 
Marktposition der Landwirte die Preisbildung agrarischer Produkte dem Wirken des 


200 Wolfgang Hugo, Die Vertretung landwirtschaftlicher Berufsinteressen und ihre Beziehun- 
gen zu den gestaltenden Kräften der Wirtschaftspolitik. Diss. Freiburg 1962, S. If 

201 Vgl. E. Mandel, Der Spätkapitalismus..., a.a.O., S. 437 „Der Staat ist in steigendem 
Maße Hauptinstrument dieser Kontrolle, obwohl die Rolle anderer Instrumente (Unter- 
nehmerverbände, Lobbies, Agenturen der Großkonzerne, Konsumlenkungsunternehmen 
u.s.w.) nicht unterschätzt werden darf“, 

202 V. Flatow/Huisken unterscheiden zwischen der Sphäre der Staatlichkeit und dem Staat 
selbst, der eine besondere ‚Form ist, in der man sich mit diesen Interessen beschäftigt“. 
a.2.0.,S. 122 

204 Seit Bildung der Großen Koalition liegt der Schwerpunkt der Agrarpolitik, wie auch die 
Ausgabepositionen des Etats des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (BMFELF) zeigen, auf der Verbesserung der Marktstruktur. Siehe: BMFELF 
(Hg.), Arbeitsprogramm für die Agrarpolitik der Bundesregierung (Agrarprogramm). 
Hiltrup 1968 
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Wertgesetzes zu entziehen (205). Daraus resultiert die Notwendigkeit, den normalen 
Werttransfer infolge des Produktivitätsgefälles von Industrie und Landwirtschaft 
durch Adminstration der Preise und Subventionierung auszugleichen. Denn der 
Staat kann seiner durch die kapitalistische Produktionsweise bestimmten Form 
nach nur als „nachträglich wirkende Umverteilungsinstanz tätig‘‘ werden, wie ein 
bürgerlicher Finanztheoretiker die Priorität der finanzwirtschaftlichen Instrumente 
begründet (206), da die Reproduktion des Kapitals immer schon gesichert, und nur 
der zugesetzte Neuwert, im Preisausdruck das Nettosozialprodukt, Objekt der 
Distributionskonkurrenz und der Umverteilungsmöglichkeit durch den Staat ist. 

Das Interesse an verbesserten Konkurrenzvoraussetzungen teilen auch die 
agrarischen Lohnarbeitskräfte, insofern ein bober Marktpreis die Möglichkeit der 
Vergrößerung ihres Einkommensanteils bietet (vorausgesetzt, daß die- Reduktion 
des Kostpreises nicht auf Senkung des Lohnes beruht) und u.U. Bedingung ihrer 
Weiterbeschäftigung sein kann. Die faktische Erhöhung des Lohnes kann allerdings 
erst Resultat der Distributionskonkurrenz mit den Kapital- und Grundeigentümern 
sein. Die Überlagerung der „Lohnkämpfe“ im Agrarsektor durch die Probleme der 
strukturellen Disparität gegenüber anderen Sektoren zeitigt eine eigenartige Inter- 
essen-Harmonie zwischen Kapitalisten und Lohnarbeitern. Ganz im Sinne der Agrar- 
kapitalisten fordert der Vorsitzende der Gewerkschaft Gartenbau-, Land- und Forst- 
wirtschaft, A. Pfeiffer: Keine Politik des Preisdrucks, die schwache Betriebe zur 
Mehrproduktion zwingt, denn „das bringt andererseits die Betriebe mit Lohn- 
arbeitskräften oder solche, die mit Lohnunternehmen arbeiten, bei steigenden 
Betriebsmittelkosten in zunehmende Schwierigkeiten .... Es besteht die Gefahr, daß 
gerade sie so in die Preis-Kosten-Schere geraten, daß sie zur Aufgabe gezwungen 
werden“ (207). 

Die Interessen der unmittelbaren Agrarproduzenten — von ihrer Konkurrenz 
innerhalb und zwischen den Agrarbranchen muß hier abgesehen werden — tangieren 
das Interesse an möglichst hoher Revenue, speziell an niedrigem Kostpreis des 
agrarischen Rohprodukts, „der Wirtschaftskreise, die in den Vermarktungsweg der 
Agrarprodukte eingeschaltet sind“ (208): gewerbliche Absatzgenossenschaften, 
Agrareinzel- und -großhandel und Ernährungsindustrie. Deren Verbände werden 
beim Staat, insbesondere den EWG-Marktordnungsbehörden zur Durchsetzung ihrer 
Interessen vorstellig; sie treffen auch mit den Interessengruppen der Erzeuger 
Absprachen (209). Während den der Landwirtschaft vorgelagerten Industriesekto- 


205 Dies wäre nur möglich, wenn Verbesserung der Marktstruktur gleichbedeutend wäre mit 
Reduktion der Angebotsmenge, oder eine Kartellaufsicht Monopolprofite verhinderte. 
Siehe Punkt 2.3.1. 

206 K.-H. .Hansmeyer, Finanzpolitische...., a.a.O., S. 223 

207 Alois Pfeiffer, Einkommensentwicklung in der Landwirtschaft. In: Zur Sache..., a.a.O. 
S.54 

208 A. Leitolf, a.a.0.,S. 38 ff 

209 A. Leitolf nennt ein interessantes Beispiel für ein Interessenclearing der Verbände in der 
Sphäre der Staatlichkeit, bzw. Öffentlichkeit, bevor ein gemeinsames Interesse dem Staat 
zur Verwaltung angetragen wird. Es handelt sich um die Koalition des DBV mit dem 
Industrieverband ‚Wirtschaftliche Vereinigung Zucker“ (WVZ) und ihrer europäischen 
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ren an hoher Revenue der Landwirte, d.h. erweiterten Reproduktion gelegen ist, 
zielt das Interesse des Gesamtkapitals (artikuliert durch den Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI) und den Deutschen Industrie- und Handelstag (DIHT) 
auf einen niedrigen Marktpreis, als der Preis für Ernährungsgüter in die Reproduk- 
tionskosten der Ware Arbeitskraft eingehen. Das gleiche Interesse teilen die 
Verbraucher. Die vielbeklagte Schwierigkeit, diese zu organisieren (210), ist nur 
mittelbar organisations-soziologisch zu begründen, denn — und diese Schwierigkeit 
ist zugleich ein empirischer Hinweis — das „Interesse“ der Verbraucher entspricht 
nicht seinem Begriff (wie er oben entwickelt wurde), da die Kategorie des Interesses 
der subjektive Ausdruck objektiver Anforderungen an Sicherung und optimale 
Nutzung der eigenen Revenuequelle ist, die sich aus ihrem Fungieren im kapitalisti- 
schen Produktionsprozeß ergeben. Das Konsumenteninteresse an niedrigem Preis ist 
allen Revenuequellenbesitzern gemeinsam. 

Während diese Interessen — durch die Forderung nach Reduktion des Markt- 
preises — die Erhaltung der bäuerlichen Revenuequellen mittelbar bedrohen, zielt 
das des exportorientierten Industrie- und Handelskapitals direkt auf Verminderung 
der inländischen Agrarerzeugung, d.h. auf „den Absatz ihrer industriellen Produkte 
in Wechselwirkung zur Zulassung von Agrarimporten“ (211). Der langjährige 
Präsident des BDI konstatiert lapidar: „Die Industrie muß exportieren. Denn es ist 
nun einmal eine schlichte wirtschaftliche Tatsache, daß das Ausland von der deut- 
schen Industrie doppelt soviel kauft wie die Landwirtschaft“ (212/213). 

Aus der Formbestimmtheit des Staates als integraler Bestandteil des Gesamt- 
systems der Reproduktion der kapitalistischen Gesellschaft erhellt die Unmöglich- 
keit, Sektoren nicht-kapitalistischer Warenproduktion in bestehendem Umfang zu 
erhalten, solange ihre Beschränktheit ein Hindernis für die Gesamtkapitalverwertung 
ist (z.B. teure Nahrungsgüter, Subventionen ä fonds perdu, aufwendige Erfassung 
der zersplitterten Angebotsmengen) (214). Kann aber der bürgerliche Staat die 


Dachverbände zur Einflußnahme auf die EWG-Marktorganisation für Zucker, 1964: 
„Dieses Ergebnis kann somit... als Erfolg des interessenpolitischen Zusammenwirkens 
und Einwirkens der Agrarmarktinteressen auf die Regierungen, auf Kommission und Rat 
auf nationaler deutscher (DBV, WVZ) und europäischer Ebene... angesehen werden“. 
a.a.0., S. 159 — 169 

210 Vgl. als Bsp.: Deutsche Landjugend-Akademie (DLA) (Hg.) Willensbildung in der Agrar- 
politik Fredeburg 1972, S. 63 f und Otto Blume, Auch die Verbraucher reden mit. In: 
Das Parlament, 23. Jg., Nr. 34 vom 25,8.73, S. 11. Dachverband der dt. Verbraucher- 
organisationen ist die „Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher‘ (AGV), Bonn. 

211 A. Leitolf, a.a.O., S. 43 

212 Fritz Berg, Landwirtschaft und Industrie im weltwirtschaftlichen Kraftfeld. In: Fest- 
schrift für A. Hermes, a.a.O., S. 39 

213 Hermann Höcherl zum Ergebnis dieser Interessenkonkurrenz, 1968: ‚‚Mit Rücksicht auf 
die landwirtschaftlichen Überschußländer der EWG und den deutschen gewerblichen 
Export wurde der gemeinsame Agrarmarkt beschleunigt verwirklicht... Aus allen diesen 
Gründen blicken die deutschen Landwirte mit Recht besorgt in die Zukunft“, In: 
BMFELEF (Hg.), Arbeitsprogramm ..., 2.2.0., S. 6 

214 Der Staat greift vor allem unterstützend ein, wo das Kapital selbst Formen zur Über- 
windung dieser Friktionen hervortreibt: z.B. Förderung der Vertikalen Integration, 
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Rolle des deus-ex-machina nicht spielen, d.h. auftretenden Schwierigkeiten immer 
nur reaktiv begegnen, lassen die agrarpolitischen Maßnahmen notwendig in ihrer 
„Buntheit die Konzeptionslosigkeit der Politik deutlich genug erkennen... Die 
Tatsache der hinausgeschobenen Zielentscheidung zeigt sich in überhöhten Staats- 
ausgaben“ (215). Autonomie des Staates in langfristiger Zielsetzung und Planung 
wäre systeminkongruent; so formuliert das BMFELF 1968 in verblüffender 
Klarheit: „Aufgabe einer rationalen Agrarpolitik kann es im wesentlichen nur sein, 
der Landwirtschaft diesen unausweichlichen Anpassungsprozeß zu erleichtern und 
die dabei auftretenden sozialen Härten zu mildern“ (216). Die Klage der 
DDR-Agrarökonomie, die staatsmonopolistische Agrarpolitik werde den ‚„objekti- 
ven Erfordernissen“ und den ‚Interessen der Bauern und der ganzen Volkswirt- 
schaft“ nicht gerecht (217) und könne „eine den objektiven Erfordernissen ent- 
sprechende Verteilung der gesellschaftlichen Arbeit nicht gewährleisten“ (218), 
stellt das Verhältnis von Staat und bürgerlicher Gesellschaft auf den Kopf, indem 
die von der kapitalistischen Produktionsweise geprägten Schranken und daraus 
resultierenden Anforderungen an die Beschaffenheit der Produktionsagentien zum 
„Entwicklungsstand der Produktivkräfte‘‘ (219) verallgemeinert wird, und das aus 
der Logik des Kapitals entspringende Wertgesetz vollends ignoriert wird, so daß der 
Eindruck entsteht, der Staat stülpe einer „ganzen Volkswirtschaft“ die allgemeinen 
Bewegungsgesetze des Kapitals kurzerhand über. 

Die Unfähigkeit des Staates, Interessen zu realisieren, die auf die Konsolidie- 
rung einer nicht-kapitalistischen Produktionsweise hinauslaufen, hat eine zweite 
Ursache: Während das Interesse des Lohnarbeiters an Erhaltung seiner Revenue- 
quelle und optimaler Höhe der Revenue integraler Bestandteil der Reproduktion 
des Gesamtkapitals ist, und staatliche Maßnahmen zugunsten der Arbeiterklasse nur 
Garantie der Aufrechterhaltung der kapitalistischen Produktionsweise sind, kommt 
der Erhaltung der Kombination von Produktionsmitteln, Boden und Arbeitskraft 
als Charakteristikum der bäuerlichen Produktionsweise diese Funktion nicht zu. 
Darin kommt auf einer anderen Ebene die Problematik der strukturellen Disparität 
von vorkapitalistischen Produktionsweisen und Kapitalistischer Gesellschaft zum 
Ausdruck, denn der Staat bezieht sich seiner Bestimmung nach auf die Oberfläche 
einer Gesellschaft, die sich konstituiert aus Privateigentümern je einer Revenue- 
quelle. Deren notwendig unterschiedliche Stofflichkeit ist gesetzt durch die Form 


Subventionen für die Industrialisierung ländlicher Regionen (=Erleichterung der Betriebs- 
aufgabe). 

215 Hansmeyer, Finanzpolitische ..., a.a.O., S. 225 

216 BMFELF (Hg.) Der Mansholt-Plan — Kritik und Alternativen. Hiltrup 1969, S. 40 

217 H.]J. Tauscher, a.a.O., S. 23 

218 E. Rechtziegler, Westdt. Landw..., a.2.0., S. 35 

219 Tauscher, a.a.O., S. 23. Die Zitate im Zusammenhang: „Es ist jedoch weder fähig noch 
daran interessiert, den Widerspruch zwischen dem Entwicklungsstand der Produktiv- 
kräfte und der bäuerlichen Agrarstruktur im Interesse der Bauern und der ganzen Volks- 
wirtschaft zu bewältigen‘. „Es“, das Subjekt, ist ohne begriffliche Unterscheidung 
abwechselnd das internationale Monopolkapital, die Monopolbourgeosie und das Mono- 
polkapital mit seinem Instrument der bauernfeindlichen Agrarpolitik. 
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der Arbeit als Lohnarbeit und der Produktionsmittel als Kapital im kapitalistischen 
Produktionsprozeß. Wie auch in Punkt 2.3. in anderm Zusammenhang erläutert, 
entsprechen die bäuerlichen einfachen Warenproduzenten diesem Begriff von Privat- 
eigentümer nicht, der Staat kann also logisch die Institution nicht sein, bei der die 
spezifischen „Interessen“ der einfachen Warenproduzenten — Erhaltung ihrer 
Produktionsweise — aufgehoben sein könnten (220). 

Die materielle Konstitution des bürgerlichen Staates in der BRD, die parla- 
mentarische Demokratie, bietet den bäuerlichen Warenproduzenten in der konkret- 
historischen Realität jedoch die Möglichkeit, in ihrer Eigenschaft als Staatsbürger 
Forderungen geltend zu machen: „Daß die Interessen der Landwirtschaft in der 
deutschen Politik dennoch in hohem Maße berücksichtigt werden, liegt... auch in 
der Tatsache begründet, daß das ‚Landvolk‘ für alle Parteien als Wählerpotential 
interessant ist“ (221). Doch die Drohung mit dem Stimmzettel (222) steht zurück 
hinter der größeren Effektivität der Verbindung mit bedeutenden Interessen- 
gruppen (223) und verliert sowohl mit der rapiden Abnahme der Agrarproduzenten 
als auch mit der Verlagerung agrarpolitischer Entscheidungen in die Verwaltungs- 
organe, insbesondere die parlamentarisch kaum sanktionierbaren EWG-Behörden 
(224), zunehmend an Bedeutung. Die Entschuldigung des Landwirtschaftsministers 
Höcherl 1968, die Möglichkeiten der deutschen Agrarpolitik seien entscheidend 
eingeschränkt durch die Übertragung der Finanzierung und Souveränitätsrechte in 
der Markt- und Preispolitik, in der Zukunft auch der Strukturpolitik, an die EWG 
(225/226), dürfte die Verschleierung eines durchaus adäquaten Mittels sein, parla- 


220 Es ist daher polit-Skonomische Ignoranz oder Augenwischerei, von der Bundesregierung 
zu fordern: „Das bäuerliche Eigentum muß erhalten, gefestigt und gegen den Zugriff des 
Großkapitals verteidigt werden“. Demokratisches Bauernprogramm der DKP.a.a.0., 
S. 10. Daß selbst in Übergangsgeselischaften das individuelle Kleineigentum der Bauern 
zu erhalten unmöglich ist, wird tunlichst verschwiegen. 

221 Jörg Foshag, Die Grüne Front: Ein Machtfaktor mit dem man rechnen muß. In: Das 
Parlament, a.a.O., S. 3 

222 Gerd Kelbling weist in seiner Diss. „Die Zielsetzung der Agrarpolitik in der Bundes- 
republik Deutschland‘. Freiburg 1968, nach, daß die erhebliche Förderung der Land- 
wirtschaft von der „Intention beeinflußt war, die 1953 anstehende Bundestagswahl mit 
Hilfe der damals noch relativ großen landwirtschaftlichen Bevölkerung zu gewinnen“. 
S. 24 — 28. 

223 Was für die Parteien in den 50er Jahren Wählerpotential, war für das industrielle Kapital 
ein breites Reservoir an Binnennachfrage, das mit staatlichen Subventionsgeldern ver- 
stärkt werden konnte. Vgl. auch Anm. 209 zu Interessenkoalitionen. 

224 A.Leitolf, a.a.0., S.86: „Denn bei der wirtschaftlichen Integration der EWG, weiche 
bürokratisch geschaffen und juristisch geregelt wird, handelt es sich bereits um einen 
gegenwärtigen politischen Entscheidungsvorgang, nur eben um einen gegenwärtig 
politisch-parlamentarisch unzureichend legitimierten und kontrollierten. In einer 
politischen Situation, die den Exekutiven einen weitgehend verantwortungsfreien 
Funktionszuwachs gibt, werden die Verbände zu ihren politischen Gegenspielern“. 

225 BMFELF (Hg.), Arbeitsprogramm ..., a.2.0., S. 7 

226 Hans von der Groeben erörtert in dem Aufsatz „Über das Verhältnis des Rechts der 
Gemeinschaft zum Recht der Mitgliedsstaaten‘ Folgen und Bedeutung des Art. 24 GG, 
der bedeutet, ‚daß die BRD in dem übertragenen Bereich ihre Hoheitsrechte zugunsten 
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mentarisch kontrollierten Instanzen die Verwaltung solcher Interessen zu entziehen, 
deren Durchsetzung für die Gesamtreproduktion notwendig, auf demokratischem 
Wege jedoch nicht möglich wäre. In solchen Fällen wird die politische Form des 
bürgerlichen Staates, die „das Egalitätsprinzip am reinsten in sich aufnimmt“ (227), 
die Demokratie, zur Schranke der ungehinderten Verwertung des Kapitals. Der 
Problematik der partiellen Identität von Staat und Parteien, die gleichermaßen 
Appellationsinstanzen der Verbände sind, kann an dieser Stelle nicht nachgegangen 
werden. 


4. Grundzüge der Interessenartikulation durch den Deutschen Bauernverband 


(DBV) (228) 
4.1 Neuorientierung der Agrarpolitik Ende der 60er Jahre 


Die Konzentration der Analyse auf den Zeitabschnitt von 1969 bis 1973, der mit 
der Wahl einer SPD/FDP-Koalitionsregierung im November 1969 und der Ablösung 
des DBV-Präsidenten Rehwinkel durch den Heeremann im Dezember 1969 zwar 
keine Wende, aber doch eine „Modifikation“ der bisherigen nationalen Agrarpolitik 
in Aussicht stellte, liegt ein zweifaches Interesse zugrunde: 

a) gilt es die Erfolgsbedingungen eines Interessenverbandes zu befragen, die bis 
dahin eine wesentliche Ursache in der speziellen Verflechtung großer Teile des 
Verbandes mit den Regierungsparteien zu haben schienen (229), und 

b) mußte — unabhängig vom politischen Führungswechsel — das offensichtliche 
Scheitern der auf totalen Agrarschutz zielenden Interessenpolitik des DBV infolge 
des ruinösen Wettbewerbsdrucks durch die Erweiterung des Agrarmarktes und 
Senkung des Preisniveaus zwangsläufig zu einer Abkehr vom Leitbild der „Erhal- 
tung eines gesunden Bauerntums“ (230) und der Strategie der „politischen Er- 


. der Gemeinschaft eingeschränkt hat“. In: ders., Europa-Plan und Wirklichkeit. Baden- 
Baden 1967, S. 128 — 135 (Zitat S. 130). 

. 227 V. Flatow/Huisken, a.a.0., S. 134 

228 Auf die Darstellung der historischen Entstehung und der Organisationsstruktur des DBV 
(Rekrutierung der Mitglieder, Wahlmodi, Finanzierung usw.) kann an dieser Stelle 
verzichtet werden, da die phänomenologische Beschreibung zum Verständnis der Analyse 
nicht unbedingt erforderlich ist. Allerdings ist die Untersuchung dieser Momente für die 
Analyse selbst unabdingbar. — Literatur zu Geschichte und Organisation des DBV s. 
Anm. 14 sowie Johannes Hummel, Zur Geschichte des Deutschen Bauernverbandes, in: 
Festschrift für A. Hermes, a.a.0., S.181 ff und die. jährlich erscheinenden internen 
„ Tätigkeitsberichte“ des DBV. 

229 Die einzigen DBV-Monographien wurden bereits 1967 abgeschlossen und stellen das 
Problem eines potentiellen Regierungswechsels als möglicherweise existenzielle 
Bedrohung des DBV heraus. Siehe Ackermann, S. 103 und Lutz, S. 203 

230 vgl. Rehwinkel, Gegenwartsfragen der deutschen Agrarpolitik, in: Festschrift für 
A. Hermes, a.a.O., S. 380 
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pressung“ (231) führen, die die Ära des „Poltergeistes Rehwinkel“ (232) gekenn- 
zeichnet hatten. 

So war der parteipolitische Neutralitätskurs von Heeremanns bereits vor- 
bereitet durch den zunehmenden Vertrauensverlust der Bauern in von der 
CDU/CSU dominierten Regierungen (233), die trotz gegenteiliger Zusicherungen 
den Agrarschutz zugunsten französischer Agrarexportinteressen nach und nach auf- 
gaben und als Große Koalition gegenüber den grundlegenden Strukturreformplänen 
(Mansholt-Pläne), die nicht mehr allein die Einkommen, sondern die Existenz der 
bäuerlichen Produktionsweise überhaupt bedrohten, zunächst eine passive Haltung 
annahm (234) (235). Die Demonstrationswelle 1967/68 richtete sich erstmalig 
massiv gegen die DBV-Führung (236) und zwang sie, die Liaison mit der CDU zu 
lockern. Der DBV reagierte mit „der Flucht nach vorn“ und kreidete der defensiv- 
passiven Agrarpolitik der CDU, die er selbst zuvor erzwungen hatte, an, daß ihre 
„Ansätze zu einer zukunftsorientierten Agrarpolitik ...nicht richtig waren“ 
(Heeremann 1971) (237). 


4.2. Grundzüge der Argumentation des DBV 


Im folgenden sollen nun die wesentlichen Grundzüge der in ihren Schwerpunkten 
neuen Agrarinteressenpolitik herausgearbeitet werden, die sich deutlich abhebt von 


231 Jörg Foshag, Die Grüne Front... ., 2.2.0. 

232 K.P. Krause, Heeremann auf sanfter Welle: In: FAZ vom 7.7.73. Die FAZ, der Position 
des BDI sicher nicht fern, zeugt nicht davon, daß der DBV unter der Ägide Heeremanns 
„seine engsten politischen Freunde im Unternehmerlager hat‘‘ (Poppinga, Bauern... ., 
a.a.0., S. 490); sie schreibt: „Zu registrieren ist nur, daß die landwirtschaftlichen 
Interessenvertreter mit Heeremann an der Spitze wendiger geworden sind, daß sie eine 
neue Tonart gefunden haben, die umgänglicher ist als zu Zeiten des Poltergeistes Reh- 
winkel, die teilweise sogar mit Raffinesse zu glänzen vermag“. 

233 Rehwinkel wich auf die Kürzung des Agraretats und Streichung der Verlustausgleichs- 

; zahlungen, die Erhard nach Senkung der Getreidepreise zugesichert hatte, auf die 
Favorisierung der NPD aus: „Wir sind enttäuscht über die Haltung der vorigen und 
heutigen Regierung. Die NPD hat mir vor einiger Zeit einen Besuch gemacht... Einge- 
führt von einer Anzahl meiner eigenen Herren“. Spiegel-Interview mit E, Rehwinkel. In: 
Der Spiegel Nr. 8 vom 13.2.1967, S. 27 

234 Vgl. A. Leitolf, S. 126 

235 Die Darstellung E. Rechtziegiers in Westdt. Landwirtschaft..., a.2.O., S. 37 f, der sog. 
Mansholt-Plan sei als agrarpolitisches Ziel der Monopolbourgeoisie das Kernstück der 
Agrarpolitik, ist schlicht falsch. Das BMFELF beurteilt den letzten der Manshoit-Pläne 
seit 1960 abschließend negativ: „Das BML vertritt den Standpunkt, daß die im 
Memorandum der Kommission zur Reform der Landwirtschaft enthaltenen Vorschläge 
in ihrer derzeitigen Einseitigkeit keine geeignete Grundlage für die zukünftige Gestaltung 
der Agrarpolitik in der Gemeinschaft bilden“. In: BMFELF (Hg.), Der Mansholt- 
Plan...,a.a.0.,S.9 

236 Vgl. wiss. Apparat bei Leitolf, S. 125 bezüglich der bäuerlichen Proteste gegen den DBV. 

237 Vgl. KONKRET-Interview mit C. Frh. von Heeremann. Wie radikal sind Deutschlands 
Bauern? KONKRET Nr. 9 vom 22.4.1971, S. 20 
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der der Rehwinkelschen Ära, die in ihrer öffentlichen Argumentation von stände- 
staatlichen Ordnungsvorstellungen — als „ideologischem Kitt“ nach Verbands- 
theoretiker Breitling (238) — geprägt war. Axiomatische Legitimation der agrar- 
politischen „Mitwirkung“ ist zunächst auch nicht das spezifische Gruppeninteresse, 
sondern der unverzichtbare Beitrag der Landwirtschaft zum Gemeinwobl: „Es muß 
eine psychologisch geschickte Informationspolitik vorgenommen werden. Dabei 
sollten die gemeinsamen Interessen von Landwirtschaft und Gesamtgesellschaft in 
dem Sinne betont werden, daß man die Nützlichkeit der Landwirtschaft für die 
gesamte Bevölkerung eines Landes Klar herausstellt“ (239). Als Argument dient die 
Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung, daher muß „die erste und wichtig- 
ste Aufgabe der Landwirtschaft auch künftig die Erzeugung von Nahrungsmitteln 
sein und bleiben. Den Abhängigen werden schnell die Preise diktiert‘‘ (240). 

Die landwirtschaftliche Produktion soll jedoch weder in ihrer jetzigen Ver- 
fassung noch um jeden Preis erhalten werden, vielmehr gelte es, die Agrarpolitik so 
auszurichten, daß rationell geführte Betriebe mit durchschnittlichen natürlichen 
Produktionsvoraussetzungen mit dem Einkommen der übrigen Berufsgruppen 
Schritt halten (betr. Revenuequelle Arbeitskraft), eine angemessene Verzinsung für 
das eingesetzte Kapital erzielen, eine Abschreibung zum Wiederbeschaffungswert 
erbringen (einfache Reproduktion des Betriebes) und das zur weiteren Anpassung 
notwendige Rigenkapital bilden können (betr. Revenuequelle „Kapital“) (241). Die 
langjährige Forderung nach paritätischen Einkommen (242), die die Landwirte — 
wie im Landwirtschaftsgesetz von 1955 vorgesehen — zum dauernden staatlichen 
Unterstützungsempfänger zu machen drohte (243), wurde abgelöst durch das Leit- 
bild des landwirtschaftlicben Unternehmers, der auf eine selbständige Unter- 
nehmensführung bedacht — sei es eines Voll-, Neben- oder Zuerwerbsbetriebes 
(244) — den „chancengleichen Wettbewerb“ innerhalb der sozialen Marktwirtschaft 
fordert (245): „Es geht um mehr als die augenblickliche Einkommenssituation; es 


238 Zitiert bei A. Leitolf, a.a.0., S. 38 

239 DLA (Hg), Willensbildung..., a.a.0., (1972), S.75f. („psychologisch geschickte 
Informationspolitik“ im Original hervorgehoben!) 

240 C. Dobler als Vertreter des DBV in der Öffentlichen Anhörung des Agrarausschusses des 
Bundestages. In: Zur Sache 2/71, a.a.O., S. 63 
Der niedersächsische Bauernverband nahm die Oelkrise 1973/74 prompt zum Anlaß, 
wieder mit Nachdruck die ernährungswirtschaftliche Autarkie zu fordern. Siehe: 
K.P. Krause, Erpressung auch bei Nahrungsmitteln? In: FAZ vom 30.11.73 

241 Vgl. Erklärung zur Agrarpolitik des DBV am 5.7.73. 
Veröffentlicht in: dbk 6/73, S. 198 

242 Mit der Forderung nach einem paritätischen Einkommen, berechnet aus der landwirt- 
schaftlichen Einnahmen-/ Aufwandsparität und dem Vergleichslohn, legte der DBV 1954 
(durch CDU und FDP) den Gesetzentwurf zum sogenannten „Landwirtschaftsgesetz‘ 
vor, das dann in Form der Grünen Pläne eine Gießkannensubventionierung zur Folge 
hatte, daher mit Recht als ‚‚Großbauerngesetz“ bezeichnet wird. 

243 Vgl. Karl-Heinz Hansmeyer, Finanzielle Staatshilfen für die Landwirtschaft. Tübingen 
1963.,S. 72. 

244 Leitsätze zur Agrarpolitik, verabschiedet vom Präsidium des DBV am 25.9.72,. Veröffent- 
licht in: dbk 17/18, 1972, Sonderdruck S. 1 

245 ibid. 
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geht darum, ob die selbständige Unternehmertätigkeit in entsprechenden agrar- 
politischen Entscheidungen auch langfristig ihre Anerkennung findet“ (246). Folge- 
richtig werden mit Vehemenz strukturpolitische Reformvorhaben, wie z.B. das eine 
gezielte Subventionierung vorsehende „Einzelbetriebliche Investitionsförderungs- 
programm“ (247), zurückgewiesen (248). Einerseits, weil es als Eingriff in die unter- 
nehmerische Freiheit betrachtet wird, und andererseits weil der gegenüber anderen 
Sektoren stärkere Anstieg der Arbeitsproduktivität beweise, daß die landwirtschaft- 
lichen Betriebe durchaus rationell arbeiten (249) (250). In die gleiche Richtung 
weist die Argumentation des DBV zum jüngsten Zentralthema agrarpolitischer 
Auseinandersetzung: direkte staatliche Einkommenszahlungen zum Ausgleich einer 
30%igen Agrarpreissenkung nach dem englischen Modell des deficieny payment. 
Neben einer betriebstechnischen Beweisführung, daß dadurch weder eine Angebots- 
drosselung noch Einsparung Öffentlicher Mittel erreicht werden (251), wird als 
zentrales Abwehrmittel der Verdacht ins Feld geführt, hier werde ‚versucht, Ideolo- 
gien gegen die leistungsfähigsten Betriebe und tüchtigsten Unternehmer durch- 
zusetzen“ (252). Der Staat habe sich vielmehr auf „Hilfe zur Selbsthilfe‘ zu be- 
schränken (253), d.h. Einfluß zu nehmen auf gesamtwirtschaftliche Entwicklungen, 
die sich der Einwirkung der Landwirte entziehen und deren Anstrengungen 
zunichte machen (254). Erfolgsindikator einer wettbewerbsorientierten Landwirt- 
schaft ist notwendig der Preis, den sie für ihre Produkte erzielt. Da aber die Agrar- 
preise nicht einmal „strukturgesunden“ Betrieben Kostendeckung ermöglichen, 
obliege es dem Staat, die notwendigen Konkurrenzvoraussetzungen zu schaffen, 
„um zu ähnlichen Preisbildungsprozessen zu kommen, wie sie im Handel, Handwerk 
und in der Industrie selbstverständlich sind‘ (255). 


246 dbk 3/73, S. 65, „Alarmierend: Agrarbericht 73“. 

247 Die Richtlinien der EG-Kommission vom 1.1.71 (novelliert am 1.1.73) für die 
„Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen in der Land- und Forstwirtschaft“ 
sehen eine Förderung entwicklungsfähiger, aber strukturgefährdeter Betriebe vor. 

248 Konkret-Interview mit von Heeremann, a.a.0.: Es ist richtig, ‚daß ich immer wieder von 
der Strukturveränderung gesprochen habe. Vorrangig notwendig ist jedoch eine kosten- 
orientierte Preispolitik, sonst haben die übrigen Dinge keinen Zweck“. 

249 Im Gutachten „Zur Reform der Agrarpolitik der EWG‘ des wiss. Beirats beim BMFELF 
wird die hohe Arbeitsproduktivität der Landwirtschaft ausdrücklich bestätigt. In: dbk 
9/73, S. 257 

250 Auch Lutz weist auf den „Kerngedanken der Argumentationskette‘“ des DBV hin: Die 
Misere der Landwirtschaft sei grundsätzlich unabhängig von der Agrarstruktur, vielmehr 
Folge der Sonderstellung agrarischer Produktion und eines falschen Wirtschaftssystems. 
P. Ch. Lutz, a.a.0., S. 96 f 

251 €.Frh. von Heeremann, Preispolitik und Agrarüberschüsse. In: Rheinischer Merkur 
Nr. 22 vom 1.6.73 

252 ders. in Leitartikel der dbk 8/73, S. 217 

253 Leitsätze, a.a.0.,S.1 

254 ibid.,S.2 

255 dbk 8/73, S. 217 


92 


4.3. Forderungen des DBV an die staatliche Agrarpolitik 


a) Inland 

Neben den ganz allgemeinen Interessen aller „Wirtschaftssubjekte“, die mit dem 
Begriff des magischen Vierecks der Wirtschaftspolitik anzudeuten sind, vertritt der 
DBV die für die Landwirtschaft spezifischen Interessen in allen Ressorts staatlicher 
Tätigkeit (Steuer-, Bildungs-, Sozialpolitik etc.), um den landwirtschaftlichen 
Betrieben und ihren Leitern eine mit anderen Wirtschaftsgruppen vergleichbare Aus- 
gangsposition zu schaffen. Dabei wird insbesondere das Allgemeininteresse an 
gesunden Umweltbedingungen, Besiedlung ländlicher Regionen usw. herausgestellt, 
das allgemeine Infrastrukturmaßnahmen erfordert, deren Ausführungskosten nicht 
aus den Agraretats abgezweigt werden sollen (256). 

Brennpunkt der agrarpolitischen Forderungen ist der Agrarmarkt, bzw. die 
Preisbildung agrarischer Produkte, da die Kostenseite zwar als Hauptfaktor der 
Einkommensdisparität, aber als relativ unbeeinflußbar gilt. Zur Erklärung der 
ungünstigen Preis-Kosten-Relation wird die sogenannte Lohn-Preis-Spirale heran- 
gezogen: Die Tarifforderungen der Arbeitnehmer setzen die Preisstabilität perma- 
nent aufs Spiel. Dazu Heeremann: „Jetzt müssen wir uns gegen jene Kräfte wehren, 
die uns die Preise zusammenpressen wollen, was zur totalen Verelendung der Land- 
wirtschaft führen würde“ (257). Zur ausgleichenden Verbesserung der Ertragslage 
sind Marktstrukturmaßnahmen auf der Preisseite erforderlich, um die Wettbewerbs- 
position der Agrarerzeuger zu stärken. Dazu gehört die finanzielle Förderung, bzw. 
steuerliche Nicht-Benachteiligung — wie bislang — der Erzeugergemeinschaften, 
denen über die Produktion hinaus auch eine selbständige Absatzorganisation zuge- 
billigt werden soll, da die genossenschaftlichen Organisationen „kaum zur 
Schaffung der Grundlagen für eine umfassende Straffung von Erzeugung und 
Angebot ausreichen, wie sie als Gegengewicht gegen die fortschreitende Konzentra- 
tion auf der Abnehmerseite notwendig erscheint“ (258). Der DBV kritisiert mit 
Nachdruck, daß die vom Marktstrukturgesetz vorgesehenen Möglichkeiten staat- 
licherseits nicht ausgeschöpft werden, und damit „Gebilden‘“ Vorschub geleistet 
wird, die „agrarpolitisch durchaus bedenklich erscheinen müssen“ (259). Gemeint 
sind Formen der Vertikalen Integration, die keineswegs geeignet seien, die Ein- 
kommenslage der Erzeuger zu verbessern, da die Ergebnisse der Kostenermittlungen 
„der Fachgruppe Gemüsebau im Bundesausschuß ...sehr deutlich die Diskrepanz 
zwischen Erzeugungskosten und Vertragspreisen im inländischen Vertragsanbau 
zeigen‘ (260) (261). Obwohl es hier um die Verbesserung der Konkurrenzvoraus- 


256 Leitsätze, a.a.O., S. 5 

257 Von Heeremann, Konzepte — Erwartungen — Realitäten dbk 1/73, S. 1 

258 DBV-Tätigkeitsbericht 1969/70, S. 19. Das gegenteilige Interesse der Ernährungsindu- 
strie bringt der Tätigkeitsbericht 1971/72 zum Ausdruck: ‚Hinzu kommt, daß die 
Marktpartner der Landwirte bisher Zurückhaltung beim Abschluß von langfristigen 
Verträgen mit Erzeugergemeinschaften geübt haben“. S. 20 i 

259 DBV-Tätigkeitsbericht 1960/61, S. 17 

260 DBV-Tätigkeitsbericht 1969/70, S. 29 
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setzungen gegenüber anderen Sektoren geht, die auch — unter Vermeidung direkter 
Bezugnahme auf die Konkurrenz zwischen den bäuerlichen Produzenten — im 
Vordergrund der DBV-Interessenpolitik steht, sei auf die Verteidigung der Inter- 
essen der bäuerlichen Produzenten innerhalb des Sektors agrarischer Produktion 
hingewiesen, deren Erlöse durch die Konkurrenz der gewerblichen, „nicht markt- 
konformen Großproduktion“ (262) bedroht sind: „Die tierische Veredelung ist den 
rationell wirtschaftenden landwirtschaftlichen Betrieben vorzubehalten‘“ (263) 
(betr. Eier, Geflügel und Schweinemast). 

Als Produzent von Rohstoffen ist die Landwirtschaft auf eine zweite Markt- 
dimension angewiesen: die Absatzmöglichkeiten der verarbeitenden Industrie. In 
diesem Zusammenhang müssen die Aktionen des DBV gesehen werden, mit Teilen 
der nachgelagerten Industrie Interessenkoalitionen zwecks staatlicher Förderung 
einzugehen. Ähnlich verhält es sich mit der Beteiligung des DBV an der CMA 
(Centrale Marketing Gesellschaft), um den Absatz verarbeiteter Agrarprodukte zu 
steigern (264). Daher die Einbeziehung der Ernährungsindustrie in den Forderungs- 
katalog: „Die industrielle Verwertung von Obst und Gemüse muß durch Schaffung 
und Erhaltung einer leistungsfähigen und wettbewerbsfähigen Konservenindustrie 
gesichert sein“ (265). 


b) Ausland 

Bei der Inner-Branchenkonkurrenz auf dem EWG-Agrarmarkt geht es dem DBV 
darum, Wettbewerbsverzerrungen auszugleichen, die als grundsätzlich „politisch“ 
bedingt (266) dargestellt werden, „denn die deutsche Landwirtschaft ist eine 
Spitzenlandwirtschaft‘‘ (267). Es handelt sich zum einen um divergierende, da in 
den Kompetenzbereich der nationalen Regierungen gehörige, steuerliche, sozial- 
politische und agrarstrukturelle Maßnahmen (268), weiterhin um unterschiedliche 
Preis- und Kostenentwicklungen in den einzelnen Mitgliedstaaten (269). Vor allem 


261 Vgl. auch Leitsätze a.a.O., S. 4: „„Zur Sicherung der Unabhängigkeit der Erzeuger ist ein 
Gesetz über die Vertragslandwirtschaft zu erlassen“. 

262 Erklärung zur Agrarpolitik. a.a.0., S. 199 

263 Leitsätze. a.a.0.,S.4 

264 Vgl. die Berichte über die Tätigkeit der CMA in nahezu jeder dbk. dbk 5/73, S. 147: 
„Die CMA-Marktforschung, etwas was dem Erzeuger von landwirtschaftlichen Produkten 
nicht ins Auge springt..., arbeitet im Verborgenen, um das gemeinsame Ziel zu er- 
reichen: die Sicherung und Förderung des Absatzes deutscher Produkte“. 

265 Leitsätze, a.a.0.,S.4 

266 Diese Version bestätigt der Wiss. Beirat beim BMFELF, a.a.O., S. 256, aus dessen Gut- 
achten die dbk zitiert: „In der EG blieben durch politische Maßnahmen hervorgerufene 
Wettbewerbsunterschiede zwischen den Landwirtschaften der Mitgliedsländer bestehen“. 
Er empfiehlt eine nationale Preisdifferenzierung. 

267 Heeremann in: Das Parlament, a.a.O. 

268 ders. in: Wirtschaftswoche Nr. 30 vom 23.7.71, S. 13: „Bei der Konzeption des EWG- 
Agrarmarktes wurde ...völlig übersehen, daß die Wirtschaftspolitiken der einzelnen 
EWG-Länder keineswegs deckungsgleich sind, sondern nach sehr unterschiedlichen innen- 
politischen Überlegungen gehandhabt werden“. 

269 Vgl. dbk 1/73, S. 19, „Die wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft in der EWG“ 
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aber verschlechtert sich die Einkommenssituation der westdeutschen Bauern durch 
mehrmalige Abwertungen von Franc und Dollar und Aufwertungen der DM, da die 
Gemeinsamen Preise an die Europäische Rechnungseinheit (RE) gebunden sind, die 
deutschen Agrarpreise also entsprechend dem deutschen Aufwertungssatz gesunken 
sind und die Agrarimporte verbilligt wurden. Folge ist der — auch langfristige — 
Verlust von Marktanteilen im Agrargeschäft mit dem kumulativen Effekt, daß 
mangels „Kapital“liquidität Wachstumsinvestitionen unterblieben, während es in 
den konkurrierenden Ländern zu erheblichen Kapazitätsausweitungen kam (270). 
Über die Ausgleichszahlungen bei Wechselkursänderungen hinaus (271) fordert der 
DBV in jüngster Zeit die in ihren integrationspolitischen Konsequenzen (272) 
äußerst brisante Renationalisierung des Agrarpreissystems: „Falls sich die Verwirk- 
lichung der umfassenden europäischen Integration weiter verzögert, müssen die 
Agrarpreise vom Ministerrat entsprechend der unterschiedlichen Preis- und Kosten- 
entwicklung in den Mitgliedstaaten vorübergehend nach nationalen Erfordernissen 
festgesetzt... werden“ (273). 


4.4. Strukturierung ‚agrarischer‘ Interessen durch den DBV 


Da die unmittelbaren Interessen der agrarischen Produzenten keineswegs einheitlich 
sind, vielmehr nach Betriebsgröße, Bodennutzungssystem, Unternehmensform, 
Klassenzugehörigkeit etc. variieren und zum Teil konträr sind, sind seitens des 
Verbandes Strategien gefordert, eine gewisse Interessen-Kompatibilität herzustellen, 
um a) die Solidarität der Mandanten und damit die Geschlossenheit des Verbandes 
als effektives politisches Druckmittel zu erhalten, und b) diese Interessen überhaupt 
als allgemeine zu formulieren, deren Berücksichtigung sich der Staat nicht entziehen 
kann. Die analytische Differenz zwischen den latenten Interessen der je einzelnen 
Produzenten und der öffentlichen Artikulation durch den Interessenverband führt 
logisch zur Frage nach der Authentizität der als allgemeine deklarierten Interessen. 
Der empirische Befund jedoch verlagert die Problemstellung, da die Situations- 
definition und die Forderungen des DBV von einer umfassenden Allgemeinheit 


270 Erklärung, a.a.O., S. 197. Dort werden folgende Vergleiche angestellt: 
a) Währungsvorteil seit 69 im Vergleich zur DM: 


Franc +36% Lire +33% 
b) Zunahme der Wertschöpfung 1963 — 1971: 

Fr +30% It +45% BRD +21% 
c) Nettoinvestitionen in Mill. RE: 

Fr 826 NL 446 BRD 197 


271 K.P. Krause in: FAZ vom 28.4.73 rechnet demgegenüber vor, daß der Grenzausgleich 
gegenüber den Wechselkursänderungen überhöht sei und fordert den Abbau der Sonder- 
behandlung der Landwirtschaft gegenüber andern Sektoren. 

272 vgl. die Drohung von Heeremanns, dbk 4/73, S. 89: „Die Preisvorschläge werden sich als 
Bumerang auswirken. Sie können sich eines Tages als Hebel zur Integrationsdemontage 
erweisen“. 

273 Leitsätze, a.a.O., S. 3 
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sind, dergestalt daß der Verdacht auf Bevorzugung bestimmter Interessengruppen 
innerhalb des Verbandes in der Form der öffentlichen Argumentation nur schwer 
Anhaltspunkte findet. Doch in der Konfrontation der DBV-Verlautbarungen mit 
der ermittelten ökonomischen Lage der bundesrepublikanischen Landwirtschaft 
lassen sich bestimmte Mechanismen zur Überwindung der Interesseninkonsistenzen 
herausschälen: 

a) Mit der Strategie der Maximalforderungen (274) gelingt dem DBV ein Über- 
spielen von Interessendivergenzen, deren Lösung zugunsten der einen oder anderen 
Sonderinteressen dann implizit dem Staat angetragen wird oder auch automatisch 
zu disproportionalen Wirkungen führt, so daß der DBV vom Vorwurf der Begünsti- 
gung unbetroffen bleibt. Klassischer Fall ist die Zentralforderung nach einer Hoch- 
preispolitik und nicht-zweckgebundenen Subventionen (z.B. „Milchpfennig‘“), denn 
„angehobene Preise und allgemeine Subventionen fließen den Betrieben nach ihrem 
Produktionsvolumen zu. Die Mittel kommen dadurch den größeren Betrieben mit 
hoher Produktion am meisten zugute, während die Betriebe mit schwachen 
Produktionsgrundlagen nur wenig davon profitieren... Die deutsche Hochpreis- 
politik ist seit Jahrzehnten eine Politik zugunsten der Wohlhabenden“ (275). 

b) Ziele wie ‚volle Teilhabe der Landwirtschaft an der Einkommens- und Wohl- 
standsentwicklung der Gesamtgesellschaft“ (276), „Sicherung und Mehrung breit 
gestreuten privaten Eigentums als Element zur Stärkung der persönlichen Freiheit“ 
(277) und „freie Entscheidung des Unternehmers“ (278) liegen in dieser Abstrakt- 
beit im Interesse aller Agrarproduzenten. Sie sichern, anknüpfend an die Bedeutung 
des oben erörterten Topos Freiheit, Gleichheit und Privatbesitz für die bürgerliche 
Gesellschaft, zugleich die obligate Anerkennung dieser Ziele durch die bürgerliche 
Öffentlichkeit. Der Gleichheitsgrundsatz wird jedoch’ vorrangig im Verhältnis zu 
anderen Sektoren und Einkommen herausgestellt, bezüglich der Landwirtschaft 
selbst wird er in einer rigiden Weise überstrapaziert — und damit in sein Gegenteil 
verkehrt: So wird hinter dem „starke(n) Herausstellen der innerlandwirtschaftlichen 
Disparität wie auch (dem) starke(n) Herausstellen der Gesamteinkommen“ eine 
„Ideologie“ vermutet, „die entweder das Kapital als etwas Suspektes ansieht, 
demzufolge dem Kapital keine besondere Entlohnung zugebilligt wird, oder die die 
Tüchtigkeit des Unternehmers nicht honorieren will‘ (279). Und: „Man darf nicht 


274 Vgl. K.-H. Hansmeyer, Finanzielle Staatshilfen .. .a.a.O., S. 65 

275 H.Priebe, a.a.0., S. 177 

276 Erklärung, a.2.0., S. 198 

277 Leitsätze, a.a.0.,S.1 

278 ibid. 

279 dbk 3/73, S.64. — Diese „Ideologien‘‘ fließen permanent aus einer schon mehrfach 
zitierten Quelle: Das jüngste Beispiel der Artikel von K.P. Krause, Die Bauern sind nicht 
benachteiligt. In: FAZ vom 16.2.74. Nach der einleitenden Vermutung, der DBV werde 
endlich auf Abschaffung der Agrarberichte drängen müssen: „Das ewige Gerede von der 
bäuerlichen ‚Einkommensdisparität‘, von den ständig benachteiligten Bauern entpuppt 
sich als ein Märchen‘. Mit der Kategorie des Durchschnittseinkommens gelang bisher 
„regelmäßig der äußerst fragwürdige Nachweis, die Bauern verdienten zuwenig und seien 
das Schlußlicht der wirtschaftlichen Entwicklung“. 
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einer unternehmerischen Landwirtschaft der innerlandwirtschaftlichen Disparität 
wegen Preiserhöhungen versagen oder dem eingesetzten Kapital die Möglichkeit der 
Rentabilität nehmen“ (280). Der Logik der Sache entsprechend perpetuiert eine 
dem Kapitaleinsatz entsprechende, in dieser Weise „gerechte“ Entlohnung die 
Einkommensunterschiede und vergrößert sie bei proportionaler Akkumulation. Den 
Vorwurf eigenmächtiger Bevorteilung bestimmter Gruppen braucht sich der DBV 
daher nicht anzuziehen (281). 

c) Nach dem aufgezwungenen Durchbruch ständestaatlichen Denkens in eine 
„gesellschaftspolitische‘“ Dimension, thematisiert im Motto des Deutschen Bauern- 
tages 73: „Die Zukunft mitbestimmen — in der Gesellschaftspolitik, in der Agrar- 
politik und in der Politik des ländlichen Raumes“ (282), ist der DBV in die Lage 
versetzt, die Legitimität seiner Interessenvertretung auch auf solche Mandanten 
auszudehnen, bzw. zu erhalten, die dem agrarischen Sektor nur teilweise angehören 
(Neben- und Zuerwerbslandwirte) oder die selbständige agrarische Produktion auf- 
zugeben gezwungen sind. Dabei macht er sich keiner Unterstützung des „Bauern- 
legens‘“ schuldig, wenn er z.B. Verbesserung der Gewährungsbedingungen für die 
Landabgaberente oder Überbrückungshilfen fordert (283), die zweifellos die 
Abwanderung, bzw. u.U. Proletarisierung beschleunigen. Vielmehr gewinnt er 
dadurch den Nimbus des allgemeinen „Sozialanwalts‘“, der nur Rekurs nimmt auf 
individuell existenzbedrohende, aber zwangsläufige Entwicklungstendenzen im 
„gesellschaftspolitischen Raum“, genannt Anpassungsdruck. Aufgrund seiner 
entschiedenen Bemühungen um die Förderung von Einkommenskombinationen 
(284) und aus der Landwirtschaft Ausscheidender, wird er aus der Verantwortung 
entlassen, seinen Mandanten die Weiterexistenz als Bauern zu garantieren. Eine 
„Politik für die Menschen im ländlichen Raum“ bietet zum zweiten die Möglichkeit, 
Sonderinteressen als solche zu verfechten, ohne daß diesen entsprechende Maß- 
nahmen auf den gesamten Agrarsektor angewandt werden, wie z.B. für „von der 
Natur benachteiligte Gebiete‘ die gefürchteten Einkommenszahlungen zugelassen 


280 dbk 4/73, S. 94 (Hervorh. von mir) 

281 Vgl. die bezeichnende Abwehr des DBV mit dem Hinweis auf die gesellschaftliche 
Gesamtsituation: „Dem Deutschen Bauernverband ist es aber bisher immer gelungen, 
Spaltungsversuche abzuweisen, die... mit dem Vorwurf zu operieren versuchten, es 
diene ihm der kleinere Betrieb lediglich als Vorspann für die Interessen der großbäuer- 
lichen und der Großbetriebe. Derartiges unterstellen, heißt wahrhaftig völlige Blindheit 
für die gesellschaftliche und politische Gesamtsituation bei ihm voraussetzen!‘ 
J. Hummel, a.a.0., S. 185 

282 dbk 7/73, S.200. — Vgl. Josef Ertl, Einbringungsrede des Agrarberichts 73: „Ziel- 
gruppen sind nicht mehr nur die Landwirte als Produzenten von Agrarprodukten und die 
Verbraucher als Konsumenten... . Die inzwischen vollzogene Fortentwicklung der Agrar- 
politik kommt in dem klaren Bekenntnis zum Ausdruck, daß sie in unserer Zeit Politik 
für die Menschen im ländlichen Raum sein muß‘. In: Bulletin des Presse- und Informa- 
tionsamtes vom 21.2.73, S.i 

283 Leitsätze a.2.0.,$.4u.5 

284 Diese sind erfahrungsgemäß der erste Schritt zur Betriebsaufgabe, wenn auch durch 
Zuerwerb eine Einkommensverbesserung erzielt wird. 

Zur Förderung von Einkommenskombinationen s. dbk 4/73, S. 94 
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werden. Doch „sie können lediglich eine Ergänzung in kleinen Bereichen und 
Gebieten der Landwirtschaft sein. Sie können nicht die Preispolitik ersetzen‘ (285). 


5. Vorläufige Einschätzung der DBV-Politik 


Die konservative Politik der Verteidigung eines „gesunden Bauernstand(es)‘ (286) 
gegen die „industriellen und kommerziellen Großunternehmen“ (287) mußte in 
einer Gesellschaft notwendig versagen, die als Totalität von den Bewegungsgesetzen 
der kapitalistischen Produktionsweise bestimmt ist. Diese „beruht auf verall- 
gemeinerter Warenproduktion, auf dem durch das Privateigentum .... geschaffenen 
Konkurrenzzwang zur ständigen Akkumulation des Kapitals und also der ständigen 
Erweiterung der Arbeitsproduktivität“ (288), und läßt daher eine Trennung von 
ökonomischem und irgendwie neutralem, noch verfügbarem „gesellschaftspoliti- 
schen“ Bereich nicht zu, in dem einer vorkapitalistischen Produktionsweise ein 
unbeschadetes Dasein gewährt werden könnte. In der Neuorientierung des 
Deutschen Bauernverbandes auf das Leitbild des landwirtschaftlicben Unternehmers 
vollzieht sich die unausweichliche Anpassung an diese Bewegungsgesetze und die 
Bezugnahme auf die entsprechende Konstitution der Subjekte, wie sie an der Ober- 
fläche der bürgerlichen Gesellschaft als Privateigentümer von Produktionsagentien, 
d.h. Revenuequellenbesitzer erscheinen. Als solche haben sie legitimen Anspruch 
auf Berücksichtigung ihrer Interessen, soweit sie der Logik, bzw. Rationalität der 
bürgerlichen Produktionsweise genügen. In der formelhaften Forderung nach Teil- 
nahme „an der Einkommens- und Wohlstandsentwicklung der Gesamtgesellschaft“ 
(289) erscheint die Bezugnahme des DBV auf die Revenuequellen Arbeit und 
Kapital der bäuerlichen Warenproduzenten, deren „Uneigentlichkeit‘ ich oben ent- 
wickelt habe, und die — als Spezifikum dieser Produktionsweise — nur in ihrer 
Kombination die materielle Existenz des bäuerlichen Warenproduzenten garantie- 
ren, auch wenn der Preis ihrer Waren ihnen nur ein Einkommen, das u.U. unter dem 
Vergleichslohn liegt, erbringt. Da für die Bauern der Besitz an Produktionsmitteln 
Bedingung ihres Einkommens ist, erscheinen und agieren die bäuerlichen Waren- 
produzenten wie die Agrarkapitalisten (die Nebenberufslandwirte nur in ihrer 
Eigenschaft als Agrarproduzenten) in der Zirkulationssphäre als Kapitalisten. Sie 
haben als Privateigentümer ein den de-facto-Kapitalisten vergleichbares Interesse an 
der Realisierung des Werts ihrer Waren (nicht unbedingt und notwendigerweise am 


285 dbk 7/73, $. 185 

286 Richard Scheringer, Wer melkt wen? Frankfurt 1964, S. 110 

287 ibid., S. 107. Auszug aus einem Brief des DKP-Mitglieds Scheringer an Rehwinkel, in 
dem er diesem seine und die Unterstützung und Hochachtung der bayrischen Bauern ‚in 
seinem gerechten Kampf gegen das Großkapital“ zusichert. 

288 Mandel, a.a.O., S. 461 

289 Erklärung, a.a.O., S. 198. Vgl. auch Anm. 241: 
Die Agrarpolitik sei so auszurichten, daß rationell geführten Betrieben ein angemessenes 
Einkommen, Kapitalverzinsung und Akkumulation ermöglicht wird. 
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Durchschnittsprofit). 

Die vielzitierte „Klassenfreundschaft“ ihres Verbandes mit dem ‚„‚Kapital‘“ hat 
ihre reale Basis in der stofflichen Gleichheit der Revenuequellen, über die bäuerliche 
Warenproduzenten und Kapitalisten als Privateigentümer in der Oberflächenvor- 
stellung der bürgerlichen Gesellschaft verfügen. Die Identität (eigentlich Analogie) 
ihrer Interessen bezieht sich jedoch nur auf die Mehrwertrealisierung, nicht Mehr- 
wertabpressung. In ihrer Eigenschaft als Klasse (die den Bezug auf den Produktiorts- 
prozeß erfordert) unterscheiden sie sich. 

„Gemeinsame Interessen’ des Großkapitals mit den einfachen Warenproduzen- 
ten“ sind daher nicht erst „durch die Vertreter der Großbourgeoisie‘“ als Befriedi- 
gungstaktik „zu konstruieren“ (290). Interessenkoalitionen des DBV als agrarischer 
Interessenverband mit Organisationen der Ernährungsindustrie (291) oder der Land- 
maschinen- und Düngemittelindustrie (292) sind den kapitalistischen Oberflächen- 
verhältnissen entsprechende, normale Koalitionen zur Verbesserung von Kon- 
kurtenzvoraussetzungen gegenüber anderen Sektoren oder der ausländischen 
Konkurrenz. Sie liegen insofern in besonderem Interesse der agrarischen Produzen- 
ten, als sie dem Staat als Garanten der Reproduktion des Gesamtkapitals ihre Inter- 
essen als umso dringlicher, da für die Verwertung eines größeren Teils des Kapitals 
erforderlich, darzustellen vermögen. Die permanente Auseinandersetzung mit dem 
BDI als Quasi-Vertretung des Gesamtkapitals ist in Analogie nicht als „Klassen- 
kampf“ zu werten, vielmehr ebenfalls als normale Konkurrenz verschiedener, wenn 
auch ungleicher Kapitalfraktionen. 

Auch die zeitweise scharfe Kritik und die Demonstrationen der Landwirte 
gegen die DBV-Führung bringen nicht die „Klassengegensätze innerhalb der Bauern- 
schaft‘ (293) zum Ausdruck, da es sich nicht um das antagonistische Verhältnis von 
Lohnarbeit und Kapital handelt. Vielmehr sind sie Erscheinungsform der Inner- 
Branchenkonkurrenz, die der DBV als Gesamtinteressenvertretung eigentlich 
hintanzustellen gezwungen wäre, will er die Legitimität seiner Interessenvertretung 
nicht in Frage stellen. Die Politik des DBV ist als Versuch zu werten, unter den 
Verwertungsgesetzen der kapitalistischen Produktionsweise und den begrenzten 
Möglichkeiten des bürgerlichen Staates, auf diese modifizierend zu wirken, die 
Interessen nicht-kapitalistischer Produzenten zu vertreten, daß produktivere land- 
wirtschaftliche Betriebe daraus einen ungleich größeren Nutzen ziehen, liegt in der 
Logik der gesellschaftlichen Verhältnisse. 


290 W. Sprenger, a.a.O., S. 31 

291 Siehe auch Anm. 209 

292 Vgl. Lutz, a.a.0., S. 188 

293 Baumgärtner, Anmerkungen... a.a.O., $.195. Mit dieser Einschätzung verfällt Baum- 
gärtner in die gleiche Argumentation wie die von ihm weitläufig kritisierte DKP. 
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Autorenkollektiv* 
Am Beispiel OSRAM-Westberlin 
— Betriebspolitik zwischen Prosperität und Krise — 


Ein neuer Vertrauensleutekörper wird gewählt 


Die Vertrauensleutewahlen 1973 fanden im OSRAM-Werk Spandau nicht wie 
in anderen Metall-Betrieben im Frühjahr, sondern wegen des Umzugs in ein neues 
Werk und den damit verbundenen Veränderungen in den Abteilungen erst am 5. 
und 6. November statt. Die Situation im Werk war damals völlig anders als heute 
(1975): 

1. Die allgemeine wirtschaftliche Lage war noch ungetrübt von Auftrags- 
und Arbeitsmangel. Die Produktion lief auf Hochtouren, ständig wurden neue 
Leute eingestellt, Überstunden waren auf der Tagensordnung, das Motto regierte: 
„Wir brauchen jede Lampe“, und das besonders, weil nach dem Umzug noch 
nicht alles nach Wunsch lief. Trotzdem wurden selbst nötige Reparaturen möglichst 
lange hinausgezögert, um kurzfristig höhere Stückzahlen zu erzielen. Neue Grup- 
penschichten wurden aufgebaut, bis an fast allen Fertigungslinien in Wechselschicht 
gearbeitet wurde. 

2. Der 8,5% Abschluß vom Januar 73, die unmittelbar danach einsetzende 
Preis-Welle, die tägliche Erfahrung, daß OSRAM mehr Lampen brauchte als wir 
produzieren konnten, brachten im Zusammenhang mit der Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen durch den Umzug Unzufriedenheit und steigende Kampfbe- 
reitschaft in der Belegschaft hervor. 

Weder der alte Vertrauensleutekörper noch der Betriebsrat waren fähig oder 
auch nur willens, die Entwicklung aufzunehmen und eine offene Politik einzulei- 
ten. Dabei lag die Zielrichtung dafür auf der Hand: für eine deutliche Korrektur 
des Tarifabschlusses, gegen die untragbaren Arbeitsbedingungen im neuen Werk. 
Da die mögliche Mobilisierung der Belegschaft durch die maßgeblichen Funktio- 
näre nicht nur nicht unterstützt, sondern sogar hintertrieben wurde, wurden ein- 
zelne Kollegen und ein paar Vertrauensleute aktiv und sie fingen an, auf Betriebs- 
versammlungen und in den Abteilungen für eine Teuerungszulage Stimmung zu 
machen. Nachdem auch OSRAM als einer der letzten Betriebe im Oktober 200,— 
DM zulegen mußte, wurden einige Wochen später in den wichtigsten Abteilungen 
die Kollegen zu gewerkschaftlichen Vertrauensleuten gewählt, die sich in der Kam- 
pagne hervorgetan hatten. Da außerdem alle Kollegen wählen durften und nicht, 
wie nach den Gewerkschaftsrichtlinien üblich, nur die Organisierten, wurden die 


* Der Artikel wurde auf der Basis von Gesprächen mit Kollegen von OSRAM-Westber- 
lin verfaßt. 
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gewählten Vertrauensleute mehr als „Sprecher ihrer Abteilung“ verstanden denn 
als Verbindungsmann zwischen Gewerkschaftsorganisation und Basis. Erstmals 
wurden auch Ausländer gewählt: ein Viertel der neugewählten Vertrauensleute 
waren Türken, Griechen, Jugoslawien. 

Bei der Vertrauensleutewahl 73 kamen zwei Tendenzen zum Ausdruck: 

1. dem Betriebsrat, der seit mehreren Wahlperioden amtierte und durch die 
Ereignisse der letzten Zeit zunehmend der Belegschaft und ihren Bedürfnissen 
entfremdet war, junge, aktive Vertrauensleute entgegenzusetzen: „Wir brauchen 
einen starken Vertrauensleutekörper, um den Betriebsrat Dampf zu machen.“ 
2. die Tendenz zur Solidarität zwischen deutschen und ausländischen Kollegen. 
Da bei uns über 50% Ausländer, zumeist Türken, arbeiten, ist für jeden Versuch, 
die betriebliche und die gewerkschaftliche Arbeit in Richtung auf eine Stärkung 
der Kampfkraft, der Solidarität und des Klassenbewußtseins der Belegschaft zu 
organisieren, die Frage der Ausländer ein Kernproblem. Zusammen mit den 
deutschen Frauen machen die Ausländer die beschissensten, eintönigsten, nerv- 
tötendsten Arbeit am Band, im Akkord, in der Montage, an den Packtischen, 
in der stinkenden, atemraubenden chemischen Vorfertigung etc. Eine Minder- 
heit, 10-15% meist deutsche Facharbeiter, haben als Einrichter oder in den 
Werkstätten einen besseren Job. Dennoch ist eine Solidarität unter den deut- 
schen und ausländischen Bandarbeitern nicht selbstverständlich, geschweige 
denn zwischen Bandarbeitern und Einrichten oder auch zwischen Frauen 
und Männern. Sie bilden sich heraus einzig auf dem Wege der Erkenntnis gemein- 
samer elementarer Interessen isoliert — das heißt ohne Überwindung der Spal- 
tung — nicht möglich ist. 

Diese Erkenntnis und diese Erfahrung aber haben viele deutsche und ausländi- 
sche Kollegen nach dem Umzug in das neue Werk gemacht: Einmal verschlechterte 
das neue Werk die Lage aller; auch der bisher besonders privilegierten Einrichter. 
Lärm, schlechte Belüftung, Zugluft, Gestank und das Gefühl, von der Außen- 
welt abgeschnitten in einem Gefängnis 8 Stunden zu ackern, das trifft jeden 
gleich. Und die Umorganisierung der Produktion, die steigende Arbeitshetze tragen 
zudem dazu bei, daß sich die Arbeitsbedingungen aller Kollegen und Gruppen 
einander annähern. Daneben machten die Beispiele der außertariflichen Lohn- 
kämpfe im Sommer und Herbst 73 trotz der verzerrten Berichterstattung durch 
Presse und Fernsehen klar, daß durch solidarisches Handeln aller mehr rauszu- 
holen war als durch delegierte Interessen-Vertretungen. Pierburg, Hella und vor 
allem Ford waren daneben Signale, die vor allem den Deutschen anzeigten, wie- 
viel die Entschlossenheit gerade der Unterprivilegiertesten, der Frauen und Aus- 
länder, vermag. 

Es hatte sich also im Herbst 73 im Betrieb eindeutig etwas verändert, was 
sich besonders in einem veränderten Verhältnis zwischen Ausländern und Deut- 
schen, zwischen Frauen und Männern, zwischen Bandarbeitern und Einrichtern 
niederschlug. Nicht verändert hatte sich der Betriebsratskörper. Die Betriebsrats- 
spitze war seit mehreren Wahlperioden freigestellt. Das Gremium war über Listen- 
wahl zusammengekommen. 1972 wurde den Kollegen erst vorgegaukelt, sie hätten 
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eine echte Auswahl der Kandidaten durch Persönlichkeitswahl. Dann war aber 
plötzlich neben der _IG Metall-Liste eine CDU-Liste aufgetaucht. Die Kollegen 
hatten nur noch die Wahl zwischen dem alten Betriebsrat, der sich wieder oben 
auf der Gewerkschaftsliste plaziert hatte, und einigen CDU-Einrichtern, denen 
sich als Betriebsräte eine Karriere in ihrer nicht gerade aus Arbeitervertretern be- 
stehenden Partei eröffnete. Wer von den CDU-Leuten wollte, durfte sogar am 
Tage nach der Wahl für drei Monate rückwirkend in die IG-Metall eintreten. (Es 
ist bekannt, daß im Unterschied dazu linke Gewerkschaftler, die eine eigene 
Liste aufstellen, aus der Gewerkschaft ausgeschlossen werden). 

Die Tendenzen, die zur Abwahl einiger alter Vertrauensleute und zur Neu- 
wahl von jüngeren und ausländischen Kollegen geführt hatten — Kritik am alten 
Betriebsrat, Solidarität, Kampfbereitschaft — waren alle gleichermaßen den Be- 
triebsratsmitgliedern und ihren Anhängern im Vertrauensleutekörper zutieftst 
suspekt. Dementsprechend faßten sie von vornherein jede Auseinandersetzung 
als Machtkampf auf, wo es gilt, sich gegen das Vordringen der „Linken“ und 
der Ausländer zu behaupten. Das führte aber gleichzeitig dazu, daß sich aus Ver- 
tretern dieser beiden Gruppen ein fester Kern bildete, der nun seinerseits das Vor- 
gehen einzelner Vertrauensleute bei Abteilungskonflikten oder das Auftreten auf 
Versammlungen und Sitzungen vorher diskutierte und absprach. Was diese 
Kollegen untereinander einte, war der Wille, mit dem Vertrauensleuteköper ein 
Instrument aufzubauen, das in der Lage war, die Interessen und Forderungen der 
Kollegen aufzunehmen und der latenten Kampfbereitschaft durch breite Informa- 
tion, Diskussion und Organisation Wirksamkeit zu verschaffen. Dieses Konzept, 
so vage es war, beinhaltete jedoch konkrete Forderungen, die allesamt auf den 
Widerstand des Betriebsrates stießen: vor Kündigungen die betroffenen Kollegen 
und die zuständigen Vertrauensleute zu hören; alles, was nicht ausdrücklich der 
Geheimhaltungspflicht unterliegt, der Belegschaft mitzuteilen; allgemein: die 
Basis in alle Entscheidungsprozesse durch vorherige Information und Befragung 
einzubeziehen. Das war nun allerdings das Gegenteil der seit Jahr und Tag prakti- 
zierten Betriebsräts-Politik der ‚„vertrauensvollen Zusammenarbeit“ mit dem 
Unternehmer hinter verschlossenen Türen. 


Die Situation der Türken im Betrieb verschlechtert sich, 
es kommt trotzdem zu Widerstandsaktionen 


Die erste große Auseinandersetzung zwischen Betriebsrat und Vertrauensleuten 
fand statt, als der türkische Dolmetscher T. gefeuert, Polizei ins Werk geholt wurde 
und fünf weitere türkische Kollegen fristlos entlassen wurden. Bezeichnenderweise 
wurde die Entlassung des Dolmetschers und seine sofortige zwangsweise ‚‚Frei- 
stellung“ von der Arbeit vom Personalbüro abgewickelt, während sich im Sitzungs- 
saal nebenan der neugewählte Vertrauensleutekörper konstituierte und seine Lei- 
tung wählte. Die Betriebsratsmitglieder im Vertrauensleutekörper waren infor- 
miert, hatten der Kündigung bereits vorher zugestimmt, sagten aber davon keinen 


103 


Ton zu den Vertrauensleuten, weil klar war, daß diese eindeutig politische Maß- 
regelung des Dolmetschers in der Halle erhebliche Unruhe verursachen würde 
und der Betriebsrat befürchten mußte, daß einige deutsche und türkische Ver- 
trauensleute versuchen würden, den Widerstand gegen diese Entlassung zu or- 
ganisieren. Schließlich hatte der Dolmetscher bei der Aufstellung von zwölf 
türkischen Kandidaten zur Vertrauensleutewahl eine wichtige Rolle gespielt, 
und er sollte auch mit den sieben gewählten Türken und einigen der jungen 
deutschen Vertrauensleute weiterhin zusammenarbeiten. Diese konnten sich 
nun erst in den Konflikt einschalten, als der Dolmetscher schon nicht mehr im 
Werk war, und die Sache war verloren, obwohl der Betriebsrat jetzt die ersten 
scharfen Angriffe auf seine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der Werklei- 
tung bei Kündigungen einstecken mußte. Zu der schweren Niederlage, zu der 
die Entlassung des Dolmetschers vor allem für die Türken wurde, hat T. aller- 
dings durch sein Verhalten selber maßgeblich beigetragen. Er wandte sich an 
betriebsfremde Gruppen, die einen völlig verkrachten Streikversuch inszenier- 
ten und den Kollegen den deprimierenden Anblick bescherten, wie Polizei aus 
der Halle heraus Kollegen festnimmt und abführt, mit denen man jahrelang 
zusammengearbeitet hatte. (Eine gründliche Darstellung dieser Ereignisse findet 
sich in: Prokla Nr. 11/12, S. 273 ff. unter dem Titel „Die Trommel ruft — die 
Banner wehen‘“ oder: „wie die KPD bei Osram streikte““) 

Die türkischen Kollegen, kurz vorher noch getragen von einem gestärk- 
ten Selbstbewußtsein und der Erfahrung multinationaler Solidarität, sahen sich 
plötzlich von Mißtrauen umgeben, sowohl von Seiten der Deutschen, als auch in 
ihren eigenen Reihen. Der eine traute dem anderen nicht mehr. Die reaktionäre 
Propaganda, die jetzt von Werkleitung und Betriebsrat einsetzte und geschickt 
„kommunistische Umtriebe“ und die Gefahr eines „Türkenaufstands“ an die 
Wand malte, hatte eine Verunsicherung gerade auch der türkischen Vertrauens- 
leute zur Folge, die sich nicht mehr auf eine geschlossene Basis beziehen konn- 
ten. Einige deutsche Vertrauensleute und ihre damals von der Polizei festge- 
nommenen und fristlos entlassenen Kollegen führten in der Folge einen mehr 
als eineinhalb Jahre dauernden Kleinkrieg mit Ausländerpolizei, Arbeitsamt, 
Arbeitsgericht und Strafgericht. Die Betriebsratsspitze war der Ansicht, daß 
noch viel zu wenige Türken festgenommen und entlassen worden wären. Durch 
die gerade zu der Zeit einsetzende „Ölkrise“ und die parallel laufenden staat- 
lichen und betrieblichen Maßnahmen wie Einreisestop für ausländische Arbei- 
ter, Zuzugssperre und große Wohngebiete wie Kreuzberg, Neukölln, Moabit, 
Nichtverlängerung der Aufenthaltserlaubnis und Aufenthaltsgenehmigung bei 
arbeitslosen Ausländern, Einstellungsstop für Ausländer usw. vertieften sich die 
Angst und Verwirrung der türkischen Kollegen. Es war nicht möglich, eine 
vom Betrieb ausgehende Solidarität mit den Entlassenen zu organisieren. Es 
war auch kaum ein Kollege bereit, vor Gericht über den brutalen Polizeiein- 
satz seine Aussage zu machen und die des Widerstands gegen die Staatsgewalt 
angeklagten Kollegen zu entlasten. Dagegen versuchten die von der Firma bestellten 
Zeugen nach Kräften den Polizeieinsatz zu rechtfertigen. Dem Personalchef ent- 
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schlüpfte dabei die klare Aussage: „Die Polizei war der verlängerte Arm des Ar- 
beitgebers“. Meister und Abteilungsleiter machten untertänige Aussagen nach 
dem Motto: wer festgenommen wird, hat auch Dreck am Stecken. Die zahlreich 
vorgeladenen Polizisten bestätigten, daß es ihr Auftrag gewesen sei, bei OSRAM 
wieder für Ruhe und Ordnung zu sorgen. 

Vor dem Arbeitsgericht gewann ein Kollege, der völlig ahnungslos in die 
Sache hineingeraten war, mit Hilfe der IG Metall seinen Prozeß und mußte wieder 
eingestellt werden. Die übrigen Verfahren sind in zweiter Instanz immer noch 
anhängig. Vor dem Strafgericht schafte es eine Reihe von engagierten Anwälten, 
daß die Verfahren in zweiter Instanz eingestellt wurden, nachdem in erster Instanz 
Strafen wegen Hausfriedensbruchs, Widerstands gegen die Staatsgewalt und Kör- 
perverletzung ergangen waren. Nur dem Dolmetscher wurde weiterhin angelastet, 
daß er das Werk nicht mehr hätte betreten dürfen. Es ist also weitgehend gelungen, 
wenigstens die Gefährdung der unmittelbar Betroffenen abzuwehren. Mehr war 
bei der vermasselten Situation nicht drin. 

Daß es der Firma und der Polizei damals so leicht gemacht wurde, den 
Widerstand gegen die Entlassung des Dolmetschers zu brechen, war mit ein Grund 
dafür, daß in der Folge die Entlassungen ohne größere Schwierigkeiten über die 
Bühne gingen. Der andere Grund ist die inzwischen eingespielte Praxis im Betrieb, 
vorzugsweise Ausländer zu entlassen, die bei der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage 
keine. andere Arbeit finden, die sobald ihr Anspruch auf Arbeitslosengeld abge- 
laufen ist, keine neue Arbeitserlaubnis vom Arbeitsamt bekommen und denen 
schließlich von der Ausländerpolizei die Aufenthaltsgenehmigung entzogen wird. 
Dieses Zusammenspiel ist — und nicht etwa nur bei OSRAM oder in West-Berlin — 
die Reaktion von Unternehmen und Staat auf die in der bundesweiten Teuerungs- 
zulagen-Bewegung erkannte Gefahr der Solidarität zwischen ausländischen und 
deutschen Arbeitern. Dieser bewußte Spaltungsversuch hat sich als sehr wirksam 
erwiesen. Wer weiterhin versuchte, auch nur im Rahmen gewerkschaftlicher Soli- 
darität sich für türkische Kollegen einzusetzen, geriet unweigerlich in Konflikt 
mit den Verfechtern rechter Gewerkschaftspolitik und wurde endgültig zum 
„Türkenfreund“ und ‚Kommunisten‘ abgestempelt. Da sich außerdem jetzt 
herausstellte, daß die meisten der ausländischen Vertrauensleute den zugespitz- 
ten Konflikten nicht gewachsen waren und sich teilweise passiv verhielten, gerie- 
ten einige deutsche Vertrauensleute, die das aufzufangen versuchten, automa- 
tisch in die Rolle, stellvertretend die Interessen der Ausländer vertreten zu müs- 
sen. Auf der anderen Seite haben in zwei Fällen auch die Türken gezeigt, daß 
sie konkrete Verschlechterungen ihrer Arbeitsplatzsituation nicht ohne Wider- 
stand hinnehmen. Einmal ging es um die geplante Verkürzung von Reinigungs- 
zeiten zugunsten der Produktionszeit in einer Abteilung, wo hauptsächlich Tür- 
ken beschäftigt sind, die aber trotzdem einen deutschen Vertrauensmann gewählt 
hatten. Als Reaktion kam durch Initiative eines Vertrauensmannes eine Unter- 
schriftensammlung für bezahlte Badepausen bei Arbeiten mit dem Lösungsmittel 
Butylacetat in Gang. Von Seiten der Werksleitung und des Betriebsrats wurde ver- 
sucht, dem Vertrauensmann wegen der Unterschriftensammlung eine Störung des 
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Betriebsfriedens anzuhängen. Auf einer Abteilungsversammlung verurteilte der 
Betriebsratsvorsitzende die Unterschriftensammmiung und drohte gegenüber den 
Kollegen mit arbeitsrechtlichen Konsequenzen — obwohl das Beschwerderecht 
der Arbeitnehmer (und dazu zählt auch das kollektive) im Betriebsverfassungs- 
gesetz ausdrücklich aufgeführt ist (Betr. VG 8$ 84, 85).Die türkische Betriebs- 
rätin fungierte als Dolmetscherin des Betriebsratsvorsitzenden. Sie drohte ihren 
türkischen Landsleuten unverblümt an: Wenn ihr sowas nochmal unterschreibt, 
kriegt ihr sofort die Kündigung. Diese Einschüchterungsversuche hatten den 
gegenteiligen Effekt. Die Kollegen (deutsche, türkische, griechische und jugosla- 
wische, Einrichter und Maschinenarbeiter, Frauen und Männer) machten klar: 
diese Forderung nach einer Badezeit war eine gemeinsame Forderung der Ab- 
teilung. Das entschlossene Auftreten zwang die Werksleitung endgültig, eine 
Betriebsvereinbarung über eine bezahlte Badezeit abzuschließen. Im anderen Fall 
mußten türkische Frauen, die wegen Maschinenstörung Ausfallzeiten hatten, auf 
Anregung des Betriebsratsvorsitzenden Reinigungsarbeiten im Pausenraum machen, 
anstatt wie bisher üblich diese seltene Gelegenheit zu Unterhaltungen nutzen 
zu können oder mal in Ruhe zu essen. In beiden Fällen richtete sich der Zorn 
der Kollegen hauptsächlich gegen den Betriebsrat, der in ihren Augen das Ge- 
schäft der Werksleitung betrieb. Das Ergebnis dieser beiden Vorfälle war, daß 
an einem Tag zwanzig Türken aus der Gewerkschaft austraten, darunter zwei 
türkische Vertrauensleute. Sie handelten aus spontaner Empörung heraus, ohne 
das Verhältnis IG-Metall — Betriebsrat — Vertrauensleutekörper zu durchschauen 
oder gar taktisch ausnutzen zu können. Das hat sich dann bei der Vorbereitung 
der Betriebsratswahl 1975 gerächt. 


Die Tarifrunde 1973/74 


Es gibt in der IG-Metali das theoretische Modell, daß Forderungen zu den jähr- 
lichen Tarifrunden von der Basis aufgestellt werden. Da aber zu gewerkschaft- 
lichen Mitgliederversammlungen in den großen Frauen-Betrieben der Westber- 
liner Elektroindustrie in der Regel nicht mehr als 5% der organisierten Kollegen 
erscheinen, da im Betrieb kaum ein Kollege zu sagen weiß, wer unsere „Vertre- 
ter“ in der Großen Tarifkommission sind, die schließlich die Forderungen der 
IG-Metall aufstellt, und da sowieso keine Mitgliederversammlungen zur Eröff- 
nung der Tarifrunden angesetzt werden, ist das hohle Theorie. Wenn dennoch 
Vertrauenskörper von Großbetrieben Forderungen aufstellen und als Resolu- 
tionen an die Tarifkommissionen übergeben, haben diese keinerlei Verbindlich- 
keit und dienen lediglich als Druckmittel für die Gewerkschaftsführung gegen- 
über der Unternehmerseite, weil die Forderungen aus den Betrieben immer we- 
sentlich höher liegen als sie dann in den Verhandlungen tatsächlich gestellt wer- 
den: seht her, wie radikal unsere Basis ist! Etwas anders liegt der Fall allerdings 
in den Tarifbezirken, wo die IG-Metall vorzugsweise ihre Streiks abwickelt 
wie z.B. Nord-Württemberg/Nord-Baden: hier werden die Belegschaften stärker 
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in die Aufstellung der Forderungen einbezogen, damit sie nachher eher das Gefühl 
haben können, daß es ihre Sache ist, die durchgesetzt werden muß. Bei OSRAM 
haben die Vertrauensleute der größten Abteilungen versucht, die Aufstellung be- 
trieblicher Forderungen zur Tarifrunde als Mittel zu benutzen, um in einer brei- 
ten Diskussion in den Abteilungen die resignative Haltung der meisten Kollegen 
den ständigen Preissteigerungen gegenüber aufzubrechen und sie für die Ent- 
wicklung von in dieser Situation richtigen Forderungen zu gewinnen. Es gelang, 
vor allem die Frauen, die am wenigsten verdienen und in den sog. „Leichtlohn- 
gruppen“ eingestuft waren, für Forderungen zu interessieren, die vom alten 
Tarif-Prozent-Schema abwichen, weil das nicht mehr angebracht erschien: „Wenn 
die Butter 20 Pfennig teurer wird, kann ich auch nicht in den Laden gehen und sa- 
gen: ein Pfund Butter für Lohngruppe 0.“ Es gelang, im Vertrauensleutekörper 
eine Mehrheit hinter eine Forderung zu bringen, die von den Berufs-Betriebs- 
räten energisch bekämpft worden war: 60 Pfg. für alle, dann 10% drauf Lohn- 
gruppe O weg und Laufzeit weniger als ein Jahr. 

Der OSRAM-Vertreter in den Großen Tarifkommission brachte dort zwar 
auftragsgemäß diese Forderung vor, distanzierte sich aber gleichzeitig davon: sie 
sei das Werk einiger wildgewordener Vertrauensleute . Da die Diskussion in der 
Belegschaft und im Vertrauensleutekörper sich in keiner Weise in der gewerk- 
schaftlichen Taktik des „Tarifkampfes‘‘ niederschlug, war es kein Wunder, daß 
dann die Tarifrunde wieder ohne besonderes Interesse der Kollegen ablief. 


Der 1. Mai 1974 


Der 1. Mai war in West-Berlin über lange Jahre hinweg erst der Tag der „Freiheits- 
kundgebunden“ mit zig-Tausenden vor dem Reichstag, dann die „Feierstunde“ 
vor ausgewählten Gewerkschaftsfunktionären mit Paulchen Kuhns Tanzorchester 
und live-Fernsehübertragung für das Volk. Durch den immer stärker werdenden 
Druck der Basis mehrerer Einzelgewerkschaften auf die DGB-Spitze und ange- 
sichts des für Sickert und seine Leute beängstigenden Erfolgs der kommunisti- 
schen Mai-Demonstrationen der Jahre vorher, sahen sich die Westberliner Gewerk- 
schaften gezwungen, 1974 erstmals wieder zu einer Straßendemonstration aufzu- 
rufen. Der totalen Lustlosigkeit auch der meisten unserer betrieblichen Funktio- 
näre am 1. Mai ist es sicher wieder zu verdanken, daß die Initiative einiger Ver- 
trauensleute, über die offiziell vorgeschriebenen fünfundzwanzig DGB-Parolen 
hinaus aus den Problemen unseres Betriebs heraus eigene Parolen zu entwickeln und 
einen eigenen Block für OSRAM-Koliegen zu organisieren, ohne starken Wider- 
spruch hingenommen wurde. Wir marschierten also unter drei großen Transparen- 
ten: „Für menschliche Arbeitsbedingungen — gegen Arbeitshetze“ — „Gegen 
die Ausnutzung der Frau als billige Arbeitskraft‘ — „Deutsche und ausländische 
Kollegen — nur gemeinsam sind wir stark“. Einzelne Kollegen haben sich noch 
eigene Schilder mitgebracht: ‚„‚Lärmbekämpfung in den Betrieben — auch bei 
OSRAM“ und einige Parolen auf türkisch und italienisch. Türkisch: Unsere Be- 
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triebsräte und Vertrauensleuie machen zu wenig! Rote Fahnen wurden auch ge- 
tragen. Teilgenommen haben etwa fünfundzwanzig Kollegen, viele hatten gesagt, 
sie kommen, und sind nicht gekommen. Fünfundzwanzig sind wenig, wenn man 
von einer Belegschaft von 1700 ausgeht mit etwa 900 gewerkschaftlich Organi- 
sierten. Fünfundzwanzig Kollegen auf der Straße sind aber viel, wenn man an die 
Mai-Feiern der Jahre vorher denkt. Außerdem war neu, daß von den Vertrauens- 
leuten ein eigenes Flugblatt mit eigenen Parolen und einem Treffpunkt für 
OSRAM-Kollegen in der Halle verteilt werden konnte. Das hat unabhängig von 
der Beteiligung Diskussionen ausgelöst. Einige rechte Betriebsräte liefen nicht 
im OSRAM-Block, sondern vorne bei Sickert und Schütz, um nicht unter die 
roten Fahnen zu geraten. Nachträglich führte der 1. Mai zu scharfen Auseinander- 
setzungen. Wie insgesamt die Tatsache, daß der 1. Mai 1974 in Westberlin zur 
Manifestation radikaler und klassenbewußter Forderungen geworden und der Kon- 
trolle von SPD- und DGB-Führung völlig entglitten war, zu einer lebhaften anti- 
kommunistischen Hetze in allen Einzelgewerkschaften führte, so auch bei uns: 
Man meinte, endgültig als Kommunisten und Linksradikale erkannt zu haben, 
wer am 1. Mai im OSRAM-Block dabei war. Der großen Mehrheit der Kollegen 
übrigens war dieser 1. Mai so egal wie jeder andere zuvor. 


Zwischenresume: Vertrauensleutearbeit und Abteilung 


Der Elan, mit dem im Gefolge von Teuerungszulagen-Kampagne und Vertrauens- 
leute-Neuwahl versucht worden war, einen aktiven Vertrauensleutekörper als 
Basisorganisation der Gewerkschaft und gleichzeitig als Organisationsform der 
betrieblichen Interessenvertretung der Belegschaft aufzubauen, war ungefähr 
nach einem halben Jahr dahin. 

Eıstens hatten sich die objektiven Bedingungen geändert: die Hochkon- 
junktur mit angespannter Beschäftigungslage war in eine Stagnation mit schon 
sich abzeichnender Arbeitsplatz-Unsicherheit übergegangen mit der Aussicht 
auf Verschlechterung im Herbst 74. 

Zweitens wurde durch die unterschiedliche wirtschaftliche Lage der ein- 
zelnen Abteilungen die einheitliche Kampfbereitschaft der Belegschaft aufge- 
löst und ließ sich in der Folge nur noch an isolierten Kampfzielen einzelner Ab- 
teilungen oder Gruppen innerhalb der Belegschaft festmachen. 

Drittens hatte sich bei den aktiven Kollegen die ernüchternde Erkennt- 
nis durchgesetzt, daß ihre Vorstellung vom gewerkschaftlichen Vertrauenskör- 
per als Organisationsform der Interessenvertretung der Kollegen nur dann wirk- 
sam werden kann, wenn das Verhältnis zwischen Belegschaft, Vertrauensleuten, 
Betriebsrat und Gewerkschaft kooperativ ist und von einem grundsätzlichen Kon- 
sens über Aufgaben und Mittel gewerkschaftlicher Politik ausgeht. Gerade das 
war aber nicht der Fall. Der Betriebsrat hintertrieb mit allen Mitteln jede Akti- 
vität der Vertrauensleute. Der Spandauer IGM-Bezirkssektetär, der von sich 
selbst stolz als von einem „Kommunistenkiller“ spricht, wurde von der OSRAM- 
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Betriebsratsspitze immer häufiger zu Vertrauensleutekörpersitzungen hinzuge- 
zogen, um den für Westberliner Verhältnisse relativ rebellischen Vertrauens- 
leutekörper zur Raison zu bringen. Es wurde immer deutlicher, daß das Miß- 
trauen der Altfunktionäre gegen alle Basisaktivitäten identisch ist sowohl mit 
ihrem unerschütterlichen Antikommunismus als auch mit ihrer bürokratischen 
Unbeweglichkeit. Die Vertrauensleute, denen nun plötzlich so viel Beachtung 
von seiten der Berufsfunktionäre ihrer Gewerkschaft zuteil wurde, hatten von 
Anfang an ihre Aufgabe nicht primär im Vertrauensleutekörper als Gremium 
gesehen, sondern — sehr zum Mißfallen der Betriebsräte — in ihren Abteilun- 
gen, unter den Kollegen, die sie gewählt hatten, in der aktiven Teilnahme an 
Konflikten, auch und gerade wenn der Betriebsrat diese Konflikte nicht auf- 
greifen wollte. Nachdem sich die nicht endenwollenden Auseinandersetzungen 
im Vertrauensleutekörper immer mehr von den Interessen und Problemen 
der Kollegen abhob, konzentrierten sich die aktivsten Vertrauensleute wieder 
um so mehr darauf, in ihren Abteilungen mit den Kollegen den Kampf gegen 
die Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und gegen die steigende Arbeits- 
hetze zu führen. 

Es erwies sich, daß diese Konzeption gewerkschaftlicher Arbeit, ergänzt 
durch massives Auftreten auf Betriebsversammlungen, erst recht das Unbeha- 
gen von Werksleitung und Betriebsversammlungen, erst recht das Unbehagen 
von Werkleitung und Betriebsrat provozierte und bis zur Betriebsratswahl 1975 
zu einer scharfen politischen Polarisierung führte, die aber jetzt für die gesamte 
Belegschaft sichtbar war und nachvollziehbar wurde. 

Es muß hier aber ganz deutlich gesagt werden, daß die Arbeit im Vertrauens- 
leutekörper nicht pauschal abgewertet werden soll. Es ist ganz klar, daß erst der 
Vertrauensleutekörper als betriebliches Organ es den einzelnen Kollegen, die 
sich in ihren Abteilungen engagiert hatten, ermöglichte, ihre Aktivitäten auf eine 
betriebliche Ebene auszudehnen. Erst durch die Vertrauensleutearbeit konnte 
ein Kontaktnetz über Abteilung und Nationalitäten hinweg entstehen, was 
eine wesentliche Voraussetzung dafür ist, die Schranken isolierter Abteilungs- 
kämpfe überwindbar und betriebliche Solidarität erfahrbar zu machen, 


Der Kampf gegen die Arbeitsbedingungen im neuen Werk. 
Beispiel: Der Lärm 


Unter den Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen durch das neue Werk 
war der Höllenlärm in der Halle ein Hauptproblem. Da fast alle Produktions- 
abteilungen auf einer Fläche dreimal so groß wie das Spielfeld im Olympia- 
stadion bei nur 8 m Höhe untergebracht sind, entsteht eine allgemeiner Lärm- 
pegel von über 80 dB der an vielen Fertigungslinien 90 dB betrug und an ein- 
zelnen Maschinen sogar 90 dB noch überstieg. Diese ermsthafte Belastung 
der Kollegen wurde auf einer Betriebsversammlung im Frühjahr 1974 ange- 
sprochen, speziell auch der unzumutbare Lärm im Frühstücksraum, der zwischen 


109 


Packerei und Werkstatt liegt und nicht schallisoliert war, obwohl die Kollegen dort 
die gesetzlich vorgeschriebene Ruhepause verbringen sollten. 

Nachdem die versprochene Abhilfe monatelang auf sich warten ließ, wurde es 
in der am härtesten betroffenen Abteilung unruhig. Dort hatte schon in der Aus- 
bauphase des Werks eine Arbeitsniederlegung einer kleinen Gruppe von Handwer- 
kern und Einrichtern zur Auswechslung einer überlauten Absaugvorrichtung 
geführt. Der Vertrauensmann dieser Abteilung glaubte, der Kampf gegen den Lärm 
wäre am ehesten da aufzunehmen, wo eindeutig Arbeitsschutz-Richtlinien verletzt 
wurden. Er stellte besonders heraus, daß in seiner Abteilung mehrere schwangere 
Frauen arbeiteten, obwohl die für Schwangere höchstens zulässige Lärmbelastung 
von 70 dB weit überschritten war. Es ergab sich aber genau an diesem Punkt das 
Gegenteil von einer solidarischen Front in der Abteilung. Die Mehrheit der deut- 
schen Frauen und der deutschen Einrichter sagte: „Was müssen die Türkenweiber 
so viel Kinder machen. Das fehlt noch, daß die andere Arbeitsplätze kriegen, dar- 
auf spekulieren die doch nur...“ 

Die ganzen Vorurteile gegen Ausländer generell, die Vorurteile der alten gegen 
die jungen Frauen, der jungen deutschen Frauen, die nur selten noch Kinder 
Kriegen, gegen die jungen Türkinnen, spulten da ab. Immerhin rissen aber von da 
an die Diskussionen um den Lärm und ‚was man dagegen tun kann“ nicht mehr 
ab. Vor allem die Einrichter waren sich schnell einig über die „Sauerei‘‘ mit dem 
Lärm und daß endlich etwas passieren müsse. Insofern hatte der Vertrauensmann 
die Einrichter seiner Abteilung hinter sich, als er das Problem im Vertrauensleute- 
körper anschnitt und den Betriebsrat aufforderte, etwas zu unternehmen. Aber 
was passierte? 

Gegen den Lärm passierte nichts. Der Werksgesundheitsdienst verteilte Ohr- 
stöpsel und Watte. Damit konnten aber gerade die Einrichter nichts anfangen, weil 
sie dann die Zurufe der Frauen (z.B. wegen Maschinenschaden etc.) nicht mehr 
hören konnten. Von den Kopfschmerzen ganz abgesehen, die diese Dinger hervor- 
rufen. Plötzlich erhielten die ohnehin am besten verdienenden Einrichter 50 Pfg. 
„Erschwerniszulage“. Der Lärm war aber immer noch da und der Betriebsrat 
rührte sich nicht. Erst jetzt entstand eine wirklich breite Diskussion, in der, vor 
allem auch von den Bandarbeitern, der Lärm als Bedrohung aller begriffen wurde. 
Und jetzt waren auch die Vorurteile zu überwinden, die am Anfang (in Bezug 
auf die Schwangeren) eine einheitlich getragene Aktion verhindert hatten. 

Von den Kollegen ermutigt, wandte sich der Vertrauensmann an das Ge- 
werbeaufsichtsamt, schilderte die Zustände im Werk und verlangte eine genaue 
Überprüfung speziell der Arbeitsplätze, wo Schwangere beschäftigt werden. 

All das brachte er auf einer unmittelbar danach stattfindenden Betriebs- 
versammlung vor und verlangte: 1) Einhaltung der Schutzvorschriften für Schwan- 
gere. 2) Neutrale Lärmmessungen an allen Gruppen. 3) Beseitigung aller Lärm- 
quellen, die gesundheitsschädlichen Lärm verursachen. 

Diese Forderungen fanden die Unterstützung fast aller Kollegen. Und ver- 
bunden mit der Einschaltung des Gewerbeaufsichtsamts war die Firma gezwungen, 
einige Maßnahmen gegen den Lärm einzuleiten: Abdeckung des Pausenraums, Aus- 
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Tausch von einigen extrem lauten Vorrichtungen und Maschinenteilen, Bau einer 
schallisolierten Zwischenwand und sofortige Nichtbeschäftigung Schwangerer 
im lärmintensiven Teil der Halle. Die Erfahrung dieser Kampagne machten vielen 
Kollegen klar, daß vom Auftreten des Vertrauensmanns nichts zu erwarten 
war, solange er nicht seine Kollegen hinter sich hatte. 


Die Krise bei OSRAM: Resignation und Politisierung 


Vor dem Urlaub 74 wurde von der Werkleitung über Betriebsrat und Vertrauens- 
leutekörper die Information verbreitet, daß die wirtschaftliche Lage bei OSRAM 
angespannt sei und zu ersten Personaleinsparungen von ca. 100 Arbeitsplätzen 
im Werk Spandau zwinge, von denen ein Teil aber nach dem Urlaub durch Entlas- 
sungen abgewickelt werden müsse. Mehrere Gruppenschichten sollten eingestellt 
und zwei Fertigungslinien ganz stillgelegt werden, eine Abteilung sechs Wochen 
lang kurzarbeiten. Gleichzeitig drangen zwei weitere Nachrichten durch: 1) daß 
der größte Elektro-Konzern der Welt, General Electric, durch Übernahme der 
AEG-Anteile die Mehrheit bei OSRAM übernehmen will. (Bisher Siemens 43%, 
AEG 36%, General Electric 21%), 2) daß das Werk Spandau der Leitung des Augs- 
burger OSRAM Lampenwerks mit unterstellt wird. Schon das Zusammentreffen 
dieser drei Nachrichten machte klar, daß sich hier nicht nur eine allgemeine Krise 
auf ein Werk auswirkt, sondern daß da ein Zusammenhang besteht, der ganz ein- 
schneidende Veränderungen bringen würde. 

Diese drei Nachrichten schlugen wie Bomben im Werk ein. Hektische Dis- 
kussionen zunächst, dann Resignation, Angst. Alte Spaltungen brachen wieder 
auf: die sollen die Ausländer nach Hause schicken, der und der ist ja schon 
längst fällig ... Im Herbst wurden die ersten Schichten stillgelegt. Keiner konnte 
sich seines Arbeitsplatzes mehr sicher sein, weil angekündigt worden war, daß 
nicht geschlossene Schichten entlassen würden, sondern daß man sich in allen 
Abteilungen von einzelnen Mitarbeiter trennen müsse. Jedem war sofort klar, 
daß das die Lahmen, Kranken, Alten und Aufsässigen sein würden. 

Folglich erzielte allein schon die Ankündigung dieser Maßnahmen im 
Sommer einen starken Effekt: der Krankenstand sank rapide, Pünktlichkeit 
und Ordnung kehrten ein, alle Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitsinten- 
sität, die vorher noch als Zumutung abgelehnt worden waren, gingen nun ohne 
nennenswerten Widerstand über die Bühne. Wer zu spät aus dem Urlaub kam, 
flog raus und hatte keine Aussicht auf Solidarität seiner Kollegen, selbst wenn 
es der Zypern-Krieg war, der viele türkischen Kollegen daran hinderte, pünktlich 
zurück zu sein. 

Im Jahr 1974 ging es — trotz Stillegung mehrerer Gruppen — noch ohne 
größere Entlassungswellen ab. Hier und dort — vernebelt durch ein unübersicht- 
liches System von Hin- und Herversetzungen, wurde mal einer gekündigt, was 
zwar Unruhe schuf, aber keine, die zu Widerstand führen konnte, sondern die 
sich als Unsicherheit ausdrückte. 
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Die Informationspolitik der Werksleitung, der Vorgesetzten und auch des Betriebs- 
rats unterstützten noch diese Verunsicherung der Belegschaft. Mal wurde von einer 
kurzen „Durststrecke“ gesprochen, wo eben mal vorübergehend alle Opfer brin- 
gen müßten, dann wieder von zu erwartenden Entlassungen großen Stils. 

Auf der Betriebsversammlung vom 15. Januar 1975 hieß es noch, wir hätten 
keine größeren Personalmaßnahmen mehr zu erwarten. Im. Februar ging es dann 
aber richtig los: die verschleierte Massenentlassung begann, die Freitage wurden 
zu schwarzen Tagen, die mit Angst erwartet wurden. Beim erstenmal war’s noch 
ein Schock: Freitag, ein paar Minuten vor Schichtwechsel, werden Kollegen, die 
den ganzen Tag geackert haben, einzeln von den Maschinen geholt, erhalten in 
der Meisterbude die Kündigung, werden für die 14 Tage Kündigungsfrist ab sofort 
beurlaubt. Dasselbe in der Nachmittagsschicht, kurz vor 23 Uhr. Hier ist das 
Schauspiel noch viel auffälliger, weil plötzlich alle Abteilungsleiter, die um 16 Uhr 
das Werk verlassen, nochmals auftauchen. In der Halle, vor allem unter den Türken 
(wo sich die einzige türkische Betriebsrätin in dieser Nacht- und Nebelaktion als 
Dolmetscherin einsetzen ließ), aber auch bei vielen Deutschen, entsteht eine ohn- 
mächtige Wut. Einige Kollegen verlassen die Maschinen und bilden kleine Gruppen, 
in denen aber keiner die Initiative übernimmt. Man sieht auch deutlich: die in ihrem 
Glaskasten haben Angst. 

Aber es geschieht nichts, auch an den folgenden Freitagen nicht. Jeweils im 
Zeitraum von vier Wochen gehen jetzt 49 Kündigungen raus. Da generell alle Ent- 
lassenen für die Dauer ihrer Kündigungsfrist „freigestellt“ werden, geht das fast 
unsichtbar über die Bühne. Die wissen schon, warum sie die einmal gekündigten 
nicht mehr im Betrieb haben wollen. Die Geschäftsleitung begründete, nachdem 
zunächst gar keine offizielle Begründung veröffentlicht wurde, die Kündigungen 
und dann auch Kurzarbeit mit untragbar hohen Lagerbeständen, Auftragsein- 
bußen und Exportschwierigkeiten. Kurzarbeit wird erst für einige Abteilungen, 
dann für die ganze Produktion für die Dauer von mehreren Wochen durchgeführt. 
Die Kurzarbeit bei OSRAM sieht so aus: die Produktion ruht, die Bandarbeiter 
beziehen für die ausfallenden Wochen ca. 80% ihres Lohnes vom Arbeitsamt. Die 
Einrichter aber und die Handwerker überholen und erneuern inzwischen den 
Maschinenpark. D.h. OSRAM macht eine Generalüberholung auf Kosten des 
Arbeitsamts, d.h. auf Kosten der von den Kollegen an die Bundesanstalt für 
Arbeit abgeführten Versicherungsbeiträge. 


Krise und Klassenkampf 


Die Lage bei OSRAM und die Kampfkraft der Belegschaft ließen in der Krise 74/75 
breiten und offenen Widerstand nicht zu. Es war nicht mehr drin, als immer wie- 
der durchsichtig zu machen, was hinter den Maßnahmen der Werksleitung steckt, 
was wir daraus lernen müssen wie sich unsere Lage verändert, und was daraus für 
uns — für die Belegschaft, für die gewerkschaftliche Arbeit, für den im Frühjahr 
1975 neuzuwählenden Betriebsrat für Konsequenzen zu ziehen sind. Aus den nun 
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laufenden Diskussionen schälten sich immer klarer zwei Erkenntnisse heraus, die 
der weitere Ablauf im Werk konkretisierte und bestätigte: 1. Die Firma benutzt die 
Krise zu einer gründlichen Säuberung und Disziplinierung der Belegschaft. Nach- 
dem schon vorher gebrechliche, häufig Kranke oder Kollegen mit weniger Arbeits- 
eifer entlassen worden waren, traf die erste größere Kündigungswelle im Februar 75 
gleich drei Kollegen, deren Entlassung eindeutig nichts mit den genannten 
Gründen, auch nicht mit Arbeitsmangel zu tun hatte, sondern eindeutig auf ihre 
Tätigkeit als Vertrauensleute zurückzuführen war. Der Betriebsrat hatte diese 
Kündigungen schon unterschrieben, als sowohl die Kollegen als auch ihre direk- 
ten Vorgesetzten (Meister und Abteilungsleiter) noch nichts von geplanten Kün- 
digungen erfahren hatten. Das zeigt, daß der tarifvertraglich festgelegte „Schutz 
der Vertrauensleute‘“ (wonach ihnen aus ihrer gewerkschaftlichen Tätigkeit kein 
Nachteil entstehen darf) nur dann etwas genützt, wenn volle Übereinstimmung 
zwischen Betriebsrat, Vertrauensleutekörper-Leitung und den einzelnen Vertrauens- 
leuten darüber besteht, was denn eigentlich „gewerkschaftliche Tätigkeit“ ist. 
Vertrauensleute, die auch den Betriebsratsbossen lästig sind, haben so eher weni- 
ger Kündigungsschutz als jeder andere Kollege. Obwohl die Mehrheit der Kolle- 
gen begriff, daß es hier ganz offensichtlich darum ging, kurz vor Eröffnung 
der Betriebsratswahl Leute rauszuwerfen, die durch ihr aktives Engagement zu 
sicheren Betriebsratskandidaten geworden waren und sich dadurch bei Werks- 
leitung und altem Betriebsrat gleichermaßen unbeliebt gemacht hatten, gelang 
es anderen Vertrauensleuten, die das als Angriff auch auf ihre Arbeit ansahen, 
nicht, irgendeine praktische Solidarität der Kollegen zu organisieren. Eine 
Unterschriftensammlung für eine außerordentliche Betriebsversammlung mit 
der Tagesordnung: 1. Wirtschaftslage des Unternehmens, 2. Stellungnahme 
eines Gewerkschaftsvertreters 3. Entlassungen im Werk Spandau, mußte wieder 
abgeblasen werden. Zwar äußerten fast alle Kollegen ihre Empörung über die 
vielen Entlassungen und die Maßregelung aktiver Vertrauensleute, scheuten 
aber selbst bei einer völlig gesetzlichen Aktion wie dieser davor zurück, ihre 
Unterschrift zu geben. Die entlassenen Vertrauensleute konnten weiter nichts 
machen als Kündigungsschutzklage zu erheben. Auf den ersten Verhandlungster- 
min mußten sie sieben Monate warten! Diese Prozesse sind inzwischen gelaufen. 
Als in den Verhandlungen vor dem Arbeitsgericht klar wurde, daß die Kollegen 
gewinnen würden, ging OSRAM schnell auf die von den Vertrauensleuten vor- 
her gestellten 10000 DM — bei zwei bzw. 3 Jahren Betriebszugehörigkeit! — 
und kaufte sich so von lästigen weiteren Prozeßterminen mit Beweisaufnahme, 
Zeugenvernehmung usw. und auch von einer möglichen Wiedereinstellung frei. 
Die IG-Metall hat diese Kollegen zum Teil gegen den Widerstand des OSRAM- 
Betriebsrats in den Prozessen gut vertreten. Die Kollegen gingen auf diesen Raus- 
kauf ein, weil sie sicher mit einer Berufungsverhandlung rechneten und bis zu 
den ersten Prozeßterminen schon ein dreiviertel Jahr vergangen war. Da es 
der Vertrauenskörper abgelehnt hatte, sie während ihrer Kündigungsschutz- 
klage zum Betriebsrat kandidieren zu lassen was möglich ist und einen guten 
Schutz für gemaßregelte Kollegen bedeuten könnte — mußten sie befürchten, bei 
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einer gerichtlich erzwungenen späteren Wiedereinstelung sofort wieder gekün- 
digt zu werden. Die Firma OSRAM hatte ihr Ziel erreicht. 

2. Die Firma benutzt die Krise zu einer Intensivierung der Arbeit und 
Rationalisierung der Fertigungsmethoden. Diese allgemeine Strategie des 
Kapitals wirkte sich bei uns besonders stark aus, da gleichzeitig mit der Krise 
der OSRAM-Anteilseigner und größte Lampenhersteller der Welt, General 
Electric (35% am Weltumsatz — Osram 10%) anfing, die Sache stärker in die 
Hand zu nehmen. Wir brauchen hier nicht näher einzugehen auf die Methoden, 
mit denen US-Großkonzerne vorgehen, wenn sie sich „kleinere“ Firmen ein- 
verleiben. General Electric, ohnehin Anteilseigner von Osram, wollte noch 
die AEG-Anteile übernehmen, um so stärker auf dem europäischen Lampen- 
markt einzusteigen und außerdem über die ausländischen Osram Werke auch 
international zu expandieren. Über ein Jahr wurde hin und her spekuliert, ob 
General Electric das AEG-Paket kaufen würde oder könnte (die Verhandlun- 
gen beim Kartellamt zogen sich hin). Erst Ende 1975 war dann klar, daß nicht 
General Electric, sondern Siemens die AEG-Anteile kaufen und so Mehrheits- 
gesellschafter werden würde. Die Ungewißheit über die Zukunft der Firma wirkte 
sich auch auf die Kollegen aus. Von der Werkleitung konnte diese Unsicherheit 
zu immer neuen Antreibereien und Rationalisierungen genutzt werden — 
immer mit der Erklärung: wir können doch den hohen Herren von GE oder 
Siemens den Betrieb nur schmackhaft machen (und damit unsere Zukunft 
sicher!), wenn wir die Produktion auf Vordermann gebracht haben. Hinzu 
kam, daß das neue Werk in Spandau viele Fehlplanungen und Fehlinvestitio- 
nen enthielt, daß es noch lange nicht die erwarteten Produktionsleistungen 
und Rationalisierungseffekt erbracht hat, und die Konzernzentrale, sei sie 
nun deutsch oder amerikanisch, jetzt die Gelegenheit sah, das Werk mit ra- 
biaten Methoden auf Vordermann zu bringen. Deshalb wurde auch die gesamte 
Führungsspitze umstrukturiert und zum Teil mit Kräften besetzt, die beim 
Aufbau des Osram-Lampenwerks in Augsburg bewiesen hatten, daß sie keine 
Maßnahme scheuen, um das Allerletzte aus den vorhandenen Kapazitäten heraus- 
zuholen. Denn an Erweiterungsinvestitionen war in dieser Situation nicht zu 
denken. Da OSRAM auch nicht mehr unbedingt „jede Lampe“ brauchte, war 
die neue Devise: so billig wie irgend möglich zu produzieren. Die Augsburger 
machten dann auch kurzen Prozeß. Gleich in der ersten Kurzarbeitsperiode 
wurden in der Leuchtstoff-Stablampenabteilung die Ärmel aufgekrempelt. 
Die Maschinen wurden generalüberholt, Verbesserungen zur Senkung des 
hohen Mehrverbrauchs eingebaut — dann wurde von sechs Gruppenschichten 
eine gestrichen, fünfundzwanzig Bandarbeiter wurden „freigestellt“, die 
Einrichter wurden zu ständigen Wartung der jeweils stehenden Fertigungs- 
linie eingesetzt, die dann bei Bedarf, d.h. bei Maschinenschaden an einer 
anderen Linie, sofort angefahren werden konnte. Ergebnis: wesentlich 
höhere Produktionsleistung als vorher mit einer Gruppenschicht mehr, d.h. 
ganz wesentlich billigere Produktion. In der zweiten Kurzarbeitsperiode vor 
Weihnachten 74 wurden dann die Maschinen schnellergestellt. An den fahrenden 
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Linien wurden die Meister angewiesen, alle Pausen mit Springern durchfahren zu 
lassen und zum Feierabend unter Wegfall der Reinigungszeit bis auf den letzten 
Drücker zu fahren. Die Anzahl der Springer wurde drastisch reduziert, so daß 
jeder Kollege, der sich krank melden mußte, sicher sein konnte, daß sein Arbeits- 
platz sofort fest neu besetzt wurde, und er ihn womöglich nach seiner Krankheit 
nicht wieder übernehmen konnte. In monatelangem Großeinsatz von Augsburger 
Fachleuten, Handwerkern und ständigen Überstunden von Einrichtern auch und 
gerade der kurzarbeitenden Abteilungen (!) wurden hunderte von kleinen tech- 
nischen Details geändert, wurde eine zweite Linie schnellergestellt. Resultat: 
Man kann jetzt, im Sommer 75, eine weitere Schicht einsparen. OSRAM wird 
abermals fünfundzwanzig Arbeiter entlassen, und im Endeffekt kaum weniger, 
auf jeden Fall aber sehr viel billiger produzieren als vor einem Jahr. Natürlich 
ist das nur möglich, indem alle intensiver, gründlicher, schneller arbeiten. Und das 
tun alle, weil Krise ist und weil weitere Entlassungen und Kurzarbeit anstehen. 
In einer Vorfertigung der Stablampenabteilung, im Elektrodenbau waren vor einem 
Jahr noch mehr als doppelt so viele Einrichter wie heute beschäftigt. Jeder Ein- 
tichter hatte eine Maschine zu fahren, jetzt sind es zwei bis drei. Ältere Kollegen, 
die bei dieser mörderischen Arbeitshetze nicht mithalten können, verlassen ent- 
weder „freiwillig“ die Firma oder werden solange weichgeklopft, bis sie mit einer 
Abfindung von beispielsweise 10 000 DM für fünfzehn bis zwanzig Dienstjahre 
in gegenseitigem „Einverständnis“ gehen. Ihre Arbeit machen dann jüngere 
Kollegen mit, die diesen Stress noch aushalten, die ihn einfach deswegen aushal- 
ten, weil sie genau wissen, wie der Arbeitsmarkt zur Zeit aussieht. In anderen 
Abteilungen sieht es ähnlich aus. Hier wird zwar tatsächlich weniger produziert, 
durch Kurzarbeit und Stillegung von Fertigungslinien, gleichzeitig aber der 
Ausstoß der weiterfahrenden Linien erhöht — oft bis zu 50% höhere Stück- 
zahl. Die Frauen bekommen dafür 30 Pf. mehr die Stunde. Die rigiden Metho- 
den der Augsburger „Besatzungsmacht“ stießen aber auch auf Widerstand. Z.B. 
als die Einrichter gezwungen werden sollten, in der Nachmittagsschicht regel- 
mäßig eine viertel Stunde länger zu bleiben — ohne zusätzliche Bezahlung. Der 
Trick war, daß einfach die Arbeitszeit verschoben werden sollte, wodurch mit- 
tags die Ablösungszeit, wo die Einrichter beider Schichten zur Übernahme der 
Maschinen eine halbe Stunde gemeinsam da sind, halbiert worden wäre. Der 
Betriebsratsvorsitzende speiste einzeln protestierende Einrichter ab: „Ihr habt 
nicht den nötigen Weitblick. Wenn wir nicht wirtschaftlicher arbeiten, verliert 
auch ihr noch euren Arbeitsplatz“. Mit einer Unterschriftenliste, auf der sich 
mit ganz wenigen Ausnahmen alle Einrichter des Werks entrugen, wurde der Be- 
triebsrat schließlich gezwungen, sein Mitbestimmungsrecht bei der Festlegung 
der regelmäßigen Arbeitszeit (Betr. V.G. $ 37) im Sinne der betroffenen Kolle- 
gen wahrzunehmen, und die Anordnung der Werksleitung mußte aufgehoben 
werden. Während andere Abteilungen wochenlang kurzarbeiteten, also angeb- 
lich für die Belegschaft nicht genug Arbeit vorhanden war, wurden über mehrere 
Wochen hinweg Kollegen aus der Packerei zu Sonnabend-Überstunden gezwun- 
gen. Als dann auch noch in derselben Abteilung Kündigungen wegen „Arbeits- 
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mangels‘‘ ausgesprochen wurden, soll eine Gruppe türkischer Kollegen gerüchte- 
weise mit Sabotageakten gedroht haben, falls wieder Sonnabends gearbeitet 
würde. Jedenfalls waren am folgenden Sonnabend morgens 6 Uhr mehrere Poli- 
zeifahrzeuge auf dem Werksgelände postiert. Gearbeitet wurde nicht. Der Zu- 
sammenhang Kurzarbeit-Überstunden-Entlassungen wurde auch in der Betriebs- 
werkstatt deutlich. Nach Abschluß des Umzugs sollte diese von achtundzwan- 
zig auf zwölf Mann reduziert werden. Das war der Stamm, den die Werksleitung 
behalten wollte. Obwohl diese Kollegen die anfallende Arbeit gar nicht bewälti- 
gen konnten, benutzte man die Krise, die anderen loszuwerden und beschäftigte 
vorübergehend Leiharbeiter von Fremdfirmen, die jede Menge Überstunden 
klopften und sogar Sonntags arbeiten kamen. Auf diese Weise wurde OSRAM 
nicht nur kurz vor Inkrafttreten des für Westberlin gültigen Tarifvertrags über den 
Schutz von Arbeitnehmern über fünfundfünfzig und mit mehr als zehn Jahren 
Betriebszugehörigkeit (Zusatz zum Manteltarifvertrag, der Mitte des Jahres gültig 
wird) eine Reihe solcher Kollegen los, sondern auch noch den stellvertretenden 
Leiter des Vertrauensleutekörpers: dieser Kollege, einer der höchstqualifizierten 
Facharbeiter des Werks, neun Jahre im Betrieb, wurde entlassen, nachdem er 
für seine Abteilung aktiv geworden war, die Notwendigkeit solch drastischer 
Reduzierung der Arbeitsplätze angezweifelt und in der Pause eine Abteilungs- 
versammlung durchgeführt hatte, wo er die Kollegen über die Pläne der Werks- 
leitung und über die Aussichten, die für jeden einzelnen bestehen, informierte. 
Als ihm kurz darauf eröffnet wurde, daß er zum 31. Januar gekündigt würde. 
beschränkte sich der Widerstand gegen diese Maßregelung eines Kollegen auf 
Meckerei. Drei Monate später wäre er mit Sicherheit in den Betriebsrat gewählt 
worden — jetzt rührte niemand einen Finger für ihn. 


Die Betriebsratswahl 1975 


Als im Februar/März in der Halle und im Vertrauensleutekörper die Diskussion 
über die Kandidatenaufstellung zur Betriebsratswahl in die entscheidende Phase 
trat, waren die Fronten zwischen den Anhängern des alten Betriebsrats und sei- 
nen Kritikern und Gegnern durch die kurz zuvor erfolgte Entlassung von drei 
aktiven Vertrauensleuten schon sehr verhärtet. Die Türken waren geschlossen 
wie schon lange nicht mehr, nicht offen aggressiv, eher verbissen und willens, 
den alten Betriebsrat wegzuputzen. Das konnte sich auch deshalb nicht offensiv 
zeigen, weil ihre zwei fähigsten und entschlossensten Sprecher ebenfalls kurz vor 
Eröffnung des Wahlvorgangs entlassen worden waren: der eine, weil er sich indi- 
viduell gegen die steigende Arbeitshetze gewehrt hatte, indem er ein unzumut- 
bares Quantum an Schweißarbeiten mit dem an seinen Meister gerichteten Kom- 
mentar: „leck mich am Arsch“ liegengelassen hatte und sich erstmals drei Tage 
krank meldete, der andere, weil er, als er noch Vertrauensmann war, aus Protest 
gegen den Betriebsratsvorsitzenden aus der Gewerkschaft ausgetreten war, auf 
Betriebsratsversammlungen seine Landsleute dazu aufrief, Kandidaten zu wählen, 
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die auf ihrer Seite sind, und der daher als Anführer einer zu erwartenden türki- 
schen Gegenliste galt. Ein anderer Grund ist kaum denkbar, da er mit fünf 
Kindern nach sozialen Gesichtspunkten selbst bei größeren Entlassungen noch 
lange nicht hätte gekündigt werden können. Mindestens fünf Kollegen, die in 
der Diskussion in ihren Abteilungen und darüber hinaus in der ganzen Halle im- 
mer wieder als Betriebsratskandidaten genannt wurden, waren also weg, was in 
der Belegschaft durchals ‚Wahlkampf der Werksleitung‘ verstanden wurde. Dar- 
über hinaus mußten sich die Betriebsräte, besonders die freigestellten Vorsitzen- 
den, in der Halle immer wieder anhören, ihnen sei doch die Entlassung von un- 
bequemen Kritikern und aussichtsreichen Alternativ-Kandidaten gar nicht so un- 
lieb. In dieser Situation mußte der Betriebsrat damit rechnen, daß zur Wahl aus- 
sichtsreiche Gegenlisten aufgestellt würden, wenn er seine Mehrheit im Vertrauens- 
leutekörper dazu benutzen würde, ihm nicht genehme Kandidaten von der Liste 
der IG-Metall auszuschließen. Diese Möglichkeit wurde in der Tat in der Halle, 
vor allem unter den Türken, sehr lebhaft diskutiert. Aus der Diskussion in der 
Belegschaft kristallisierten sich hauptsächlich drei Forderungen heraus: 

1. Persönlichkeitswahl, damit jeder Kandidat einzeln wählbar ist. Das schloß 
aber mit ein: i 

2. Aufnahme aller zur Wahl vorgeschlagenen Kandidaten auf die Einheitsliste, damit 
niemand gezwungen wird, eine eigene Liste aufzustellen, wodurch Listenwahl statt 
Persönlichkeitswahl stattfinden würde. 

3. Speziell: Aufnahme türkischer und jugoslawischer Alternativkandidaten zu den 
bei ihren Volksgruppen total unbeliebten bisherigen Vertretern (je ein Türke und 
ein Jugoslawe war drin). An diesen Forderungen konnten weder Betriebsrat noch 
Vertrauensleutekörper vorbei, wollten sie nicht kurz vor der Wahl noch endgültig 
beweisen, wie sehr sie an den Interessen der Belegschaft vorbeigehen. 

Es kam also zu einer IGM-Einheitsliste von 39 Kandidaten, von denen 15 zu 
wählen waren. Darauf waren auch die drei 1972 über die CDU-Liste gewählten Be- 
triebsräte, von denen einer inzwischen zum Mitglied des Berliner Abgeordneten- 
hauses (der einzige Arbeiter dort) avanciert war. Drauf waren auch mehrere Ver- 
trauensleute, die sich in den Auseinandersetzungen der letzten Jahre nicht ge- 
scheut hatten, sich für die Interessen ihrer Kollegen zu exponieren. Da der alte 
Betriebsrat mit einer Selbstverständlichkeit, die von den meisten Kollegen schon 
als Unverschämtheit angesehen wurde, sich selbst, also den gesamten alten Betriebs- 
rats-Körper, auf die Plätze eins bis fünfzehn der Liste setzte, dann auf die Plätze 
bis zwanzig seine verdientesten Anhänger, entstand im Werk spontan die Parole: 
Ab Nr. 20 runter wählen! Dagegen verbreitete der alte Betriebsrat und seine 
Freunde: Nur 1-20! Schon durch diese Blockbildung war ein Wahlkampf eröff- 
net, der bis zum Wahltag zu einer sehr scharfen, diesmal politisch gebundenen 
Polarisierung führte. Diese wurde endgültig verfestigt, als in der von den Kolle- 
gen intensiv gelesenen Zeitung der Kommunisten im Betrieb,,KLASSENKAMPF 
OSRAM“ acht Kandidaten zur Wahl empfohlen wurden, von denen am ehesten 
eine Änderung der alten Betriebsratspolitik zu erwarten wäre. Jetzt wurde von 
Mitgliedern des alten Betriebsrats, von Meistern, Abteilungsleitern, Vorarbeiterin- 
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nen eine hektische Kampagne gestartet: Stoppt die Roten! Keine Stimme den 
Kommunisten! Auf der Betriebsversammlung direkt vor der Wahl wurde eine 
lebhafte Auseinandersetzung um die wichtigsten Fragen der Betriebsrats-Ar- 
beit geführt. Vier Punkte standen im Vordergrund: 

1. Das Verhalten des Betriebsrats zu Kündigungen. Der bisherigen, vom Kon- 
zept der Sozialpartnerschaft getragenen Praxis, Kündigungen außer in krassen 
Härtefällen ohne Widerspruch hinzunehmen, stand die Forderung gegenüber: 
Der Betriebsrat hat für die Erhaltung jedes einzelnen Arbeitsplatzes zu kämpfen 
— nicht nur im Interesse derer, die gekündigt werden sollen, sondern auch 
im Interesse derer, die sonst nachher mehr arbeiten müssen. Solange eine echte 
Einwirkung des Betriebsrats auf die Planung des Unternehmens nicht besteht, 
hat sich der Betriebsrat keine Mitverantwortung bei Kündigungen aufzuhalsen. 
Er soll also in jedem Fall Widerspruch einlegen, was außerdem den Kollegen, 
die Klage einlegen, vor dem Arbeitsgericht größere Chancen gibt. 

2. Das Verhältnis der Betriebsräte zur Belegschaft. Der bisherigen Betriebs- 
rats-Arbeit hinter verschlossenen Türen, die von Mißtrauen der Belegschaft 
getragen war stand die Forderung gegenüber: Der Betriebsrat muß die Belegschaft 
über alles informieren, was nicht ausdrücklich der Geheimhaltungspflicht unter- 
liegt, er muß seine Entscheidungen aus der Diskussion mit den Kollegen treffen 
und es als sein Hauptaufgabe ansehen, Selbstbewußtsein und Kampfkraft der 
Belegschaft zu fördern. 

3. Das Verhältnis zu den ausländischen Kollegen. Der bisher weitgehenden 
Nichtberücksichtigung der Interessen der Ausländer stand die Forderung der 
Türken gegenüber, nicht nur angemessen im Betriebsrat vertreten zu sein, sondern 
nach einer vollen Gleichberechtigung auch in Krisenzeiten. 

4. Die Arbeit im Betriebsrat. Der autoritäre Führungsstil der Vorsitzenden, die 
keinem anderen Mitglied des Betriebsrates eine Chance zur Entfaltung eigener 
Aktivitäten ließen, die für sich das alleinige Monopol auf Wissen, Meinung und 
Entscheidung beansprucht hatten, sollte gebrochen und jedem Betriebsratsmit- 
glied die Möglichkeit zur Aktivität für die Kollegen eröffnet werden. 

Das Ergebnis der Wahl spiegelte die im Wahlkampf endgültig vollzogene 
Polarisierung: fünf wiedergewählten Mitgliedern des alten Betriebsrats standen 
zehn neugewählte Kollegen gegenüber, darunter alle acht aus dem von der rechten 
Ecke her so diffamierten „roten Block“ unter der Nr. 20, der aber weder ein 
geschlossener Block, geschweige denn ein „kommunistischer“ ist. 


Resume — Stand Juli 1975 


Das Ergebnis der Wahlen war auf der einen Seite eine deutliche Niederlage für 
den alten Betriebsrat. Auf der anderen Seite war die Niederlage aber nicht ein- 
schneidend genug, um die alte Betriebsratsspitze abzusägen. Einige der neuen 
Betriebsräte ließen sich — teils aus Unerfahrung, teils aus Angst vor einem har- 
ten „linken“ Kurs — vor den Karren des bisherigen Vorsitzenden und seiner engsten 
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Vertrauten spannen und ermöglichten so die Wiederwahl der alten Betriebsrats- 
spitze (Vorsitzender und freigestellte Betriebsräte). Für viele Kollegen war dieses 
Ergebnis deprimierend (‚Da kann man machen, was man will, es bleibt doch 
alles beim Alten‘). Diese Niedergeschlagenheit läßt sich zum großen Teil er- 
klären durch die Neigung vieler Kollegen, die Möglichkeiten einer „anderen“ 
Betriebsratsarbeit viel zu hoch einzuschätzen. Besonders die Ausländer hatten 
sich, vor allem was die Kündigungen betrifft, wahre Wunderdinge von einem 
neuen Betriebsrat erwartet. Diese Erwartungshaltung brachte einige neue Be- 
triebsräte nach ihren ersten Mißerfolgen im Betriebsrat in große Schwierigkeiten. 
Es wird jetzt die Aufgabe sein, das Bewußtsein der Kollegen über ihre 
eigene Kraft wieder zu stärken und sie davon abzubringen, allein in einer besseren 
Interessenvertretung durch die von ihnen neugewählten Betriebsräte einen Aus- 
weg aus ihrer bedrohten Situation zu sehen. Das kann z.B. dadurch geschehen, 
daß die betrieblichen Probleme, Kündigungen, Stillegungen, Arbeitshetze etc., 
wie bisher auf Betriebsversammlungen besprochen werden und die Aktivitäten 
auf Abteilungs- und Betriebsebene nicht auf die beschränkt bleiben, von denen 
man es von vornherein erwartet. Eine solche Entwicklung der Eigenaktivität kann 
dadurch unterstützt werden, daß den Kollegen nicht wie bisher der Betriebs- 
rat als geschlossener Abwehrblock entgegensteht, sondern einzelne Betriebsräte 
sie unterstützen. Unsere Erfahrung bei OSRAM ist, daß gerade jüngere deutsche 
Facharbeiter die vorantreibende Kraft bilden, die nicht nur ihre eigenen Interes- 
sen als Einrichter im Auge haben, sondern mit der Verschärfung der Krise mehr 
für die gemeinsamen Interessen von deutschen und ausländischen Kollegen ein- 
treten. Dagegen werden die ausländischen Kollegen in der verschärften Krise 
immer unsicherer. Ausländerpolizei, Arbeitserlaubnis, Aufenthaltsgenehmigung, 
Zuzugssperre etc. sind für sie zusätzlich disziplinierende Faktoren und erschwe- 
ren eine gemeinsame längerfristige politische Arbeit im Betrieb. Hier ist es not- 
wendig, die betriebliche Arbeit durch eine außerbetriebliche zu ergänzen, bei- 
spielsweise in der Form eines Ausländerzentrums, in dem die besonderen Pro- 
bleme der Ausländer (z.B. auch die Unkenntnis über ihre Rechtslage) angegan- 
gen werden und wo sich Kollegen aus verschiedenen Betrieben zusammenschlie- 
ßen Können. Zweitens erfahren wir gerade in der Krise, daß es jetzt erst recht 
notwendig ist, in die betrieblichen Aktivitäten möglichst viele Kollegen einzu- 
beziehen und nicht den Fehler zu machen, sich als Einzelner zu exponieren und 
sich so für eine Kündigung geradezu anzubieten. Nur so kann man die Auswir- 
kungen der Krise, Resignation und Spaltung der Kollegen, überwinden helfen. 


Stand Anfang 76 


Die Kündigungswelle oder besser: Kündigungsflut hielt weiter an. Insgesamt 
wurden seit dem Umzug ins neue Werk durch ‚„natürlichen‘ (Abgänge aus 
Altersgründen etc.) und gewaltsamen Abbau (Kündigungen bis zu 49 im Monat, 
um Massenentlassung zu vermeiden) die Belegschaft um 1/3 verringert. Dieser 
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Abbau schlug sich vor allem im produktiven Bereich nieder. Davon waren teil- 
weise auch der alte Stamm betroffen. Die Rationalisierungsschraube wurde fester 
angezogen. Dabei geht man in jüngster Zeit gründlicher vor als vorher. Seitdem 
Siemens die AEG-Anteile übernommen hat, wird nicht nur innerbetrieblich 
rationalisiert, sondern auch im überbetrieblichen Rahmen. Die Produktion 
bestimmter Lampentypen soll auf einzelne Werke. konzentriert werden, d.h. 
man kommt vom Prinzip der Gemischt-Werke ab. So etwas nennt man dann 
Standortbereinigung. Bestimmte Produktionen werden ganz eingestellt (in den 
letzten vier Jahren wurden über die Hälfte aller Lampentypen wegrationalisiert). 
Andere werden stillgelegt, weil die Konkurrenz (in Europa vor allem Philips) für 
diese Typen bessere und billigere Produktionstechniken entwickelt hat. OSRAM 
geht dabei so vor, daß diese Typen solange von der Konkurrenz aufgekauft und 
in das OSRAM-Lampenangebot eingereiht werden, bis OSRAM den Vorsprung 
der Konkurrenz auf diesem Gebiet durch eigene technische Entwicklungen oder 
durch aufgekaufte Fertigungslinien wieder wettmachen kann. Ebenso werden im 
Osram-Werk Spandau bestimmte Lampentypen auch mit „Philips“ Stempel für 
diesen „schärfsten Konkurrenten“ hergestellt. Diese Rationalisierungen haben 
entscheidende Konsequenzen bis zur Stillegung ganzer Werksteile. In diesem 
Zusammenhang kann man auf die Funktion der Kurzarbeit eingehen. Viele Kol- 
legen und Betriebsräte meinen, durch Kurzarbeit könnten Entlassungen verhin- 
dert werden. Teilweise wurde bei Osram aber die Erfahrung gemacht, das Kurz- 
arbeit gerade dazu ausgenutzt wurde, um in den zeitweilig stillgelegten Fertigungs- 
linien technische Veränderungen mit dem Ziel der Personaleinsparung bei gleich- 
zeitiger Produktionssteigerung vorzunehmen. Die Kurzarbeit schuf so also erst 
die Voraussetzung für weitere Entlassungen. Das bedeutet auch: wenn man was 
gegen Entlassungen machen will, müßte man schon beim Punkt Kurzarbeit 
Widerstand leisten (oder zumindest Rationalisierung verhindern). Teilweise 
wurde auch Kurzarbeit einfach angemeldet, wenn einzelne Fertigungsgruppen 
technische Störungen hatten. Was früher Stillstandzeiten hieß, heißt dann heute 
Kurzarbeit. Nur mit dem Unterschied, daß der Produktionsausfall früher von der 
Firma getragen wurde, während er heute auf Kosten des Arbeitsamtes, d.h. auf 
Kosten der Beiträge der Kollegen geht. Unter solchen Umständen ist dann auch 
klar, warum die Sozialabgaben erhöht werden müssen! 

Die neuen Betriebsräte haben in der gegenwärtigen Lage wenig Möglich- 
keiten, in diese Entwicklung so einzugreifen, daß ein Widerstand der Kollegen 
möglich wird. Diejenigen Kollegen, die auf Betriebsversammlungen der Ge- 
schäftsleitung auf die Finger geklopft und auf den Zusammenhang von Kurzar- 
beit — Rationalisierungen — Entlassungen hingewiesen haben und die auch in 
ihren Abteilungen darüber wenigstens Gespräche entwickeln konnten, wurden 
in offener Konsequenz von der Betriebsleitung gefeuert. Allein auf sich ange- 
wiesen kann auch der beste Betriebsrat nichts machen — zumal die Betriebsrats- 
mehrheit jede Oppositionshaltung gegenüber der Werkleitung abblockt. 

Dazu kam noch etwas sehr Wichtiges: mit der Kündigung der aktiveren 
Vertrauensleute konnte der vorher einigermaßen funktionierende Vertrauens- 
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leutekörper aufs Abstellgleis geschoben werden. D.h., nach der Wahl des neuen 
Betriebsrats schlief die Vertrauensleutearbeit fast völlig ein, und alle Versuche, 
diesen Schlaf zu unterbrechen, wurden von der rechten Vertrauensleutekörper- 
leitung abgeblockt. So verlagerten sich die betrieblichen Auseinandersetzungen 
immer mehr ins Betriebsratszimmer und entfernten sich von den Kollegen. Doch 
auch die Kollegen, gerade auch die vorher noch handlungsbereiten Einrichter, 
veränderten ihre Haltung und trugen so zur zunehmenden Isolierung der ‚an- 
deren‘ Betriebsräte bei. Diese Einrichter, die relativ hoch bezahlt werden, wissen 
von gekündigten Kollegen, daß man in anderen Betrieben nicht nur zu Anfang 
wesentlich weniger verdient (wenn man überhaupt zur Zeit eine akzeptable Ar- 
beit findet). Ihr gut bezahlter Arbeitsplatz gewinnt also in der jetzigen Krise eine 
viel größere Bedeutung. Wenn sie vorher zu oft harten Auseinandersetzungen mit 
Meistern und Abteilungsleitern bereit waren, so sind sie heute eher geneigt, sich 
mit den Vorgesetzten zu arrangieren, sozusagen einen Burgfrieden zu schließen. 
Das dient der eigenen Arbeitsplatzsicherung und deckt sich zudem mit Auffas- 
sungen, wie sie von rechten Betriebsräten und Gewerkschaftlern geäußert wer- 
den: Daß man nämlich in einer Krise der Wirtschaft Zugeständnisse machen 
muß, um aus der Krise herauszukommen. Also die Devise: Wenn es dem Betrieb 
gut geht, geht es auch uns gut; geht es dem Betrieb schlecht, muß man als Arbei- 
ter, Gewerkschaftler und Betriebsrat zusehen, daß es dem Betrieb bald besser geht. 
Man soll — das ist jedenfalls die Erfahrung bei OSRAM — die Wirksamkeit solcher 
Argumente nicht unterschätzen. Die Position der rechten Betriebsräte hat sich ge- 
rade in der Krise unter den Kollegen verstärkt, oder doch wenigstens bei einem 
entscheidenden Teil der Kollegen. Daß man dagegen was machen muß, ist 
klar. Mit welchen Mitteln, wie ein Betriebsrat dabei vorgehen sollte oder Könnte, 
kann hier jetzt nicht erörtert werden. 
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Krisztina Mänicke-Gyöngyösi 
Kultur und Alltagsleben in der Übergangsgesellschaft 
— Der Beitrag Trotzkis zur frühsowjetischen Diskussion — 


1. Einleitung 


Während die Entstehungsgeschichte der politischen und ökonomischen Institu- 
tionen der frühen Sowjetunion schon häufiger daraufhin untersucht worden ist, 
inwieweit ihr Hinweise auf Transformationsmodelle in nachkapitalistischen Ge- 
sellschaften sowjetischen Typs zu entnehmen sind, gilt dies nicht in gleicher 
Weise für ihre kulturellen Implikationen (1). Dabei zeigt die Entwicklung in 
den osteuropäischen Gesellschaften, daß die Differenzierungs- und Dezentra- 
lisierungsexperimente im politischen und ökonomischen Leitungssystem im 
Zuge der Wirtschaftsreformen der 60er Jahre das Problem aufwirft, ob und inwie- 
weit hierdurch Chancen für soziokulturelle Emanzipation geboten werden bzw. 
die Anpassung der sozialen Kontroll- und Integrationsmechanismen an die ver- 
änderte Situation gelingt. Als symptomatisch für ein gewandeltes Problembe- 
wußtsein Könnte man nicht nur die im Zusammenhang mit der Theorie der wissen- 
schaftlich-technischen Revolution geäußerte Forderung nach Ablösung von äu- 
ßerer Verhaltenslenkung durch eine Kontrolle mittels internalisierter Normen 
und nach der Erforschung der entsprechenden ‚Gesetzmäßigkeiten‘ erwähnen, 
sondern auch auf die mittlerweile illegalisierten Rekonstruktionsversuche eines 
‚undogmatischen‘ Marxismus in der CSSR oder Ungarn hinweisen, in denen der 
Dimension des Alltagslebens eine konstitutive Bedeutung zukommt (2). Obwohl 
auch die Studentenbewegung in der BRD und Westberlin von Anfang an eine 
Sensibilität für subkulturelle Lebensformen entwickelte, da sie die Legitimations- 
ideologien spätkapitalistischer Gesellschaften als brüchig erfuhr, nahm zunächst 
die chinesische Kulturrevolution und die Probleme der dritten Welt ihre ganze 
Aufmerksamkeit in Anspruch. Sie suchte nämlich nach Identifikationsmöglich- 


Grundsätzlich wird beim Nachweis russischer Namen die Schreibweise des Orginals bei- 

behalten, bei der Wiedergabe russisch-sprachiger Titel die - von der deutschen Recht- 

schreibung teilweise abweichende — wissenschaftliche Transkription verwendet. 

1 Vgl. etwa die beiden Sammelbände: Probleme des Sozialismus und der Übergangsgesell- 
schaft, hg. P. Hennicke, Frankfurt/M. 1973; Übergangsgesellschaft: Herrschaftsform und 
Praxis am Beispiel der Sowjetunion, hg. P.W. Schulze, Frankfurt/M. 1974 

2 Für die Sowjetunion s. z.B.: S.I. Fainburg, Die Perspektiven der wissenschaftlich-tech- 

nischen Revolution und die Entwicklung der Persönlichkeit, in: Sowjetwissenschaft/ 

Gesellschaftswissenschaftliche Beiträge, 1969, S. 776-787, für die CSSR und Ungarn: 

Karel Kosik, Die Dialektik des Konkreten, Eine Studie zur Problematik des Menschen 

und der Welt, Frankfurt/M. 1967 sowie Heller Agnes, A mindennapi elet (Das Alltags- 


leben) Budapest 1970, das demnächst in deutscher Übersetzung im Suhrkamp Verlag 
erscheinen wird. 
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keiten mit autonomen, Herrschaftsansprüche erfolgreich abwehrenden Massenbe- 
wegungen, nachdem ihr trotz anfänglicher Erfolge in den bürgerlichen Medien 
ihre Isoliertheit von der arbeitenden Bevölkerung zum Problem wurde. Von 
diesem Interesse ist noch die erste Hinwendung zur Beschäftigung mit dem Pro- 
letkult mitgeprägt (3). 

Nun ist ein solches Umgehen mit den Erfahrungen der Arbeiterbewegung 
angesichts der inzwischen offenbar gewordenen Sackgasse — in die die Übertra- 
gung von historisch überholten bzw. unangemessenen Organisationsrezepten 
geführt hat — problematisch geworden; vor allem deshalb, weil man sich durch die 
versäumte Rekonstruktion des historischen Erfahrungshorizontes der Möglichkeit 
begibt, die Traditionen der Arbeiterbewegung in ihrer in unsere Gegenwart hinein- 
reichenden Bedeutung zu verstehen. Wenn die Verwirklichung einer sozialistischen 
Praxis in spätkapitalistischen Gesellschaften auch auf die Freisetzung sozialisti- 
scher Entwicklungspotentiale in osteuropäischen Gesellschaften angewiesen ist 
und umgekehrt, dann dürften nicht nur Übereinstimmungen, sondern auch unter- 
schiedliche Akzentsetzungen in der theoretischen Deutung einer Situation von 
Interesse sein, die hier und da vom Ausbleiben massenhafter Klassenkämpfe bzw. 
ihrer Niederlagen gekennzeichnet war. 

Nicht realisierte Chancen zur Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse — 
wie sie sich aus der theoretischen Perspektive ihrer ideellen Reproduktion durch In- 
tellektuelle ergeben — oder aber auch machtpolitische Niederlagen haben die 
Frage nach den spezifischen Wahrnehmungsstrukturen der Beteiligten und deren 
Konstitutionsbedingungen entstehen lassen. So verweisen z.B. Negt/Kluge auf 
die Ambivalenz, die der spezifischen — durch die familiale Sozialisation immer 
wieder reproduzierten — Erfahrungsverarbeitung der Arbeiterklasse innewohnt (4). 
Als Blockierung des proletarischen Lebenszusammenhanges verstelle sie zwar den 
Weg zur reflexiven Rekonstruierung, bewahre jedoch andererseits die von der 
kapitalistishen Verwertung nicht erfaßbare verdrängte Phantasie, die Erinnerung 
an vorindustrielle kollektive Lebensformen. Diese Phantasie soll in der — von den 
Verfassern programmatisch geforderten — proletarischen Öffentlichkeit zu einer 
neuen die Kapitalistische Rationalität überwindenden Produktionsweise entbun- 
den werden. Demgegenüber wird den Autoren der Lukacs-Schule in Ungarn die 
Beschlagnahme und Neutralisierung dieser spontanen kollektiven Verhaltenswei- 
sen zum Problem, insbesondere in einer Situation, in der die Wirtschaftsreform 


3 Vgl. die Thesen 9-13 in: E. Knödler-Bunte, Thesen zur politischen Einschätzung des Pro- 
letkults, Ästhetik und Kommunikation H. 5/6 1972, S. 66 ff. sowie die an ihnen geäu- 
ßerte Kritik von H. Boehnke, B. Steinborn, A. Widmann, Zur politischen Diskussion des 
Proletkult in diesem Heft, daselbst, S. 69-71. Inzwischen ist eine zweibändige Dokumen- 
tation erschienen, die sich in stärkerem Maße zum Ziel setzt, die Widersprüche dieser 
Kulturbewegung historisch-konkret zu rekonstuieren: P, Gorsen/E. Knödler-Bunte (Hg.), 
Proletkult Bd. 1 und 2, Stuttgart-Bad Cannstatt 1975 

4 O. Negt/A. Kluge, Öffentlichkeit und Erfahrung, Zur Organisationsanalyse von bürger- 
licher und proletarischer Öffentlichkeit, Frankfurt/M. 1972. Vgl. auch die um den An- 
satz des Buches kreisende Diskussion: Bürgerliche und proletarische Öffentlichkeit, in: 
Asthetik und Kommunikation H. 12 1973, S. 6-27 
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zusätzlich eine privatistische Konsumorientierung fördert (5). Um den lähmen- 
den Kollektivismus zu überwinden und die durch den gesellschaftlichen Ent- 
wicklungsstand gebotenen individuellen Entfaltungsmöglichkeiten zu realisieren, 
geht es ihnen stärker um die Reintegrierung der individuellen Orientierungen in 
eine selbstbestimmte gemeinschaftliche Lebensweise. Der kritischen Distanz ge- 
genüber der Vorstellung, an vorindustrielle Verhaltensweisen anknüpfen zu Können, 
entspricht auch ein anders strukturiertes Lernmodell: statt Reaktualisierung von re- 
flexiv nicht einholbaren historischen Erfahrungszusammenhängen steht für A. Hel- 
ler die kollektive Bewußtmachung von sozialer Erfahrung im Vordergrund. Sie soll 
neue Individualitäten erzeugen, die die Vermittlung ihrer partikularer Interessen 
mit gesamtgesellschaftlichen Emanzipationstendenzen durch Institutionen, Kul- 
turelle Objektivationen -—- wie Philosophie, Kunst — hindurch geleistet haben (6). 

Es ist hier nicht der Ort, die Denktraditionen dieser unterschiedlich struktu- 
rierten Aneignungsformen von Geschichte aufzusuchen oder sie mit historischen 
Verlaufsformen von Arbeiterbewegungen zu konfrontieren (7). Ihre Gültigkeit 
hängt von der Klärung eines jeweils nur konkret entscheidbaren Fragenkatalogs 
ab: Inwiefern gibt es diskontinuierliche bzw. alternative Wege zur Beherrschung 
der inneren und äußeren Natur? In welcher Weise werden die aus dem bäuerlichen 
Lebenszusammenhang stammenden Einstellungen durch den Prozeß der Indu- 
strialisierung wie die Entfaltung von Klassenkämpfen in eine Arbeitersubkultur 
überführt? Wie verändern sich die Muster der Erfahrungsverarbeitung und Iden- 
titätsfindung mit dem Wandel der industriellen Arbeitsorganisation? (8) Es soll 
mit diesen Bemerkungen nur die Aufmerksamkeit auf die womöglich anders gestell- 
te kulturelle Problematik in Übergangsgesellschaften sowjetischen Typs gelenkt 
werden, die aus der Instrumentalisierung der emanzipativen Gehalte der Arbei- 
terbewegung für eine kKollektivistische Legitimationsideologie erwachsen und 
wohl das erste Mal in der auf den Kriegskommunismus folgenden Phase der 
russischen Revolution virulent geworden ist. Es liegt vermutlich am Verlauf 
der russischen Revolution, daß die Konstitution von proletarischem Klassenbe- 
wußtsein vornehmlich als ökonomisches und politisches Problem begriffen wurde. 
Die im Interesse der Industrialisierung vom zaristischen Staat ausgeübte Unter- 
drückung ließ — von kurzen Perioden abgesehen — keine Handlungsspielräume 
für oppositionelle Tätigkeiten und damit für kontinuierliche Organisationsversuche 


5 A. Hegedüs/M. Markus u.a., Die Neue Linke in Ungarn, Bd. 1, Merve Verlag Berlin 1974 
ne S. 168-178 sowie A. Hegedüs/M. Vajda u.a., Die Neue Linke in Ungarn, Bd. 2, 

6 A. Heller, Das Alltagsleben, a.a.O0. und dieselbe, Die Marxsche Revolutionstheorie und 
die Revolution des Alltagslebens, in: Die Neue Linke in Ungarn, Bd. 2, a.a.O., S. 90-104 

7 Zum Erfahrungsmodus der Reaktualisierung vgl. J. Habermas, Bewußtmachende oder 
rettende Kritik — Die Aktualität Walter Benjamins 1972, in: ders., Kultur und Kritik 
Frankfurt/M. 1973, S. 302-344; zur theoretischen Position der Lukacs-Schüler s. Lau 
Breccia-Boella, Philosophie und Politik in der ‚Budapester Schule‘, in: Die Neue Linke in 
Ungarn, Bd. 2, a.a.O., S. 5-23 

8 Anregungen zu dieser Frage finden sich z.B. bei: S. Bologna/M. Cacciari, Zusammen- 
setzung der Arbeiterklasse und Organisationsfrage, Merve Verlag Berlin 1973 
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gegenkultureller Art zu, schloß andererseits jedoch auch die Möglichkeit aus, 
das Widerstandspotential und die Kampfkraft der Arbeiter mittels verrecht- 
lichter Klassenkompromisse zu schwächen. Die despotischen Formen der 
Herrschaftssicherung begünstigten individuellen Terror bzw. zentralistisch ge- 
führte konspirative Intellektuellenorganisationen einerseits, spontane Aufstände 
und unorganisierte Streiks andererseits, wobei die Dimension von sozialen 
Lernprozessen — etwa im Leninschen Organisationsmodell — auf Aufklärung 
und Agitation von außen verkürzt werden konnte (9). 

Das von der Wperjod-Gruppe bzw. von Bogdanow vorgestellte Konzept 
einer ‚proletarischen Kultur‘ unterschied sich nur insofern von Lenin, als es die 
Besonderheiten der vom zaristischen Staat forcierten Industrialisierung zu ver- 
nachlässigen können meinte und den Marxismus als allgemeine Industrialisierungs- 
theorie mißverstand (10). Dessen Leistung bestand für Bogdanow in der Syste- 
matisierung und Verallgemeinerung der Prinzipien technologischer Naturbeherr- 
schung, die die Produktivkraftentwicklung beschleunigen, die Beseitigung ihrer 
privaten Schranken fördern sollte (11). Er begriff deshalb bereits die von der ka- 
pitalistischen Arbeitsteilung auferlegte Kooperationsform als proletarische Soli- 
darität, die auf die Verständigung über die gemeinsame Lage und Ziele nicht an- 
gewiesen ist. Insofern war zwar die Bogdanowsche Theorie in der Lage, die auto- 
ritären Implikationen des Leninschen Organisationsmodells als nicht-proletarisch 
abzulehnen und. Versuche der Arbeiterselbstverwaltung mit dem Hinweis auf die 
kollektive Schöpferkraft des Proletariats abzustützen (12). Sie erwies sich jedoch 
wegen der fehlenden Differenzierung zwischen Kapitalistischen und sozialistischen 
Formen der Vergesellschaftung weniger geeignet, die Kritikfähigkeit auch gegenüber 
einer vom ‚proletarischen‘ Staat inganggesetzten ursprünglichen Akkumulation 
— wie es während der NEP geschehen sollte — zu behaupten. 

Nachdem der Bürgerkrieg und die ausländische Intervention dazu beigetra- 
gen hatten, daß Ansätze zur Selbstverwaltung im politischen und ökonomischen 
Bereich (Sowjets, Betriebsräte) zugunsten des Ausbaus eines zentralistischen Staats- 


9 Vgl. hierzu die interessanten Arbeiten von L. Haimson und M. Hildermeier im Sammel- 
band: Wirtschaft und Gesellschaft im vorrevolutionären Rußland, hg. D. Geyer, Güters- 
loh 1975, S. 304-332 und 368-389 sowie B. Rabehl, W. Spohn, U. Wolter, Der Ein- 
fluß der jacobinistischen und sozialdemokratischen Tradition auf das leninistische Or- 
ganisationskonzept, in: Prokla H. 17/18 1975, S. 99-142 

i0 Die seit 1909 auftretende bolschewistische Fraktionsgruppe Wperjod umfaßte unter- 
schiedliche geistige Strömungen vom „Gottessuchertum“ eines Lunatscharski bis zur 
technizistischen Utopie von Bogdanov, der sich die Politische Ökonomie des Sozialis- 
mus als ein sich selbstregulierendes kybernetisches System vorstellte. Vgl. die nach wie 
vor materialreichste Arbeit von D. Grille, Lenins Rivale, Bogdanow und seine Philosopie, 
Köln 1966 

11 Vgl. A. Bogdanow, Die Kunst und das Proletariat, Leipzig/Wolgast 1919 und ders., Die 
Wissenschaft und die Arbeiterklasse, Berlin 1920 bzw. Nachdruck Frankfurt/M. 1971 

12 Zur politischen Einschätzung vgl. auch R.V. Daniels, Das Gewissen der Revolution, 
Köln-Berlin 1962, S. 30 ff. 
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apparates — dem Organisationsbestrebungen der Bolschewiki entgegengekommen 
sein mögen — aufgegeben werden mußten, ergab sich mit der Einführung der NEP 
eine gewandelte Situation. Es begann eine Periode des ‚freidlichen ökonomischen 
und kulturellen Aufbaus‘, in der die ökonomische Entwicklung teilweise markt- 
mäßigen Prinzipien überantwortet werden sollte. Um den angestrebten Klassen- 
kompromiß mit den Bauern und die Wiederherstellung der industriellen Produk- 
tion nicht zu gefährden, war man auf die politische Loyalität, den Leistungswillen 
und die Arbeitsdisziplin der neu zu rekrutierenden Arbeiterklasse angewiesen. 
Die Schaffung und Förderung dieser für die Industrialisierung notwendigen kultu- 
rellen Einstellungen fiel der Kulturarbeit der gesellschaftlichen Organisationen — 
insbesondere den Gewerkschaften — zu. In dieser Situation bringt Trotzki seine 
Auffassung über die Kultur der Übergangsperiode und die Aufgaben der Kultur- 
arbeit in die Diskussion ein, die hier auf Grund von teilweise unbekanntem Mate- 
rial dargestellt und interpretiert werden soll (13). 

In ihr ist — anders als häufig vertreten — die Negation einer proletarischen 
Kultur nicht nur Ausdruck der Unentwickeltheit der sich neu bildenden Arbeiter- 
klasse, sondern auch seines Bestrebens, gegenüber dem Herrschaftsanspruch des 
proletarischen Staates kommunikative Freiräume für eine selbsttätige Verarbei- 
tung der veränderten Situation durch die Massen zu sichern. 

Die Formulierung dieser Kulturkonzeption erfolgte in der für die Bildungs- 
geschichte der russischen Intelligenz des 19. Jahrhunderts charakteristischen 
Sprache der Ästhetik, die angesichts der vorherrschenden positivistisch orientier- 
ten Rezeption des Marxismus am ehesten in der Lage schien, Anliegen der sozia- 
len Emanzipation auch für die Massen zu formulieren. Es wird zu fragen sein, ob 
und in welcher Weise es Trotzki gelingt, die traditionelle Beschränktheit der 
künstlerischen Öffentlichkeit zu überwinden und sie für die Probleme des Alltags- 
lebens fruchtbar zu machen. 


2.  Tirotzkis Kulturtheorie 


Das Kernstück der Trotzkischen Kulturtheorie bildet seine Bestimmung der Kultur 
einer Gesellschaft als „ein entfaltetes und innerlich harmonisiertes System von 
Kenntnissen und Fertigkeiten auf allen Gebieten des materiellen und geistigen 
Schaffens‘ (14). Dieses System umfaßt für Trotzki alle Praxisbereiche, die sich 


13 Ich stütze mich dabei auf die Sammelbände von Leo Trotzki,Literatur und Revolution, 
dtv München 1972 und ders., Fragen des Alltagslebens, Nachdruck Berlin 1973 — die 
beide in russischer Sprache das erste Mal in Moskau 1923 erschienen sind — sowie auf 
den Bd. XXI der in Moskau begonnenen Gesamtausgabe: L. Trockij, Kul’tura perechod- 
nogo vremeni (Die Kultur der Übergangszeit), 1927. Es handelt sich dabei um Reden, 
Zeitungsartikel und Diskussionsbeiträge, die er als Kultur- und Gesellschaftspolitiker aus 
praktischer Absicht verfaßt hat. Vgl. z.B. die Entstehungsgeschichte von ‚Fragen des All- 
tagslebens‘ im Vorwort hierzu, a.a.O., S. II ff. 

14 L. Trotzkij, Literatur und Revolution, a.a.O., S. 161 
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im Verlaufe der menschlichen Geschichte herausgebildet haben, und zwar sowohl 
in ihren vergegenständlichten Formen als materielle Kultur wie auch in ihren sub- 
jektiven Objektivationen als geistige Kultur (15). 

Er gewinnt diesen umfassenden Begriff von Kultur zunächst universalhisto- 
risch aus ihrer Gegenüberstellung mit der Natur. Die Entstehung von Kultur fällt 
zusammen mit dem Heraustreten des Menschen aus dem Tierreich durch den Ge- 
brauch von Werkzeugen. Von diesem Zeitpunkt an werden die Produktivkräfte 
als Ausdruck der „vergegenständlichten ökonomischen Fertigkeit des Menschen, 
seiner historisch erworbenen Fähigkeit zur Aufrechterhaltung seines Daseins” (16) 
zum .bestimmenden Motor der Menschheitsentwicklung. Die materiellen und gei- 
stigen Werte, die eine Gesellschaft vorfindet, zeugen jedoch nicht nur vom je- 
weiligen Stand der Produktivkräfte, sondern sind zugleich geprägt von der vor- 
angegangenen Klassengesellschaft, die sie überliefert. Da es von einem bestimm- 
ten Stand der Produktivkräfte an nur noch Klassengesellschaften gibt, enthält 
Kultur für Trotzki nicht nur die Summe der Fähigkeiten zur Naturbeherrschung, 
sondern ist zugleich Instrument von Klassenherrschaft. Obwohl Trotzki auf die 
historische Aufeinanderfolge von Kulturen bzw. Gesellschaften nicht ausführ- 
lich eingeht, können wir also festhalten, daß er sich der Widersprüchlichkeit der 
kulturellen Überlieferung, die sich aus dem erreichten Grad der Natubeherrschung 
und aus ihrem Klassencharakter ergibt, voll bewußt ist. Der Gefahr eines die Pro- 
duktivkräfte verdinglichenden Fetischismus versucht er auch dadurch zu entflie- 
hen, daß er unter der Aufarbeitung des kulturellen Erbes nicht nur seine Indienst- 
nahme durch die neue herrschende Klasse, sondern auch die Selbstveränderung der 
im Aneignungsprozeß befindlichen Subjekte versteht. Hiermit wird seine zunächst 
nur auf technologische Naturbeherrschung und auf technisches Wissen gerichtete 
Auffassung um die Dimension der Subjektivität erweitert. 

Es ist zwar zunächst überraschend, daß er die an der Blütezeit der bürgerlichen 
Gesellschaft abgelesene innere Strukturierung der kulturellen Tätigkeiten — nämlich 
ihre voll entfaltete und miteinander harmonisierte Form — als Strukturmerkmal von 
eigenständigen Kulturen schlechthin verallgemeinert und normativ gegen die Mög- 
lichkeit und Existenzberechtigung einer proletarischen Kultur in der Übergangspe- 
riode wendet (17). Es wird jedoch zu fragen sein, was dieses Strukturmerkmal in- 
haltlich für die sozialistische Gesellschaft bedeutet. Für die bürgerliche Gesellschaft 
bzw. für die Herausbildung ihrer harmonisch strukturierten Kultur konstatiert er ei- 
nen längeren Sammlungs- und Aneignungsprozeß, im Verlaufe dessen die aufstre- 
bende Klasse — das Bürgertum — eine eigene Kultur herausarbeitet und die Intelli- 
genz der alten herrschenden Klasse — des Feudaladels — für sich gewinnt. Hiermit 
sind die Voranssetzungen für die politische Machtergreifung wie für die Sicherung des 
materiellen Wohlstandes geschaffen und die Entwicklung zur Blütezeit der bürger- 


15 Vgl. hierzu auch seinen Aufsatz ‚Socializm i kul’tura‘ (Sozialismus und Kultur) im 
Bd. XXI, a.a.O., S. 423 ff. 

16 Daselbst, S. 425 

17 Vgl. vor allem ‚Proletarische Kultur und proletarische Kunst‘ in: Literatur und Revolu- 
tion, $. 155-179 (das erste Mal veröffentlicht in der Prawda vom 14. Sept. 1923). 
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lichen Kultur im späten 19. Jahrhundert eingeleitet. Was Trotzki mit Ausgeglichen- 
heit und Abgestimmtheit einer Kultur meint, verdeutlicht er an der Eigenart der 
künstlerischen Tätigkeit, an ihrem ausgewogenen Verhältnis zu anderen Praxis- 
formen und an der Verankerung des Künstlers (18) in seiner ihn tragenden Klasse. 
Die Kunst ist einerseits Gradmesser für die Blüte einer Kultur, da sie die Lösung 
politischer und materieller Probleme für die herrschende Klasse und eine Atmo- 
sphäre des Überflusses und der Muße voraussetzt (19). Andrerseits repräsentiert 
sie durch ihre spezifische Produktionsweise die Vermittelheit und Vermittelbar- 
keit von verschiedenen Praxissphären innerhalb einer Kultur: sie synthetisiert 
im Verhältnis zur Wirklichkeit wie zum Rezipienten die Momente von Identifi- 
kation und Distanz, von emotionaler und kognitiver Erfahrung (20). Hiermit 
ist sie ein wesentliches Konstituens für die Herausbildung der autonomen bürger- 
lichen Individualität, die es für Trotzki als kulturelle Errungenschaft auch anzu- 
eignen gilt (21). 

Das zweite Strukturmerkmal, das die bürgerliche Gesellschaft an die sozia- 
listische vererbt, entwickelt Trotzki an der Bedeutung der Naturwissenschaft 
bzw. der Aufklärung (22): die in der Verwissenschaftlichung der Produktion 
praktizierte Rationalität kommt dem Anspruch nach in allen Bereichen der bür- 
gerlichen Gesellschaft zur Geltung und schlägt sich vor allem im Modell der bürger- 
lichen Demokratie als Staatsform nieder, wenn sie auch letzten Endes vor der Or- 
ganisierung der gesamtgesellschaftlichen Verhältnisse und der sozialen Beziehun- 
gen haltmacht. Die radikale Weiterführung dieser Rationalität — wobei Trotzki 
zwischen technischer und kritischer Ratio nicht immer genügend differenziert 
(23) — ergibt für ihn in Verbindung mit der individuellen Autonomie den neuen 
Menschen der sozialistischen Gesellschaft. Er wird nach Trotzki in der Lage sein, 
sowohl die materielle Produktion auf gesamtgesellschaftlicher Ebene als auch 


18 Inwieweit Trotzki durch die Annahme einer organisch gewachsenen Harmonie für die 
bürgerliche Kultur als Ganzes notwendig hinter seine umfassende Bestimmung von 
Kultur als System aller materiellen und geistigen Tätigkeiten zurückfällt, so daß die 
Kunst als einzige repräsentative und ausgleichende kulturelle Tätigkeit übrigbleibt, 
konnte im Rahmen dieses Referates nicht genügend problematisiert werden. Vgl. auch 
die Kritik Lunatscharskis auf S. 132 dieser Arbeit. 

19 Literatur und Revolution, S. 9 f. 

20 Vgl. vor allem seine Analysen über ‚Die literarischen Weggenossen der Revolution‘ in: 
Literatur und Revolution, $. 49 ff. 

21 Vgl. seine Kritik an Schklowskij in: Literatur und Revolution, S. 142 f sowie an dem 
abstrakten Kollektivismus der Futuristen, daselbst S. 111 ff. sowie im Bad. XXI, S. 327 

22 ‚Neskol’ko slov o vospitanii celoveka®* (Einige Worte zur Erziehung des Menschen), 
Bd. XXI, S. 106 ff.; Fragen des Alltagslebens, S. 38 ff. 

23 So kritisiert er die Ableitung von sozialwissenschaflichen Gesetzmäßigkeiten aus phy- 
sikalischen bei Pawlow (Bd. XXI, S. 264 ff), macht jedoch in seinen wissenschaftstheo- 
retishen Äußerungen den unterschiedlichen Aussagewert von naturwissenschaftlichen 
und sozialwissenschaftlichen Prognosen nicht hinreichend deutlich (in: ‚Mendeleev i 
marksizm‘ [Mendjelejew und der Marxismus], Bd. XXI, S. 270 ff.). Vgl. jedoch zum 
Verhältnis von zentraler Planung und Selbsttätigkeit der Massen bei Trotzki S. 145 dieser 
Arbeit. 
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die zwischenmenschlichen Beziehungen rational, auf der Basis eines noch herzu- 
stellenden, Subjektivität integrierenden Kollektivismus zu regulieren. 

Was die Kultur der Übergangsperiode anbelangt, neigt Trotzki dazu, 
wegen der Besonderheit der proletarischen Revolution und der spezifischen 
Situation Rußlands die positiven, anzueignenden Elemente der bürgerlichen 
Kultur — wie Harmonie, Individualität und Rationalität — zu betonen. 
Nichtsdestoweniger ist er sich der Tatsache bewußt, daß künstlerische wie 
wissenschaftliche Tätigkeit Ergebnis der Trennung von körperlicher und gei- 
stiger Arbeit und somit das widerspruchsvolle Vermächtnis der kapitalistischen 
Gesellschaft darstellen. Die äußerste Zuspitzung dieser kapitalistischen Arbeits- 
teilung, der Ausgrenzung- und Unterdrückungsmeachnismus seitens der bürgerlichen 
Klasse gegenüber dem Proletariat bildete nicht zuletzt den mächtigsten Antrieb 
zur proletarischen Revolution (24). Die Machtergreifung des Proletariats wird 
möglich, da es auf politischem Gebiet gelingt, die notwendige Entsprechung 
von Klasse und ihrer Intelligenz bzw. Avangarde herzustellen: Die in allen 
Lebensbereichen einheitlich erfahrene Unterdrückung des Proletariats, die 
Konfrontierung mit einem ‚identischem‘ Ausbeuter führt nach Trotzki zu 
einem spontanen Widerstand, zur Herausbildung eines dichotomischen Klassen- 
bewußtseins. 'Letzeres trifft auf das wissenschaftlich-kritische Denken des auf 
dem Boden der bürgerlichen Kultur entstandenen, sie aber radikal infragestellenden 
Marxismus bzw. auf die russische Sozialdemokratie, die die Tradition der russischen 
Aufklärung fortführt (25). Insofern besitzt das Proletariat eine politische Kultur. 

Das Vorpreschen auf einem Gebiet macht jedoch die Zurück- 
gebliebenheit des. Proletariats in allen anderen kulturellen Bereichen nach 
der Revolution umso deutlicher: die Arbeiterklasse muß erst in den lang- 
wierigen Aneignungsproze® — den das Bürgertum seinerzeit bereits vor seiner 
Machtergreifung absolviert hat — eintreten und ist deshalb nicht in der Lage, 
mit einem Schlag schon die neue sozialistische Gesellschaftsordnung zu er- 
richten. Die politische Herrschaft, die Diktatur des Proletariats bekommt viel- 
mehr gegenüber der zukünftigen sozialistischen GeseHschaft einen instrumen- 
teHen, vorläufigen Charakter, da sie dazu bestimmt ist, mit den Methoden der 
alten Gesellschaft und Kultur — also auch mittels Unterdrückung und Staats- 
gewalt — den Zugang zu der kulturellen Organisation der Vergangenheit — deren 
#adustrie, Schulen, Verlagswesen, Theater und Presse — zu erıkämpfen und ‚den 
Weg zur Kultur für das Proletariat zu eröffnen: „ ... in ihren Grundzügen äst die 
Diktatur des Proletariats keine Produktions- und Kulturorganisation der neuen 
Gesellschaft, sondem ein 1evolutionäres Kampfregime für diese Gesellschaft.“ 
(26). Es dürfte klar sein, daß eine solche Charakterisierung der Übergangsperiode 

"dem auf Ausgewogenheit und. Abgestimmtheit der kulturellen Tätigkeiten ba- 
‚sierenden Kulturbegräff Trotzkis eo ipso widerspricht. 


24 _ Literaturund Revakıtion, 8. 161 
3 . eratur und Revalıtian, 8.265, 1TB;Fgen dcs Alltagsiebens, S. 404. 
2. ur und Revolution,S. 159 a „r 


Die nachrevolutionäre Situation wird noch durch die spezifisch russische Ausprä- 
gung der Übergangsgesellschaft verschärft: Trotzki erwähnt die Unterentwick- 
lung gegenüber Westeuropa, die bevorstehenden revolutionären Kämpfe im Welt- 
maßstab — die den kulturellen Aufbau nur in Kampfpausen ermöglichen — und 
die ‚staatskapitalistische‘ Wirtschaftsorganisation während der NEP (27). Sie um- 
faßt verschiedene Wirtschaftsformen und erschwert durch ihre Komplexität die 
spontane Vereinheitlichung der konkreten Erfahrungsbereiche vor allem für den 
nicht-organisierten und jugendlichen Arbeiter (28). 4 
All dies veranlaßt Trotzki zu der Annahme, daß die Hauptaufgabe der Über 
gangsperiode nicht in der Herausarbeitung einer eigenständigen proletarischen Klas- 
senkultur besteht. Sie würde sich mit ihrem Abgrenzungsmechanismus gegenüber an- 
deren Bevölkerungsschichten zudem notwendig in ein Herrschaftsinstrument verwan- 
deln und die Entstehung einer allgemein menschlichen sozialistischen Kultur verhin- 
dern. Zunächst steht vielmehr die Hebung des kulturellen Niveaus der Massen an der 
Tagesordnung, was nicht ausschließt, daß es einzelnen, aus der Arbeiterklasse stam- 
menden Individuen gelingt, schöpferisch-autonome Formen derkulturellen Tätigkeit 
zu entwickeln. Das Attribut ‚proletarisch‘ dürfe jedoch ihnen nicht zugesprochen 
werden, da sie bei der Zurückgebliebenheit der Massen diesen unvermittelbar 
blieben und notwendig zur Entfremdung dieser aus dem Proletariat stammenden 
Intelligenz führen müßten (29). Deshalb besteht eine Strukturgleichheit in der 
kulturellen Aktivität dieser ‚proletarischen‘ wie der bürgerlichen Intelligenz, in- 
sofern die letztere für die Revolution und die Aufbauaufgaben der Übergangs- 
periode zu gewinnen ist. Trotzki setzt dabei auf den für ihn eindeutig proletarischen 
Charakter der politischen Organisation der Übergangsperiode, der einen sozialen 
Selbstregulierungsprozeß und die Umorientierung der Intelligenz fördern werde. 
„Das Gesetz der sozialen Schwerkraft (zugunsten der herrschenden Klasse), das 
letzten Endes die Schaffensrichtung der Intelligenzier bestimmt, wirkt heute zu 
unseren Gunsten“ (30). Die Diktatur des Proletariats dient damit auch als 
Schmelztiegel für die sozialistische Gesellschaft, in die dann der Umorientierungs- 
prozeß der bürgerlichen Intelligenz wie die Hebung des kulturellen Niveaus der 
Massen einschließlich der zwischenzeitlichen Herausbildung einer neuen Intelli- 
genz münden werden. In diesem Sinne ist zu verstehen, wenn Trotzki des öfteren 
darauf insistiert, daß im vorgegebenen politisch-staatlichen Rahmen der NEP jede 
Aufbauleitung der sozialistischen Gesellschaft zugute komme (31). Die gleichen 
Rahmenbedingungen sollen auch verhindern, daß dieser Vermittlungs- und An- 
eignungsprozeß, den Trotzki in Anlehnung an die sozialdemokratische Tradi- 
tion der Arbeiterbildung ‚kul’turnicestvo‘ oder auch ‚kul’turtregerstvo‘ nennt, 
zum gleichen Resultat wie ihre revisionistische Variante in Westeuropa führt, 


27 Literatur und Revolution, S. 160 £.: Bd. XXL S.158f. 
28 Bd. XXI, S. 134 £. 

29 Literatur und Revolution, S. 167 f. 

30 daselbst, S. 181 

3l Fragen des Alltagslebens, S. 18 
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nämlich von den eigentlichen Zielen der Arbeiterklasse, der bevorstehenden Macht- 
ergreifung abzulenken (32). 

In diesem Zusammenhang stellt sich allerdings die Frage, durch welche kon- 
kreten sozialen Mechanismen und Maßnahmen diese Selbstregulierung sich ver- 
wirklichen, wie es im einzelnen gewährleistet sein soll, daß das vom proletari- 
schen Staat verkörperte Interesse als letzthin dominierendes sich auch in der 
sozialistischen Gesellschaft durchsetzt und nicht nur eine bloße Neuauflage der 
westlichen bürgerlichen Kultur unter russichem Vorzeichen bewirkt. Immerhin 
will Trotzki bereits der Kultur der Übergangsperiode eine proletarische Note 
zubilligen (33). 

Daß Trotzkis Kulturtheorie nicht frei von Widersprüchen war und zu Miß- 
verständnissen führen mußte, bezeugen auch die zeitgenössischen Reaktionen. 
Die Negation der Möglichkeit von proletarischer Kultur erinnerte in ihrer Argu- 
mentation an die in der Sozialdemokratie geführte Diskussion und wurde in An- 
betracht der ohnehin schweren Bedingungen der russischen Revolution von vielen 
als defätistisch und liquidatorisch empfunden (34). Insbesondere reizte das schein- 
bare kulturelle Vakuum zu Widerrede. So fühlt sich Lunatscharski zu der Fest- 
stellung veranlaßt, daß Trotzkis theoretischer Beitrag zur Kultur der Übergangs- 
periode objektiv als Element der proletarischen Kultur zu werten sei (35). Hiermit 
deutet er an, daß er bereits dem unvollkommenen, vorläufigen und noch nicht 
verallgemeinerten Charakter der Kultur während der Übergangsperiode — den 
Trotzki vorsichtig als ‚revolutionär‘ bezeichnet hatte — das Attribut ‚proletarisch‘ 
zugestehen will bzw. ‚jeden Schritt der proletarischen Selbstbestimmung‘ — han- 
dele es sich um hervorragende Leistungen einzelner Individuen, bestimmte Ein- 
zelphänomene in dem Überbau oder anderen gesellschaftlichen Bereichen — von 
seiner sozialistichen Zielrichtung her als proletarisch beurteilen möchte. Während 
andere Kritiker auch unter Hinweis auf die von Trotzki falsch eingeschätzte 
Dauer des proletarischen Staates der proletarischen Kultur ein stärkeres Eigen- 
gewicht zubilligen, hält Lunatscharski am Postulat der Ganzheitlichkeit der 
sozialistischen Kultur — das von der proletarischen noch nicht eingelöst sei — 
fest (36). Allerdings meldet er an der Herleitung dieses Ideals durch Trotzki 
Bedenken an und macht ihm gegenüber geltend, daß nicht einmal die bürger- 
liche Kultur ihm entsprochen habe. Hiermit zielt er auf die bei Trotzki nicht ganz 


32 Vgl. seine Bemerkungen zu Hilferding, Bd. XXI, S. 180. — Den Begriff ‚kul’turnicestvo‘ 
gebraucht auch Lenin, der in der deutschen Übersetzung meist durch „Kultur’arbeit“ 
wiedergegeben wird. 

33 Literatur und Revolution, S. 161 

34 N Georg Fülberth, Proletarische Partei und bürgerliche Literatur, Neuwied/Berlin, 

35 A. Lunacarskij, Lev Davydovic Trockij o literature (L.D. Trotzki über die Literatur), in: 
Pecat’ i revoljucija,1923 No 7, S. 7 

36 Zur Frage der Dauer s. z.B. I. Majskij, O kul’ture, literature i kommunisticeskoj partii 
(Über die Kultur, Literatur und die kommunistische Partei), in: Zvezda, 1924 No 3, 
S. 258-279 oder N. Bucharin, Das Proletariat und Fragen der Kunstpolitik in: P. Gor- 
sen/E. Knödler-Bunte (Hg.), Proletkult, Bd. 1, a.2.0., S. 266 f. 
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aufgelöste Zweideutigkeit, die sich aus seiner modellhaften Deutung der Künstle- 
rischen Produktion ergibt. 

Selbst wenn man die Lunatscharskischen Einschränkungen akzeptiert, 
bleibt zunächst die Frage bestehen, mit wessen Kräften und auf welche Weise 
das angestrebte sozialistische Ideal zu erreichen, wie die positiven Aufbaulei- 
stungen der Gegenwart zu bestimmen sind. In diese Richtung zielt auch der 
Artikel von A. Slepkow, den weder die Ausführungen Jakowlews über die Entleh- 
nung und bloße Umarbeitung des bürgerlichen Erbes noch die Reduktion von 
Kultur auf Ideologie bei Pletnjow oder ein von vorhandenen Widersprüchen nicht 
getrübtes Insistieren auf dem proletarischen Charakter aller Phänomene befrie- 
digen (37). Insbesondere beunruhigt ihn das Problem der Umerziehung des Bauern- 
tums bzw. die Sicherung des proletarischen Charakters der Übergangsphase vor 
dem drohenden kleinbürgerlichen Übergewicht: 


„Nicht das Nachhinken gegenüber der kleinbürgerlichen Umgebung, nicht das Aufgehen in 
ihr, sondern die Führung der Massen, die konsequente Kritik vom Standpunkt des Proletariats, 
die Überwindung ihrer schwankenden Haltung — dies sind die bolschewistischen Traditionen 
auf dem Gebiet der Politik.“ (38) 


Für viele schien es in der Tat festzustehen, daß der von Trotzki vorgeschlagene 
Modus der Selbstregulierung als Vereinheitlichungsprozeß von kulturellen Unter- 
schieden schlechthin unrealisierbar und stattdessen ein aktives Eingreifen der 
Partei auf kulturellem Gebiet unaufschiebbar 'sei. Zu ihnen gehörten fast alle 
Vertreter des 1920 umgebildeten Proletkult bzw. ihrer Nachfolgeorganisationen 
(39). Diese Haltung vertrug sich merkwürdigerweise ohne weiteres mit dem In- 
sistieren auf der genuin proletarischen Schöpferkraft. Deren Charakteristika wur- 
den — nachdem man die oppositionelle Einstellung gegenüber der Partei einge- 
stellt hatte — in der Organisiertheit des proletarischen Staates und der nationali- 
sierten Wirtschaft erblickt: 


„Ungeachtet der Grimassen der NEP und der Marktkalkulation kann die allgemeine Charakte- 
ristik aufrechterhalten werden, nach der die Formen unserer nationalisierten Staatswirt- 
schaft in ihren Grundtendenzen sozialistisch sind. Dies ist eine Form der Großindustrie in der 
Stadt und auf dem Land, die zu ihrem Ziel die maximale Befriedigung der Bedürfnisse der 
Gesellschaft als Ganzes hat und die von der Arbeiterklasse, die in der Hülle des Sowjetstaates 
zur herrschenden Klasse organisiert ist, gelenkt und planmäßig reguliert wird. Die sozialistische 

. Zielgerichtetheit der Kontrolle durch die Arbeiterklasse über das ganze ökonomische Leben, die 
spezifischen Formen dieser Kontrolle prägen der Wirtschaft als Ganzes einen proletarischen 
Charakter auf.‘ (40) 


37 A. Slepkov, Zamentki citatelja o literaturnych teoretikach (Notizen eines Lesers zu 
Literaturtheoretikern), in: Bol’sevik,1925 No 16, S. 58-65; zur gegensätzlichen Position 
der beiden zuletzt Genannten vgl. die Interpretation von P. Gossen/E. Knödler-Bunte, 
a.a.0., Bd. 1,S. 89 ff. 

38 A. Slepkov, a.a.O., S. 64 

39 Vgl. etwa die Protokolle der Beratung der Agitprop-Abteilung des ZK im Mai 1924, in: 
Voprosy kuftury pri diktature proletariata (Fragen der Kultur unter der Diktatur des 
Proletariats), Moskva-Leningrad 1925, S. 56-139 

40 Sizov, V processe stanovienija (Im Entstehungsprozeß), in: Gorn, 1923 No 9, S. 60 
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Diese sozialistische Zielgerichtetheit der ökonomischen Kontrolle, die nicht mehr 
mit Arbeiterkontrolle oder Arbeiterselbstverwaltung identifiziert wird, sondern 
durch eine proletarische Elite ausgeübt werden kann, bildet die Basis der prole- 
tarischen Kultur. Da sie als bereits realisierte vorgestellt wird, kann auf die Mit- 
arbeit der bisher nicht einbezogenen Schichten bzw. der Intelligenz verzichtet 
werden. Es fragt sich, ob Trotzkis Weigerung, bereits aus dem Vorhandensein 
der staatlich gelenkten Wirtschaft zwingend eine proletarische Kultur ableiten 
zu wollen — wie dies verschiedene Autoren der Proletkult-Zeitschrift ‚Gorn‘ vor- 
nehmen — nicht von einer realistischeren Einschätzung der Widersprüche der NEP 
zeugt. Andrerseits wäre es völlig verfehlt, anhand dieser Gegenstimmen eine Po- 
sition bei Trotzki zu vermuten, die auf die Führungsrolle der Partei überhaupt 
zu verzichten gedächte. Die erwähnten Kritiker versuchen sogar gelegentlich, 
sich durch die späten Artikel Lenins über den Umbau des Staatsapparats und das. 
Genossenschaftswesen, die Industrialisierungsrede Trotzkis auf dem XII. Parteı- 
tag oder durch Äußerungen Preobraschenskis zu legitimieren (41). Es scheint 
vielmehr nahezuliegen, daß Trotzki an das Zusammenspiel von verschieden- 
artigen Lenkungsmethoden seitens der Partei und Formen der Selbstorganisa- 
tion dachte. Der inzwischen zum geflügelten Wort gewordene Satz: „Die Me- 
thoden des Marxismus sind nicht die Methoden der Kunst“, zielt zumindest 
in die Richtung, daß es gesellschaftliche Bereiche gibt, in denen die Partei 
nicht ständig als deus ex machina auftreten, sondern nur indirekt tätig werden 
kann und soll (42). Wir werden im folgenden zu prüfen haben, welcher Stellen- 
wert der Kulturarbeit in der Trotzkischen Konzeption von Übergangsgesell- 
schaft bzw. NEP zukommt und nach Vorgabe welcher Interessen und mit 
weicher Art Aktivität der Umerziehungsprozeß für die sozialistische Gesell- 
schaft vonstattengehen soll. Führt denn die bewußte Einwirkung auf die 
Massen von oben, die Hebung des kulturellen Niveaus nach vorgegebenen 
Normen mit Hilfe einer aufgeklärten politischen bzw. kulturellen Intelligenz 
— wie sie Trotzki in ‚Literatur und Revolution‘ gegenüber den die ‚proletari- 
sche Kultur‘ für sich reklamierenden Gruppen immer wieder betont — nicht 
letzthin zu der Entmachtung des Proletariats als Subjekt der Geschichte und 
seiner Instrumentalisierung für eine versprochene bessere Zukunft? Auch 
die Aufgabenbestimmung von Kulturarbeit, wie sie an den ‚Fragen des 
Alltagslebens‘ zunächst ablesbar ist — Erziehung zu rationalen Verhaltens- 
weisen, Hebung der beruflichen Qualifikation, politische Aufklärung und Stabili- 
sierung des zerrütteten Familienlebens scheint dies zu bestätigen. 


41 „So z.B. S. Zander, Proletarische Kultur und proletarische Revolution, in: P. Gorsen/E. 
Knödler-Bunte, a.a.O., Bd. 1, S. 227-247, E. Preobraschenski hielt im Dez. 1922 einen 
Vortrag über die ‚Materielle Basis der Kultur in der sozialistischen Gesellschaft‘ im 
Moskauer Klub des Proletkult, der 1923 im Verlag des Proletkult auch als Broschüre 
erschienen ist (nach Gorn,1923 No 8, S. 240, 249). 

42 Literatur und Revolution, S. 182 
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3. Kulturarbeit und Fragen des Alltagslebens 


3.1. Aufklärungsprozesse und Übergangsgesellschaft. 


Trotzkis Äußerungen über Kulturarbeit — von denen die meisten zeitlich in das 
Jahr 1923 fallen — sind auch inhaltlich im Zusammenhang mit seinen Vorschlä- 
gen zur Wirtschaftspolitik und Demokratisierung der Partei zu sehen (43). Sie 
stellen einen Versuch dar, die für die Durchführung seines Industrialisierungspro- 
gramms notwendigen Qualifikationen und Einstellungen den Massen zu vermit- 
teln wie auch die abgerissene Kommunikation zwischen der Partei und den 
Massen unter Anknüpfung an deren Selbsttätigkeit wiederherzustellen. Daß das 
beschleunigte Nachholen der ursprünglichen Akkumulation bzw. die Rekon- 
struktion des durch den ersten Weltkrieg vernichteten Entwicklungsstandes auch 
unter sozialistischem Vorzeichen unermeßliche Anstrengungen von der Arbeiter- 
klasse abfordern würde, betonte er bereits in seiner Rede auf dem V. Allrussi- 
schen Kongreß des Komsomol im Okt. 1922: 


„Wir erhielten ein verwüstetes Land, und das Proletariat, das die Staatsmacht innehat, ist 
gezwungen, ein Stadium zu durchlaufen, das wir als das der ursprünglichen sozialistischen 
Akkumulation bezeichnen könnten. Es ist uns nicht möglich, die Technik aus der Zeit vor 
1914 zunutzezumachen. Sie ist zerstört und muß Schritt für Schritt unter den Bedingun- 
gen des Arbeiterstaates, aber zugleich durch die kolossale Anspannung der lebendigen Ar- 
beitskraft wiederhergestellt werden. Darin besteht die Aufgabe, darin das Problem, das vor 
allem eines der Erziehung ist.“ (44) 


An dieser Stelle bedeutet für Trotzki die Erziehungsaufgabe vorrangig, die allge- 
meinen Interessen des Proletariats als Klasse und das Wesen der Arbeiterstaates 
dem jungen Arbeiter einsichtig zu machen. Diese könne nicht mehr ausschließ- 
lich den Erfahrungen im Betrieb überantwortet werden, da die materiellen Be- 
dingungen sich im Vergleich zum Vorkriegszustand verschlechtert hätten, ohne 
daß gegen sie gerichtete Kampfmaßnahmen — z.B. Streiks — bereits die richtige 
Einschätzung des Charakters der Gesamtgesellschaft förderten. Auch die Ver- 
zögerung der Weltrevolution erfordere größere Ausdauer. Auf die gleiche Ver- 
bindung von wirtschaftlichem Aufbau und Kulturarbeit verweist Trotzki auch in: 


einer Anmerkung zum Artikel „Der Mensch lebt nicht von der ‚Politik’ allein,“ : . 


der die russische Ausgabe von ‚Fragen des Alltagslebens‘ einleitet (45). Sie ent.‘ 
hält eine Reihe von Zitaten aus ‚Mysli o partii’ (Gedanken über die Partei), 


stellvertretend seine Ansichten über Kulturarbeit bzw. die ‚Epoche der Kulm 2 


43 $. auch die Darstellung von Isaac Deutscher, Trotzki, H. Bd., Der unbewaffnete Ko 
Stuttgart, Berlin, Köln, Mainz 1972, insbes. Kap. 2 und 3. 

44  Polozenie Respubliki i zadaci rabocej molodezi, Bd. XXI, S. 302, s. auch die deut 
Übersetzung ‚Die Lage Rußlands und die Aufgaben der Arbeiterjugend‘ in: Rüssis, 
‚Korrespondenz, 1922 Nr. 7/10, 5. 647. 

45 Nach Bd. XXI, S. 4 und 453 Anm. 1 


arbeit‘ zusammenfassen sollen (46): Die praktische Verwirklichung der Revolu- 
tion vollziehe sich über die Erfüllung einer Reihe von alltäglichen Einzelaufga- 
ben, die trotz ihres begrenzten und prosaischen Charakters Bestandteile der 
ökonomischen und kulturellen Aufbauarbeit darstellten. Diese Aufbauarbeit 
werde erstmalig in der Geschichte von der Arbeiterklasse für sich selbst und 
nach ihrem eigenen Plan verwirklicht. Diesen Plan verfolge — trotz aller Um- 
wege der NEP — die Partei, die in diesem Sinne auch die Jugend mit dem 
Ziel erziehe, ihr sowohl eine gute Spezialbildung als auch das Bewußtsein 
von der Bedeutung der jeweiligen Spezialaufgabe für den Gesamtplan zu ver- 
mitteln. 

Während die vorhin zitierte Rede Trotzkis vor dem Komsomol noch fast 
ausschließlich von der Sorge getragen ist, die Menschewiki könnten die kom- 
plexen Bedingungen der NEP und die klassenkämpferische Unerfahrenheit des 
jungen Arbeiters zur aufwieglerischen Propaganda gegen die proletarische Dik- 
tatur mißbrauchen, zeugt der Aufsatz ‚Mysli o partii‘ von einem erweiterten 
Problembewußtsein, das Trotzkis erneute und anhaltende Zuwendung zu 
Fragen der Erziehung und der Kulturarbeit motiviert: Auch ohne Menschewiki 
ist der Bestand der Revolution gefährdet, wenn die Jugend vor lauter zermür- 
benden Alltagsaufgaben die revolutionäre Perspektive dieser notwendigen Re- 
formarbeit aus den Augen verliert (47). Der die revolutionäre Tradition verkör- 
pernden Partei droht die Gefahr der Bürokratisierung und Entfremdung von 
den Massen, da ihre Mitglieder zusehends von spezialisierten staatlichen Auf- 
gaben in Anspruch genommen werden, wodurch sie der Gesamtsicht und Flexi- 
bilität eines ausschließlich mit Parteiarbeit beschäftigten ‚Berufsrevolutionärs‘ 
verlustig gehen (48). Schließlich steht mit der richtigen Behandlung der Na- 
tionalitätenfrage auch das Bündnis mit den Bauern und das Schicksal der Welt- 
revolution in östlichen Ländern auf dem Spiel (49). 

Die Situation könnte sich tatsächlich als ausweglos erweisen, wenn die 
junge Arbeiterklasse sich einer langwierigen und desillusionierenden Aufbau- 
arbeit zu unterwerfen hat und die Aufstellung und Erklärung des politischen 
und ökonomischen Gesamtplanes von einer Avangarde erwartet, die selber von 
Verstaatlichung und bürokratischer Verselbständigung bedroht ist. Das 
doppelte Problem der Erziehung der Massen einerseits und der Reform des 
Staatsapparates andrerseits beunruhigt auch Lenin in seinem letzten Lebens- 
jahr (50). Trotzki geht jedoch in seiner Konzeption von Kulturarbeit inso- 
fern über Lenin hinaus, als er unter ihr nicht nur die Vermittlung von Ele- 
mentarbildung — der allerdings auch bei Lenin der Wissensdurst der Massen Kor- 


46 Es handelt sich um einen Prawda-Artikel, der am Vorabend des XII. Parteikongresses 
geschrieben wurde (nach Trockij, Bd. XXI, S. 499 f. Anm. 109). Er war mir in der Buch- 
ausgabe von L. Trokij, Zadaci XII sezda RKP, S priolozeniem stat’i ‚Mysli o partii‘, 
Moskva 1923, S. 51-71, zugänglich. 

47 daselbst, S. 52 

48 daselbst, S. 59 

49 daselbst, S. 61 ff. 
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respondierte — versteht, sondern die Veränderung des Alltagslebens, die Suche 
nach neuen Formen des Zusammenlebens in sie integrieren will. Auch mit 
dieser Erweiterung knüpft er an Lenin an, der des öfteren betont hat, die 
politisch-kulturelle Aufklärung der Massen müsse an ihren alltäglichen prak- 
tischen Erfahrungen in der Aufbauarbeit ansetzen, die Methoden des Zwangs 
seien durch die der Überzeugung zu ersetzen oder der politische Kampf um 
die Eroberung der Macht solle der ‚friedlichen organisatorischen ‚Kultur‘- 
arbeit platzmachen“ (51). Sicherlich ist bei Trotzki das aufklärerische Moment 
— die geschichtsphilosophische Mission der russischen Arbeiterklasse den 
Massen zu vermitteln — durchgängig vorhanden, das Lenin im Zusammen- 
hang mit den Genossenschaftsfrage hoffen ließ: 


„Vom Standpunkt des ‚zivilisierten‘ (vor allem des lese- und schreibkundigen) Europäers 
müssen wir nur noch sehr wenig tun, um ausnahmslos alle zu veranlassen, sich an den 
Transaktionen der Genossenschaften zu beteiligen, und zwar nicht passiv, sondern aktiv. 
Eigentlich bleibt uns ‚nur‘ eines zu tun: unsere Bevölkerung so ‚zivilisert‘ zu machen, 
daß sie alle aus der allgemeinen Beteiligung an den Genossenschaften entspringenden Vor- 
teile einsieht und diese Beteiligung organisiert.” (52) 


Zugleich soll jedoch die Aufklärung der Massen für Trotzki auch individuelle 
Emenzipationsprozesse miteinschließen, d.h. das am Beispiel der Naturwissen- 
schaften und der politischen Avangarde entwickelte Moment der Vernunft wie 
auch die an der künstlerischen Produktionsweise gewonnene individuelle Auto- 
nomie verallgemeinern: 


„Wir sind auf die Entwicklung der Produktivkräfte nicht als Selbstzweck angewiesen. Letz- 
ten Endes benötigen wir sie deshalb, um den Grund für eine neue menschliche Persönlich- 
keit zu legen, die bewußt ist, keine Herren über sich auf Erden duldet und keine einge- 
bildeten, aus Schrecken geborenen im Himmel fürchtet — eine menschliche Persönlich- 
keit, die alles Gute in sich aufnimmt, was an denkerischen und schöpferischen Leistungen 
durch die vergangenen Jahrhunderte geschaffen wurde; die solidarisch mit allen anderen 
vorwärtsgeht, neue kulturelle Werte, neue persönliche und familiale Beziehungen schafft; 
und zwar höhere und edlere als auf der Basis der Klassensklaverei geborene. Uns ist die Ent- 
wicklung der Produktivkräfte teuer als materielle Voraussetzung für eine höher entwickelte 
Persönlichkeit, die nicht in sich verschlossen, sondern kooperativ und genossenschaftlich 
ist.“ (53) 


Allerdings fällt an diesen emphatischen Äußerungen zur selbstbewußten, aktiven 
und solidarischen sozialistischen Persönlichkeit auf, daß deren Verhältnis zur 
Herstellung der materiellen Voraussetzungen unbestimmt bleibt. Bekanntlich 
bedeutete für Trotzki die Entwicklung der materiellen Produktivkräfte während 
der NEP vor allem ihre Beherrschung und Lenkung mittels planwirtschaftlicher 
Methoden und des Ausbaus der zentralen Planungsinstanz Gosplan, so daß vom 


50 Tagebuchblätter, Über das Genossenschaftswesen, Wie wir die Arbeiter- und Bauernin- 
spektion reorganisieren sollen, Lieber weniger, aber besser, in: Lenin, Werke Bd. 33 der 
deutschen Übersetzung nach der 4. russ. Ausgabe 

51 Lenin, Werke, Bd. 29, S. 362 ff.; Bd. 31, S. 365 ff; Bd. 33, S. 460 

52 ders., Bd. 33, S. 456 

53 Trockij, Bd. XXI, S. 53 f. 


137 


einzeinen aus gesehen die bewußte Gestaltung seiner Umgebung und die Ent- 
wicklung neuer Kommunikationsbeziehungen auf die arbeitsfreie Sphäre be- 
schränkt blieb. Insofern verbleiben die Reformvorschläge des Jahres 1923 im 
Rahmen der politischen und ökonomischen Institutionen der NEP, denen die 
gesamtgesellschaftlichen Vermittlungsfunktionen zufallen sollen. Andererseits 
verkennt Trotzki nicht die Bedeutung von familialen und die Betriebssphäre 
begleitenden zwischenmenschlichen Beziehungen für die Verarbeitung und 
Deutung der gesamten Lebenssituation des Arbeiters und will deshalb die 
Kulturarbeit aus ihrer einseitigen funktionalen Zuordnung zur Arbeitssphäre 
befreien. Dieser Einschätzung der Kulturarbeit liegt Trotzkis Überzeugung 
zugrunde, daß die Erziehung der Massen nur möglich ist, wenn sie sich mit 
ihren eigenen Bestrebungen zur Veränderung ihres Alltagslebens trifft, wenn 
die angestrebten Lernprozesse zugleich Ausdruck ihrer eigenen unmittelbaren 
Bedürfnisse, Selbstartikulation und -organisation ihrer alltäglicher, in verschie- 
denen Lebensbereichen spontan gewonnener Erfahrung darstellen. 

Er geht auf diese Problematik in seiner Rede vor Klubarbeitern ein, in 
der er im Anklang an seine Komsomol-Rede von den unterschiedlichen Kon- 
stitutionsbedingungen des proletarischen Klassenbewußtseins vor der Revo- 
lution und nach der Einführung der NEP spricht. Der Arbeiter der NEP wird 
demnach nicht mehr in allen Lebensbereichen mit den gleichen ausbeuteri- 
schen Verhältnissen konfrontiert, die ihm zuvor eine spontane Orientierung 
auf seine Klassenlage ermöglicht haben, sondern macht widersprüchliche Er- 
fahrungen, deren Zusammenhang erst hergestellt, deren richtige Einschätzung 
erarbeitet werden muß. Diese Aufgabe — wie die Durchführung der gesamten 
Kulturarbeit — Kann nach Trotzki keineswegs staatlichen Organen anvertraut 
werden: 


„Der Staat ist seinem Wesen nach eine Organisation des Zwangs, er ist in einer revolu- 
tionären Epoche, insbesondere in ihren schweren Stunden eine Organisation der groben 
Nötigung.“ (54) 

Die Partei kann diese Aufgabe trotz ihres Charakters als freiwillige Organi- 
sation ebenfalls nicht direkt wahrnehmen, da ihr Schicksal mit dem des 
Staates eng. verbunden ist. Darüberhinaus Kann sie ihre eigene Interpretation 
der gesellschaftlichen Ereignisse nur Parteimitgliedern und Sympathisanten, 
nicht aber politisch unerfahrenen Arbeitern vermitteln, da sie unter dem Zwang 
des Handelns steht: 


„Die Partei gibt Leitsätze und Losungen; für die Parteimitglieder und die Arbeiter, die 
der Partei unmittelbar folgen, sind diese Leitsätze und Losungen mit lebendiger Erfah- 
rung der Vergangenheit ausgefüllt. Aber auf die zurückgebliebenere Masse wirken sie als 
Sendungen von oben, lösen manchinal sogar eine vollkommene Überraschung aus. 
Um. sie als etwas Eigenes wahrnehmen zu können, soll die Masse über die Stufen der ei- 
genen Erfahrungen den Zugang zu ihnen finden.” (55) 


54 daselbst, S. 142 
55 2.2.0., S. 136 
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Selbst die Gewerkschaften, die die Massen in einer größeren Breite umfassen, 
kommen nur bedingt in Betracht, da sie nach Trotzki halbstaatliche Funktio- 
nen ausüben und vom Element der Herrschaft nicht ganz frei sind (56). 

Trotzki schweben Organisationsformen vor, die eine herrschaftsfreie Diskussion 
und Kommunikation unter der Beteiligung von bewußteren und bereits aufgeklär- 
ten Individuen — von Kulturarbeitern oder Parteimitgliedern — ermöglichen. 
Um dieses Aufklärungsmodell zu verdeutlichen, greift er auf das des frühen 
Marx in den ‚Deutsch-Französischen Jahrbüchern‘ zurück, bei dem ebenfalls 
das Praktischwerden der Theorie, die Verbindung von radikaler bürgerlicher 
Aufklärtung und noch schwacher Arbeiterbewegung im Mittelpunkt steht. 
Dieses Anknüpfen ist für die Erziehung der Massen insofern nicht ohne Belang, 
als der gleiche Marx sich mit der Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie und 
dem Staat als politischer Besonderung der bürgerlichen Gesellschaft auseinander- 
setzte, so daß sich die Frage aufdrängt, ob und gegebenenfalls inwieweit der 
proletarische Staat womöglich ebenfalls illusorische Allgemeininteressen ver- 
tritt. Bei Trotzki scheint zumindest eine Warnung vor den Gefahren der Dik- 
tatur des Proletariats für die unter ihr praktizierte Demokratie und die Ver- 
arbeitung eigener Erfahrungen vorzuliegen, wenn er folgenden Satz aus dem 
Brief Marxens an Arnold Ruge mit einer selbstkritischen Bemerkung — ihn 
nicht immer beachtet zu haben — zitiert: 


„Wir treten nicht der Welt doktrinär mit einem neuen Prinzip entgegen: Hier ist die Wahr- 
heit, hier knie nieder! Wir entwickeln der Welt aus den Prinzipien der Welt neue Prinzipien.“ 
657) 


In Anwendung an Sowjetrußland fährt er fort: 


„Wir tragen nicht von außen die Wahrheit an das Volk heran als etwas Unverletzliches und 
für allemal Feststehendes, wir sagen nicht dem Volk: ‚hier ist die Wahrheit, hier knie nieder!’ 
Nein, wir nehmen die Welt, wie sie ist und aus den Grundlagen dieser lebendigen Welt ent- 
wickeln wir praktisch, aktiv die Methoden für den Aufbau der neuen Welt. Darin besteht 
das Wesen der Marxschen und der Leninschen Methode. Und für die Kulturarbeiter der 
Sowjetrepublik ist es überaus nützlich, diesen Gedanken zu bedenken und zu beherzi- 
gen, denn der Marxismus kam bei uns das erste Mal über den Leninismus an die Macht. 
Diese Tatsache, die kolossale neue Möglichkeiten für die kulturelle und erzieherische 
Arbeit eröffnet, schließt auch ernste Gefahren in sich, die man immer vor Augen haben 
sollte. Ich möchte irgendwie behaupten, unser Land ist der staatlich-organisierte Leninis- 
mus. Staatlich organisiert, d.h. über Macht verfügend.‘ (58) 


Während es offenbleibt, ob Trotzki hier bewußt zwischen einem Leninismus 
als staatlich-instrumentalisierter Kampfform des Marxismus und einem Leninis- 
mus als Denk- und Erziehungsmethode der Werktätigen differenziert, scheint 
es festzustehen, daß er sich gegenüber der verstaatlichten wie gegenüber der ratio- 


56 aaO0.,S.142 
57  MEW,Bd.1,S.345 
58 _Trockij, Bd. XXL, S. 133 
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nalistischen Form der Aufklärung absetzt (59). Beiden Varianten ist die Vernach- 
lässigung der authentischen Erfahrung, der Phantasietätigkeit der Massen gemein- 
sam (60). Bei beiden handelt es sich um eine Erziehung von oben bzw. von außen, 
die Bürokratisierungstendenzen fördert. Wenn bei Marx im gleichen Brief die 
berühmten Sätze über die Reform des Bewußiseins als Realisierung von bewußt 
gewordenen Träumen der Vergangenheit folgen — die Negt/Kluge als ‚unbewußte 
praktische Kritik‘ interpretieren — so kann man ihnen Trotzkis Appelle, die Selbst- 
und Phantasietätigkeit der Massen bei der Herausbildung neuer Lebensformen ge- 
währen zu lassen, an die Seite stellen: 

„Nur die kollektive schöpferische Tätigkeit der breitesten Bevölkerungskreise unter Hinzuzie- 
hung der künstlerischen Phantasie, der schöpferischen Einbildung, der künstlerischen Initiative 
zu dieser Arbeit, Kann uns allmählich im Laufe von Jahren und Jahrzehnten auf die Bahn neuer, 
veıgeistigter, veredelter, von kollektiver Theatralik durchdrungener Lebensformen führen. Ohne 
jedoch diesen schöpferischen Prozeß zu reglementieren, muß man ihn auch jetzt schon in jeder 


Weise fördern. Hierfür ist aber wiederum vor allem notwendig, daß er aus einem blinden zu 
einem sehenden werden.” (61) 


3.2 Konkrete Realisierungsformen 


Trotzkis konkrete Vorschläge, wie „aus den Grundlagen dieser lebendigen Welt (...) 
praktisch, aktiv die Methoden für den Aufbau einer neuen Welt‘ zu gewinnen seien, 
betreffen neue Formen des Zusammenlebens — Familie, Wohnweise, Freizeitgestal- 
tung und Gewohnheiten —, die Einbeziehung dieser Versuche in eine politische 
Öffentlichkeit — durch die Arbeiter- und Bauernkorrespondentenbewegung — sowie 
rudimentäre und traditionelle Formen von Aufklärung — wie Zeitungslesen, 
Bibliotheken, Erhöhung der fachlichen Qualifikation — (62). Die organisatorische 
Durchführung hat sich daran zu orientieren, in welchem Maße bereits Eigeninitia- 
tiven von freiwillig entstandenen Gruppen vorliegen bzw. inwieweit Aufklärungs- 
prozesse erst initiiert werden müssen. Als vermittelnde organisatorische Zentren 
zwischen der Partei — an deren Erziehungsaufgabe im historischen Maßstab Trotzki 
festhält — und den freiwilligen Initiativen sieht er Kulturelle Massenorganisationen 
wie Arbeiterklubs, Arbeiter- und Bauernkorrespondenten, Komsomol, das Biblio- 
thekswesen usw. vor (63). 


59 daselbst, S. 134 

60 Vgl. hierzu O. Negt/A. Kluge, a.a.O., insbes. S. 66 ff. 

61 MEW Bd. 1,5. 346 und Trotzki, Fragen des Alltagslebens, S. 74 

62 Trockij, Bd. XXI, S. 133 

63 Vgl. Bd. XXI, S. 136: „In unserem Land erzieht die kommunistische Partei. Aber die 
Partei verfügt über ein kompliziertes System von Hebeln. Sie handelt über den Staat, den 
sie leitet, über die Gewerkschaften, deren Führung sich ebenfalls in ihrer Hand be- 
findet, und auch über die Klubs, deren Bedeutung ständig im Wachsen begriffen ist.” 
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3.2.1. Kollektive Lebensformen 

Insbesondere was die Entwicklung von neuen kollektiven Formen des Zusam- 
menlebens — Wohnungsfrage, Kindererziehung und Dienstleistungsbereich — 
betrifft, vertraut er auf die Selbsttätigkeit der Massen bzw. auf freiwillige, 
sich um die praktische Lösung von Teilaufgaben des Alltags kristalliersende 
Gruppen. Die Stabilisierung der zerrütteten alten und erst recht die Einrich- 
tung von neuen Familienverhältnissen ist allein durch staatliche Maßnahmen 
von oben oder durch die Gründung einer ‚Liga des Alltags‘ nicht realisierbar, 
denn die subjektiven Voraussetzungen für neue familiale wie zwischenge- 
schlechtliche Beziehungen können nur von den Menschen selbst erbracht wer- 
den (64). Beide verlangen eine emanzipierte und entwickelte Persönlichkeit, 
die sich für Trotzki nicht durch äußere Disziplinierung, sondern durch Inter- 
nalisierung einer gegenseitige Achtung beinhaltenden Norm konstituiert: 


„Wie die im Chor singenden Menschen sich nicht deshalb aufeinander abstimmen, weil 
man sie hierzu zwingt, sondern weil es ihnen angenehm ist, so wird auch im Kommunis- 
mus die Übereinstimmung der Beziehungen den persönlichen Bedürfnissen aller und 
eines jeden einzelnen entsprechen. Für die sexuellen Beziehungen bedeutet dies einer- 
seits ihre Unterordnung unter die innere Disziplin der Persönlichkeit mit ihrem reiche- 
rem Seelenleben und ihren höheren Anforderungen.“ (65) 


Daß es ihm trotz konventionell klingender Formulierungen nicht um die Ver- 
innerlichung einer abstrakten bürgerlichen Moral ging, beweisen seine zahl- 
reichen Forderungen zur Erneuerung der Familie als des Ortes, an dem der 
neue Mensch seine erste Prägung enthält. Moralische Qualitäten bleiben bei 
ihm — auch in einem anderen Zusammenhang — in eine sie erzeugende Öffent- 
lichkeit eingebunden: „Die innere Disziplin fällt nicht vom Himmel. Sie ist 
ein Kristall der öffentlichen Meinung im einzelnen Bewußtsein“ (66). 

Der gordische Knoten für die Produktion der neuen Persönlichkeit ist deshalb 
für Trotzki die Befreiung der Frau und der Schutz der Mutter, deren soziale 
Behandlung und Situation — der Lage der Nationalitäten vergleichbar — den 
Gradmesser für die Entwicklungsstufe der Gesellschaft darstellten (67). Wenn 
die Emanzipation der Frau längerfristig scheitert, hält er auch den Kampf 
gegen Religiosität, Vorurteile und Aberglauben für aussichtslos, da diese durch 
die familialen Verhältnisse reproduziert werden (68). Andrerseits erwartet er 
von einer gelungenen Emanzipation der Frauen auch die Freisetzung von schöp- 


64 Vgl. ‚Von der alten Familie —zur neuen‘, Fragen des Alltagslebens, S. 53 ff.; Reden 
über Klubarbeit, Bd. XXI, S. 114 ff. sowie über die Arbeiter- und Bauernkorrespon- 


dentenbewegung, s. Anm. 77); zur Liga des Alltags‘ s. Bd. XXL S. 211 
65 2.2.0., S. 194 


66 a.a.0., S. 381 

67 ‚Ochrana materinstva i bor’ba za kul’turu‘ Bd. XXI, S. 44-55; ‚Stroit‘ socializm — znacit 
osvobozdat‘zenscinu i chranjat‘ mat‘, daselbst, S. 55-58; beide auch in deutscher Spra- 
che — Der Schutz der Mutterschaft und der Kampf für Kultur, Den Sozialismus aufbauen 
heißt die Frauen emanzipieren und die Mütter schützen — in: L. Trotzki, Frau, Familie 
und Revolution, hg. Spartacusbund, Westberlin, o.J. 

68 Bd. XXI,5.58 
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ferischen Potenzen für die Umgestaltung des Alltags: aus den Reihen der Frauen 
würden die entschiedensten Revolutionäre auf diesem Gebiet kommen (69). Als 
erste Schritte zur Herausbildung der kommunistischen Lebensweise begrüßt er 
die Familienwirtschaftskollektive und die Agrarkommunen (70). Letzteren käme 
als kooperativen, Arbeit wie Freizeit umfassenden Lebensformen auch dann eine 
revolutionierende Wirkung zu, wenn die Arbeitsproduktivität in ihnen noch zu 
wünschen übrig ließe und sie sich in einer kleinbürgerlichen Umgebung von Ku- 
laken, Kosaken oder religiösen Sektierern behaupten müßten. 

Staatliche Stellen bzw. Maßnahmen sollten sich nach Trotzki bei der Suche 
nach der neuen Lebensweise darauf beschränken, materielle Unterstützung zu lei- 
sten und den entsprechenden juristischen Rahmen abzusichern (71). Er läßt 
es auch deshalb offen, ob die Vergesellschaftung des Haushalts — in Form von 
Kinderkrippen, -gärten, Speisesälen, Wäschereien usw. — an die Errichtung von 
Wohngemeinschaften gekoppelt oder auch unter Bebehaltung der alten Familien- 
form vorangetrieben werden soll, wenn auch seine Sympathien der ersten Form ge- 
hören, da sie eher das wirkungsvolle Zusammenspiel von staatlicher Förderung 
und Eigeninitiative von unten ermöglicht: 


„Von unten -- dies bedeutet durch die Zusammenfassung der Mittel und Anstrengungen ein- 
zelner Familien, durch die Schaffung von Familien- und Gruppeneinheiten mit gemeinsamen 
Küchen, Wäschereien usw. Von oben — dies bedeutet über die Initiative des Staates oder 
lokaler Sowjets durch die Bereitstellung von Arbeiterquartieren für Gruppen, von Öffent- 
lichen Speisesälen, Wäschereien, Krippen usw.“ (72) 


Trotzki sind die begrentzen materiellen Möglichkeiten des Sowjetstaates bewußt, 
jedoch als Grund noch nicht ausreichend, die Frage der Veränderung des All- 
tags aufzuschieben. Er kritisiert auch generell die Annahme einer automatischen 
ökonomischen Determiniertheit der kulturellen Entwicklung, was einem Ver- 
zicht auf die aktive Gestaltung der Lebensweise gleichkäme, die ohnehin zum 
Konservatismus tendiere (73). 


3.2.2. Kulturelle Massenorganisationen 

Wo solche Eigeninitiativen nicht vorliegen, sollen vor allem die Klubs den Prozeß 
der Bewußtwerdung vorantreiben, indem sie als Kommunikationszentren kollek- 
tive und synthetisierende Verarbeitung der alltäglichen Erfahrungssegmente leisten 
und allein schon durch ihr Bestehen ein Gegengewicht zu herkömmlichen Formen 
des Familienlebens und der Freizeitgestaltung bilden sollen. Darüber hinaus 
bieten sie dank ihrer zwanglosen Atmosphäre die geeignete Grundlage für die 
Kooperation der Intelligenz, der Kulturarbeiter oder auch der fachlich qualifizierten 


69 aa.0.,S.210 

709 Fragen des Alltagslebens, S. 66 f. sowie Bd. XXI, S. 51 £f. 

7ı Trotzki spricht sich in der dem neuen Familiengesetz von 1926 vorangehenden Diskus- 
sion für die Gleichbehandlung der Kinder aus registrierten wie nicht-registrierten Ehen 
aus und bezieht hiermit gegen Restaurierungstendenzen der alten kleinbürgerlichen — 


vorwiegend bäuerlichen — Familie Stellung. Vgl. Bd. XXI, S. 50 und 513 f. Anm. 148 
72 22.0.,8.64f. 


73  aa.O0.,S.148f. 
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Arbeiter mit den politisch noch nicht engagierten, kulturell wie fachlich noch 
uninteressierten Klubmitgliedern. Trotzki betont in diesem Zusammenhang, 
daß die politische Aufklärung bzw. die Vermittlung des historisch akkumulier- 
ten Wissens nur auf der Grundlage der persönlichen Erfahrung möglich ist, 
von ihr ausgehen muß, um über die Erfahrung der jeweiligen Gruppe und der 
Klasse als Ganzes verallgemeinert zu werden (74). Die Kooperation zwischen 
der Intelligenz und den Massen macht es deshalb erforderlich, auch auf reli- 
giöse oder ritualisierte Verhaltensweisen einzugehen, um die ihnen zugrunde- 
liegenden Bedürfnisse mit aufnehmen, mit neuen Inhalten füllen zu können 
und damit zur Schaffung neuer Verkehrsformen beizutragen. Den kulturellen 
Massenorganisationen kommt u.a. auch die Aufgabe zu, Feste aus revolu- 
tionären und familiären Anlässen zu organisieren und zu initiieren, um ihre 
kirchliche Variante zurückzudrängen. Durch das Angebot von neuen Formen 
der Unterhaltung — wie durch das Kino — kann der Kneipen- und Kirchen- 
besuch eısetzt werden, ohne die ästhetischen Bedürfnisse der Massen, ihren 
Wunsch nach ‚Theatralik des Lebens‘ zu negieren (75). 

Auch für die Arbeit in kulturellen Institionen, in denen die politisch-aufkläreri- 
sche Funktion im Vordergrund steht — wie z.B. in den Bibliotheken — empfiehlt 
Trotzki den Kulturarbeitern — den Bibliothekaren —, daß sie sich nicht bloß als Ver- 
walter von totem Wissen und von Büchern verstehen, sondern auch als Ge- 
sprächspartner der Benutzer. Die ihnen mitgeteilten konkreten Nöte und 
Interessen der Massen könnten sie dann nach oben: an das Verlagswesen, 
die Schriftsteller oder auch an die Partei weiterleiten. Im Zentrum ihrer 
Arbeit soll die Zeitung stehen, die von Trotzki als „unmittelbarer, alltäglicher 
und praktischer Ausdruck des Leninismus im politischen und ökonomisch- 
erzieherischen Handeln‘ charakterisiert wird (76). 

Daher erklären sich auch seine Sorgen um die praktische Gestaltung der Zeitun- 
gen, die häufig noch nicht in der Lage seien, an den Alltagserfahrungen anzuknüpfen. 
Obwohl Trotzki den Stellenwert der einzelnen Massenorganisationen nicht 
genau gegeneinander abgrenzt, kommt neben den Klubs — die häufig die 
anderen kulturellen Institutionen um sich konzentrierten — sicher eine 
zentrale Bedeutung der Arbeiter-- und Bauernkorrespondentenbewegung als 
„Element der sowjetischen Verfassung“ zu (77). Durch diese Formulierung 
deutet sich bereits an, daß ihre Aufgabe über die der bisher behandelten 
kulturellen Organisationen hinausgeht und um vielfältige Aufgaben der gesellschaft- 
lichen Kontrolle — sowohl im Bereich der materiellen Produktion als auch gegen- 
über dem Staatsapparat -—- potenziert wird: 


714 a.a.0., S. 135, 137 

75 Vgl. ‚Familie und Zeremoniell‘, Fragen des Alltagslebens, S. 68 f. sowie Bd. XXI., S. 
363 £. 

76 Leninizm i bibliotecnaja rabota (Leninismus und Bibliotheksarbeit), Bd. XXI, S. 120 

77 Rabkor i ego kul’turnaja rol’, Bd. XXI, S. 180 ff.; Kalenyam utjugom, S. 201 ff. Skako- 
go ugla podojti, S. 206 ff., Za kacestvo, protiv bjurokratizma, za socialism, S. 81 ff.; Oce- 
rednye zadaci rabkorov, S. 393 ff. Die erwähnte Bezeichnung findet sich auf S. 188 
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„Der Arbeiterkorrespondent ist nicht einfach ein Mitarbeiter der Zeitung, nein er ist ein 
neues und wichtiges Element der sowjetischen Verfassung, er ergänzt die Tätigkeit der regie- 
renden Organe, indem er ihrer Bürokratisierung entgegentritt.“ (78) 

Für die Erfüllung dieser Aufgabe soll ihm die volle Pressefreiheit gewährt werden, 
da es um die Realisierung einer Demokratie von unten geht, die in ihren Aus- 
maßen und Auswirkungen die bürgerliche Demokratie um vieles übertrifft: 


„Der sozialistische Aufbau ist nur unter Bedingungen möglich, unter denen die echte revo- 
lutionäre Demokratie der werktätigen Massen ständig zunimmt, die sich lebendig, bewußt 
und selbständig zu allen Fragen des ökonomischen und kulturellen Aufbaus äußern.‘ (79) 


Indem die Arbeiterkorrespondenten zu all diesen Fragen ihre Meinung kundtun, 
begleiten und dokumentieren sie den umfassenden politischen und kulturellen 
Emanzipationsprozeß der Massen: sie organisieren ihre Alltagserfahrungen, kämp- 
fen für die Veränderung des Alltagslebens durch die Interessierung und Heran- 
ziehung der Beteiligten. Da ihre Tätigkeit zugleich Bestandteil der politischen 
Öffentlichkeit ist, vermitteln sie schließlich zwischen individuellen und gesamt- 
gesellschaftlichen Bedürfnissen, zwischen den Meinungsbildungsprozessen der 
Massen und den zentralen gesellschaftspolitischen Entscheidungen. Um diese 
Funktionen ausüben zu Können, sollen sie nach Trotzki ihre Nähe zum Alltags- 
leben der Massen behalten und nicht etwa als Vorschule für die hohe Literatur 
dienen. Trotzki polemisiert auch sonst gegen eine durchgängige Popularisierung 
von anspruchsvollen kulturellen Tätigkeiten und vorschnelle Vereinheitlichung 
kulturellen Tätigkeiten und vorschnelle Vereinheitlichung kultureller Unter- 
schiede, da solche Maßnahmen nicht verhindern könnten, daß höhere kulturelle 
Fähigkeiten nach wie vor notwendig und den Massen vorenthalten blieben. Er 
stellt sich vielmehr den Bildungs- und Emanzipationsprozeß der Massen bzw. 
dessen einzelne Stadien als konzentrisch sich ausweitende Kreise vor, die nach- 
einander angeeignet werden, um schließlich die Fähigkeit zu den gesamtgesell- 
schaftlichen Leitungsfunktionen zu erwerben. Mit dem Gedanken der Beherr- 
schung der immer umfassenderen und allgemeineren kulturellen Ebenen deutet 
sich ein von Trotzki nicht ganz gelöstes Problem an. Wenn er einerseits auf 
die selbständige Vertretung und Verwirklichung der kulturellen und politischen 
Interessen der Massen setzt, müßte er andrerseits mitreflektieren, daß sie sowohl 
in eine eigenständige Politik wie in eine allgemeingültige, auf Autoritäten nicht 
mehr angewiesene Moral als Handlungsorientierung münden kann. Obwohl 
Trotzki diese Konsequenzen durchaus für die sozialistische Gesellschaft akzep- 
tiert, scheint er die Möglichkeit eines tiefgreifenden Konfliktes mit der Partei 
in der Übergangsperiode nicht ernsthaft in Erwägung zu ziehen. Diese fühlte 
sich ja kompetent, sowohl die allgemeinen Richtlinien der Politik zu bestim- 
men als auch einen universalen Erziehungsauftrag wahrzunehmen: 


78 a2.0.,$.189 
79 a.2.0.,$.94 
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„Der Klub hat selbstverständlich keine eigene politische Linie, er schafft keine Verallgemei- 
nerungen. Er erhält sie von der Partei, deren schöpferischen Tätigkeit er die eigene Erfahrung 
zuführt.‘“ (80) 

„Die Arbeiter- und Bauernkorrespondenten sind kein ‚Apparat‘ des Staates, sondern Organ 
dieser Massen, der auf den Staat unter der allgemeinen Führung der Partei einwirkt.“ (81) 


Insofern bleibt bei Trotzki unentschieden, ob als Ergebnis der Kulturarbeit eine 
kritisch-regulierende Gegenöffentlichkeit zum proletarischen Staat — die auch 
die Interessen der bäuerlichen Mehrheit zu organisieren hätte — intendiert ist, 
oder ob diese ‚plebejische‘ Öffentlichkeit eher als Entscheidungshilfe für die 
Partei, für planerische und gesetzgeberische Maßnahmen dienen soll. Einerseits 
mußte sich der Ausgrenzungsmechanismus seitens der Staatsgewalt — Ausglie- 
derung der gesamtgesellschaftlichen und ökonomischen Entscheidungen aus dem 
allgemeinen Willensbildungsprozeß -- sich zugunsten der Verselbständigung der 
Verwaltungsapparate auswirken und in Widerspruch zur Kritischen Funktion 
der Gegenöffentlichkeit geraten oder sie sogar zum Mittel einer effektiveren mani- 
pulativen Sozialplanung bzw. der Durchsetzung von Staatsinteressen herabwürdi- 
gen. Andrerseits deuten nicht zuletzt Trotzkis eigene Äußerungen zu Fragen der 
Kultur und des Alltagslebens wie auch die Heftigkeit der über sie geführten Dis- 
kussion darauf hin, daß die Partei sich zunächst auf diesem Gebiet wenig kompe- 
tent fühlte, auf öffentlich geführte Auseinandersetzungen angewiesen war und 
ausreichende Informationen benötigte. Die zu treffenden Entscheidungen 
sollten — zumindest für Trotäki — in Übereinstimmung mit den konkreten Be- 
dürfnissen und unter Mitarbeit der Massen erfolgen: 


„Es versteht sich, der sozialistische Aufbau ist vor allem ein planmäßiger Aufbau. Aber dies 
ist nicht irgendein a priori gesetzter, allumfassender, alles vorhersehender Plan, der in allen 
seinen Einzelheiten bereits vor Beginn des Aufbaus gegeben ist. Im Gegenteil, der allge- 
meine Plan wird geschaffen, überprüft und ausgebessert während der Arbeit und gestaltet 
sich umso lebendiger und konkreter, je mächtiger die gesellschaftliche Initiative bei seiner 
Ausarbeitung und Durchführung ist. Der allgemeine Rahmen des staatlichen Planes öffnet 
ein unermeßliches Feld für die Tätigkeit von freiwilligen Assoziierungen und Kollektiven. 
In der millionenstarken Bevölkerung gibt es unzählige Interessen, Kräfte und Energien, von 
denen nicht einmal ein Hunderstel auf die rein staatliche Weise nutzbar gemacht werden 
kann, die jedoch, wenn die ihrer Natur entsprechende Organisationsform gefunden ist, 
in großartiger Weise mit dem Staat gemeinsam oder zu ihm parallel wirken können. Eine 
wahrhaft schöpferische Führung auf dem Gebiete der Organisation soll — insbesondere in 
unserer Epoche der ‚Kulturarbeit‘ — unter anderem auch darin bestehen, auf der Basis der 
immer mehr wachsenden Selbsttätigkeit der Massen die flexiblen und zweckmäßigen For- 
men zu finden, die für die Entwicklung und Zusammenfassung der dem Aufbau geltenden 
Eneigien einzelner Gruppen, Personen und Korporationen geeignet sind.“ (82) 


Dieses Ineinandergreifen und Zusammenspiel von staatlich gesteuerten und von 
spontanen Aktivitäten gilt vor allem für die Probleme, die sich im Zusammen- 
hang mit der angestrebten Aufhebung der Arbeitsteilung, aber auch mit der Ent- 


80 a.a.O., S. 137 
8 a.a.0., S. 94 
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stehung der neuen Familienform stellen, deren Lösung sich nach Trotzki erst in der 
Experimentierphase befindet (83). Als zusätzliche Informations- und Hilfsquellen 
bei der Veränderung des Alltagslebens betrachtete er außerdem die Sozialwissen- 
schaften — er erwähnt Strumilins Zeitbudgetuntersuchungen — und die belletristi- 
sche Literatur (84). Letzterer fällt dabei die zweifache Aufgabe zu, dank ihrer 
spezifischen ‚synthetisierenden‘ Erkenntnis- und Darstellungsweise als Informa- 
tionsmittel nach oben zu dienen und Bewußtwerdungsprozesse der Massen anzu- 
leiten (85). Auch Trotzkis eigene Befragungsaktion angesichts der geplanten Ver- 
öffentlichung von ‚Fragen des Alltagslebens‘ zeugt von dieser doppelten Absicht, 
die Erforschung des Alltags mit der Selbsterkenntnis der Betroffenen zu verbin- 
den. 


3.2.3 Diskussion um Alternativen 

Dieser Gedanke Trotzkis löste auch die meisten Mißverständnisse und Widersprüche 
in der auf seine Prawda-Artikel folgenden Diskussion aus, wie man es am deutlich- 
sten an der Interpretation des Satzes ‚Um das Leben umzugestalten, muß man es 
erst kennenlernen‘ aufzeigen kann. Viele neigten dazu, den Alltag nur als Objekt 
der Erkenntnis und der Veränderung anzusehen, und übersahen dabei, daß Trotzki 
auch das Subjekt des zu verändernden Alltagslebens, die Massen, mitangesprochen 
hatte. Wenn erst einmal der Adressat als die aufgeklärte Intelligenz im Partei-, 
Staats- und Kulturapparat lokalisiert war, brauchte letztere nur noch über die 
richtigen Erkenntnisse zu verfügen, um entsprechende Maßnahmen in die Wege zu 
leiten. An die Stelle der Bedürfnisäußerung und Eigeninitiative der Massen trat 
dann allenfalls noch die die Lebensverhältnisse spontan umwälzende Wirkung des 
Arbeitsprozesses. 

Trotzki polemisiert gegen diese Einstellung in einem weiteren Prawda-Artikel 
mit dem bezeichnenden Titel „Gegen den aufgeklärten (und auch unaufgeklärten) 
Bürokratismus“ (86). Er kritisiert vor allem die Fehleinschätzung Winogradskajas, 
die den auch unter sowjetischen Verhältnissen fortdauernden jahrhundertealten 
Konservatismus des Alltagslebens nur auf die Trägheit und Handlungsunfähigkeit 
des Sowjetapparates und auf kleinbürgerliche Einflüsse zurückführen wollte. Trotz- 
ki betont demgegenüber, daß sowohl die Bekämpfung der Bürokratisierungstenden- 
zen als auch die Veränderung des Alltagslebens auf die aktive Mitarbeit und Interes- 
siertheit der Massen angewiesen sei. Wenn das nicht berücksichtigt werde, seien auch 
die Vorschläge Kerschenzews bzw. der Liga ‚Zeit‘ zur rationalen Zeiteinteilung — 
zur ‚Genauigkeit und Akuratesse‘ — wirkungslos. 

An die oben zitierte Losung knüpft auch der Vorsitzende des Proletkult Pletn- 
jow an, indem er der Aufforderung nach besserem Kennenlernen des Lebens durch 


83 a.a.O., S. 106 ff., 206 ff. 
84 a.a.0., S. 211 


85 ‚Um das Leben umzugestalten, muß man es erst kennenlernen’, Fragen des Alltagslebens, 
S. 33 ff.; Bd. XXI, 194 ff. 


86 ‚Protiv prosvescennogo bjurokratizma (a takze i neprosvescennogo)’, Bd. XXI, S. 66 ff. 


eine Darstellung der Veränderungen nachzukommen sucht, die durch die vorrevolu- 
tionäre ökonomische Entwicklung und durch die Revolution im betrieblichen, fami- 
lialen und gesellschaftlichen Alltag des Arbeiters bewirkt worden sind (87). Er plä- 
diert gegenüber Winogradskaja u.a. für eine größere Dynamik des Alltagslebens und 
ergreift in der zwischen Lunatscharski und Dubowskoj umstrittenen Frage des Ver- 
hältnisses von revolutionärem und proletarischem Alltag zugunsten des zweiteren 
Stellung (87a). Während Lunatscharski das Moment der Negation des durch den Ka- 
pitalismus verknechteten und trostlosen proletarischen Dasseins hervorhebt, betont 
Dubowskoj stärker den organischen Zusammenhang von proletarischem und revolu- 
tionärem Alltag. Er steht hiermit der Tradition des Proletkult näher, für die das Pri- 
mat der Sozialisationsfunktion des Betriebes gegenüber anderen Faktoren charakte- 
ristisch ist. Sie veranlaßt auch Pletnjow zu interessanten Beobachtungen über den 
Wandel von bäuerlichen bzw. religiösen Verhaltensweisen im vorrevolutionären 
Fabrikleben, führt ihn jedoch zu vorschnellen Verallgemeinerungen über die 
veränderte Einstellung zur Arbeit nach der Revolution und die Auflösung der 
Familie. Wie weit eine gehobenere Arbeitsdisziplin und gestiegene Anzahl von 
Erfindungen als Zeichen für das schlechthin höhere Klassenbewußtsein gegen- 
über vorrevolutionären Zeiten aufrechterhalten werden kann, bedarf — ange- 
sichts der spontanen Streiks während der NEP — einer kritischen Nachprüfung. 
Es ist ebenfalls zu bezweifeln, ob die ökonomisch, durch die Berufstätigkeit 
der Frau und Mutter bedingte Auflösung der Familie bereits zur Emanzipa- 
tion der Frau und der Kinder und zur Beseitigung von autoritärem Erziehungs- 
stil führt. Was die neue Familie anbelangt, bleibt uns Pletnjow die Konkreti- 
sierung schuldig, in welcher Weise die Funktionen der alten Familie von der 
Straße, dem Betrieb oder dem Komsomol übernommen werden können. Plet- 
njow scheint ohnehin alle Erneuerungsversuche vom gesellschaftlichen Alltag, 
d.h. von geseilschaftlichen Organisationen zu erwarten, da die Umwälzung des 
ökonomischen Bereichs für ihn abgeschlossen ist. Dem korrespondiert eine Ge- 
ringschätzung der Individualität, deren zunehmende Bedeutung er zwar ge- 
zwungenermaßen mit der NEP konstatiert, aber der er nur die Form der Unter- 
ordnung unter das gesellschaftliche Ganze konzediert. Insofern entgeht ihm genau 
der von Trotzki betonte Aspekt der freiwilligen Initiative von spontan entstehenden 
Gruppen. 


Die größte Nähe zur Trotzkischen Einschätzung des Alltags verrät der Kultur- 


arbeiter der Gewerkschaften, S. Lewman, für den die Lebensweise zwar von der 
ökonomischen Basis abhängt, aber gleichzeitig die vielschichtige Problematik des 
subjektiven Faktors aufwirft: 


„Was die Reorganisierung des Alltags anbelangt, übersehen die Verfasser vieler Vorschläge den 
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Dubovskoj, Literatura sovetskaja i proletarskaja, Pravda, 29. Juni 1923; Lunacarskij. O 
proletarskom byte i proletarskom iskusstve, Pravda, 18 Juli 1923, auch in: Sobranie 
socinenij, Bd. 2, S. 247-251; Dubovskoj, O krasote, vnesnem nabljudatele i proleta- 
skom byte, Pravda, 4. August 1923 

V. Pletnev, Proletarskij byt, Staryj i novyj. Gorn,1923 No 9, S. 65-78 (Proletarischer All- 
tag. Der alte und neue) 
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Umstand, daß das Objekt ihrer Experimente nicht eine Einzelperson ist, sondern die ganze 
Klasse, die eine bestimmte herauskristallisierte Psyche, bestimmte Arbeitsfertigkeiten und 
Familientraditionen hat und ein mächtiges Gepäck an Einflüssen, Einstellungen, Gewohn- 
heiten und Vorurteilen mit sich herumträgt, die sich im Laufe von mehr als einem Jahr- 
zehnt angesammelt haben.‘ (88) 


Deshalb ist dem Konservativismus im Alltagsleben Rechnung zu tragen, wenn 
es auch andrerseits bereits Elemente der neuen Lebensweise in sich enthält. Nichts- 
destoweniger reicht diese komplexe Betrachtungsweise auch nur bis zur Erkennt- 
nis, daß angesichts des schwierigen Gegenstandes entsprechende Behandlungsme- 
thoden notwendig seien: 


„Im Verhältnis zu einem solchen Objekt sind ganz besondere Methoden der Masseneinwir- 
kung angebracht, die die intimsten Ecken seines Bewußtseins und Seins erreichen, und in 
ihnen komplexe Veränderungen bewirken, als deren Resultat sich dann die psychische Struk- 
tur und die gesamte Lebensweise der Massen verändert.‘ (89) 


Als Reminiszenz an die Selbst- und Phantasietätigkeit der Massen bei der Verän- 
derung ihres Alltags bleibt nur die Empfehlung der Kunst als eines besonders 
geeigneten Mittels der psychischen Einwirkung übrig. 

Diese Affinität zwischen Trotzki und den Kulturarbeitern der Gewerk- 
schaften ist trotz der vermutlich belastenden Erinnerungen an dessen Konzept 
der Militarisierung der Arbeit insofern nicht zufällig, da von den bestehenden 
kulturellen Organisationen nur die der Gewerkschaften und des Proletkult Totzkis 
Ansprüchen einer auf freiwilliger Basis stattfindenden Aufklärung annähernd ent- 
sprachen. Der Proletkult schied wegen der scharfen Kritik Trotzkis an seinen 
illusorischen Versuchen der ‚proletarischen Kultur‘ aus, die von den Gewerk- 
schaften in dem Maße als eine Stellungnahme zu ihren eigenen Gunsten bewertet 
wurde, in dem sie selbst auf zunehmende Differenzen und Konflikte mit dem 
Proletkult stießen.Trotzki selbst bezieht 1924 in seinen bereits zitierten Reden 
zur Klubarbeit auf dem Höhepunkt der Auseinandersetzung zwischen Gewerk- 
schaften und Proletkult trotz seiner Bedenken gegenüber den Gewerkschaften 
als halbstaatlicher Organisation für ihre Seite Partei, wenn er Pletnjows Bestim- 
mung des Arbeiterklubs als „Schmiede der proletarischen Kultur“ mit den kul- 
turellen Laborversuchen Bogdanowscher Art gleichsetzt (90). 

Das Verhältnis der Gewerkschaften zum Proletkult war jedoch nicht von 
Anfang an von Rivalität gekennzeichnet, wie auch die Alternative falsch sein 
dürfte, dem Proletkult die Intention einer genuin proletarischen Kulturrevolu- 
tion und den Gewerkschaften das Konzept einer revisionistischen Arbeiterbil- 
dung zuzuordnen (91). Für die Aufrechterhaltung einer solchen These ist nicht 
nur die Praxis des Proletkult, sondern auch die Geschichte der Wechselbezie- 
hungen der für die Erwachsenenbildung bzw. Kulturarbeit zuständigen Orga- 


88 S. Levman, Rabocij byt i chudozestvennaja rabota sojuzov, Vestnik truda,1923 No 8, 
S. 120-126 (Arbeiteralltag und die künstlerische Arbeit der Gewerkschaften) 

89 daselbst, S. 120 ’ 

90 _ V. Pletnev, Rabocij klub, principy i metody raboty, Moskva 1923, S. 24 (Der Arbeiter- 
klub, die Prinzipien und Methoden seiner Arbeit). sowie Trockij Bd. XXI, S. 156 ff. 

9 Hierzu neigen allerdings P. Gorsen/E. Knödler-Bunte, a.a.0., Bd. 1,S.96 ff. 
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nisationen zu wenig erforscht (92). Die Gründung des Hauptkomitees für poli- 
tische Aufklärung (Glavpolitprosvet) innerhalb des Volkskommisariats für Aufklä- 
rung (Narkompros) und die zugleich notwendig gewordenen Absprachen und Ab- 
grenzungen mit anderen gesellschaftlichen Organisationen deuten zumindest darauf 
hin, daß der Aufbau und die Kompetenzverteilung der Kulturorgane in ähn- 
licher Weise wie die Probleme der Wirtschaftsverwaltung einer Klärung bedurf- 
ten (93). Eine gegensätzliche Position in kulturellen Fragen ist auch deshalb 
unwahrscheinlich, weil die Gewrerkschaften zunächst von ökonomischen Pro- 
blemen in Anspruch genommen waren und sich allenfalls auf dem Gebiet der 
Berufsbildung und finanziellen Versorgung von schulischen und außerschulischen 
Einrichtungen engagieren konnten (94). Außerdem ist zu beachten, daß sie 
beide aus der gleichen Tradition der russischen Arbeiterbewegung entstanden 
waren und auch verwandte Vorstellungen über die Organisation und Aufgaben 
der Kulturbewegung entwickelt hatten. Wenn z.B. auf der III. Allrussischen 
Konferenz der Gewerkschaften im Juni 1917 die Schaffung von speziellen Or- 
ganen für Kulturarbeit, den Bildungskomitees, beschlossen wird, an denen sich 
neben den Gewerkschaften die sozialistischen Parteien, Arbeiterkooperative 
und Sowjets beteiligen sollen, so entspricht dieses Prinzip der Zusammenfassung 
verschiedener proletarischer Organisationen durchaus der Entstehung des Proletkult 
(95). 

Die Gründung des Proletkult kann sogar als Verwirklichung dieser von 
den Gewerkschaften nicht ausgeführten Resolution betrachtet werden. Auf 
dem Il. Gewerkschaftskongreß im Jan. 1919 kam es zwar zur Bildung von 
besonderen Kulturorganen, den sogenannten ‚kul’totdely‘, denen jedoch u.a. eher 
die Aufgabe der Koordinierung als die der Schaffung einer Konkurrenz zum Pro- 
letkult zugedacht war: 


„Die Diktatur des Proletariats, die der Arbeiterklasse die Möglichkeit eröffnet, alle kultu- 
rellen Errungenschaften der Menschheit umfassend zu nutzen, bringt bereits zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt die neue kulturell-aufklärerische Form der Bewegung, verkörpert 
durch die Proletkulte, hervor. Die Gewerkschaften sollten ungeachtet der Isoliertheit 
der Proletkulte von den breiten Massen der Arbeiterklasse sich organisch an der Arbeit 
der Proletkulte beteiligen, indem sie dort ihre Tätigkeit auf die allgemeine Erarbeitung 
von Fragen der Wissenschaft und Kunst konzentrieren und sich bemühen, die Arbeit — 
mit dem Ziel der Gesundung — dem Einfluß und der Führung der industriell organisierten 
Arbeitermassen unterzuordnen.‘‘ (96) 


92 Vgl. O. Anweiler, die frühsowjetische Periode, Revolution und pädagogische Experi- 
mente, in: Kulturpolitik der Sowjetunion, hg. O. Anweiler/K.-H. Ruffmann, Stuttgart 
1973, S. 16-45 

93 So mußten die Gewerkschaften in Sachen Kulturarbeit um ihre relative Selbständigkeit 
kämpfen, nachdem auf dem X. Parteitag die agitatorisch-propagandistischen Aufgaben 
der Partei unter Parteilosen ‚verstaatlicht‘, d.h. vom neugegründeten Hauptkomitee für 
politische Aufklärung übernommen werden sollten. 

94 Zur Geschichte der gewerkschaftlichen Kulturarbeit s. F. Senjuskin, Kultrabota profso- 
juzov, Moskva, 2. Aufl. 1925 

95 Tret’ja vserossijaskaja konferencija professional’nych sojuzov, Stenograficeskij otcet, 
Moskva 1927, S. 464 £. 
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Obwohl hier auch die parteioffizielle Kritik am Proletkult anklingt, werden zu- 
gleich die Gebiete der künftigen Zusammenarbeit — die der Kunst und der Wis- 
senschaft — benannt, die nach Einführung der NEP realisiert werden sollte. Die 
Kooperation lag wegen der mangelnden Erfahrung der Gewerkschaften auf ihrem 
neuen Arbeitsgebiet — Schule des Kommunismus zu sein — und wegen der finan- 
ziellen Misere des Proletkult nahe, von der dieser wie alle anderen kulturellen 
Einrichtungen infolge des Entzugs der zentralen staatlichen Förderung und der 
verordneten Umstellung auf lokale Eigenfinanzierung schwerstens betroffen war 
(97). 

Im Mai 1922 fand in Moskau die erste geıneinsame Konferenz zwischen 
Proletkult — die 4. Moskauer Gouvernementskonferenz — und den Gewerkschaf- 
ten — die 2. Kulturkonferenz des Moskauer Gouvernementsgewerkschaftsrates — 
statt, auf der die Richtlinien der Kooperation ausgearbeitet wurden (98). Nach ih- 
nen solite die methodische Führung in Sachen Klubarbeit dem Proletkult zufallen, 
während die Gewerkschaften Vertreter in die leitenden Organe des Proletkult zu 
entsenden hatten. Dies entsprach auch weitgehend der Praxis, wie sie zwischen 
Narkompros und Gewerkschaften üblich war (99). Die konkreten Meinungsunter- 
schiede schienen erst bei der Realisierung dieser ungleichen Arbeitsteilung ent- 
standen zu sein, nach der die Gewerkschaften die organisatorischen Voraussetzun- 
gen bereitzustellen und auf Mitsprache bei der Gestaltung der Klubarbeit zu ver- 
zichten hatten. Neben dem zunehmenden Geltungsbedürfnis der gewerkschaft- 
lichen Kulturarbeiter dürften jedoch auch unterschiedliche Auffassungen prinzi- 
pieller Art die Kontroversen ab 1923 verursacht haben, in die Trotzki 1924 zugun- 
sten der Gewerkschaften eingreifen sollte. 

Der Streit entzündete sich an der Bestimmung des Verhältnisses von schöpfe- 
rischer Kulturarbeit und breiter Massenarbeit — von ‚kul’turnoe tvorcestvo’und ‚kul- 
turnicestvo‘ — (100). Umstritten war die Interpretation des Klubs als Ort der poli- 
tischen Aufklärung und Propaganda und als der der sinnvollen Erholung (101). 
Man bezog sogar Fragen ein, wie die, ob es zulässig sei, Bier auszuschenken. 
Während die Gewerkschaften sich eher um die Reproduktion der Arbeitskraft be- 
mühten und dazu tendierten, den Konsumentenstandpunkt einzunehmen, hob 
der Proletkult die Bedeutung des Klubs als eines wichtigen Hebels für die Be- 
kämpfung der bürgerlichen und die Erarbeitung einer eigenständigen proletari- 


96 Rezoljucii Vserossijskich konferencij i s-ezdov professional’nych sojuzov, Moskva 1919, 
S. 62 
97 Vgl. den Aufruf Levmans zur Unterstützung des Proletkults, Na pomosc’ proletkul’tu, 
in: Trud vom 1.3.1922 
98  Gorm,1922 No 1 (6), S. 156-160 
99 Vgl. O. Anweiler, a.a.O., 
100 S. Levman, Der Proletkult und die Gewerkschaften, in P. Gorsen/ E. Knödler-Bunte, 
a.a.0., Bd. 1, S. 247-262 
wol Gemäß der Aufgabenbestimmung des Klubs auf dem XII. Parteikongreß, in: KPSS v 
rezoljucijach, Cast’ I, Moskva 1954, S. 731 
102 Die Kontroverse wurde abwechselnd in der Kulturzeitschrift der Gewerkschaft ‚Kul’tur- 
nyj front‘ (Kulturfront) und in der des Proletkults ‚Rabocij klub‘ (Arbeiterklub) ge- 
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schen Kultur stärker hervor (102). Den Stein des Anstosses bildete insbesondere 
die Pletnjowsche Bestimmung des Klubs, aus der die Gewerkschaftler die Nega- 
tion jeder zwanglosen und nicht unmittelbar der Hebung des proletarischen Klas- 
senbewußtseins gerichteten Tätigkeit herauslasen und die sie mit der anspruchs- 
vollen Studioarbeit des Proletkult indentifizierten. Solche Annotationen wurden 
noch durch ein Bogdanowsches Vokabular gefördert: 


„Jeder Genosse, der im Klub verkehrt, bringt seine individuellen und gesellschaftlichen Ge- 
wohnheiten, seine parteilichen und geseilschaftlichen Interesessen — häufig sogar in einer 
originellen individualistischen Brechung — mit. Man kann ohne Übertreibung sagen, daß 
die Summe der Gedanken und der Ansprüche der Klubmitglieder einen unmittelbaren und 
vollständigen Ausdruck der Gedanken und Ansprüche der Massen als Ganzes darstellen. 
Deshalb ist jedem Klub zuerst eine außergewöhnliche Buntheit der Gedanken, Meinungen, 
Wünsche und Interessen seiner Mitglieder beschieden. Dies ist der ursprüngliche Chaos, aus der 
der Klub ein Kollektiv schaffen soll, das von einem einheitlichen Klassenwillen, einheitlichen 
Klassenbewußtsein, einer einheitlich abgestimmten, auf praktisches Handeln gerichteten Bestre- 
bung auf einer einheitlichen Klassenbasis zusammengehalten wird. Deshalb ist eine Arbeit 
ohne prinzipielle Linie und ohne Plan im Arbeiterklub unzulässig, und für jeden Klubar- 
beiter ist es unermeßlich wichtig, einen zuverlässigen Kompaß in der Hand zu haben, der 
ihm den richtigen Kurs für seine Arbeit angibt.‘ (103) 


In der emphatischen Betonung des einheitlichen Klassenwillens als Summe der Ein- 
zelwillen und in der Gegenüberstellung von Chaos einerseits und Plan und Bewußt- 
heit andrerseits scheint in der Tat das Bogdanowsche Organisationsmodell durch, in 
dem soziale Abstimmungs- und Willensbildungsprozesse letzten Endes auch ohne 
Vermittlung durch die Subjektivität der betroffenen Individuen anvisiert waren 
(104). Raisa Ginsburg versucht seitens des Proletkult die vorschnelle Identifika- 
tion mit dem Bogdanowschen Proletkult durch den Hinweis auf die seit 1920 ge- 
wandelten Programme -— die auch der Massenarbeit ihren Platz zuweisen — zu ent- 
kräften und kritisiert ihrerseits das Programm des ‚kul’turnicestvo‘ als unter dem 
Deckmantel der Elementarbildung betriebene Absage an die „Gestaltung der Welt- 
anschauung der Massen“ (105). Sie sieht sich durch den kürzlich gefaßten Beschluß 
des 13. Parteikongresses ‚Ob agitproprabote‘ (über die Agitproparbeit) bestätigt, der 
die Aufgaben des Klubs der politischen Aufklärung untergeordnet hat, um dem An- 
sturm des Leninaufgebots gerecht zu werden (106). Schließlich faßt sie die sich zwi- 
schen Gewerkschaften und Proletkult abzeichnenden Abweichungen als Alternative 
von Spontaneität und Bewußtsein zusammen, Indem sie das Moment der Bewußt- 
heit von der Spontaneität abspaltet und erstere dem Proletkult zuordnet, bestätigt 
sie einmal mehr, welcher eindeutigen Bedeutungswandiung die ‚Schöpferkraft des 


führt und kam u.a. auch auf der Beratung aer Kiubarbeiter im Juli 1924 zur Sprache, 
auf der Trotzki mit seinen Klubreden auftreten sollte. Vgl. B. E'skij Rabocij profsojuz- 
nyj klub, Kul’turnyj front, 1924 Nol, S. 19-21; V. Pletnev, Demagogija ili neponimanie, 
Rabocij klub, 1924 No 6, S. 5-7; El’skij, Dokumenty ili fakty, Kul’turnyj front, 1924 
No 4, S. 11-13 

103 Pletnev, Rabocij klub, a.a.0., S. 9 

104 Vgl. Dietrich Grille, a.a.O., S. 165 

105 Raisa Ginzburg, Nasi raznoglasi ja v klubnoj rabote (Unsere Meinungsverschiedenheiten 
in der Klubarbeit), in: Rabocij klub, 1924 No 8,S.4 

106 KPSS v rezoljucijach, cast’ II, S. 67 ff. sowie R. Ginzburg, a.a.0., S. 5 
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Proletariats‘ im Sprachgebrauch des Proletkult unterlag, nachdem die Basis für eine 
Selbsttätige Praxis im Produktionsbereich für die russische Arbeiterklasse zunächst 
entfallen war. 

Es soll hier nicht der Kulturarbeit der Gewerkschaften als gelungener Ver- 
wirklichung von emanzipatorischer Arbeiterbildung das Wort geredet, sondern 
nur die eindeutige Verteilung der Noten von kompensatorisch-kleinbürgerlicher 
und genuin proletarischer Kulturbetätigung problematisiert werden. Die Geweiık- 
schaften selbst machten die Schwenkung des 13. Parteitages mit, um dann zu einer 
gleichgewichtigen Formulierung beider Elemente von Aktivierung und Erholung 
auf dem 6. Gewerkschaftskongreß im Nov. 1924 zurückzukehren: 


„Einer der wichtigsten Hebel für die Verwirklichung der anstehenden Aufgaben auf dem Ge- 
biet der kulturell-aufklärerischen Tätigkeit stellt für die Gewerkschaften der Arbeiterklub 
dar. Seine Arbeit soll belebt und verstärkt werden. Er soll in der Tat zum Zentrum der kom- 
munistischen Erziehung der Arbeitermassen wie auch zum Ort der vernünftigen Erholung 
und Zerstreuung des Arbeiters und seiner Familie werden.“ (107) 


Wenn man bedenkt, daß sich die Kulturarbeit beider Organisationen auf die 
gleichen Gegenstände — politische Aufklärung, und andere Arten von Freizeit- 
gestaltung — bezieht, liegt sogar der Schluß nahe, daß es sich bloß um zwei Varian- 
ten von Arbeiterbildung handelt. Unter diesem Aspekt könnten sich sogar die 
Gewerkschaften als die Organisation erweisen, die potentiell eher in der Lage sind, 
die Kulturarbeit in die Veränderung der gesamten Lebensverhältnisse einzube- 
ziehen. Diese Möglichkeit eröffnet sich für sie nicht nur durch die Vertretung 
der ökonomischen Interessen der Arbeiter im Fabrikleben, sondern auch durch 
die Bereitschaft, stärker auf die konkreten Nöte und schichtenspezifischen kul- 
turellen Unterschiede im Reproduktionsbereich einzugehen: 


„In Übereinstimmung mit seinen individuellen und alltäglichen Neigungen und Gewohnheiten 
sucht er (der Arbeiter, Anm. des Verfassers) eine solche Erholung, die am besten seinem per- 
sönlichen Geschmack und Bedürfnis entspricht. Im alltäglichen Arbeiterleben nimmt die Nö- 
tigung, die Reglementierung und das System den größten Platz ein: während der Arbeit in 
der Produktion, in den häuslichen Verhältnissen, im geselischaftlichen Leben usw. Der 
Arbeiter als Persönlichkeit kann sich selbstverständlich am vollkommensten und klarsten in 
der schöpferischen gesellschaftlichen Arbeit verwirklichen. Unter den Bedingungen der 
schöpferischen gesellschaftlichen Arbeit kann sein persönliches Leben mit dem gesellschaft- 
lichen eins werden und ihm eine vollkommene innere Befriedigung verschaffen. Aber nicht 
für jeden Arbeiter ist es gegeben, seine persönlichen Vorlieben und Bedürfnisse in der gesell- 
schaftlichen Arbeit aufgehen zu lassen, und nicht für alle Arbeiter kann das gesellschaftliche 
Leben (obscestvennost’) die vielfältigen Bedürfnisse eines lebendigen Menschen und die 
Bestrebungen zum persönlichen Leben gänzlich erfüllen.‘ (108) 


107  Vestnik truda 1924 No 11/12, S. 241 
108 I. Isaev, VI-oj sezd Sojuzoy SSSR o klubnoj rabote (Der VI. Gewerkschaftskongreß über 
die Klubarbeit), in: Vestnik truda, 1925 No 1, S. 181 £. 


152 


4. Zusammenfassung 


Mit diesem Eingeständnis der mangelnden Entfaltungsmöglichkeiten des Arbei- 
ters in seinem Alltag deutet sich zugleich der Rückzug in eine kompensatorische 
Freizeitgestaltung in der Kulturarbeit der Gewerkschaften an, der jedoch der 
Proletkult nur eine nach Zweck-Mittel-Rationalität ausgerichtete kommunisti- 
sche Erziehung und Mobilisierung der Werktätigen entgegenzusetzen hatte, da 
er die unter der NEP unliebsam gewordenen Spontaneität vernachlässigen zu 
können meinte. 

Die Trotzkische Position steht trotz ihrer Sympathien für den Ausgangs- 
punkt der gewerkschaftlichen Kulturarbeit zwischen diesen beiden Polen der 
zur Statik und Konservativismus tendierenden Spontaneität und der aktivsti- 
schen zielgerichteten Bewußtheit. Diese falsche Arbeitsteilung versucht Trotzki 
durch sein Konzept von Kulturarbeit zu überwinden, nach dem dem bewußten 
Handeln der Massen spontane Bedürfnisäußerung, gemeinschaftliche Willens- 
bildungsprozesse und kollektive Aneignung der notwendigen Entscheidungs- 
grundlagen vorausgehen sollten. Die Sicherung und Fortentwicklung des pro- 
letarischen Bestandes der russischen Revolution sah er neben dem beschleunig- 
ten Aufbau der materiellen Basis auch in der Konstituierung und Entfaltung 
von Subjektivität in den gesellschaftlichen Bereichen, in denen dies am ehesten 
möglich zu sein schien, nämlich außerhalb der materiellen Produktion. Diese 
durch die NEP auferlegte und durch Trotzkis eigenes Festhalten am letzten 
Endes unangefochtenen Erziehungsauftrag der Partei bedingte Beschränkung 
von Selbsttätigkeit auf den kulturellen Bereich im engeren Sinne (Familie, 
Wohnen, Klubs usw.), die zeitgenössische Rezeption von Trotzkis Kultur- 
theorie sowie die andeutungsweise behandelte Praxis von Kulturarbeit lassen 
vermuten, daß sein Begriff von sozialer Emanzipation auf große Realisierungs- 
schwierigkeiten stieß. Diese lassen sich symptomatisch an der ‚linken‘ und 
‚rechten‘ Fraktionierung in Sachen Kulturarbeit ablesen. Die ‚Linken‘ — der 
Proletkult, aber auch Preobrabraschenski — traten für das Stillhalten der Ar- 
beiterklasse bzw. für ihre sozialtechnologische Anpassung an die Erfordernisse 
der zentral getroffenen politischen Entscheidungen ein, während die ‚Rechten‘ 
— vor allem die Gewerkschaften — persönliche oder sogar private Bedürfnis- 
befriedigung im Freizeitbereich gewähren lassen wollten, um überhaupt die Be- 
reitschaft für politische und gesellschaftliche Aktivität in den Arbeitern zu 
wecken (109). Trotzki scheint mit seiner Negierung von ‚proletarischer Kultur‘ 
bzw. von deren Reduktion auf eine Elitekultur und auf das kämperisch-strate- 
gische Handeln als einzige Praxisform am ehesten bestrebt gewesen zu sein, das 
Moment der sozialen Emanzipation für kulturelle und teilweise politische All- 
tagspraxis der Arbeiter und Bauern aufzubewahren, und weist damit den Weg 


109 Zu Preobraschenski vgl. seine Schrift über ‚Die Moral und die Klassennormen‘ 1923 
sowie seinen Entwurf zum X. Parteikonkreß ‚Die Hauptstelle für politische Aufklärung 
und die agitatorischen und propagandistischen Aufgaben der Partei‘, in: Russische Kor- 
respondenz, 1921 Nr. 3/4, S. 153-158 
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Elmar Altvater, Bodo Zeuner 
Die innerwissenschaftliche Feinderklärung 
Zu Kurt Sontheimers Polemik gegen „unsere Intellektuellen‘ * 


1. Common sense und normale Wissenschaft 


Kurt Sontheimer, Professor für Politische Wissenschaft an der Universität München und nach ei- 
genem Verständnis „ein eher linker Liberaler” (S. 11) hat ein Buch geschrieben, in dem er sich 
mit der Entwicklung linker, insbesondere marxistischer Theorie in der Bundesrepublik befaßt. 
Wenn wir in dieser „Zeitschrift für politische Ökonomie und sozialistische Politik” darauf ein- 
gehen, dann nicht deshalb, weil Sontheimer einen wissenschaftlichen Beitrag zur theoretischen 
Diskussion über die Gesellschaft der Bundesrepublik geleistet hätte, sondern weil er im Gegen- 
teil einen Beitrag zur politischen Unterdrückung dieser Diskussion liefert. Das Buch ist vom 
Verlag mit einer Startauflage von 20 000 auf den Markt gebracht worden; Sontheimer hat seit 
einem halben Jahr Vorabdrucke in der „FAZ“, der „Süddeutschen Zeitung“, der „Zeit“ und 
der Beilage zu „Das Parlament‘ veröffentlicht; nach Erscheinen wurde Sontheimers Werk in 
allen großen Presseorganen der BRD rezensiert, z.B. im „Spiegel“ (Nr. 16/1976) gleich zwei- 
mal auf insgesamt 10 Spalten. Die auf ein breites Publikum zielende Werbung des Verlages ent- 
spricht Sontheimers wissenschaftspolitischer Intention: Er möchte „ein Stück notwendiger 
intellektueller und politischer Aufklärung leisten‘ (S. 15, Hervorh. Sontheimer), und diese 
„Aufklärung‘‘ wendet sich an alle, die sich „im Magnetfeld linker Theorie“ (S. 181) befinden 
oder bei denen auch nur ‚‚die notwendige Überzeugung von der Legitimität und Sinnhaftig- 
keit ihres Tuns dem nagenden Zweifel” (S. 268) der „linken Theorie“ ausgeliefert ist. Bevor 
solche von der linken Bedrohung Gefährdeten überhaupt anfällig und am Ende gar verunsichert 
werden können, empfiehlt ihnen Sontheimer, erstmal Sontheimer zu lesen: ‚‚Um zu wissen, wo- 
rauf wir uns einlassen, wenn wir in den Kategorien linker Theorie zu denken beginnen und 
unser Handeln danach ausrichten, müssen wir möglichst das Ganze dieser geistigen Bewegung 
kennenlernen und es in seinen wesentlichen Inhalten und Denkfiguren vor Augen haben.” 
(S. 12 £.) Sontheimer also als vorbeugende Impfung gegen den Bazillus der linken Theorie. 

Für uns als von diesem Bazillus schon Befallene bleibt in Sontheimers Argumentation 
nur die Rolle eines Feindes von „Freiheit und Kultur“, von dem ein besonders abstoßendes 
Bild gezeichnet werden muß, um unter den bedrohten Bürgern ein nachhaltiges WIR-Gefühl 
herzustellen: 

„Der Angriff der linken Theorie und des von ihr produzierten politischen Bewußtseins ... 
gegen die Grundlagen unseres Welt- und Wissenschaftsverständnisses läßt sich nicht mehr da- 
durch beantworten, daß man in der dem Liberalen sonst eigenen Manier die vorgebrachten 
Argumente rechts und links wendet und am Ende vor lauter Toleranz keine entschiedene 
Stellung mehr bezieht, sondern unmißverständlich deutlich macht, was die Herrschaft linker 
Theorie für Geist und Kultur sowie für die Institutionen einer sich als frei verstehenden Gesell- 
schaft bedeuten würde.” (S. 12, unsere Hervorh.) Die Linken wären längst nicht so gefährlich, 
wenn alle Nicht-Linken schon so entschieden wären, wie Sontheimer es verlangt: ‚Die linke 
Theorie bezieht ihren Impetus aus der Unsicherheit, in der wir uns vorfinden”. (S. 289, unsere 
Hervorh.) Bevor aber diese Unsicherheit des Geistes überwunden ist, müssen Vorkämpfer wie 
Sontheimer an die Front: „Dieses Buch ist somit der Versuch eines liberalen politischen Wis- 
senschaftlers (was nicht im engen parteipolitischen Sinne gemeint ist), den von der Neuen 
Linken hingeworfenen Fehdehandschuh aufzunehmen.” (S. 13 f.) Diese Fehde trägt Sont- 
heimer freilich auf seine besondere Art aus: Er begibt sich gerade nicht auf die Ebene wissen- 
schaftlicher Diskussion, versucht nicht, „marxistische Wissenschaft zu wiederlegen”’ (obwohl er 


*Kurt Sontheimer: Das Elend unserer Intellektuellen, Linke Theorie in der Bundesrepublik 
Deutschland, Hamburg 1976 
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solche Widerlegung für die Aufgabe bürgerlicher Wissenschaft hält, S. 103), entwickelt keine 
Kriterien, an denen Erkenntnisse, Theorien und Erklärungen (einschließlich seiner eigenen) zu 
messen wären. Im Gegenteil: Er steigt demonstrativ vom Katheder des Wissenschaftlers herab 
und erklärt seinen Lesern, nur gestützt auf „naive Erfahrung” und „gesunden Menschenver- 
stand” (S. 274), was für einen unverständlichen und schädlichen Unfug die Intellekturellen auf 
ihrem Podest da oben treiben. Schon der Titel demonstriert das: Sontheimer schreibt über 
„unsere Intellektuellen”, rechnet sich also selber nicht dazu. Das ist für ihn als Professor für 
politische Wissenschaft eine arge Selbstverleugnung, die freilich ihre strategische Logik hat: 
Das wäre ein wenig überzeugendes Feindbild, auf dem dessen Hersteller selber zu erkennen wäre. 

Mit einem dergestalt „Außenstehenden‘‘ (so Sontheimer über sich an mehreren Stellen), 
mit einem, der den Schlachtruf “Common Sense gegen Theorie” ($S. 272) anstimmt, 
können wir nicht auf der Ebene wissenschaftlicher Kriterien diskutieren. Das liegt nicht an un- 
serer „Arroganz“, „Besserwisserei” oder „Heilsgewißheit”, die Sontheimer den ‚linken Intellek- 
tuellen” durchgängig unterstellt, sondern schlicht daran, daß Sontheimers Wahl der 
Auseinandersetzungsebene eine wissenschaftliche Argumentation nicht mehr zuläßt. Wie sollen 
sich Theorie und wissenschaftliches Erkenntnisstreben gegen eine Kritik rechtfertigen, die letzt- 
lich in dem Vorwurf mündet, ihre Aussagen und Ergebnisse widersprächen der „naiven Erfah- 
rung” und dem „gemeinen Wirklichkeitsverständnis” (S. 274)? Da werden nicht nur Marxisten 
hilflos; auch Ralf Dahrendorf findet Sontheimers Bekenntnis zur Naivität ‚„‚nur entwaffnend” 
(„Zeit v. 9.4.76). Die Auseinandersetzung gewänne noch einen gewissen Witz, wenn Sont- 
heimer sein Mißtrauen gegen jeden Versuch, durch theoretische Arbeit unter die unmittelbar 
erkennbare Oberfläche der Dinge zu dringen, konsequent weiterentwickeln und Wissenschaft 
generell für nutzlos erklären würde. 

Das ginge ihm aber nun doch zu weit. Er zitiert Marx: ‚Alle Wissenschaft wäre über- 
flüssig, wenn die Erscheinungsformen und das Wesen der Dinge unmittelbar zusammenfielen” 
(MEW 25, S. 825) als Grundlage linken Theorieverständnisses und meint, beim common sense 
versichert, dieses Zitat spreche schon für sich, nämlich gegen die wissenschaftlichen Ansprüche 
linker Theorie. Zur Widerlegung mit wissenschaftlichen Argumenten läßt sich Sontheimer gar 
nicht erst herab. Statt dessen arbeitet er mit einem Begriff der Wissenschaftstheorie, dessen 
paradigmatische Bedeutung (vgl. Th. S. Kuhn) er allerdings nicht zu kennen scheint, und der 
deshalb als „Sontheimer-approach” in die politologische Theoriegeschichte einzugehen ver- 
dient: mit dem der „normalen Wissenschaft” (S. 99 £.). Man sollte es Sontheimer nicht ver- 
übeln, wenn diesem zwar nicht originären, aber hier durchaus originellen Begriff eine gewisse 
Unschärfe anhaftet; verwendet der Verfasser doch das Attribut ‚„‚normal” (auf S. 99) in kur- 
siven Lettern hervorgehoben, dann (auf S. 100) ganz normal gedruckt und schließlich — wurde 
ihm doch Angst vor dem Wort? — auf derselben Seite in Anführungszeichen relativiert. Sont- 
heimer schreibt auf S. 70: „Es ist an der Zeit, daß er (der Theoriebegriff — Verf.) wieder deut- 
lichere Konturen und begriffliche Schärfe zurückgewinnt.” Wohlan denn! Jedoch steht zu be- 
fürchten, daß Sontheimers Nicht-Präzision gerade der Sinn seiner Begriffsschöpfung ist: Normal 
ist halt das, was der common sense, der allerdings auf diesem Wege zum non-sense degenerierte, 
für normal hält. Das genügt, um das Feindbild zu konturieren: Linke Intellektuelle zeichnen 
sich eben dadurch aus, daß sie nicht ganz normal, also abnorm, also gefährliche, zersetzende 
Elemente sind. ‚Normale parlamentarische Verhältnisse” (S. 43) sind eben nur für „normale” 
Wissenschaftler da, und umgekehrt. Und daher hat der liberale Sontheimer auch Verständnis für 
Notstandsgesetze und Radikalenerlaß. Politische Überprüfungen, Anhörungen und Berufsver- 
bote rangieren bei ihm unter dem Sammelbegriff „geistiger Ernüchterungsprozeß, dem unsere 
linke Intelligenz generell ausgesetzt ist’ (S. 180). 

Indem Sontheimer die Dinge schönfärberisch umschreibt, indem er sich mit Formulie- 
rungen wie „mehr oder weniger‘‘ (da wurde marxistische Theorie ‚‚mehr oder weniger repressiv 
eliminiert”, S. 42), „zwar — aber“ und vielen „etc., etc...“ um klare Aussagen herummogelt, er- 
füllt er seine Funktion, die er zugleich auch als Mission begreift: „unsere Intelligenz“ auf ein 
Feld der Auseinandersetzung zu zwingen, auf dem sie mit dem Intellekt wenig anfangen kann, 
da der Gegner diese Waffe gestreckt hat. 
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Marxistische, aber auch andere nicht-normale Wissenschaftler — etwa die mit wenigen 
Absätzen abgefertigten Systemtheoretiker —, können und sollen aus Sontheimers Buch nichts 
lernen. Trotzdem ist es notwendig, noch etwas ausführlicher auf die Inhalte einzugehen, bevor 
wir uns weiter der politischen Funktion zuwenden. Denn zum einen ist es für marxistische In- 
tellektuelle lebensnotwendig, die über sie verbreiteten Feindbilder zu kennen, zum anderen ist 
die Qualität der Argumente, mit denen Sontheimer auf dem Markt reüssiert, ein Indikator für 
das Ausmaß des Rechtstrends in der produziererten Öffentlichkeit. 


2. Sontheimers Beweisführung 


In der Sache entwickelt Sontheimer das Feindbild „linke Theorie” in folgenden Schritten: 

Sein Ziel ist, „in einer möglichst umfassenden Weise darzustellen, was linke Thorie eigentlich 
will, was sie produziert und wie sie unserer Wirklichkeit gegenübertritt.” (S. 13) Seine Beweis- 
ziele sind u.a., 

— daß ‚die linke Theorie ... den gewiß bedeutsamen Beitrag, den Marx und seine Schule zu 
unserer Erkenntnis beigesteuert haben, ... teils dogmatisiert, teils bewußt politisiert (habe), um 
ihn als Kritik und als Waffe gegen das Bestehende einsetzen zu können” (S. 13) 

— daß trotz „Tendenzwende“ nach rechts „weit und breit nicht” zu sehen sei, „daß linke 
Theorie in der Bundesrepublik abgedankt hätte” (S. 15), daher die linke Theorie weiterhin lang- 
fristig eine Gefahr für ‚Geist und Kultur” (S. 12) sowie die Institutionen der BRD bedeute; 

— daß „linke Theorie” ein „komplexes und differenziertes geistiges Gebilde” sei, das man 
nicht „über einen ideologischen Leisten zu schlagen” habe, bei dessen Behandlung sich aber ‚„‚ge- 
wisse pauschale Zurechnungen ... nicht immer vermeiden” ließen (S. 14, Hervorh. Sontheimer) 
— daß „linke Theorie” sich durch die Unterscheidung von — theoretisch ein für allemal be- 
stimmtem — Wesen und an der Oberfläche wahrnehmbarer Erscheinung gegen empirische Über- 
prüfung immunisiere; sie sei größtenteils auch an Empirie desinteressiert (S. 81 ff.) 

— daß „linke Theorie“ daher „‚Glaubensgewißheit‘‘ vermittle (S. 106), auf „Willkür“ beruhe, 
(S. 24) „Ideologie“ sei (S. 279) und daher nicht den Anspruch auf Wissenschaftlichkeit erheben 
könne. 

„Linke Theorie ist, um es zusammenzufassen, eine Theorie für abstrakte Menschen und eine 
abstrakte Gesellschaft”, sie ‚„‚verwirft das Medium freier Politik” (S. 283) — was wohl nichts 
anderes heißen kann, als daß sie als freiheits-, also: verfassungsfeindlich einzustufen sei. 

Um dies alles zu beweisen, referiert Sontheimer zunächst die Entwicklung seit der Stu- 
dentenbewegung, beschreibt dann psychologisierend die „Faszination durch Theorie’ (wobei er 
bei der Formel Raymond Arons von 1957: „Opium für Intellektuelle’”’ landet, S. 108), handelt 
dann linke Analysen der BRD, sozialistische Strategiediskussionen bis hin zu den Jusos, Einzel- 
theorien zu Faschismus, Demokratie, Legitimation, Krise, Pädagogik sowie die „Sprache 
der Theorie” (S. 239 ff.) ab, um am Ende breit ausholend und pathetisch noch einmal das 
„Elend der Intellektuellen” (S. 261 ff.) unter Berufung auf Schelsky, Arnold Gehlen und 
Richard Löwenthal zu beklagen: „Es ist ein Elend, daß der vor über 10 Jahren begonnene Auf- 
bruch der jungen Generation gegen eine nicht ohne Grund als sinnlos und inhuman erschei- 
nende Welt ideologisch ausgebeutet und auf die Mühlen einer selbstgefällig in sich kreisenden 
Theorie geleitet worden ist.” (290) 

In der Art der Beweisführung bleibt Sontheimer strikt auf seine Zielgruppe, den mit 
Common Sense und allen dazugehörigen Vorurteilen ausgestatteten, zufriedenen BRD-Bürger, 
bezogen. Daraus folgen vor allem drei Argumentationsfiguren: 

1. Dort wo ein Common-Sense-Vorurteil bereits besteht, wird es ermutigt und bestärkt; wis- 
senschaftliche Zweifel an diesem Vorurteil oder an seinem Gegenstand werden verschwiegen 
oder heruntergespielt. Beispiel: Politik und Gesellschaft der BRD werden als stabil, im großen 
und ganzen harmonisch. und funktionstüchtig dargestellt: Innenpolitisch habe die BRD die 
gegenwärtige Wirtschaftskrise gut bewältigt; außenpolitisch stehe sie sogar noch besser da. 
(S. 17 £.). Daß es ernsthafte, auch bürgerliche, Prognosen über eine Verschärfung ökonomi- 
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scher Krisen und ihre sozialen Folgen (etwa: strukturelle Arbeitslosigkeit, Jugendarbeits- 
losigkeit) gibt, wird ignoriert. Erst die Ermutigung des Vorurteils bundesrepublikanischer 
Selbstzufriedenheit ermöglicht es, die nötige Distanz zum Feindbild zu schaffen: „Es ist, 
als kämen diese Krisen- und Zusammenbruchstheorien, mit denen diese Kritiker der bundes- 
republikanischen Szene aufwarten, von einem anderen Stern!” (S. 19). Diesen Kritikern ge- 
genüber hat Sontheimer ein passables Rezept parat: ‚‚Es hat also seine Berechtigung, wenn man 
den Behauptungen, welche die linke Theorie über unsere Gesellschaftsordnung und den ‚Spät- 
kapitalismus‘ verbreitet, die simple Frage nach der Wirklichkeit entgegenhält. ‚Womit ist das 
gedeckt?” (S. 274.) Offensichtlich hat Sontheimer diese simple Frage nur anderen, und noch 
nicht sich selbst vorgelegt, denn sonst müßte ihm aufgefallen sein, daß die einfache Frage 
schwer zu beantworten ist. Über diese Frage haben sich schon ganze Generationen von 
Theoretikern den Kopf zerbrochen; und die marxistische Theorie beansprucht, eine in 
sich stimmige Antwort zumindest ansatzweise formuliert zu haben. Sicher gibt es auch 
brauchbare Antworten aus anderer wissenschaftstheoretischer Richtung. 

Wer es jedoch — wie Sontheimer — so mit der „Normalität’” hat, der kann sie nicht 
in Frage stellen. Und so ist Sontheimers „Womit ist das gedeckt?” eine polemische, eine rhe- 
torische Frage. Er hat schon die Normalität als soche vorausgesetzt und in seinem approach 
normaler Wissenschaft verstaut; wer Antworten auf die Frage will, der sollie Sontheimer bei 
seinen Leisten lassen und die Schriften „unserer Intellektuellen” lesen. Nur wer mit allen in 
„unserer freiheitlichen Republik” sowieso schon einverstanden ist, sollte sich von unserem Ver- 
fasser die Zipfelmütze noch tiefer über das Gesicht ziehen lassen — so lange bis jemand kommt, 
der ihm dann auch noch das Fell über die Ohren zieht! 

2. Auf die Differenziertheit des Gegenstandes, der Entwicklung linker Theorie in der 
Bundesrepublik seit 10 Jahren, wird nur in dem Maße eingegangen, in dem dies für die Ver- 
mittlung an den erstaunten Bürger erforderlich ist. Es kommt Sontheimer keineswegs darauf 
an, diesem Gegenstand gerecht zu werden, sondern ihn im Gegenteil dort zu verkürzen, wo 
die Gefahr bestünde, daß der Kritiker sich auf die Diskussion in der Linken einließe — und 
somit gar in Gefahr käme, selbst der Faszination durch Theorie zu unterliegen, oder in die 
Zwangslage geriete, ein ‚„maßlos kompliziertes Theoriewerk’” (S. 255, dieser Vorwurf an 
O. Negts und A. Kluges Buch ‚Öffentlichkeit und Erfahrung’ ist von Sontheimer kritisch ge- 
meint) verfassen zu müssen. In einem in diesem Sinne abkürzenden Verfahren behandelt er - 
u.a. den Begriff der Ausbeutung (sie findet nicht mehr statt, weil „der Kapitalismus von 
heute ... eine echte Besserstellung des Arbeiters erbracht hat”, S. 95), die Marxsche Wert- 
lehre (Sontheimers Kritik besteht darin, daß er Marxsche Begriffe in Anführungszeichen 
setzt); eine gleiche Verbalhornung hat die Theorie zyklischer Krisen hinzunehmen. Diese 
wird im wesentlichen dadurch abgehandelt, daß der Autor die „Annahme von der notwen- 
digen Krisenhaftigkeit des Kapitalismus” als „Vorurteil” bezeichnet (S. 222) und ökonomi- 
sche Krisentheorien unter Berufung auf die weltweite kapitalistische Prosperität in den 
50er und 60er Jahren „‚abstrakt‘“ nennt (S. 214). Übrigens werden nicht nur Themen, die in der 
marxistischen Diskussion Bibliotheken gefüllt haben, in diesem verkürzten Verfahren zur Durch- 
führung gebracht, ähnlich ergeht es z.B. der Systemtheorie von Luhmann u.a. (S. 72) und der 
Sozialstaatsinterpretation von H.-H. Hartwich (S. 132). 

3. Die Diskussionen zwischen Linken werden dann ausführlich behandelt, wenn sich aus 
der Kritik eines Linken an anderen Linken ein Beleg für Sontheimers Feindbildkonstruktion 
über alle Linken ziehen läßt. In dieser Weise verfährt Sontheimer z.B. mit Michael Schneider 
(S. 49 ff.), Enzensberger (S. 149) und Offe (S. 114). Sontheimer unterläßt es aber jedesmal 
strikt, sich auch auf den Zusammenhang, in dem seine Kronzeugen ihre inner-linke Kritik vor- 
brachten, einzulassen oder gar die jeweiligen Kontroversen vollständig darzustellen. Das Prin- 
zip der Nicht-Identifikation des Feindbild-Konstrukteurs mit denen, die im Feindbild auftre- 
ten, wird konsequent gewahrt. Dafür typisch ist folgende eher beiläufig erscheinende Sentenz: 
„Michael Schneider, der sich trotz seiner heftigen Politisierung den Sinn für Humor nicht völlig 
hatte rauben lassen ...” (S. 50). Die heftig politisierten Linken sind humorlose Böcke, mit 
Schaftstiefeln im Kopf, die alles gleich ernst nehmen, während unser jovialer humoriger Profes- 
sor feinsinnig über all das maßlos komplizierte Zeug lächelt. Bekanntlich ist Humor, wenn man 
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argumentieren, dann wäre ihm all dies natürlich als entscheidende Mängel anzulasten. Indessen 
würde eine solche Qualifizierung nach wissenschaftlichen Kriterien dem Sontheimerschen An- 
spruch nicht gerecht. Sein Ziel ist politisch: Er sieht in den linken Intellektuellen und ihren 
Theorien eine Gefahr für die geistigen Grundlagen der in der BRD erreichten Stabilität, und 
diese Gefahr will er mit seinem Buch bekämpfen. Wissenschaftliche Argumente werden diesem 
Kampfziel untergeordnet, sie werden instrumentalisiert. 


3. Zur politischen Funktion 


Sontheimers Buch ist insofern eine innerwissenschaftliche Feinderklärung, als es die durch den 
Radikalenerlaß ins Werk gesetzte innerstaatliche Feinderklärung gegen linke Kritiker auf der 
Ebene der Sozialwissenschaftler und der von ihnen Ausgebildeten ergänzt. Sontheimer gibt vor, 
die Ursachen und Ausdrucksformen gesellschaftsschädlicher linker Theorie umfassend darzu- 
stellen und das alles auch wissenschaftlich zu begründen. Nach außen, für die Öffentliche Mei- 
nung bis hin zum Verfassungsschutz, erscheint er als Wissenschaftler; nach innen — gegenüber 
der wissenschaftlichen Kritik — entwaffnet er durch das Bekenntnis zu Naivität und Common 
Sense. Zur Destruktion dieser Doppelrolle in der von Sontheimer angezielten Öffentlichkeit 
sind nicht-marxistische Sozialwissenschaftler, die sich gegen Sontheimers Methode der Norma 
lisierung von Wissenschaft wehren, ebenso aufgerufen wie die von Sontheimer diffamierten Mar- 
xisten. Die Rezensionen, die Sontheimers Buch zuteil wurden, ließen freilich — mit Ausnahme 
derjenigen Dahrendorfs in der „‚Zeit‘‘ — erkennen, daß Sontheimers Buch bereits jetzt als das 
einkaikuliert und instrumentalisiert wird, was es sein will: Ein Akt politischer. Disziplinierung 
der Linken, ein Akt der Ausübung von Herrschaft. im ‚‚Spiegel” rezensierte zunächst ein unge- 
nannter Habermas-Fan und Journalist Sontheimers Buch mit der Tendenz: Sontheimer habe 
wohl weitgehend recht, aber dem Habermas tue er mit seiner Kritik unrecht. Daran schloß sich 
eine Kritik des ehemaligen Juso-Vorstandsmitglieds Johano Strasser an, in der dieser vortrug, 
Sontheimer habe zwar in bezug auf viele Marxisten recht, aber den Jusos und ihren Strategie- 
debatten werde Sontheimer nicht gerecht. Sontheimers Buch wird also offenbar schon un- 
hinterfragt als schicksalhafter Machtakt, als „Hagelschlag” (,Spiegel” 16/1976 v. 12.4.76, 
S. 204) hingenommen mit der Konsequenz, daß die einzelnen Betroffenen nur noch rasch einen 
starken Schirm aufspannen, um die Hagelkörner auf Linke der jeweils anderen Provenienz ab- 
zuleiten. 

Warum als übt ein nach wissenschaftlichen Kriterien außerhalb jeder ernsthaften Erörte- 
rung stehendes Buch eines „liberalen politischen Wissenschaftlers” (S. 13) derartige Macht aus? 
Uns scheint, daß dieses Buch eine bestimmte Interessenkonstellation von Politikern und Mei- 
nungsverbreitern sehr präzise trifft: 

1. Sontheimers Buch kommt gerade recht, weil derzeit die aufgrund der westeuropäi- 
schen Reaktion auf die Berufsverbotspraxis verunsicherten Regierungsparteien in Bund und 
Ländern sowie-die in dieser Sache - mit ihnen einige herrschende Fraktion in den Massenmedien 
eine Ermuligung, gar Se eine wissenschaftliche ‚von einem „Liberalen“, so nötig haben wie ein 
Diabetiker sein Insulin. 

. 2..-Sowikeimers. Buch sleichtert wielen Liberalen ‚und Sozialdemokraten das Aus- 
weichen vor..Auseinandersetzungen nit markistischer Theorie und .dinker Intelligenz, weil 
eine eınsthafie- Auseinandersetzung mittlerweile politisch gefährlich geworden ist. Nicht weil 
‚die marxistische Linke pelitisch stärker geworden wäre, sondern z.B. deshalb, weil bereits 
Kontakte zu ähr bei Überprüfungen der golitischen Gesinnung sich zu einem Ablehnungs- 
‚grund bei’Ötellenbewerbungen auswachsen können. 

Das Buch äst sein ‚weiterer Versuch, «lie Isolation dinker Intellektueller in unserer Ge- 
selschaft zu Werpeihen. ‚Und ‚die Tatsache, däß eine begriffsiose, anti-theeretische Schrift dazu 
vach die Linke bereits politisch ist. Viele Oppertunisten aus dem 
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suche verwendet. Dieser Prozeß wird zu Recht von Sontheimer als „Folge des Unbehagens 
an den bislang vorherrschenden Formen begrenzter und widersprüchlicher Theoriebildung” 
(S. 75) bezeichnet. Die bürgerliche Theorie ist in den vergangenen Jahren sicherlich nicht 
besser geworden, aber sie hat es heute nicht mehr nötig, sich auch nur ansatzweise mit 
kritischer und marxistischer Theorie auseinanderzusetzen. Denn Auseinandersetzung mit 
kritischen Positionen bedeutet immer eine Aufweichung und Schwächung des Herrschafts- 
apparats. Daher bezeichnet Sontheimer „das Eingeständnis eines ‚Theoriedefizits‘ der (so- 
zialdemokratischen) Partei ... unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung innerparteilicher Sta- 
bilität und Solidarität sicherlich (als) einen schweren Fehler” (S. 175). Aus diesem Fehler 
meint Sontheimer lernen zu müssen. Sein Buch ist bereits ein Resultat dieses Lernprozes- 
ses. 

Um: das Theoriedefizite zu leugnen, muß Sontheimer allerdings auch die Sachverhalte 
bestreiten, die von den inkriminierten Theorien angesprochen werden. Indessen steht zu 
erwarten, daß sich die Realität der Gesellschaft in der Bundesrepublik diesem Versuch Sont- 
heimers sperren und seine Argumentation unglaubwürdig machen wird. Dies zeigt sich be- 
sonders deutlich an seinen Ausführungen zur „Armut in der Bundesrepublik” einem der ver- 
meintlichen Hirngespinste linker Theorie. 

Gewerkschafter werden stutzig werden bei Sentenzen wie der, daß zu den ‚Insig- 
nien des mittleren Arbeiterwohlstandes’” u.a. gehören „das eigene Häuschen im Grünen, die 
verbesserte häusliche Speise- und Getränkekarte, der jährlich immer länger ausgedehnte 
Urlaub, das private Auto und was sonst noch ...” (S. 94). Jeder Gewerkschafter weiß 
gegen diese Hirngespinste eines Beziehers höherer Einkommen Abhilfe: Statistiken lesen! 
Die Tatsache der Armut in der Bundesrepublik versucht Sontheimer am Beispiel eines 
Aufsatzes von W. Hollstein (In: Sozialarbeit unter kapitalistischen Produktionsbedingun- 
gen, hg. v. W. Hollstein u. M. Meinhold, Frankfurt/M. 1973, S. 9-43) zu widerlegen. Hollstein 
übernimmt die Berechungen von Jürgen Roth (Armut in der Bundesrepublik, Darmstadt 
1971, S. 70), die als arm u.a. die Rentenabhängigen mit einer monatlichen Rente bis zu 
350 Mark sowie Erwerbstätige und Familien mit einem monatlichen Einkommen unter 
600 Mark definieren. Beide Kategorien machten 1970 jeweils mehr als 5 Millionen Ein- 
wohner der BRD aus, so daß insgesamt, unter Einbeziehung von armen Landwirten, Ob- 
dachlosen, Heimkindern, Insassen von psychiatrischen und Haftanstalten etwa 15 Millio- 
nen herauskommen. Sontheimer reagiert auf diese einfache Rechnung so: „Dank der 
Addition derartiger Zahlen kommt dieser Analytiker der Armut in der Bundesrepublik 
zu der phantastischen Zahl von fast 15 (in Worten: fünfzehn) Millionen ‚Sozialfällen‘; 
das wäre fast jeder vierte Bewohner, die Gastarbeiter ... nicht einmal mitgerechnet.” (S. 133). 

Das ist in der Tat starker Tobak für einen, der die BRD als relativ beste der relativ mög- 
lichen Gesellschaften zu rechtfertigen versucht. Die nächstliegende Reaktionsweise auf die 
überraschende Information, daß jeder vierte Bewohner der BRD arm ist, wäre sicherlich, sich 
die Statistiken über Armut genauer anzusehen. Wenn man meint, einige der statistisch Dazu- 
gerechneten seien gar nicht arm, dann müßte sich dies ja belegen lassen. Nicht so Kurt Sont- 
heimer. Seine Methode ist vielmehr die von Christian Morgenstern karikierte, „daß nicht sein 
kann, was nicht sein darf”: er fragt sich, wie ein Linker zu „‚diesem, alle geläufigen Vorstellun- 
gen von Armut sprengenden Verständnis des Phänomens gelangt“ (S. 133) und findet die 
Schuld programmgemäß bei der linken Theorie. Er stützt sich darauf, daß Walter Hollstein 
„Armut” als relativ definiert, als „bestimmt durch Reichtum und Wohlstand der anderen”. 
(Hollstein, S. 23, Sontheimer S. 133). 

So einfach kann man sich vor der Provokation drücken, die durch Statistik auf einen 
zukommt. Dieses Beispiel Sontheimerscher Argumentation offenbart sehr genau die Technik 
der Ersatzfeindbeschaffung. Nicht die gesellschaftlichen Verhältnisse, die Armut für ein Vier- 
tel der Bevölkerung erzeugen, sind schuld, sondern die linke Theorie, die das Ausmaß der 
Armut feststellt. 

In der „ZEIT” vom 27.2.1970 schrieb Kurt Sontheimer, die Politologie habe die 
Funktion gehabt, „die bestehenden Machtverhältnisse zu legitimieren und damit zu stabili- 
sieren.” Mit seinem Buch tut er sein Bestes, damit das wieder so wird. 


160 


